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Vorwor tze, Liptay. 


Die Beſtimmungen der Weimarer Verfaſſung über das Schulweſen ſind bisher 
rechtswiſſenſchaftlich kaum bearbeitet worden. Eine Monographie fehlt. In den 
Verfaſſungskommentaren und in den Lehrbüchern des Staats⸗ und Verwaltungs⸗ 
rechts werden ſie — bei der geringen Entwicklungsſtufe des Schulrechts und dem 
Mangel an wiſſenſchaftlichen Vorarbeiten nur zu verſtändlich — meiſt recht ſtief⸗ 
mütterlich behandelt; auch in den wenigen rühmlichen Ausnahmefällen, zu denen 
neuerdings beſonders die 3. Auflage des Kommentars von Poetzſch⸗Heffter gehört, 
hindert offenbar Rückſicht auf den Umfang des Geſamtwerks eine in die Einzel⸗ 
fragen dringende Bearbeitung. So bedarf, mag auch an ſich die Herausnahme 
einzelner Abſchnitte der Grundrechte zu geſonderter Bearbeitung gewiſſen Be⸗ 
denken und Schwierigkeiten begegnen, der Verſuch, die Schulartikel der Verfaſſung 
in einer Monographie zu behandeln, kaum beſonderer Begründung. 

Aber mehr noch gibt eine andere Erwägung zu dieſem Unternehmen Anlaß, 
ungeachtet ſeiner Schwierigkeiten. Die ſchulpolitiſchen Auseinanderſetzungen ſeit 
Inkrafttreten der Weimarer Verfaſſung zeigen dem, der ſie mit den vielfachen 
früheren Kämpfen um ähnliche Gegenſtände etwa in der preußiſchen Schul⸗ 
geſchichte ſeit 1848 vergleicht, neben vielem durchaus Typiſchen, das ganz zu 
Unrecht jetzt als neu empfunden wird, doch einen ſicher neuen Zug: eine ganz 
erſtaunliche Nichtachtung des Rechtlichen. Gewiß iſt auch hieran etwas grund⸗ 
ſaͤtzlich Bedingtes: den horror juridici alles Politiſchen hat noch kürzlich Triepel 
(in den Veröffentlichungen der Vereinigung der Staatsrechtslehrer Heft 5 Seite 8 ff.) 
anſchaulich dargeſtellt. Und auch früher ſchon iſt gerade in der Geſchichte des 
Schulrechts aus der geringen Entwicklung der Schulgeſetzgebung, der Zerſplitte⸗ 
rung und Unüberſichtlichkeit der Rechtsquellen und ſelbſt aus dem Wortlaut der 
Beſtimmungen der Preußiſchen Verfaſſungsurkunde von 1850 mancher juriſtiſche 
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Streit entſtanden, den ſich ſchulpolitiſche Beſtrebungen haben zunutze machen 
koͤnnen. Aber die Erſcheinung, die wir ſeit etwa acht Jahren erleben, iſt doch, wenn 
ich recht ſehe, etwas grundſäͤtzlich anderes. Selbſt wenn man fic frei weiß von 
jeder falſchen Einſchätzung der Bedeutung des rechtlichen Moments und gewiß 
nicht der Meinung iſt, daß der große Kampf der ſchulpolitiſchen Richtungen 
ſchließlich etwa durch juriſtiſche Argumente entſchieden oder auch nur maßgeblich 
beeinflußt werden könnte, ſo iſt es doch ſchlechthin unmöglich, geltendes Recht, 
zudem Verfaſſungsrecht, als unklar, unbequem, durch Verſchiebung der politiſchen 
Machtverhältniſſe überholt uſw. einfach beiſeite zu ſchieben, auch da, wo eine 
Anderung im Wege der Geſetzgebung von vornherein ausſichtslos erſcheint. 
Zu ſolcher Haltung aber ſind in der öffentlichen Auseinanderſetzung der letzten 
Jahre — und zwar wohl in allen ſchulpolitiſchen Lagern — mindeſtens ſtarke 
Anſätze erkennbar, mögen fle auch dem einzelnen nicht bewußt werden — Anfäge, 
wie fie bei ſonſtigen politiſchen Auseinanderſetzungen in aller ihrer Schärfe und 
Rückſichtsloſigkeit doch nicht ohne weiteres vorzukommen pflegen. Nur ein 
Beiſpiel dafür iſt der Kampf um Schaffung eines Reichsvolksſchulgeſetzes. Ein 
großer Teil dieſes Kampfes iſt in den vergangenen Jahren beinahe naiv geführt 
worden, als ſolle ſich das deutſche Volk für Simultan⸗ oder Bekenntnis⸗ oder 
weltliche Schule entſcheiden, als beſtünde für dieſe Entſcheidung keine andere 
Schranke als die eigene ſchulpolitiſche Überzeugung, und als fet nicht dieſe Ents 
ſcheidung bereits 1919 in Weimar gefallen. Aber auch in den engeren Kreiſen, in 
denen man wußte, daß es ſich bei dem Reichsvolksſchulgeſetz nur um die Aus⸗ 
führung einer in den entſcheidenden Grundlinien feſtgelegten Verfaſſungs⸗ 
beſtimmung handelt, iſt man doch immer wieder einer erſtaunlichen Nichtachtung 
dieſes Moments begegnet. Schon die eine Tatſache, daß ein ſolches Geſetz mit all 
ſeinen Schwierigkeiten überhaupt unternommen wird, bevor die grundlegende 
Rechtsfrage, die Vorfrage des ganzen Geſetzes, die allein mit juriſtiſchen Mitteln 
zu löfen iff, einigermaßen geflart iſt, zeigt die beſondere Situation des Schulrechts 
im Strudel ſchulpolitiſcher Kämpfe. Eine Situation, die auch dann nicht weniger 
ernſt zu nehmen iſt, wenn man eine gewiſſe Erklarung für fie in den — milde 
ausgedrückt — erſtaunlichen Auslegungskünſten findet, die man auf ſchul⸗ 
politiſchem Gebiet in den letzten Jahren erlebt hat, und die wohl geeignet waren, 
dieſe Vertrauenskriſe eigener Art herbeizuführen; und man mag es als Ausdruck 
ſolchen enttäufchten Vertrauens werten, wenn der Preußiſche Kultus miniſter im 


Landtag bei Erörterung des Reichsſchulgeſetzproblems (am 3. November 1925, 
Sten. Ber. S. 5714), nachdem er eine — rechtlich übrigens ohne Zweifel nicht 
haltbare — Auffaſſung vertreten hat, hinzufügt 
„. . . und ich glaube, daß es dann Juriſten genug geben wird, die 
ſeine Vereinbarkeit mit der Reichsverfaſſung überzeugend darlegen 
werden“ 

Dieſe Arbeit iſt von der Überzeugung getragen, daß es, entgegen dieſem Aus⸗ 
ſpruch, eine primäre Aufgabe der Rechts wiſſenſchaft bei Auslegung des geltenden 
Schulrechts gibt, unabhängig von aller Schulpolitik — ſo überflüſſig dieſe Ver⸗ 
ſicherung dem Juriſten, der in den geſicherten Innenbezirken der Jurisprudenz 
arbeitet, erſcheinen mag. Sie iſt entſtanden aus der praktiſchen Erfahrung, daß 
es nicht zuletzt das Fehlen einer allſeitigen, umfaſſenden, die Geſamtheit auch 
der geſetzgeberiſchen Materialien verwertenden Unterſuchung geweſen iſt, das die 
vielen unzulänglichen Interpretationsverſuche der letzten Zeit überhaupt erſt 
ermöglicht hat. Wenn bei dieſer Sachlage hier ein erſter Verſuch unternommen 
wird, ohne jede Rückſicht auf ſchulpolitiſche Wertungen den in den Schulartikeln 
der Reichsverfaſſung niedergelegten Rechtsſtoff nach den überlieferten rechts⸗ 
wiſſenſchaftlichen i erläutern, fo bin ich mir der Bez 
dingtheit und der Schwierigkeiten dieſes Verſuchs bewußt. Zu allem anderen 
kommt bei den Schulartikeln der Verfaſſung die ganz beſondere Art des Zuſtande⸗ 
kommens, die ſtarken Unzulänglichkeiten ihrer Formulierung, das häufige Aus; 
einanderfallen geſetzgeberiſcher Intentionen und ihres ſchließlich erzielten Aus⸗ 
drucks. Nur entſchiedene Überzeugung von der Notwendigkeit und Möglichkeit, 
trotz alledem einen objektiven Sinn in dem Ganzen der Schulartikel zu erkennen 
und herauszuarbeiten — wie den objektiven Sinn eines Kunſtwerkes, der oft etwas 
anderes iſt als die bewußten Abſichten des Künſtlers 7 fann bier gelegentlich 
vor juriſtiſcher Reſignation ſchützen. 

Die Arbeit war auf Auslegung der Schulartikel ſelbſt zu beſchraͤnken. Der Vers 
ſuchung, näher auf das inhaltlich mit den Schulartikeln vielfach zuſammen⸗ 
haͤngende Landesrecht einzugehen, in das die Schulartikel reichsrechtlich hinein⸗ 
ragen, mußte widerſtanden werden; angeſichts des Fehlens ſichtender Vor⸗ 
arbeiten hatte ſolche Darſtellung ſich zu leicht über die Bearbeitung der Schul⸗ 
artikel hinaus zu dem noch fehlenden Handbuch des Deutſchen Schulrechts aus⸗ 
gewachſen. Leider blieb ſo vielfach eine auch von mir als einſeitig empfundene 
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Bezugnahme nur auf preußiſche Verhaͤltniſſe übrig, die vielleicht bei einer fpäteren 
Auflage auf die anderen Lander erſtreckt werden kann. 

Die Arbeit iſt entſtanden aus einem Beitrag zu dem im gleichen Verlage er⸗ 
ſcheinenden, von Profeſſor Nipperdey herausgegebenen Sammelwerk „Die 
Grundrechte und Grundpflidten der Deutſchen“, der dort nur unter ſehr ſtarken 
Kürzungen Aufnahme finden konnte. So erklären ſich beſonders die Ausführungen 
der einleitenden Kapitel. 

Ich möchte nicht unterlaſſen, zum Ausdruck zu bringen, daß dieſe Arbeit, 
wiewohl reine Privatarbeit, nicht hätte entſtehen können ohne die jahrelangen, 
vielfältigen Arbeiten, die in der preußiſchen Unterrichtsverwaltung unter der 
immer wieder entſcheidenden Initiative und geiſtigen Führung ihres Leiters 
geleiſtet worden ſind, dem dies Buch gewidmet werden durfte. 


Berlin, den 8. Februar 1929. 


Walter Lande. 


He, pee, Z. ag 
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Die Schul⸗Artikel der Reichsverfaſſung. 


Artikel 143. 


Für die Bildung der Jugend ist durch öffentliche Anstalten zu sorgen. 
Bei ihrer Einrichtung wirken Reich, Länder und Gemeinden zusammen. 

Die Lehrerbildung ıst nach den Grundsätzen, die für die höhere Bildung 
allgemein gelten, fiir das Reich einheitlich zu regeln. 

Die Lehrer an öffentlichen Schulen haben die Rechte und Pflichten der 
Staatsbeamten. 


Artikel 144. 


Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates; er kann 
die Gemeinden daran beteiligen. Die Schulaufsicht wird durch haupt- 
amtlich tätige, fachmännisch vorgebildete Beamte ausgeübt. 


Artikel 145. 


Es besteht allgemeine Schulpflicht. Ihrer Erfüllung dient grundsätzlich 
die Volksschule mit mindestens acht Schuljahren und die anschließende 
Fortbildungsschule bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjahre. Der Unter- 
richt und die Lernmittel in den Volksschulen und Fortbildungsschulen sind 
unentgeltlich. 


Artikel 146. 


Das öffentliche Schulwesen ist organisch auszugestalten. Auf einer für 
alle gemeinsamen Grundschule baut sich das mittlere und höhere Schul- 
wesen auf. Für diesen Aufbau ist die Mannigfaltigkeit der Lebensberufe, 
für die Aufnahme eines Kindes in eine bestimmte Schule sind seine Anlage 
und Neigung, nicht die wirtschaftliche und gesellschaftliche Stellung oder 
das Religionsbekenntnis seiner Eltern maßgebend. 

Innerhalb der Gemeinden sind indes auf Antrag von Erziehungsberechtig- 
ten Volksschulen ihres Bekenntnisses oder ihrer Weltanschauung einzu- 
richten, soweit hierdurch ein geordneter Schulbetrieb, auch im Sinne des 
Abs. 1, nicht beeinträchtigt wird. Der Wille der Erziehungsberechtigten ist 
möglichst zu berücksichtigen. Das Nähere bestimmt die Landesgesetzgebung 
nach den Grundsätzen eines Reichsgesetzes. 

Für den Zugang Minderbemittelter zu den mittleren und höheren Schulen 
sind durch Reich, Länder und Gemeinden öffentliche Mittel bereitzustellen, 
insbesondere Erziehungsbeihilfen für die Eltern von Kindern, die zur Aus- 
bildung auf mittleren und höheren Schulen für geeignet erachtet werden, 
bis zur Beendigung der Ausbildung. 


Die Schul⸗Artikel der Reichsverfaſſung 


Artikel 147. 


Private Schulen als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmi- 
gung des Staates und unterstehen den Landesgeseizen. Die Genehmigung 
ist zu erteilen, wenn die Privatschulen in ihren Lehrzielen und Einrich- 
tungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht 
hinter den öffentlichen Schulen zurückstehen und eine Sonderung der 
Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert wird. Die 
Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche 
Stellung der Lehrkräfte nicht genügend gesichert ist. 

Private Volksschulen sind nur zuzulassen, wenn für eine Minderheit 
von Erziehungsberechtigten, deren Wille nach Artikel 146 Abs. 2 zu berück- 
sichtigen ist, eine öffentliche Volksschule ihres Bekenninisses oder ihrer 
Weltanschauung in der Gemeinde nicht besteht oder die Unterrichtsver- 
waltung ein besonderes pädagogisches Interesse anerkennt. 

Private Vorschulen sind aufzuheben. 

Für private Schulen, die nicht als Ersatz für öffentliche Schulen dienen, 
verbleibt es bei dem geltenden Recht. 


Artikel 148. 


In allen Schulen ist sittliche Bildung, staatsbürgerliche Gesinnung, per- 
sönliche und berufliche Tüchtigkeit im Geiste des deutschen Volkstums und 
der Völkerversöhnung zu erstreben. 

Beim Unterricht in öffentlichen Schulen ist Bedacht zu nehmen, daß 
die Empfindungen Andersdenkender nicht verletzt werden. 

Staatsbürgerkunde und Arbeitsunterricht sind Lehrfächer der Schulen. 
Jeder Schüler erhält bei Beendigung der Schulpflicht einen Abdruck der 
Verfassung. 

Das Volksbildungswesen, einschließlich der Volkshochschulen, soll von 
Reich, Ländern und Gemeinden gefördert werden. 


Artikel 149. 


Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach der Schulen mit Aus- 
nahme der bekenntnisfreien (weltlichen) Schulen. Seine Erteilung wird 
im Rahmen der Schulgesetzgebung geregelt. Der Religionsunterricht wird 
in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der betreffenden Religionsgesell- 
schaft unbeschadet des Aufsichtsrechts des Staates erteilt. 

Die Erteilung religiösen Unterrichts und die Vornahme kirchlicher Ver- 
richtungen bleibt der Willenserklärung der Lehrer, die Teilnahme an 
religiösen Unterrichtsfächern und an kirchlichen Feiern und Handlungen 
der Willenserklärung desjenigen überlassen, der über die religiöse Erziehung 
des Kindes zu bestimmen hat. 

Die theologischen Fakultäten an den Hochschulen bleiben erhalten. 


Artikel 174. 


Bis zum Erlaß des in Artikel 146 Abs. 2 vorgesehenen Reichsgesetzes 
bleibt es bei der bestehenden Rechtslage. Das Gesetz hat Gebiete des Reichs, 
in denen eine nach Bekenntnissen nicht getrennte Schule gesetzlich besteht, 
besonders zu berücksichtigen. 


A. Das Sdhulwefen als Teil der Grundrechte 
in der Reichsverfaſſung. 


I. Hiſtoriſcher Überblick. 


Das Schulweſen gehört nicht zu den älteſten Beſtandteilen der Grundrechte. 
In der Aufzählung der Grundrechte, wie ſie die Verfaſſungen der amerikaniſchen 
Gliedſtaaten zuerſt bringen), fehlt das Schulweſen, ebenſo wie in der franzoͤ⸗ 
ſiſchen Erklärung der Menſchen⸗ und Bürgerrechte?) von 1789 und in dem Katalog 
der Grundrechte, den die Verfaſſungen deutſcher Einzelſtaaten, die in der 
Zeit zwiſchen 1815 und 1830 entſtanden, regelmäßig enthielten). Die franzs⸗ 
ſiſchen Verfaſſungen zwiſchen 1791 und 1830 enthalten zwar eine Erwaͤhnung 
des Schulweſens; es iſt aber bemerkenswert, daß dieſe Erwähnung, auch da, wo 
ſie in der Aufzählung der Grundrechte an der Spitze dieſer Verfaſſungen erſcheint, 
das Schulweſen nicht eigentlich als Freiheitsrecht des Bürgers behandelt, ſondern 
als Gegenſtand ſtaatlicher Fürſorge für die Bürger, als eine Inſtitution des 
Staates neben anderen‘), Die Einreihung des Schulweſens unter die Freiheits⸗ 
rechte im engeren Sinne geſchieht zuerſt in Belgien. Die belgiſche Verfaſſung 


1) Über ihre Bedeutung Jellinek, Erklarung der Menſchen⸗ und Bürgerrechte, 3. Aufl. 
München⸗ Leipzig 1919 S. off. Texte in dem Werk: The Federal and State Constitutions, 
Colonial Charters and other Organic Laws of the United States, 2 Bde. Waſhington 1877. 


26. 8. 
) Declaration des droits de l homme et du citoyen bom ——— 1789 (abgedr. 4.2. bet Helie, 
3. 11. 


Les constitutions de la France, Paris 1875, Bd. 1 S. 30ff.). 

*) Bgl. Verf. Urk. d. Kgr. Bayern vom 26. Mal 1818 Tit. IV (Binding, Deutſche Staats⸗ 
geundgefege, Heft V S. 13); Verf. Urk. d. Kgr. Sachſen vom 4. September 1831, 3. Abſchnitt 
(Binding a. a. O. Heft VI S. 22, vgl. übrigens § 59 ebd. S. 28); Verf. Urk. f. d. Kgr. Würt⸗ 
temberg vom 25. September 1819, III. Kap. (Binding a. a. O. Heft VII S. 13 ff.; vgl. § 84 
ebd. S. 31); Verf. Urk. f. d. Großherzogtum Baden vom 22. Auguſt 1818, II (Binding a. a. O. 
Heft VIII x S. 42); Verf. Urk. d. Großherzogtums Heſſen vom 17. Dezember 1820 Tit. III 
(Binding, a. a. O. Heft VIII 2 S. 7). 

*) a) Franzöſ. Verf. vom 3/13. September 1791 (Helie a. a. O. Bd. 1 S. 268ff.), Tit. I 

(„Dispositions fondamentales garanties par la constitution“) Abſ. 13: 

„Il sera créé et organisé une instruction publique, commune & tous les citoyens, 
gratuite à l’égard des parties d’enseignement indispensables pour tous les hommes, 
et dont les établissements seront distribués graduellement dans un rapport com- 
biné avec la division du royaume.“ 

Alſo Staat sgewaͤhr Öffentlichen Unterrichts, nicht Freiheitsrecht! 


Lande, Die Schule 
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zählt unter den „Rechten der Belgier“, neben den aus der franzöſiſchen Verfaſſung 
übernommenen anderen Grundrechten, die „Freiheit des Unterrichts“ anf), Aus 
der Vorgeſchichte dieſer Verfaffungsbeftimmung®) ergibt fich, daß, anders als in 
den franzöſiſchen Verfaſſungen, nicht einfach ein Grundſatz für das Schulweſen 
im Staatsgrundgeſetz niedergelegt werden ſollte, ſondern, als Proteſt gegen die 
voraufgegangene ſtaatliche Regulierung des Schulweſens in der franzöſiſchen und 
holländifchen Zeit, die programmatiſche, foͤrmliche Ablehnung dieſes Syſtems, die 
Zurückweiſung des Staates aus dieſem Gebiet, feine Erklarung zur ſtaatsfreien 
Sphäre des Individuums. Die belgiſche Vorſchrift entſtammt alſo, als erſte, 
echter Grundrechtsſtimmung. 

An dieſes belgiſche Vorbild ſchloß dann, hier wie ſonſt, das Werk der Frank⸗ 
furter Nationalverſammlung an. Die hier geſchaffenen Beſtimmungen 


b) Constitution de la République Francaise vom 24. Juni 1793 (Helie a. a. O. Bd. I 
S. 376 ff.) Ziff. 22 der vorangeſchickten declaration des droits de l' homme et du citoyen: 
„L'instruction est le besoin de tous. La société doit favoriser de tout son 
pouvoir les progrés de la raison publique et mettre l’instruction a la portée de 
tous les citoyens“ 
und Art. 122: 
„La constitution garantit à tous les Frangais . . . une instruction ccammune. . Pi 

Das Schulweſen hier alfo zwar — zum erften Male — unter den Grundrechten, 

aber inhaltlich doch wieder ganz Staatsfürſorge, nicht Freiheitsrecht. 

c) In der Constitution de la République Francaise vom 22. Auguſt 1795 (Hélie a. a. O. 
Bd. II S. 436ff.) fehlt das Schulweſen wieder unter den Grundrechten, dagegen iſt 
ihm ein eigener Abſchnitt („Titre X. Instruction publique) gewidmet mit allge⸗ 
meinen organiſatoriſchen Beſtimmungen (art. 296ff.), unter ihnen, als erſter Anklang 
an ein Freiheitsrecht, Art. 300: 

„Les citoyens ont le droit de former des établissements particuliers d’edu- 
cation et d' instruction ainsi que des sociétés libres pour concourir aux progres 
des sciences, des lettres et des arts.“ 

In der Constitution de la République Frangaise vom 13. Dezember 1799 (Hélie 
Bd. III S. 577 ff.) wird das Schulweſen nicht erwähnt (ogl. Titre VII „Dispositions 
générales“), ebenſowenig in den nun folgenden Verfaſſungen 4. Auguſt 1802 (a. a. O. 
S. 685 ff.), 18. Mai 1804 (S. 717 ff.), 6. April 1814 (S. 880 ff.), 4. Juni 1814 (S. 
884 ff.), 22. April 1815 (S. gor ff.), obwohl die drei letzteren Grundrechtskataloge 
enthalten. 

e) Charte constitutionelle vom 9. Auguſt 1830 (Hélie Bd. IV S. 987 ff.) am Schluſſe 
unter der Überſchrift „Dispositions particulieres“: 

„ . » 69. Il sera pourvu successivement, par des lois séparées, et dans le plus 
court délai possible aux objets qui suivent: 

.. . 8° à Pinstruction publique et la liberté de Penseignement. . .“ Erſt 
bier alfo Unterrichtsfreiheit, aber an zweiter Stelle nach dem öff. Unterricht. 
5) Art. 17: , 
„L’enseignement est libre; toute mesure préventive est interdite; la répression des 
delits n'est réglée que par la loi. 
L’instruction publique donnée aux frais de Etat est également réglée par la loi.“ 
) Bgl. Errera, Das Staatsrecht des Königreichs Belgien, Tübingen 1909, S. 354ff. 
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über das Schulweſen, die dann vorbildlich für die Preußiſche Verfaſſungsurkunde 
geworden ſind, ſtehen wiederum in der Aufzahlung der Grundrechte”), Dieſe 
Einordnung ſcheint man in Frankfurt als ſelbſtverſtändlich angeſehen zu haben. 
Aber damit wird ber tiefgreifende Unterſchied der Frankfurter Schulartikel von 
ihrem belgiſchen Vorbild nur ſchlecht verhüllt. Nicht nur ſtatt der drei Sätze der 
belgiſchen Verfaſſung hier eine bis in Einzelheiten hinein ſich verlierende Regelung 
der Grundlagen des Schulweſens. Sondern vor allem ein entſcheidendes Ab⸗ 
rücken von dem Grundgedanken des belgiſchen Freiheitsrechts: Die Freiheit des 
Unterrichts iſt zwar, unter beſtimmten Vorausſetzungen, auch hier proklamiert, 
aber ihr vorangeſtellt iſt die Oberaufſicht des Staates, und alle weiteren Beſtim⸗ 
mungen der Frankfurter Grundrechte regeln das öffentliche, ſtaatliche Schulweſen, 
beinahe als haͤtten ſie die übernommene Theſe des Art. 24 vergeſſen. Das belgiſche 
Freiheitsrecht iſt nicht nur abgeſchwaͤcht, ſondern entſcheidend umgeformt ). 


) Art. 6 ($$ 22—28) des Geſetzes vom 27. Dezember 1848 betr. die Grundrechte des deutſchen 
Volkes (RGBl. 49), (pater wörtlich übernommen in Abſchnitt VI Art. VI (88 152—158) der 
(Frankfurter) Verfaſſung des Deutſchen Reiches vom 28. März 1849 (RG Bl. 101): 

18 23. 

Das Unterrichts⸗ und Erziehungsweſen ſteht unter der Oberaufſicht des Staates und 
iſt, abgeſehen vom Religionsunterricht, der Beaufſichtigung der Geiſtlichkeit als ſolcher 
enthoben. 

9 24, 

Unterrichts, und Erziehungsanſtalten zu gründen, zu leiten und an ſolchen Unter⸗ 
richt zu erteilen, ſteht jedem Deutſchen frei, wenn er ſeine Befaͤhigung der betreffenden 
Staatsbehörde nachgewieſen hat. 

Der haͤusliche Unterricht unterliegt keiner Beſchränkung. 

§ 25, 

Für die Bildung der deutſchen Jugend ſoll durch öffentliche Schulen überall genügend 
geſorgt werden. 

Eltern oder deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder oder Pflegebefohlenen nicht ohne 
den Unterricht laſſen, welcher für die unteren Volksſchulen vorgeſchrieben iſt. 

§ 26. 

Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte der Staatsdiener. 

Der Staat ſtellt unter geſetzlich geordneter Beteiligung der Gemeinden aus der Zahl 
der Geprüften die Lehrer der Volksſchulen an. 

§ 27, 

Für den Unterricht in Volksſchulen und niederen Gewerbeſchulen wird kein Schulgeld 
bezahlt. 

Unbemittelten ſoll auf allen öffentlichen Unterrichtsanſtalten freier Unterricht gewährt 
werden. 

§ 28, 

Es ſteht einem jeden frei, feinen Beruf zu wahlen und ſich für denſelben auszubilden, 
wie und wo er will.“ 

Bsı. auch die entſprechen den Stellen aus den Entwürfen der ſog. Erfurter Unionsverfaſſung, 
abgedruckt bei Bin ding, Deutſche Staatsgrundgeſetze, Heft II S. 78. 

®) Über die innere Un möglichkeit, die belgiſche Regelung nach Deutſchland zu übernehmen, 

vgl. die treffenden Darlegungen bei Anſchütz, Pr. Verf. Urk. S. 364ff. 
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In dieſer Form wirkt die Frankfurter Regelung auf die Arbeiten an der 
Preußiſchen Verfaſſung. Waͤhrend der Regierungsentwurf, in offenbarer 
Anknüpfung an die belgiſche Regelung, nur kurz die Unterrichtsfreiheit ausſprach !), 
enthielt die oftronierte Verfaſſung ſyſtematiſche Beſtimmungen!0), die ſich eng an 
die Frankfurter Formulierungen anlehnten n), und die endgültige Faſſung der 
Schulbeſtimmungen in der Preußiſchen Verfaſſungsurkunde vom 30. Januar 


13 Reg. Entw.: „Die Freiheit des Unterrichts iſt nur den in den Geſetzen beſtimmten 
Beſchraͤnkungen unterworfen.“ — In der Faſſung der Kommiſſtonsbeſchlüſſe der Nats 
Verſ. war daraus geworden: 


„Art. 22. Unterricht zu erteilen und Unterrichtsanſtalten zu gründen, ſteht jedem frel. 
Vorbeugende, beengen de Maßregeln ſind unterſagt. Die Eltern oder Vormünder find 
verpflichtet, ihre Kinder oder Pflegebefohlenen in den Clementargegenftanden unterrichten 
zu laſſen. Die Befugnis der Eltern oder Vormünder, darüber zu beſtimmen, wo ihre 
Kinder oder Pflegebefohlenen unterrichtet oder erzogen werden ſollen, darf auf keine Weiſe 
beſchraͤnkt werden. 


Art. 23. Die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung und Erweiterung der oͤffentlichen 
Volksſchule werden von den Gemeinden, aushilfsweiſe von den Gemeindeverbänden 
und dem Staate aufgebracht. In der öffentlichen Volksſchule wird der Unterricht unent⸗ 
geltlich erteilt. 

Art. 24. Die öffentlichen Volksſchulen, ſowie alle übrigen oͤffentlichen Unterrichts⸗ 
anftalten, ſtehen unter Aufſicht eigener Behörden und ſind von jeder kirchlichen Aufſicht fret. 

Art. 25. Ein Unterrichtsgeſetz regelt das ganze Öffentliche Unterrichtsweſen auf Grund 
vorſtehender Beſtimmungen.“ 


10% „Att. 18. Der preußiſchen Jugend wird durch genügende Öffentliche Anſtalten das Recht 
auf eigene Volksbildung gewährleiſtet. 

Eltern und Vormünder find verpflichtet, Ihren Kindern oder Pflegebefohlenen den zur allge⸗ 
meinen Volksbildung erforderlichen Unterricht erteilen zu laſſen und müſſen ſich in dieſer Beziehung 
den Beſtimmungen unterwerfen, welche das Unterrichtsgeſetz aufſtellen wird. 


Art. 19. Unterricht zu erteilen und Unterrichtsanſtalten zu gründen, ſteht jedem fret, wenn 
er ſeine ſittliche, wiſſenſchaftliche und techniſche Befähigung den betreffenden Staatsbehoͤrden 
nachgewieſen hat. 

Art. 20. Die offentlichen Volksſchulen, ſowie alle übrigen Erziehungs, und Unterrichtsan⸗ 
ſtalten ſtehen unter der Aufſicht eigener, vom Staate ernannter Behörden. Die offentlichen 
Lehrer haben die Rechte der Staatsdiener. 

Art. 21. Die Leitung der äußeren Angelegenheiten der Volksſchulen und die Wahl der Lehrer, 
welche ihre ſittliche und techniſche Befähigung den betreffenden Staats behoͤrden gegenüber zuvor 
nachgewieſen haben müſſen, ſtehen der Gemeinde zu. 

Den religiöſen Unterricht in der Volksſchule beſorgen und überwachen die betreffenden Reli⸗ 
gionsgeſellſchaften. 

Art. 22. Die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung und Erweiterung der offentlichen Volks⸗ 
ſchulen werden von den Gemeinden und im Falle des nachgewieſenen Unvermoͤgens ergaͤnzungs⸗ 
weiſe vom Staate aufgebracht. Die auf beſonderen Rechtstiteln beruhenden Verpflichtungen 
Dritter bleiben beſtehen. 

In der öffentlichen Volksſchule wird der Unterricht unentgeltlich erteilt. 

Art. 23. Ein befonderes Geſetz regelt das geſamte Unterrichts weſen. Der Staat gewaͤhrleiſtet 
den Volksſchullehrern ein beſtimmtes austömmlihes Gehalt.“ 


1) Bel. Anſchütz, Pr. Verf. Urk. S. 366f. 
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185015) folgte gleichfalls durchaus dem Frankfurter Schema. Der eigentliche 
Grundrechtsgedanke war damit, ſoweit das Schulweſen in Frage ſteht, fae 
Deutſchland verlaſſen. 

Dieſe Entwicklung fand die Weimarer Nationalverſammlung vor, als ſie, im 
Verfaſſungsausſchuß, an die Aufſtellung von Verfaſſungsbeſtimmungen über das 
Schulweſen ging. Auf dieſe Arbeiten haben unmittelbar ausländiſche Bors 

chultweſen in Frage ſteht. nachweisbar ſo gut wie gar nicht ein⸗ 
gewirkt!“). In der deutſchen Entwicklung!) fanden die Arbeiten zwei Gegeben⸗ 
heiten vor: Die Aufſtellung einer Anzahl von Grundſaͤtzen über Schule und 
Unterricht in der Verfaſſung und die Einordnung dieſer Grundſaͤtze in den Katalog 
der Grundrechte. Bei aller Verſchiedenheit des Inhalts hat man in Weimar in 
dieſen beiden formalen Beziehungen das Vorbild der liberalen Umwälzung von 
1848/50 ohne weiteres übernommen!“). 


12) „Art. 21. Für die Bildung der Jugend ſoll durch oͤffentliche Schulen genügend geſorgt 
werden. 

Eltern und deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder und Pflegebefohlenen nicht ohne den Unter⸗ 
richt laſſen, welcher für die Öffentlichen Volksſchulen vorgeſchrieben iſt. 


Art. 22. Unterricht zu erteilen und Unterrichtsanſtalten zu gründen und zu leiten, ſteht jedem 
frei, wenn er ſeine ſittliche, wiſſenſchaftliche und techniſche Befähigung der betreffenden Staats⸗ 
behoͤrde nachgewieſen hat. 

Art. 23. Alle öffentlichen und Privatunterrichts⸗ und Erziehungsanſtalten ſtehen unter der 
Aufſicht vom Staate ernannter Behörden, 


Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte und Pflichten der Staatsdiener. 

Art. 24. Bei der Einrichtung der offentlichen Volksſchulen ſind die fonfefflonellen Ver haͤltniſſ⸗ 
möglihft zu berückſichtigen. 

Den religiöfen Unterricht in der Volksſchule leiten die betreffenden Religlonsgeſellſchaften. 

Die Leitung der äußeren Angelegenheiten der Volksſchule ſteht der Gemeinde zu. Der Staat 
ſtellt, unter geſetzlich geordneter Beteiligung der Gemeinden, aus der Zahl der Befaͤhlgten die 
Lehrer der öffentlichen Volksſchulen an. 

Art. 25. Die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung und Erweiterung der öffentlichen Volks⸗ 
ſchule werden von den Gemeinden und, im Falle des nachgewieſenen Unvermögens, ergaͤnzungs⸗ 
weiſe vom Staate aufgebracht. Die auf beſonderen Rechtstiteln beruhenden Verpflichtungen 
Oritter bleiben beſtehen. 

Der Staat gewaͤhrleiſtet demnach den Volksſchullehrern ein feſtes, den Lofalverhaltniffen 
angemeſſenes Einkommen. 

In der öffentlichen Volksſchule wird der Unterricht unentgeltlich erteilt. 

Art. 26. Das Schul⸗ und Unterrichtsweſen iſt durch Geſetz zu regeln. Bis zu anderweiter 
geſetzlicher Regelung verbleibt es hin ſichtlich des Schul⸗ und Unterrichtsweſens bei dem geltenden 
Rechte.“ 

12) Aber die einzigen nachweisbaren Einwirkungen dieſer Art vgl. unten S. Ser- 772 Been. 696 Weed 


14) Die alte RV. unterbricht diefen Zuſammenhang nicht, weil ſie auf die Aufſtellung von 
Srundrechten verzichtet und das Schulweſen, als Landesſache, nicht regelt. Sbwohl-bei-Ih res 
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des Jahres 1919, vor oder während der Weimarer Beratungen, in Landes verfaſſungen vor⸗ 
genommen hatten. Hierher gehören: 

a) Badiſche Verfaſſung vom 21. März 1919 (Bad. Gef, u. Vogs. Bl. -. 279) § 19 
(in „II. Staatsbürgerliche und politiſche Rechte der Badener“): 

„ie Schule unterſteht den Geſetzen und der Aufſicht des Staates. 
ie Leitung des Religionsunterrichts iſt Sache der kirchlichen und religiöſen Gemeinſchaften. 
Die Erteilung desſelben richtet ſich nach den Beſtimmungen des Schulgeſetzes. 
[SRein Lehrer darf wider feine erklärte religiͤſe Überzeugung zur Erteilung des Religionsunter⸗ 
richts oder zur Vornahme kirchlicher Verrichtungen, kein Schüler gegen die religisſe Überzeugung 
der Erziehungsberechtigten zum Beſuch des Religionsunterrichts oder zur Teilnahme an kirch⸗ 
lichen Handlungen gezwungen werden. 
Mie mand darf wegen ſeiner Zugehörigkeit zu einer Vereinigung, deren Ziele den Staatsgeſetzen 
und der Sittlichkeit nicht zuwider ſind, von dem Amt eines Lehrers oder einer Lehrerin aus⸗ 
geſchloſſen werden. 
Bum Beſuch der öffentlichen Volksſchule ſind alle Kinder verpflichtet, ſoweit fie nicht eine höhere 
entliche Bildungsanſtalt oder eine die Lehrziele ſolcher Anſtalten verfolgende nichtſtaatliche 
Lehranſtalt beſuchen, oder wegen geiſtiger oder koͤrperlicher Leiden oder wegen ſittlicher Ver⸗ 
fehlungen vom Schulbeſuch auszuſchließen ſind. Neue nichtſtaatliche Lehranſtalten für Volks⸗ 
ſchulunterricht werden nicht mehr zugelaſſen. 
Koweit der Beſuch von nichtſtaatlichen Lehranſtalten durch die Vorſchrift des vorigen Abſatzes 
nicht ausgeſchloſſen iſt, können phyſiſche und juriſtiſche Perſonen ſolche Anſtalten mit Genehmigung 
des Staatsminiſteriums errichten. Die Genehmigung darf nicht verſagt werden, wenn die ge⸗ 
ſetzlich hierfür allgemein aufgeſtellten Bedingungen erfüllt ſind. 
Pr Unterricht in der Volks; und Fortbildungsſchule iſt unentgeltlich; für minderbemittelte 
chüler hat die Gemeinde die erforderlichen Lernmittel zu beſchaffen. Bet den öffentlichen höheren 
Lehranſtalten, einſchließlich der Hochſchulen und der Fachſchulen, iſt der Unterricht für diejenigen 
unentgeltlich, die tüchtig und bedürftig ſind.“ 

b) Verfaſſung für den Freiſtaat Oldenburg vom 17. Juni 1919. (Geſ Bl. . 391) 
§§ 22—27 (im 2. Abſchnitt „Von den Grundrechten und anderen Grundlagen des Staatslebens “): 

„3 22. Das Unterrichts; und Erziehungsweſen unterliegt der Geſetzgebung und Aufſicht des 
Staates. 

§ 23. Das Unterrichts⸗ und Erziehungsweſen iſt fo zu regeln, daß die Jugend eine allgemein⸗ 
menſchliche, bürgerliche und religiös⸗ſittliche Bildung erhält, doch können Kinder nicht gegen den 
Willen der Eltern zur Teilnahme am Religionsunterricht angehalten werden. 

Die Einteilung der Volksſchulen in evangeliſche und katholiſche bleibt beſtehen, jedoch können 
auch für Kinder anderer Religionsgeſellſchaften oder für Kinder von Erziehungsberechtigten, 
die keiner Religionsgeſellſchaft angehören, nach Maßgabe der Geſetze öffentliche Schulen ein⸗ 
gerichtet werden. 

Die Lehrerbildung wird durch Geſetz nach Konfeſſionen getrennt geregelt, ſoweit nicht die Aus⸗ 
bildung der Lehrer auf Univerſitäten erfolgt. 

§ 24. Der Religionsunterricht in den katholiſchen Schulen wird von der katholiſchen Kirche 
überwacht. Für den evangeliſchen Religionsunterricht iſt ein Zuſammenwirken von Kirche und 
Schule durch einen Ausſchuß ſicherzuſtellen, an dem evangeliſche Geiſtliche und Lehrer beteiligt find, 

§ 25. Kein Lehrer kann gezwungen werden, Religionsunterricht zu erteilen, wenn er erklaͤrt, 
daß er aus Gewiſſensbedenken nicht dazu imſtande ſei. 

§ 26. Das Schul; und Unterrichts weſen tft fo einzurichten, daß ſich auf die Volksſchulbildung 
der Unterricht in mittleren und höheren Bildungsanſtalten aufbaut und jedem nach ſeiner Be⸗ 
gabung alle Bildungswege offen ſtehen. 


I. Hiſtoriſcher Überblid 23 


Aber die Unentgeltlichkeit der Lehr⸗ und Lernmittel der Kinder wird durch Geſetz Naͤheres 
beſtimmt. 


$ 27. Der häusliche Unterricht unterliegt nur inſoweit einer Beſchraͤnkung, als er wenigſtens 
dem für Volksſchulen vorgeſchriebenen Unterricht entſprechen muß.“ 


Über den Einfluß, den beſonders die Badiſche Verfaſſung auf die Formulierung einzelner 
Sage der Weimarer Verfaſſung ausgeübt hat, vgl, unten S. 155, 


Die Verfaſſungen der übrigen Lander ſind erſt nach Verabſchiedung der RV. erlaſſen. 
Das Schulweſen wird geregelt oder erwähnt 


in der preußiſchen Verfaſſung vom 30. November 1920 (GS. S. 543) nur gelegentlich 
in zwei Einzelvorſchriften (Att. 73 — Unterrichtsſprache — und Art. 86 — Ernennung der Vor⸗ 
ſitzenden der Provinzial⸗Schulkollegien —), 


in der Verfaſſungsurkunde des Freiſtaates Bayern vom 14. Auguſt 1919 (Geſ. und 
Vdgs. Bl. 1919 S. 205 21 (im 4. Abſchnitt „Gewiſſensfreiheit, Religionsgeſellſchaften, Schule,“ 
nicht im 3. Abſchnitk, Grundrechte“): 

„I. Die Regelung und Förderung des öffentlichen Erziehungs⸗, Unterrichts⸗ und Bil⸗ 
dungsweſens ſowie die Genehmigung und Beaufſichtigung der privaten Erziehungs⸗ und 
Unterrichtsanſtalten ſind Angelegenheiten des Staates. Die öffentlichen Volksſchulen 
find grundſäͤtzlich Staatsanſtalten. 

II. Die Erziehungs berechtigten und die Perſonen, denen Schulpflichtige durch beſonderen 
Auftrag anvertraut ſind, ſind verpflichtet, dieſe während der Dauer der geſetzlichen Schul⸗ 
pflicht zum Schulbeſuch anzuhalten,“ 

in der Verfaſſung des Freiſtaates Braunſchweig vom 6. Januar 1922 (Geſ. 
Vdgs. Slg. 1922 S. 55) Art. 6 (im Abſchnitt II „Grundrechte“: 

„Ohne Rückſicht auf die wirtſchaftliche und geſellſchaftliche Stellung oder das Religions⸗ 
bekenntnis der Eltern foll jeder nach Begabung und Fähigkeit auf Staatskoſten ausgebildet 
werden. Die Zulaſſung zu den mittleren und höheren Schulen ſoll nur nach Anlage und 


aftlichen und geſellſchaftlichen Stellung der Eltern erfolgen“ 
in der Verfaſſung der Freien und Han eſtabk Hamburg don qnüdt 1921 (Geſ. 
und Voͤgs. Bl. S. 9) Art. 70: 

„Im Schulunterricht iſt die Jugend mit den Grundzügen der hamburgiſchen Ver⸗ 
faſſung bekanntzumachen. Jeder Schüler erhält bei Beendigung der Schulpflicht einen 
Abdruck dieſer Verfaſſung“, 3 

in der Verfaſſung des Freiſtaates Mecklenburg⸗Schwerin vom 17. Mai 1920 (Reg. ⸗ 
Bl. S. 653) §§ 19—21 (im 2. Abſchnitt „Die Grundrechte“): 
„s 19. Für die Bildung der Jugend wird durch Öffentliche Anſtalten geſorgt. 


on 0 Laat Pe R EEE EBD — ey Es beſteht allgemeine Schulpflicht. umfang und Dauer der Pflicht beſtimmt das Geſetz. 
cee Lata eee, . rr = Sie wird nur in ſtaatlichen oder ſtaatlich anerkannten Schulen erfüllt. 


2 ; Cite. ca vhoael, 
ZZ, 5 ee wen Vhs, mee rhe 05 2. ihe $ 20. Das Unterrichts; und Erziehungsweſen einſchließlich des Fortbildungsſchul⸗ 


2 2 Be 42 ey ott > er. ser weſens foll durch ein beſonderes Geſetz nach den Grundſätzen der Einheitsſchule ſowie der 
e, r e,, eee a 7 Unentgeltlichkeit des Unterrichts und der Lernmittel geregelt werden. 


A LE ar Mh HG. Ks tf Cee, ri rd La Das gefamte Schulweſen ſteht unter der Aufſicht des Staates. 


We 2 = 27 2 — ee, . ee Die Lehrer an den öffentlichen Schulen haben die Rechte und Pflichten des Staats⸗ 
PPP beamten. Durch beſonderes Geſetz können ſie Staatsbeamte werden. a 
‘ § 21... (Abf. x und 2 wörtlich wie Yet, 240 R.) [aby 1,2 
= ie theologiſche Fakultät der Landesuniverſität bleibt erhalten.“ 
V 


gl. aud Verfaſſung der Freien Stadt Danzig vom 15/17. November 1920 — 14. Juni 
1922 (GBl. 1922 S. 144) Art. 101-109, mit intereffanten Abweichungen vom Text der RV. 


A. Das Schulweſen als Teil der Grundrechte 


II. Syſtematiſche Betrachtung. 


Den Gedanken, der ſich als Er 
draͤngt, findet ma 


Man kann freilich aus dieſen Schulartikeln — wenn man ihre organiſatoriſche 
Seite zunächſt einmal bewußt außer acht läßt — eine ſchließlich nicht unerhebliche 
Anzahl von Grundrechtselementen herausſchaͤlen. 

1. Man wird ſo etwa zuſammenfaſſen dürfen einige Freiheits rechte im ur⸗ 
ſprünglichen Sinne des Grundrechtsbegriffs als die Gewaͤhrleiſtung von 
Rechten des Individuums gegen ſtaatliche Willkür oder ſtaatlichen Zugriff über; 
haupt. Hierher gehört ohne weiteres Art. 149 Abſ. 2, der Lehrern und Schülern 
die Beteiligung am Religionsunterricht freiſtellt: wenn der Staat inſoweit dem 
Lehrer die Erfüllung der Beamtenpflicht (Art. 143 Abſ. 3), dem Schüler die Er⸗ 
füllung der Schulpflicht (Art. 145) freigibt, iſt das innerlich zu begründen nur als 
Ausdehnung der Glaubens⸗ und Gewiſſensfreiheit (Art. ı 35) auf einen begrenzten 
Teil des Schulweſens, iſt alſo Einraͤumung eines echten Freiheitsrechts. Man 
darf hierher ferner alle die einzelnen Vorſchriften der Schulartikel zahlen, die einer 
beſtimmten Menſchengruppe von gleichen Grundanſchauungen (Bekenntnis, Welt⸗ 
anſchauung, politiſche Geſinnung, Beruf ufw.) eine ihrer Geſinnung entſprechende 
Rechtspoſition geben. Unter dieſem Geſichtspunkt gehören zu den eigentlichen 
Grundrechtsbeſtimmungen Art. 148 Abſ. 2, der jeder ſolchen Menſchengruppe, 
ja ſogar jedem einzelnen gewaͤhrleiſtet, daß feine Empfindungen nicht verletzt 
werden; eine negative Rechtspoſition alſo, die ſich auf Schutz vor Verletzung 
durch den Staat ſelbſt und durch alle fonft an der Schule Beteiligten beſchraͤnkt. 
Darüber hinaus gibt ein poſttives Geſtaltungsrecht, von dem gleichen Ge⸗ 
danken des Geſinnungsſchutzes aus, Art. 146 Abſ. 2, indem er einer Gruppe 
von Erziehungsberechtigten unter beſtimmten Vorausſetzungen eine öffentliche 
Volksſchule ihrer Geſinnung gewährleiſtet, und Art. 147 Abſ. ı und 2, indem 
er allen Gruppen und einzelnen unter beſtimmten Vorausſetzungen private 
Schulen einzurichten geſtattet. 4) 

2. Dem Freiheitsrecht entſpricht eine allgemeine Bürgerpflicht, die in 
Art. 145 ſtatuierte allgemeine Schulpflicht. 

3. Während inſoweit (Ziffer ı und 2) im Verhaltnis des Individuums zum 
Staat Rechte und Pflichten aus den Schulartikeln herausgeſchält werden können, 
ſind an einzelnen Stellen Anſätze zu einer ähnlichen Rechtsgeſtaltung da erkennbar, 
wo das Verhältnis von Staat und Religionsgeſellſchaft in Frage ſteht. 


II. Syſtematiſche Betrachtung 25 


Wenn als „Grundrechte“ auch ſubjektive Rechte von dem Staate unterworfenen 
Körperſchaften, nicht nur von Individuen bezeichnet werden duͤrfen le), fo 
finden ſich innerhalb der gleichen Schulartikel, die sunächft fo entſchieden die Reli⸗ 
gionsgeſellſchaften von jedem Einfluß auf das Schulweſen ausſchließen (Art. 143, 
144), einzelne Vorſchriften, die — wiederum abgeſehen von ihrer hauptſächlichſten 
organiſatoriſchen Seite — im Verhältnis von Staat und Religionsgeſellſchaft als 
eine Art Grundrecht der Religionsgeſellſchaften aufgefaßt werden können. Wenn 
auch Art. 146 Abſ. 2 m. E. nicht hierher gehört!, weil er die Schaffung kon⸗ 
feffionell gegliederter Volksſchulen nicht den Religionsgeſellſchaften zuſichert, 
ſondern einer Gruppe von Angehörigen der Religionsgeſellſchaft nicht in dieſer 
Eigenſchaft, ſondern in ihrer Eigenſchaft als Elterngruppe, fo liegt doch in Art. 149, 
und zwar ſowohl in der Gewaͤhrleiſtung des Religionsunterrichts als ordentlichen 
Lehrfachs (Abſ. Satz 1) wie in der Zuſicherung eines bekenntnismäßigen Inhalts 
(Abſ. 1. Satz 3), ſchlie ßlich auch in der Gewährleiftung des Beſtandes der theolo⸗ 
giſchen Fakultäten (Abſ. 3) die Einführung einer Rechtspoſition an die Religions⸗ 
geſellſchaft, die der Rechts poſition des Individuums als Grundrechtsträgers 
durchaus analog iſt. 


4. Man kann eine weitere Gruppe von — zunaͤchſt ſcheinbar rein organiſato⸗ 
riſchen — Einzelbeſtimmungen unter dem (grundrechtlichen) Geſichtspunkt zu⸗ 
ſammenfaſſen, daß in ihnen das Grundrecht der Gleichheit vor dem Geſetz = 
(Art. 109 Abſ. 1) in Einzelanwendungen innerhalb des Schulweſens niedergelegt 
iſt e). Auf der einen Seite laſſen ſich unter dieſem Geſichtspunkt die Vorſchriften 
zuſammenfaſſend anſehen, die dem Lehrer Beamtenſtellung (Art. 143 Abſ. 3) 
und dem Volksſchullehrer akademiſche Bildung (Art. 143 Abſ. 2) zuſichern, auf 
der anderen Seite alle die Beſtimmungen, die beſtrebt ſind, geſellſchaftliche und 
wirtſchaftliche Unterfchiede aus dem Schulweſen nach Möglichkeit auszuſchalten 
(Art. 145 Satz 3, 146 Abſ. ı und 3, 14% Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 3). 


5. Man kann ſchließlich allenfalls, wenn man die grundrechtlichen Elemente in 
en Schulartikeln ganz ausſchöpfen will, in den Beſtimmungen, die die ſtaatliche 
Fürſorge für das Schul weſen im einzelnen umſchreiben (alſo in den Art. 143 Abſ. 1 
und 3, 144, 146 Abſ. 1, 148 Abſ. 1, 3 und , neben der Feſtlegung der Grund⸗ 
elemente dieſer Staats fürſorge und Ar Struktur des Schulweſens auch eine Art 
Gewaͤhrleiſtung an den Staatsbürger ſehen, eine verfaſſungsrechtliche Zuſicherung, 


) Vgl. Thoma, Grun drechte und Polizeigewalt, in Verwaltungsrechtliche Abhandlungen, 
Feſtgabe zur Feier des 5ojaͤhrigen Beſtehens des OG., Berlin 1925 S. 183f. 


17) Aus dem gleichen Grunde gehört, noch offenkundiger, Art. 147 nicht in dieſen Zuſammen⸗ 
hang. 


18) Bgl. Erich Kaufmann und Na wiaſky in Heft 3 der Veröffentl. der Vereinigung der 
deutſchen Staatsrechtslehrer, Berlin⸗Leipzig 1927 S. 17f., 34. 
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26 A. Das Schulweſen als Teil der Grundrechte 


— 


daß ihm mindeſtens dieſes, ſo und nicht anders, an Staatsfürſorge auf dem Schul⸗ 
gebiete zugeſichert werder). 

Aber gerade dieſer äußerfte Verſuch grundrechtlicher Konſtruktion führt not⸗ 
wendig zu dem ſkeptiſchen Ausgangspunkt dieſer Betrachtung zurück. Das Auf⸗ 
finden einer noch ſo großen Zahl grundrechtlicher Elemente in den Schulartikeln 
kann nicht darüber hinwegtäuſchen, daß die Grundlage dieſer Schulartikel nicht 
die des Grundrechts im urſprünglichen Sinne des Freiheitsrechts iſt. Die Schul⸗ 
artikel der Weimarer Verfaſſung gehen nicht, wie etwa die belgiſche Verfaſſung, 
von dem Prinzip der „Unterrichtsfreiheit“ aus. Ihnen liegt zugrunde die gerade⸗ 
wegs gegenteilige Auffaſſung von dem Verhältnis der Schule zum Staat. Die 
Schule erſcheint in ihnen als grundſätzlich ſtaatliche Einrichtung, und wo im eins 
zelnen ein Stückchen Grundrecht des Individuums oder der Religionsgeſellſchaft 
erſcheint, da iſt es begrenzte Freigabe einer Parzelle des Schulgebiets, Ausnahme 
von einer klar und folgerichtig aufgeſtellten und durchgeführten Regel. Es iſt 
nicht zu viel geſagt: das Schulweſen hätte, ſo wie es die RV. regelt, ſyſtematiſch 
ebenſowohl in den erſten Hauptteil der RV. gepaßt, neben die Abſchnitte 
„Rechtspflege“ uſw., als Regelung einer rein ſtaatlichen Einrichtung). Daß 
das Schulweſen in den Grundrechten erſcheint, iſt zu erklären einmal aus der 
hiſtoriſchen Situation (Anknüpfen an die Preußiſche Verfaſſungsurkunde uſw.), 
dann aus der Ausweitung, die der Gedanke der Grundrechte im Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß der Nationalverſammlung ſchließlich erfahren hat. 


) Ein „Grundrecht auf Bildung“, das, klarer als in dem geltenden Text der RV., in der 
Formulierung des Preußſchen Entwurfs (unten S. 28) und des Anm. 26 erwaͤhnten Vor⸗ 
entwurfs durchblickt, übrigens für den Einheits⸗Schulgedanken vielfach mit grundlegend iſt, 
da jedenfalls, wo die individualiſtiſche Begründung dieſes Gedankens vorwiegt (vgl. etwa 
Kerſchenſteiner auf der Reichsſchulkonferenz, Amtl. Bericht S. 454: „Das Grundrecht des 
Menſchen iſt, nach Maßgabe ſeiner Bildſamkeit gebildet zu werden“ und in Oeutſche Schulerziehung 
S. VIII). Vgl. auch Abg. Dr. Schücking, Sten. Ber. Bd. 326 S. 478 D. 

20) Man beachte, wie die Ein ordnung des Schulweſens (hon früher, z. B. in den franzöſiſchen 
Verfaſſungen, zwiſchen Grundrechten und Staatsverwaltung geſchwankt hat. Oben Anm. 4. 
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B. Die Entſtehung der Schulartikel. 


Die Entſtehungsgeſchichte des 4. Abſchnitts aus dem 2. Hauptteil der Reichs⸗ 


verfaſſung ordnet ſich natürlich ein in die Entſtehungsgeſchichte der RV. über⸗ 


haupt). Aber dieſe Einordnung iſt, genetiſch wie ſyſtematiſch, doch nur eine 
äußerliche. Wie die gefamten Vorſchriften des 4. Abſchnitts, in ſich ein ein⸗ 
heitliches Ganzes, inhaltlich und formal faſt beziehungslos innerhalb der RV. 
daſtehen?) und aus ihr weggedacht werden könnten, ohne daß man in äußerem 
Aufbau und innerem Zuſammenhang des Verfaſſungswerkes als Ganzen oder 
der Grundrechte im beſonderen eine Lücke ſpüren würde, fo iſt auch der ganze Ab⸗ 
ſchnitt ſeltſam iſoliert entſtanden. Im Grunde bot nur das Werden des (3.) Nach⸗ 
barabſchnitts über „Religion und Religionsgeſellſchaften“ hier und da einige 
Anknüpfungspunkte, und erſt die zugeſpitzten Endfämpfe um die Schulbeſtim⸗ 
mungen, bei denen plötzlich gerade an dieſen Schulfragen beinahe das ganze Ver⸗ 
faſſungswerk zu ſcheitern ſchien, ſtellen, wenigſtens politiſch, die im Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß geſondert behandelte Materie dann mitten hinein in das Ganze der 
RV. So läßt ſich die Entſtehungsgeſchichte des 4. Abſchnitts unſchwer faſt 
völlig herauslöͤſen aus der der übrigen Verfaſſungsbeſtimmungen. 

Die Entſtehung der Schulbeſtimmungen zerfällt in drei Abſchnitte, die ſich ſcharf 
voneinander abheben. 


I. Verfaſſungsentwürfe und erſte Leſung. 
2 


22. 
a) Die Verfaſſungsentwürfe Emmen, bei aller ſonſtigen Verſchie⸗ 
denheit, darin überein, daß ſie das Schul⸗ und Bildungsweſen nur eben 


1) Bgl. hierzu beſonders Maus bach, Kulturfragen; Quarck, Schulkaͤmpfe; Schulz, 
Leidensweg S. zıff.; Roſin, Schulkompromiß; Mu m m, Religionsunterriht S. I ff; 
Schulz, Weg zum Reichsſchulgeſetz S. 157 ff.; Hoffmann, Schule und Lehrer S. 7 ff Bet 
Benutzung dieſer Schriften darf freilich nicht überſehen werden, daß ſie faſt alle apologetiſchen 
oder polemiſchen Zwecken dienen. 5 ‚Ad? 

22) fiber N . gate die Darſtellungen von An ſchütz, RV. %. a7 ff., poegſ 
Sieſe, RV. . öff.; Jellinek, Jahrb. d. off. Rechts Bd. IX S. 1ff., Triepel, Quellen⸗ 


ſammlung S. Aff, — inne ALP ua ng TE 
unten S. sı = ; 


1) Über die vor andenen Beziehungen und ihre Bedeutung vgl. 


28 B. Die Entſtehung der Schulartikel 


ſtreifen. Der Entwurf von Hugo Preuß?) ſieht in § 20 nur den einen 
„Satz vers“): 


— 
# 


77 „Der Unterricht ſoll allen Deutſchen gleichmäßig nach Maßgabe der Befaͤhi⸗ 


* 


4 
Fung zuganglich fein“. _ 2 4 3 
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Der dem Staakena vorgelegte r. Regiekunzsentwurf? ) war aus⸗ 
führlicher, aber inhaltlich doch auf wenige allgemeine Gabe beſchraͤnkt: 


) Reichs anzeiger vom 20. Januar 1919 Beil. 1 (auch Sonderdruck Berlin, Reimar Hobbing). 
— Der Urentwurf Preuß (vgl, Sellinet, Revolution und RV. S. 46,/ Triepel, Quellen⸗ 
ſammlung S. öff.) enthielt nur den Vermerk: 


„ 20 (ſoll Grundfage über das Schulweſen enthalten, deren Faſſung vorbehalten bleibt)“. 
In der dem Preußſchen Entwurf beigegebenen Denkſchrift hieß es (Ziff. 2 Abſ. 4 a. E.): 
„ Auch auf anderen Gebieten... wird die Leitung durch das Reich intenſtver werden 
müſſen unter Mitwirkung der Einzelſtaaten nach den vom Reiche gezogenen Grundlinien. 
Das gilt ſchließlich auch von dem Verhältnis des Staates zu Schule und Kirche. Gerade 
hier darf die Eigenart der verſchiedenen Landſchaften und Staͤmme, die für eine Verletzung 
dieſer ideellen Werte mit Recht ganz beſonders empfindlich iſt, keineswegs durch eine unver⸗ 
ſtaͤndig zentraliſierende und ſchematiſierende Geſetzgebung und Verwaltung verletzt werden; 
gerade auf dieſen Gebieten muß auf ſie die ſchonendſte Rückſicht genommen werden. Aber 
bei der grundlegenden Bedeutung dieſer Gegenſtaͤn de, inſonderheit der Volksbildung auf 
allen ihren Stufen, von der Elementar⸗ bis zur Hochſchule, für das ganze Gemeinleben, 
für den geiſtigen und ſittlichen Gehalt des Reichs darf ſich dieſes nicht mit ſeiner bisherigen 
Ohnmacht beſcheiden; es muß vielmehr auch hier die allgemeinen, dem ganzen deutſchen 
Volke gemeinſamen Grundlinien ziehen, innerhalb deren der Eigenart und dem Eigenleben 
der engeren Gemeinſchaften freier Spielraum zu fruchtbarer und ihren Empfindungen 
entſprechender Betätigung zu geben iff...” 


26) Über die interne Vorgeſchichte dieſer Regelung macht Quard (Schulkämpfe S. 2) einige 
Mitteilungen: ; 

„In den inneramtlichen Vorberatungen des 9. bis 12. Dezember 1918 im Berliner 
Reichsamt des Innern wurde ſich der kleine Kreis von 12 Teilnehmern ... darüber einig, 
daß das Reich das Schulweſen unter Beteiligung von Einzelſtaaten und Gemeinden durch 
Normativbeſtimmungen mit der Maßgabe regeln ſolle, daß ein einheitlicher und unent⸗ 
geltlicher Elementarunterricht vorgeſehen werde. Die Frage der Konfeffionalität der 
Volksſchule ſollte in der Verfaſſung nicht entſchieden, ſondern den Einzelſtaaten über⸗ 
laſſen bleiben. Der mehrheitsſozialiſtiſche Teilnehmer trat mit Unterſtützung des Unab⸗ & 
haͤngigen, aber ohne Erfolg bei den anderen Teilnehmern, für die Dreihelt ein: Melt, 
lichkeit, Unentgeltlichkeit und Einheitlichkeit der geſamten Schulorganiſation.“ 8 

) Triepel, Quellenſammlung S. 17ff. 2 Quarck (Schulkämpfe S. 2) erwähnt noch einen 25 (Ul: aay WG I; Der Po 32] 
Borläufer diefeg Entwurfs, einen „handſchriftlichen Entwurf aus dem Reichsamt des Innern“, am a 
25. Januar 1919 in Berlin mit Vertretern der Einzelſtaaten vorberaten, deſſen § 20 gelautet habe: 


m . . Der Aufbau des öffentlichen Schulweſens iſt einheitlich und ſichert die Entwicklung 
jedes einzelnen gemäß ſeiner Befähigung zum Wohle der Geſamtheit.“ — 


In der Beratung vom 25. Januar 1919 (Niederſchrift in „Die geſamten Materialien zur RB“, : — 5 ~ Da 
Münden 1919, ©, 33 11 wurde das Schulweſen nicht erörtert. Nach Poetzſ⸗ 0 RV. S. 463 ff.) -Aofieer 2 oy ey Kine Para. IL. 


lautete eine Faſſung, die in den unverbindlichen Vorberatungen vom 5.—9. Februar 1919 vorlag: } 


J. Verfaſſungsentwürfe und erfte Leſung 29 


Art. 31. 
„ . .. Der Unterricht in den öffentlichen Volksſchulen fol unentgeltlich fein. 
Für die Bildung der Jugend und des ganzen Volkes ſoll durch öffentliche 
Anſtalten genügend geſorgt werden. 
Das Schulz und Unterrichtsweſen iſt in allen Gliedſtaaten fo einzurichten, 
ree) daß fih auf die Volksſchulbildung der Unterricht in mittleren und höheren 


5 Bildungsanſtalten auf baut © 3 a 
e r e kme ee. 


Die Reichen Sätze enthält dann, gleichfalls als Art. 31, der der Nationalver⸗ 
ſammlung vorgelegte /hregierungsentwurf ), nur mit der einen Anderung, daß // 2 
im letzten Abſatz das Wort „öffentliche“ fehlt. 

Zu dieſer Beſchränkung der Schulbeſtimmungen auf einige wenige Satze führen ia 
offenſichtlich eine ganze Reihe von Gründen. Die Gefamtlage, die großen 
Schwierigkeiten, die die Schaffung der RV. ohnedies bot, die Kürze der 
Zeit und die Haſt der Vorarbeiten — ſchon alles dieſes war nicht dazu 
angetan, Gegenſtaͤnde in die RV. aufzunehmen oder darin eingehender zu 
regeln, die nicht weſensnotwendig hineingehörten. Die alte RV. erwähnte 
das Schulweſen nicht, eine Zuftändigfeit des Reichs auf dem Schulgebiet 
gab es bis dahin ſo gut wie nicht, in dem ſchon Anfang 1919 erwachenden 
Kompetenzſtreit von Reich und Ländern waren die Lander in ihrer Selbſtaͤndigkeit 
auf einem Gebiet empfindlich eingeſchraͤnkt worden, das fie bis dahin ohne Be⸗ 
ſchraͤnkung geregelt hatten, und, mit Recht oder Unrecht, als typiſche Laͤnderſache 
anfahen®), Der Gegenſtand ſelbſt machte mehr ins einzelne gehende reichsrecht⸗ 
liche Regelung nicht leicht: ſtarke Verſchiedenheit des Landesrechts, Fehlen einer 
Reichsſtelle, die die Materie überſah und beherrſchte, Schwierigkeit, Ungekläͤrtheit, 
und geringe Durcharbeitung des Schulrechts überhaupt; hinzu mag gekommen 
ſein die Erinnerung an den mißglückten Verſuch der alten preußiſchen Verfaſſungs⸗ 
urkunde in ähnlicher Situation, ungenügend vorbereitet grundlegende Sage des 
Schulrechts verfaſſungsrechtlich feſtzulegen. Die beſondere ſchulpolitiſche Lage 
Is, endlich, die Ungeklaͤrtheit und Unabſehbarkeit gerade der ſchulpolitiſchen Forde⸗ 

= 2 Jt Sele 2 Hu 3: Als HF Pa ” GA GE : rungen, die, wie das Poſtulat der Einheitsſchule, in der Verfaſſung im einzelnen 
8 i . „Jeder Deutſche hat Anſpruch auf Bildung und Erziehung. Der Aufbau des öffentlichen 


5 ‘ 4 
vi lil py. EHE f - joy: Glee, LY eh y. PSG . Schulweſens ift einheitlich und ſichert die Entwicklung jedes einzelnem gemäß feiner Befähigung 
E zum Wohle der Geſamtheit.“ 
Dieſe Faſſung fet dann vom vorläufigen Staatenausſchuß zu einer mit dem 1. Reg Catw. faſt 
völlig übereinſtimmende Faſſung umgearbeitet worden. 
) Oruckſ. Nr. 59, Bd. 335 S. 48 ff. — Eine Geſetzgebungszuſtändigkeit des Reichs fehlt! hier u al , 
2 hy roe > e W Reich und Länder, S. 120 ff. 
8 ‘ 7 ue fee adit al 5 ) Allein den „ſehr energiſchen Widerſpruch der Gliedſtaaten“ führt Reichsminiſter Dr. Preuß 
A, eee, Hr eee A eq, a a 72 (Sten. Ber. Bd. 326 S. 287 D) als Grund für das Fehlen einer Reichszuſtändigkeit auf dem 
‘ Schulgebiet an; vgl. auch Preuß⸗Anſchütz a. a. O. S. 130f. 
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hätten feſtgelegt werden müſſen, ſollte die reichsrechtliche Verankerung des Schul⸗ 
weſens in der Verfaſſung überhaupt einen Sinn haben. Einige, nicht alle dieſer 
Gründe führt im Verfaſſungsausſchuß?) der Reichsminiſter des Innern für die 
Selbſtbeſchraͤnkung des Regierungsentwurfs ins Feld. Wenn ſo gewichtigen 
Gegengründen gegenüber die Schule überhaupt im Reg. Entw. erſcheint, fo war 
es wohl mehr die innere Unmöglichkeit, in einem liberalen und ſozialen program⸗ 
matiſchen Geſetzgebungswerk dieſer Art, zumal im Rahmen einer Aufzählung der 
„Grundrechte“, die Schule unerwähnt zu laffen®), mehr vielleicht auch die äußere 
Rückſicht auf Schulprogramm des Liberalismus und des Sozialismus als der 
Wille zu ſchulrechtlicher Geſtaltung, die zu den wenigen oben wiedergegebenen, 
etwas willkürlich herausgegriffenen, beinahe gequält anmutenden Sägen geführt hat. 

b) Der Inhalt des Regierungsentwurfs iſt danach zuſammenfaſſend 
nicht eigentlich zu beſtimmen. Unentgeltlichkeit des Elementarunterrichts — 
Jugend⸗ und Volksbildung als öffentliche Aufgabe — einheitlicher Schulaufbau — 
ſtaatliche Schulaufſicht — das ſind einige herausgegriffene Leitſätze des liberalen 
Schulprogramms, die meiſten nicht neu, ſondern der Preußiſchen Verfaſſungs⸗ 
urkunde von 1850 entnommen, jetzt, anders als in den früheren Entwürfen, unter 
die Grundrechte eingereiht, ohne doch, beſonders mit den beiden letzten Abſätzen, 
eigentlich dorthin zu paſſen. Neu und bemerkenswert nur der 4. Abſatz als Ver⸗ 
ſuch, die „Einheitsſchule“ in der Verfaſſung erſcheinen zu laſſen, ebenſo allgemein 
gehalten wie, dem Wortlaut nach, kühn, indem, kühner als in allen ſpäteren Ent⸗ 
würfen, die Volksſchule als Ganzes als Unterbau der mittleren und höheren 
Schulen vorgeſehen wird?!). Die übrigen Sätze bringen geltendes, auch ſchul⸗ 
politiſch nicht umſtrittenes Recht; alle großen ſchulpolitiſchen Streitfragen aber — 
Konfeſſionsſchule, Privatſchule, Religionsunterricht, Verhältnis von Schule und 
Kirche überhaupt, Lehrerbildung uſw. — bleiben unerwähnt, ſie ſollen wie bisher 
dem Landesrecht überlaſſen bleiben. 

c) Die Tendenz zu folder Beſchraͤnkung beherrſcht auch noch die 1. Leſung 
im Plenum der Nationalverſammlung. Angeſichts der großen ſtaatspolitiſchen 
Probleme, die der Beginn der Verfaſſungsberatungen aufwirft, wird das Schul⸗ 
weſen von Reichs miniſter Dr. Preuß in feiner Einführungsrede nur eben ges 
nannt“ und auch ſonſt nur gelegentlich berührt). Immerhin iſt (hon hier 


20) S. 211f.— Vgl. auch die Darlegungen des bayeriſchen Regierungsvertreters Verf A. S. 218f. 

30) Nachdem in den bisherigen Kundgebungen der neuen Reichsregierung, insbeſondere in 
dem Aufruf vom 12. November 1918 (RG Bl. S. 1303), die Schule nicht erwahnt worden war, — 
Vgl. aber die preußiſchen Kundgebungen, unten Anm. 48. 

51) Bgl. unten S. 8of. — 32) Nat Verſ. 24. Februar 1919, Sten. Ber. Bd. 326 S. 287 D. 

22) Pgl. die Außerungen der Abgg. Fiſcher Sten. Ber. Bd. 326 S. 376, C, Dr. Spahn 
S. 380 D, 381A, Dr. v. Delbrück S. 389 A, Koch S. 394D, Dr. Heinze S. 399A, Dr. Cohn 
S. 402, Vogel S. 461 B, C, Dr. Beyerle S. 470B, Dr. Dfiringer S. 474 B, C, Dr. Schückin g 
S. 478 D, 479A, Henke S. 486A, Dr. Strefemann S. 496A, B. 
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erkennbar, daß man überwiegend mehr Grundſätze über das Schulweſen in 
der RV. feſtgelegt Wen wills“). Einmal entſpringt das dem faſt allgemeinen 
Wunſche, die Zuſtändigkeit des Reichs auf dem Gebiet des Schulweſens ſtaͤrker 
zu betonen, auf der anderen Seite ſind es beſtimmte ſchulpolitiſche Forderungen, 
deren Erfüllung man vermißt. Die Sicherung religiöſer Erziehung, des 
Religionsunterrichts und der Unterrichtsfreiheit auf der einen, obligatoriſche Un⸗ 
entgeltlichkeit, allgemeine Zugänglichkeit der Schulen, Regelung der Schulpflicht, 
der Staatsaufſicht u. a. auf der anderen Seite. Alles dieſes wird indes im 
Plenum in erſter Leſung nur eben angedeutet. 


3 
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Der 8. Ausſchuß der Nationalverſammlung — hier kurz als Verfaſſungsaus⸗ 
ſchuß (Verf A.) bezeichnet —, dem der Reg. Entw. am 4. Marz 1919 überwieſen 
worden war!), beriet**) den Art. 31 des Reg. Entw., der die Schule behandelte, 
in 1. Leſung zunächſt generaliter im Zuſammenhange der Grundrechte (§§ 28 ff. 
Reg. Entw.) überhaupt in der 18. Sitzung am 31. März), dann zuſammen mit 
dem die Kirche behandelnden Art. 30 in der 19. und 20. Sitzung am 1. und 
2. April“), ſchließlich geſondert in der 21. und 22. Sitzung am 3. und 4. April 
191990); das Ergebnis der Aus ſchußberatungen erſter Leſung iſt in zwei Artikeln 
31a und 3b 40) niedergelegt. In 2. Leſung behandelte der Verf A. dieſe Artikel 
zweieinhalb Monate ſpaͤter in einer von dem Unterausſchuß zur Formulierung 
der Grundrechte beſchloſſenen Faſſung in der 42. Sitzung am 18. Juni 1919 4%), 
der letzten Sitzung, die der Verf A. abhielt.). 


%) So Abg. Fiſcher a. a. O.; auch Abg. Koch a. a. O. fordert Erweiterung der Zuſtaͤndig⸗ 
keit des Reichs, ebenſo Abg. Dr. Schücking a. a. O. Dagegen Abg. Dr. Beyerle a. a. O., 
der in Erweiterung der Reichszuſtaͤndigkeit bedenkliche Momente ſieht, und Abg. Dr. Spahn 
a. a. O., der für nicht allzu eingehende, nicht ſchematiſieren de, nicht zentraliſierende Regelung 
des Schulweſens in der RV. eintritt. 


*5) Sten. Ber. Bd. 326 S. 502 B. 


6) Aber die Beratungen beſteht keine ſtenographiſche Niederſchrift, ſondern nur die inhalt⸗ 
liche Wiedergabe der Oruckſache Nr. 391 (Bd. 336); vgl. Verf A. S. 22. — Für „Kirche und Schule“ 
war Berichterſtatter Abg. Griber, Mitberichterſtatter Abg. Meer feld (Verf A. S. 22 unten), — 
Vgl. auch den Bericht des Abg. Weiß über die Ausſchußberatungen: Sten. Ber. Bd. 328 S. 1673 ff. 

7) Verf A. S. 171 ff. — 28) Verf A. S. 188 ff. — 20) Verf A. S. 208 ff. — 4) Verf A. S. 230. 

) Verf A. S. Saaff. 

) An den Verhandlungen des Verf A. über das Schulweſen nahmen für die Reichsregierung 
teil RMd J. Dr. Preuß (Verf A. S. 211 ff., 216) und Exz. v. Harnack (Verf A. S. 192 f., 216 ff., 
227, 228). Vertreter der Landesregierungen (Preußen, Bayern, Württemberg, Sachſen) nahmen 
wiederholt das Wort (Verf A. S. 213, 218f., 220f., 221 f., 224, 531), Auffallenderweiſe war 


zwar die preußiſche Finanzverwaltung vertreten, nicht aber die Unterrichtsverwaltung des größten 
deutſchen Landes. Vgl. auch Anm. 65. 
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Die Verhandlungen des Verf A. ſtanden im Gegenſatz zu den Regierungs⸗ 
entwürfen, der Stimmung der erſten Leſung im Plenum folgend, von vorherein“) 
unter dem Zeichen, die künftige Geſtaltung der Schule müſſe eingehender in der 
RV. behandelt und ſichergeſtellt werden. Wenn auch nicht zu überſehen iſt, daß 
ſchließlich die geſamte Materie als ſolche im Verf A. insgeſamt nur drei Tage lang 
behandelt worden iſt — innerhalb der faſt dreieinhalb Monate Ausſchußarbeit 
eine doch ſehr kurze Zeit, in zweiter Leſung zudem unter dem Druck der Notwendig⸗ 
keit, noch am gleichen Tage die geſamte Ausſchußarbeit abzuſchließen —, ſo iſt 
doch feſtzuſtellen, daß alle Parteien beſtrebt waren, die kurzen, farbloſen und 
eklektiſchen Sätze des Reg. Entw. zu einer ausführlicheren, zuſammenhaͤngenden, 
ſyſtematiſchen Regelung auszugeſtalten. Den Anſtoß dazu gab gewiß etwas außer⸗ 
halb der Schulfragen Liegendes: das allgemeine Streben, geführt beſonders von 
Friedrich Naumann, die „Grundrechte des deutſchen Volkes“, die in dem 
Reg. Entw. mit 13 Artikeln den II. Abſchnitt ausfüllten !), auszugeſtalten zu einer 
großzügigen, volkstümlichen Kundgebung innerhalb der RV., die alle Seiten 
des ſtaatsbürgerlichen Daſeins kurz, aber doch mit der Tendenz der Einbeziehung 
aller weſentlichen Einzelpunkte erfaffen ſollte“ ); nachdem einmal der Reg. Entw. 
das Schulweſen unter die Grundrechte eingereiht hatte, mußte es mit von dieſer 
Welle erfaßt werden. Aber wohl auch ohne dieſen Anſtoß hatte der Verf A. Anlaß 
genug, entgegen den immer wieder warnenden Stimmen der Vertreter der Reichs⸗ 
regierung und einzelner Lander“) den Verſuch einer wirklichen, zuſammen⸗ 
hängenden Regelung des Schulweſens innerhalb der Verfaſſung zu wagen. Die 
ſchon erwähnte unglückliche Faſſung des Art. 31 Reg. Entw. mit feinen zuſam⸗ 
menhangloſen, willkürlich wirkenden Einzelſätzen reizte zu ſyſtematiſcher Um⸗ 
arbeitung. Reichsrechtliche Regelung des Schulweſens war eine oft wiederholte 
Forderung liberaler und ſozialiſtiſcher Schulpolitiker, beſonders der Einheitsſchul⸗ 
bewegung“); die jüngſte eigenwillige, auseinanderſtrebende Initiative einzelner 
Länder!s) auf dem Schulgebiet legte die Notwendigkeit zentralen Eingreifens auch 


43) Schon vor Beratung des Art. 31 RegEntw. weiſen, gelegentlich der Beratungen über 
die Zuſtändigkeit des Reichs, die Abgg. Dr. Heinze (Verf A. S. 52) und Dr. Spahn (ebd. S. 56) — 
damals noch gegen den Widerſpruch des Abg. Koch (ebd. S. 57) — auf die Aufgabe der Regelung 
des Schulweſens in der RV. ſelbſt hin. 

44) RegEntw. Art. 28—40, Druckſ. Bd. 335 ©. 51f. 

4) Bgl. beſonders den Naum annſchen „Verſuch volksverſtändlicher Grundrechte“ (Antrag 
Nr. 82, Verf A. S. 171 ff.) und das intereſſante Rededuell zwiſchen Naumann (Verf A. S. 176 ff.) 
und Preuß (ebd. S. 183 f.) — Vgl. auch Preuß, Deutſchlands republikaniſche RV. S. 88ff. 

46) Vgl. oben Anm. 42. 

47) Vgl. unten S. 7rff. 

46) Auf die Geſtaltung der Schulartikel haben, allgemein und im einzelnen, beſonders ein⸗ 
gewirkt (abgeſehen von den oben Anm. 15 e ee eine Anzahl von 
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anderen Richtungen nahe. Die maßgebliche Beteiligung von Schulpolititikern 
und Schulfahmännern an den Ausſchußberatungen, unter ihnen bekannte Bers 
treter der größten Lehrervereinigungen “), drängte in der gleichen Richtung. Dazu 
kam entſcheidend das politiſche Moment, gleich maßgeblich, obwohl im Laufe der 
Beratungen die Parteien wechſelten, die es betonten; war die erſte Leſung erfüllt 
von dem Beſtreben der Linksparteien, alte und neue demokratiſche und ſozialiſtiſche 
Schulforderungen in der RV. zu verankern, ſo wechſelten nach der lebhaften 
Volksbewegung, die zwiſchen erſter und zweiter Leſung im Verf A. beſonders im 
katholiſchen Weſtdeutſchland ſichtbar wurde, die Rollen: Zentrumspartei und 
Deutſchnationale traten in zweiter Leſung als diejenigen hervor, die nun, gegen die 
Linke, um die Aufnahme weiterer, Bekenntnisſchule, Privatſchule und Religions⸗ 
unterricht ſichernder Beſtimmungen in die Verfaſſung kämpften. Das Ergebnis 
war zwangsläufig, wie wohl beide Strömungen ſich bekaͤmpften und jede nur einen 
relativ kleinen Teil ihrer Forderungen durchſetzte, eine immer ausführlichere, 
weitere Fragen einbeziehende, in ſich differenziertere Regelung. Aus den Sätzen 
des Art. 31 Reg. Entw. waren nach der erſten Leſung im Verf A. die umfang⸗ 
reichen Art. 31a und 3b ™) geworden, die in zweiter Leſung zu den Art. 139 bis 
14751) entwickelt wurden. 

Inhaltlich wurde die Grundlage des Reg. Entw. ſogleich nach Beginn der 
Beratungen verlaſſen. Die geſamten Ausſchußberatungen knüpften an an den 


Kae, N‘ v & 
2 a fo/204 cov 127 SWE E77 0 ie der eusifigen Regierung vom 13. November 1918 („An das preußiſche Volk“): 
vu font A Er Hy ge a. ud. 7 yy A „. . . Ausbau aller Bildungsinſtitute, insbeſondere der Volksſchule. Schaffung der 
Einheitsſchule. Befreiung der Schule von politiſcher und kirchlicher Bevormundung.“ 
b) Erlaß vom 15. November 1918: Befreiung der Diſſidentenkinder vom Religionsunterricht. 
c) Aufrufe vom 27. November 1918 (3BlUV. S. 7ıoff.) an die Lehrer und Schüler über 
Staat und Erziehung, Schülerſelbſtverwaltung uſw. 
; 3 . d) Erlaß vom 29. November 1918 (3 Blu V. S. 719ff.) über Aufhebung des Religions⸗ 
2 ¥ Se 2 — oor zwanges in der Schule. 
ue e. — . BUS v we, N Arbe 32T sts Yo hese : Erlaß vom r. April 1919 (BBIUB. S. 427): Befreiung vom Religlonsunterricht auf Antrag. 
tig Er Le. Ace gui, ae Greene 22 A. eee utero fs 5 in Sachſen: Aufruf vom 18. November 1918 (Gef. Voͤgsbl. S. 365), VO. vomf6. De; 
Yyıları ge > i 8 8 vas SWC. IE 227 22 ' zember 1918 (S. 385) betr. Befreiung vom Religionsunterricht, VSO. vom 11. Dezember 1918 
DG. 4814/9 . giv IG 2 e,. tom hyp 2 ’ (S. 389) über Ortsſchulaufſich 6c em . 9, BD. vom 12, er 5, 392) über 
7 Schulgeld und allg. Volksſchule, „vom 22. Juli 1919 (S. 17 e. BO my Gef. vom 
30. Juli 1919 (S. 197) betr. Gemeinſchaftserziehung an höheren Schulen. 
in Braunſchweig: Geſ. über Neuordnung der Volksſchulaufſicht vom 21. 1 
(SS. S. 304). 
n Hamburg: Bek. vom 10. Dezember 1918 betr. Religionsunterricht; Geſ. betr. Einheits⸗ 
vom 16. Mai 1919 (GS. I 124). 
in Bremen: Vo. en vom 7. u. 8. Januar 1919 (vgl. Geſ. Bl. S. 59) betr. Religionsunterricht, 
Geſchichtsunterricht, Lehrpläne. — Vgl. Nat. Verſ. vom 11. März 1919, Sten. Ber. Bd. 326 S. 663 ff. 
) Aber die Bemühungen des Deutſchen Lehrervereins um eingehendere Regelung des Schul⸗ 
weſens in der Verfaſſung und über den Inhalt dieſer Wünſche ogl. Roſin, Schulkompromiß 
S. 5f., 12, 4aff., 6rff. 
50) Verf A. S. 230f. — 51) Verf A. S. ı2f. 
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ſofort nach der Berichterſtattung eingebrachten demokratiſch⸗ſozialdemokratiſchen 
Antrag Dr. Seyfert⸗Weiß⸗Frau Pfülf ), der die maßgebliche Grundlage alles 
Weiteren wurde: 


„Art. 31. 


. ꝗ . 2. Für die Bildung der Jugend iff durch öffentliche Anſtalten zu 
ſorgen, bei deren Einrichtung Reich, Länder und Gemeinden zuſammen⸗ 
wirken. Die allgemeine Schulpflicht umfaßt die Volksſchule mit mindeſtens 
acht Schuljahren und die an dieſe anſchließende Fortbildungsſchule bis 
zum 18. Lebensjahre. 

3. Die Lehrer an den öffentlichen Schulen ſind Staatsbeamte. Das ge⸗ 
ſamte Schulweſen ſteht unter der Aufſicht des Staates; er führt dieſe durch 
fachmänniſch vorgebildete Beamte aus. 

4. Die Errichtung von Privatſchulen bedarf der Genehmigung des Staates, 
der hierbei die Bedürfnisfrage zu prüfen und zu entſcheiden hat. Die Privat⸗ 
ſchulen unterſtehen in ihrer äußeren Einrichtung, in ihren Lehrzielen und in 
den Anforderungen an ihre Lehrkräfte den Landesgeſetzen, die für die ent⸗ 
ſprechenden öffentlichen Schulen gelten. Private Volksſchulen ſind nur zu⸗ 
zulaſſen, wenn fie in ihrem inneren Aufbau nicht hinter den örtlichen oͤffent⸗ 
lichen Schulen zurückſtehen. 

5. Das öffentliche Schulweſen iſt organiſch auszubauen. Auf einer für alle 
Klaſſen und Bekenntniſſe gemeinſamen Grundſchule (der allgemeinen Volks⸗ 
ſchule) baut ſich das mittlere und höhere Schulweſen auf. Für dieſen Aufbau 
iſt die Mannigfaltigkeit der Lebensberufe, für die Aufnahme eines Kindes 
in eine beſtimmte Schule deſſen Anlage und Neigung, nicht die wirtſchaftliche 
und geſellſchaftliche Stellung ſeiner Eltern maßgebend. 

6. In allen Schulen iſt perſönliche und ſtaatsbürgerliche Tüchtigkeit und 
ſittliche Bildung auf deutſchvolkstümlicher Grundlage zu erſtreben; deutſche 
Staatsbürgerkunde iſt Lehrgegenſtand in allen Schulen. 

7. Der Unterricht und die Lernmittel in den Volksſchulen ſind unentgeltlich. 
Durch Bereitſtellung öffentlicher Mittel iſt jedem Unbemittelten der Zugang 
zu der ſeiner Begabung und Neigung entſprechenden mittleren und höheren 
Schule zu ermöglichen. 


Art. 31a. 
Die Erteilung des Religionsunterrichts wird im Rahmen der Schulgeſetz⸗ 
gebung geregelt. Kein Lehrer darf zur Erteilung des Religionsunterrichts 
oder zur Vornahme kirchlicher Verrichtung, kein Schüler gegen den Willen 


52) Nr. 98, Verf A. S. 209 f. — Über die internen Vorverhandlungen der Parteien vgl. Quarck, 
Schulkämpfe S. 4ff., 32% 
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des Erziehungsberechtigten zum Beſuche des Religionsunterrichts oder zur 
Teilnahme an kirchlichen Feiern und Handlungen gezwungen werden. 
Die theologiſchen Fakultäten an den Univerfitdten bleiben erhalten“. 

Man ſieht, daß dieſer Antrag einen Verſuch ſyſtematiſcher Regelung des Schul⸗ 
wefens®) brachte, der die jetzt geltenden Normen faſt in allen Punkten im Keime 
bereits enthielt. Die Anknüpfung an frühere Verfaſſungen iſt ebenſo loſe wie die 
an den Reg. Entw. und an einige bereits vorliegende Anträge“); nur Art. 31a 
über den Religionsunterricht iſt, mit einigen Anderungen, entnommen dem bereits 
vorliegenden Antrag Gröber und Genoſſen Nr. 91 55). 

Die Aus ſprache in erſter Leſung war im weſentlichen eine grundſätzliche 
Auseinanderſetzung zwiſchen den Parteien über die großen ſchulpolitiſchen Pro⸗ 
bleme: Reich⸗Laͤnder, Einheitsſchule, Bekenntnis; und Simultanſchule, Religions⸗ 
unterricht, Privatſchule, Aufſtieg wirtſchaftlich Schwacher, Unterrichts⸗ und Er⸗ 
ziehungsfragen. Von allen Seiten maßvoll und mit offenbarem Willen zum 
Ausgleich geführt, brachte die Debatte im allgemeinen nichts Neues und war im 
Grunde, vielleicht mit Ausnahme von Harnacks Eingreifen, ohne Schwung und 
ohne Intereſſe. Für Verftändnis und Auslegung der Verfaſſungsbeſtimmungen 
wichtig ſind daneben die Ausführungen, die der Begründung der einzelnen An⸗ 
träge dienen ſollen; ſie ſind bei den einzelnen Artikeln angeführt und verwertet. 
Das Ergebnis der erſten Leſung im Verf A. iſt 5e): 


„Art. 31a. 


Für die Bildung der Jugend iſt durch öffentliche Anſtalten zu ſorgen, bei 
deren Einrichtung Reich, Lander und Gemeinden zuſammenwirken. Die 
Jugend hat den Anſpruch, gegen ſittliche und geiſtige Verwahrloſung ge⸗ 
ſchützt zu werden. Die Lander haben die zu dieſem Zweck erforderlichen An⸗ 
ſtalten zu ſchaffen. Die allgemeine Schulpflicht umfaßt die Volksſchule mit 
mindeſtens acht Schuljahren und die an dieſe anſchließende Fortbildungs⸗ 
ſchule bis zum vollendeten 18. Lebensjahre. 

Die Lehrer an öffentlichen Schulen haben die Rechte und Pflichten der 
Staatsbeamten. Das geſamte Schulweſen ſteht unter der Aufſicht des Staats; 
er führt dieſe durch hauptamtlich tätige, fachmaͤnniſch vorgebildete Beamte aus. 

Die Errichtung von Privatſchulen bedarf der Genehmigung des Staats. Sie 
unterſtehen den Landesgeſetzen. Private Volksſchulen ſind nur zuzulaſſen, 
wenn ſie in ihrem inneren Aufbau nicht hinter den öffentlichen Schulen 
zurückſtehen. 

52) Einen erſten, eingeſchraͤnkteren Verſuch dieſer Art enthielt bereits der Antrag Dr. Ouards 
Dr. Sinzheimer Nr. 89 (Verf A. S. 173) in Art. 32; dieſer Antrag wurde indes dann nicht 


Grundlage der Verhandlungen. Vgl. Quarck, Schulkämpfe S. öff. 
54) Verf A. S. 171 ff. — 55) Verf A. S. 175. — ) Verf. S. 230f. 
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Das öffentliche Schulweſen iſt organiſch aufzubauen; auf einer für alle 
gemeinſamen Grundſchule baut ſich das mittlere und höhere Schulweſen auf. 
Für dieſen Aufbau iſt die Mannigfaltigkeit der Lebensberufe, für die Auf⸗ 
nahme eines Kindes in eine beſtimmte Schule deſſen Anlage und Neigung, 
nicht die wirtſchaftliche und geſellſchaftliche Stellung feiner Eltern maßgebend. 

In allen Schulen iff perſönliche und ſtaatsbürgerliche Tüchtigkeit und 
ſittliche Bildung auf deutſch⸗volkstümlicher Grundlage zu erſtreben; Staats⸗ 
bürgerkunde iſt Lehrgegenſtand in allen Schulen. Jeder Schüler erhält bei 
der Beendigung der Schulpflicht einen Abdruck der Verfaſſung. 

Der Unterrricht und die Lernmittel in den Volksſchulen ſind unentgeltlich. 
Durch Bereitſtellung öffentlicher Mittel iſt jedem Unbemittelten der Zugang 
zu der ſeiner Begabung und Neigung entſprechenden mittleren und höheren 
Schule zu ermöglichen. 


Art. 31 b. 


Die Erteilung des Religionsunterrichts, der ordentlicher Lehrgegenſtand 
der Schulen iſt, wird im Rahmen der Schulgeſetzgebung geregelt. Kein 
Lehrer darf zur Erteilung des Religionsunterrichts oder zur Vornahme kirch⸗ 
licher Verrichtungen, kein Schüler gegen den Willen des Erziehungsberech⸗ 
tigten zum Beſuche des Religionsunterrichts oder zur Teilnahme an kirch⸗ 
lichen Feiern und Handlungen gezwungen werden. Der Religionsunterricht 
wird in Übereinſtimmung mit den Lehren und den Satzungen der betreffenden 
Religionsgemeinſchaften erteilt. 

Die theologiſchen Fakultaͤten an den Univerfitäten bleiben erhalten.“ 

Dieſe Formulierung wurde in dem Unterausſchuß zur Formulierung der 
Grundrechte, den der Verf A. Anfang April eingeſetzt hatte, nochmals durch⸗ 
beraten?“). Während der Unterausſchuß im übrigen die Aufgabe hatte, Formu⸗ 
lierungen für die erſt kommende erſte Leſung im Verf A. vorzubereiten, konnte er 
die im Verf A. in erſter Leſung bereits behandelten Artikel über Kirche und Schule 
nur redaktionell noch einmal überarbeiten. Das Ergebnis dieſer Arbeits) 


57) Über dieſe Beratungen, über die Niederſchriften nicht veroffentlicht worden find, vgl. den 
Bericht des Abg. Dr. Beyerle Verf A. S. 366ff., ferner Quarck, Schulkämpfe S. 7. 
58) Die Faſſung des Unterausſchuſſes lautet (Ausſch. Druckſ. Nr. 224, 236, 237) — Zählung, 
wie fie der zweiten Leſung im Verf A. zugrunde lag]: 
„Art. 34 [31a]. 
Für die Bildung der Jugend iſt durch öffentliche Anſtalten zu ſorgen. Bei ihrer Einrichtung 
wirken Reich, Länder und Gemeinden zuſammen. 
Die Lehrer an öffentlichen Schulen haben die Rechte und Pflichten der Staatsbeamten. 
Art. 35 [31 bl. 
Das geſamte Schulweſen ſteht unter der Aufſicht des Staates; er führt dieſe durch haupt⸗ 
amtlich tätige, fachmaͤnniſch vorgebildete Beamte aus. 
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bildete, ohne in erſter Leſung im Verf A. nochmals behandelt zu werdende), die 
Grundlage der zweiten Lefung im Verf A. 


Für die zweite Leſung im Verf A. waren beſtimmend die Strömungen in 
der Offentlichkeit, die zu den Ergebniſſen der erſten Leſung in der langen Zwiſchen⸗ 
zeit von zweieinhalb Monaten ſich bemerkbar gemacht hatten. Das war beſonders 
die ſchon erwähnte lebhafte Beunruhigung kirchlicher, vor allem katholiſcher Kreiſe 
über eine Beeinträchtigung der Bekenntnisſchule und des Religionsunterrichts 
durch die RV. “); ferner Einwendungen der Gemeinden gegen Einſchraͤnkung 
der Selbſtverwaltung“ ), ſchließlich haſtige, radikale Maßnahmen einzelner 
Länder“) auf dem Sckulgebiet jetzt noch kurz vor Zuſtandekommen der RV. 
Dieſe beſonderen Erſcheinungen und überhaupt die Unzufriedenheit aller ſchul⸗ 
politiſchen Richtungen mit dem, was ihre Vertreter in erſter Leſung errreicht 
hatten (für deren Kundgebung die lange Pauſe zwiſchen den Leſungen Gelegenheit 
bot), führte dazu, der zweiten Leſung einen der erſten Leſung ganz unähnlichen 
Charakter zu geben. Verlor ſich die erſte Leſung in langen ſchulpolitiſchen Aus⸗ 
einanderſetzungen, ſo konzentrierte ſich die zweite Leſung, ohne alle Vorfragen und 


Art. 36 [31 cl. 

Die allgemeine Schulpflicht umfaßt die Volksſchule mit mindeſtens acht Schuljahren und 
die an dieſe anſchließende Fortbildungsſchule bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjahr. 
Der Unterricht und die Lernmittel in den Volksſchulen ſind unentgeltlich. 

Art. 37 [31d]. 

Das öffentliche Schulweſen iſt organiſch auszugeſtalten. Auf einer... [uſw. wie in dem 
Beſchluſſe des Verf A. erſter Lefung] ... maßgebend. Für den Zugang Unbemittelter zu den 
mittleren und höheren Schulen find öffentliche Mittel bereitzuftellen. 

Art. 38 [31e]. 

Die Einrichtung von Privatſchulen bedarf der Genehmigung des Staates. Privatſchulen 
unterſtehen den Lan desgeſetzen. Private Volksſchulen. .. [ufw. wie in den Beſchlüſſen des 
Verf A. erſter Leſung! ... zurückſtehen. 

Art. 39 [31 fl. 

In allen Schulen if perſonliche und ſtaats bürgerliche Tüchtigkeit und ſittliche Bildung 
auf deutſch⸗volkstümlicher Grundlage zu erſtreben. 

Staatsbürgerkunde tft Lehrgegenſtand in allen Schulen. Jeder Schüler erhält bei Been⸗ 
digung der Schulpflicht einen Abdruck der Verfaſſung. 

Art. 40 [31g]. 

Der Religionsunterricht I ordentlicher Lehrgegenſtand der Schulen. Seine Erteilung wird 
im Rahmen der Schulgeſetz gebung geregelt. Der Religlonsunterricht wird in Abereinſtimmung 
mit den Lehren und Satzungen der betreffenden Religionsgemeinſchaft erteilt. 

Kein Lehrer .. . luſw. wle in den Beſchlüſſen des Verf. erſter Leſung . . . gezwungen 
werden. 

Art. 41. 

Die theologiſchen Fakultäten an den Univerfitäten bleiben erhalten.“ 

5) Vgl. Verf A. S. 383. 

0) Bgl. beſonders Verf A. S. 524. 
1) Pgl. Verf A. S. 5aaff. 

2) Aufgezaͤhlt oben Anm. 48. 
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den Aufbau der Schulbeſtimmungen noch einmal in Frage zu ſtellen, im weſent⸗ 
lichen um einige wenige wichtige Streitpunkte: Beteiligung der Gemeinden an 
der Schulaufſicht — Gewährleiſtung der Bekenntnisſchule und der Privatſchule — 
Sicherung des Religionsunterrichts. Demgemäß bleiben die Mehrzahl der in 
erfter Leſung feſtgeſtellten Vorſchriften ganz oder faſt ganz unberührt, und die 
Anderungen, die in zweiter Leſung beſchloſſen werden, beſchraͤnken ſich im weſent⸗ 
lichen auf die Einführung einer Vorſchrift über die Lehrerbildung, Überlaſſung der 
Bekenntnisſchulfrage an die Geſetzgebung, Beteiligung der Gemeinden an der 
Schulaufſicht. Die Schulbeſtimmungen lauten in der Ausſchußfaſſung, in der ſie 
innerhalb des II. Hauptteils („Grundrechte und Grundpflichten der Deutſchen“) 
einen eigenen (4.) Abſchnitt („Bildung und Schule“) bilden“): 


„ . . Art. 140. 


Für die Bildung der Jugend iſt durch öffentliche Anſtalten zu ſorgen. Bei 
ihrer Einrichtung wirken Reich, Länder und Gemeinden zuſammen. 

Die Lehrerbildung iſt nach den Grundſätzen, die für die höhere Bildung 
allgemein gelten, für das Reich einheitlich zu regeln. 

Die Lehrer an öffentlichen Schulen haben die Rechte und Pflichten der 
Staatsbeamten. 


Art. 141. 


Das geſamte Schulweſen ſteht unter der Aufſicht des Staats; er kann die 
Gemeinden daran beteiligen. Die Schulaufſicht wird durch hauptamtlich 
tätige, fachmänniſch vorgebildete Beamte ausgeübt. 


Art. 142. 


Es beſteht allgemeine Schulpflicht. Ihrer Erfüllung dient geundfäglich 
die Volksſchule mit mindeſtens acht Schuljahren und die anſchließende Fort⸗ 
bildungsſchule bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjahr. Der Unterricht 
und die Lernmittel in den Volksſchulen ſind unentgeltlich. 


Art. 143. 


Das öffentliche Schulweſen iſt organiſch auszugeſtalten. Auf einer far alle 
gemeinſamen Grundſchule baut ſich das mittlere und höhere Schulweſen auf. 
Für dieſen Aufbau iſt die Mannigfaltigkeit der Lebensberufe, für die Auf⸗ 
nahme eines Kindes in eine beſtimmte Schule ſind ſeine Anlage und Neigung, 
nicht die wirtſchaftliche und geſellſchaftliche Stellung oder das Religions⸗ 
bekenntnis ſeiner Eltern maßgebend. 


6) Verf A. S. raf. 
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Ob und wieweit bei der Gliederung der Volksſchule Kinder des gleichen 
Bekenntniſſes auf Antrag der Erziehungsberechtigten vereinigt werden 
können, beſtimmt die Geſetzgebung. 

Für den Zugang Unbemittelter zu den mittleren und höheren Schulen 
ſind öffentliche Mittel bereitzuſtellen. 


Art. 144. 

Die Einrichtung von Privatſchulen iſt zuläſſig; fie bedarf der Genehmigung 
des Staats. Privatſchulen unterſtehen den Landesgeſetzen. Private Volks⸗ 
ſchulen ſind nur zuzulaſſen, wenn ſie in ihrem inneren Aufbau nicht hinter den 
offentlichen Schulen zurückſtehen. 


Art. 145. 


In allen Schulen iſt perſönliche und ſtaatsbürgerliche Tüchtigkeit und ſitt⸗ 
liche Bildung auf deutſchvolkstümlicher Grundlage im Geiſt der Vöͤlkerver⸗ 
fühnung zu erſtreben. 

Beim Unterricht in öffentlichen Schulen iſt Bedacht zu nehmen, daß die 
Empfindungen Andersdenkender nicht verletzt werden. 

Staatsbürgerkunde iſt Lehrgegenſtand in den Schulen. Jeder Schüler 
erhält bei Beendigung der Schulpflicht einen Abdruck der Verfaſſung. 

Volkshochſchulen ſollen gefördert werden. 


Art. 146. 


Der Religionsunterricht iſt ordentlicher Lehrgegenſtand der Schulen. Seine 
Erteilung wird im Rahmen der Schulgeſetzgebung geregelt. Der Religions⸗ 
unterricht wird in Übereinſtimmung mit den Grundſätzen der betreffenden 
Religionsgeſellſchaft unbeſchadet des Aufſichtsrechts des Staats erteilt. 

Die Erteilung des Religionsunterrichts und die Vornahme kirchlicher Ver⸗ 
richtungen bleibt der Willenserklärung der Lehrer überlaſſen. Gegen den 
Willen des Erziehungsberechtigten darf kein Schüler zum Beſuch des Reli⸗ 
gionsunterrichts oder zur Teilnahme an kirchlichen Feiern und Handlungen 
gezwungen werden. 

Die theologiſchen Fakultäten an den Univerſitäten bleiben erhalten.“ 


III. Die beiden Weimarer Schulkompromiſſe. 


a) Unmittelbar nachdem fo der Verf A. aus den wenigen Sätzen des Reg. Entw. 
ein ausgebautes Syſtem von Beſtimmungen über Bildung und Schule gemacht 
hatte, ſetzt der dritte Abſchnitt der Entſtehungsgeſchichte dieſer Beſtimmungen ein. 
Er iſt gekennzeichnet durch die plötzliche Verquickung der Schulfrage mit der großen 
Politik. Während der Rahmen, den der Verf A. in mühſeliger Arbeit zuſtande 
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gebracht hatte, beſtehen blieb und auch an der großen Mehrzahl der beſchloſſenen 
Beſtimmungen nichts oder nichts Weſentliches mehr geändert wurde, wurden 
einige wichtige Grundfragen herausgenommen und zum Gegenſtand politiſcher 
Abmachungen zwiſchen den führenden Parteien gemacht. Gewiß waren dieſe 
Fragen auch im Verfaſſungsausſchuß Gegenſtand politiſcher Auseinanderſetzung 
geweſen; das Neue aber iſt jetzt, daß die f chulpolitiſche Auseinanderſetzung, die die 
Verhandlungen des Verf A. beherrſcht hatte, unterging in einer Auseinander⸗ 
ſetzung der Parteien über allgemein zpolitifche Fragen, die mit den Schulfragen 
der Sache nach auch mittelbar nichts zu tun hatten. 

Am 18. Juni 1919 hatte der Verf A. feine Arbeiten beendet. Noch im Juni trat 
die Demokratiſche Partei, die die politiſche Verantwortung für Unterzeichnung des 
Friedensvertrages nicht übernehmen zu können glaubte, aus der Regierungs⸗ 
koalition aus. In die nun folgenden Verhandlungen über Bildung einer neuen 
Reichsregierung, der die Unterzeichnung des Friedens vertrages und die Durch⸗ 
bringung der RV. oblag, wurde die Schulfrage einbezogen“). Der Bildung 


%0 In welcher Weiſe das im einzelnen geſchehen iſt, iſt authentiſch nicht feſtzuſtellen. Aus 
allem, was darüber bekannt geworden iſt, ſcheint es, daß die Zentrumspartei ihre Beteiligung an 
der neu zu bildenden Regierung damals von einer für ſie annehmbaren Löſung der Schulfrage 
abhängig gemacht hat; in welcher Form, unter welchen Vorausſetzungen, mit welchem Erfolg, 
iſt auf Grund der vorliegenden Unterlagen nicht feſtzuſtellen. Der vorzüglichen, fonft vollſtaͤndigen 
Darſtellung des Werdeganges der Schulbeſtimmungen von Maus bach (Kulturfragen S. 88) 
iſt darüber nichts zu entnehmen. Die ſonſt vorhandenen Darſtellungen ſtammen von Unbetels 
ligten, ſind nicht nachprüfbar oder offenſichtlich parteiiſch, jedenfalls wiſſenſchaftlich nicht verwertbar. 
Die einzige Schilderung eines Naͤchſtbeteiligten ſtammt von H. Schulz (Leidensweg S. 42f.): 
„. . . Der Zentrumsabgeordnete Grö ber beſuchte in jenen Tagen den Reichspräſidenten Ebert, 
um ihm die Bereitwilligkeit des Zentrums zur Abernahme der Regierung gemeinſam mit den 
Sozialdemokraten zu erklären. Er glaube, daß die Parteien angeſichts der politiſchen Lage die 
Verpflichtung hätten, die Verantwortung für die Führung der Gefchäfte zu übernehmen, und 
daß ſich eine gemeinſame Plattform für ihre gemeinſame Arbeit finden laſſe. Nur mäffe die 
Schulfrage zu einem für beide Teile annehmbaren Abſchluß gebracht werden. In dieſer Be⸗ 
ziehung hätten die letzten Beratungen im Verfaſſungsausſchuß ſcharfe Gegenfäge ergeben. Für 
das Zentrum handle es ſich hierbei um Gewiſſensfragen ernſteſter Art. Werde bis zur 3. Leſung 
der Verfaſſung keine Löſung gefunden, ſo ſeien die beiden Parteien auch in der Regierung wohl 
nicht zuſammenzuhalten. Er bitte den Reichs praͤſidenten, feinen Einfluß einzuſetzen und eine 
ſolche Gefahr zu verhindern, deren Aus wirkungen angeſichts der außenpolitiſchen Lage, ebenſo 
aber auch wegen der innerpolitifchen Notwendigkeit, die Verfaſſung alsbald zu verabſchieden und 
damit eine fihere Grundlage zu ſchaffen, unabſehbar felen. — Reichspräſident Ebert ließ mich 
daraufhin zu einer vertraulichen Beſprechung zu ſich kommen. Er teilte mir die Bedenken und 
Wünſche Gröbers mit und fügte als ſeine Meinung hinzu, daß auch er angeſichts der geſpannten 
politiſchen Lage eine Regelung der Schulfrage für notwendig halte. Gewiß handle es ſich dabei 
für die Sozialdemokratie um eine außerordentlich wichtige Frage, bei der ſie — wie das Zentrum — 
ihre grundſaͤtzliche Stellung nicht preisgeben dürfe. Aber anderſeits erfordere die überaus unſichere 
und gefahrdrohende politiſche Geſamtlage, daß die beiden Parteien in der Regierung zuſammen⸗ 
gehalten würden. Ich ſel an den bisherigen Beratungen der Schulfrage im Verfaſſungsausſchuß 
durch meine anderweitige Inanſpruchnahme zwar nicht unmittelbar beteiligt geweſen. Aber 
gerade deshalb glaube er, daß ich, auch ſchon wegen meiner langjährigen Parteitaͤtigkeit auf ſchul⸗ 
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der Regierung Bauer, in der nur Sozialdemokraten und Zentrum vertreten 
waren, am 22. Juni 1919 folgten längere Verhandlungen zwiſchen Vertretern 
dieſer beiden Parteien mit dem Ziele, eine Formulierung der Verfaſſungs⸗ 
beſtimmungen — beſonders des zweiten Abſatzes des Art. 143 (in der Faſſung 
des Verf A.) über die Zulaͤſſigkeit der Bekenntnisſchule — zu finden, die für beide 
Parteien annehmbar ſchien. Das Ergebnis dieſer Verhandlungen, deren Inhalt 
und Verlauf einwandfrei nicht feſtzuſtellen iſt ), bildet das am 15. Juli 1919 abs 
geſchloſſene ſogenannte erſte Weimarer Schulkompromiß in der Form des 
Antrages Löbe⸗Gröͤberde), das die folgenden Anderungen der Schulbeſtimmungen 
in der oben wiedergegebenen Faſſung des Verf A. vorſchlug: 

„I. in Art. 143 

a) Abſ. 2 wie folgt zu faſſen: 

Ob und wieweit die Schulen innerhalb der Gemeinden für alle Bekennt⸗ 
niſſe gemeinſam oder nach Bekenntniſſen getrennt oder bekenntnisfrei (welt⸗ 
lich) fein ſollen, entſcheidet der Wille der Erziehungsberechtigten, ſoweit dies 
mit einem geordneten Schulbetriebe zu vereinigen iff, Das Nähere beſtimmt 


ein baldigſt zu erlaſſendes Reichsgeſetz. Bis zum Erlaſſe dieſes Geſetzes bleibt 
es bei den beſtehenden Vorſchriften. 


politiſchem Gebiet, geeignet ſel, nunmehr mich in intenſiver Weiſe an den notwendigen Kompromiß⸗ 
beratungen zu beteiligen. Jedenfalls bitte er mich, mein Beſtes für das Zuſtan dekommen einer 
Einigung zu tun. In gleichem Sinne habe er auch bereits mit Reichs miniſter Da vid geſprochen, 
der feiner Auffaſſung zuſtimme. — Ich konnte mich der Ebertſchen Auffaſſung um ſo weniger 
entziehen, als ich ſeiner Beurteilung der Geſamtlage und damit auch der Notwendigkeit einer 
Einigung der beiden Regierungspartelen in den kritiſchen Schulfragen durchaus beipflichten 
mußte.“ 

) Niederſchriften find nicht angefertigt worden (Schulz, Leidensweg S. 44). Die Ver⸗ 
handlungen wurden im engſten Kreiſe geführt und waren vertraulich. An ihnen nahmen teil für 
die ſozialdemokratiſche Partei die Abgg. Dr. David (damals Reichsminiſter des Innern), 
H. Schulz (damals Unterſtaatsſekretär im Reichs miniſterium des Innern, früher Lehrer), Dr. 
Quarck (Schriftſteller, Juriſt), Frau Pfülf (früher Lehrerin) und Katzenſtein (Schriftſteller, 
Juriſt), für das Zentrum die Abgg. Gröber (Juriſt), Hitze (Theologieprofeſſor), Ma us bach 
(Theologieprofeſſor), Burlage (Juriſt) und Rheinländer (Rektor). Vertreter der Reiches 
regierung — Dr. David und Schulz waren doch mehr als Abgeordnete beteiligt — und der 
Unterrichtsverwaltungen der Linder wurden nicht zugezogen; die Unterrichts miniſter der Länder 
erhoben denn auch gegen ihre Ausſchaltung und gegen den Inhalt der Beſchlüſſe des erſten Kom⸗ 
promiſſes Proteſt (Wortlaut bei Roſin, Schulkompromiß S. 45 f.). Aber Inhalt und Verlauf der 
Verhandlungen iſt nur das bekanntgeworden, was Maus bach (Kulturfragen S. 88) mit einigen 
wenigen Worten und H. S chulz (Leidensweg S. 43 ff.) ausführlicher daraus mitgeteilt haben. 
Folgt man der letzteren Darſtel ung, fo kaͤmpften die Vertreter des Zentrums um Zulaſſigkeit und 
vollkommene Gleichſtellung der Bekenntnisſchule, die Vertreter der Sozialdemokratie um dag 
Gleiche für die weltliche Schule, und man fand ſich ſchließlich, bei der Unmöglichkeit, die Gegenfäge 
zu überbrücken, und unter dem Druck der außen⸗ und innenpolitiſchen Lage, in dem Aus wege, ſtatt 
einer allgemeingältigen Verfaſſungsregelung den Erziehungsberechtigten die oͤrtliche Regelung mit 
gewiſſen Einſchraͤnkungen zu überlaſſen (vgl. auch H. Schulz, Weg zum Reichsſchulgeſetz S. 171 f.). 

**) Oruckſ. Nr. 566, Bd. 337 S. 335f. 
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B. Die Entſtehung der Schulartikel 


b) Abſ. 3 wie folgt zu faſſen: 

Für den Zugang Minderbemittelter zu den mittleren und höheren Schulen 
find durch Reich, Lander und Gemeinden öffentliche Mittel bereitzuſtellen, 
insbeſondere Erziehungsbeihilfen für die Eltern von Kindern, die zur Aus⸗ 
bildung auf mittleren und höheren Schulen für geeignet erachtet werden, 
bis zur Beendigung der Ausbildung. 

2. Art. 144 wie folgt zu faſſen: 

Private Schulen als Erſatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmi⸗ 
gung des Staates und unterſtehen den Landesgeſetzen. Die Genehmigung 
iſt zu erteilen, wenn die Privatſchulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen 
ſowie in der wiſſenſchaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den 
öffentlichen Schulen zurückſtehen und im Falle der Erhebung von Schulgeld 
durch Abſtufung auch minderbemittelten Volksſchichten zuganglich gemacht 
werden. 

Private Volksſchulen find nur zuzulaſſon, wenn für eine Minderheit von 
Erziehungsberechtigten, deren Wille anch Art. 143 Abſ. 2 zu berückſichtigen 
iſt, eine öffentliche Volksſchule ihres Bekenntniſſes in der Gemeinde nicht 
beſteht. 

Private Vorſchulen find unzuläffig. 

3. in Art. 145: 

a) Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

In allen Schulen iſt ſittliche Bildung, ſtaatsbürgerliche Geſinnung und 
perſönliche und berufliche Tüchtigkeit auf deutſchvolkstümlicher Grundlage 
im Geiſte der Völkerverſöhnung zu erſtreben. 

b) in Abſ. 3 nach „Staatsbürgerkunde“ einzufügen: und Arbeitsunterricht. 

c) Abſ. 4 erhaͤlt folgenden Wortlaut: 

Das Volksbildungsweſen einſchließlich der Volkshochſchulen ſoll von Reich, 
Ländern und Gemeinden gefördert werden. 

4. in Art. 146: 

a) in Abſ. 1 dem Satz 1 die Worte hinzufügen: 

„mit Ausnahme der bekenntnisfreien (weltlichen) Schulen“. 

b) Abſ. 2 erhält folgenden Wortlaut: 

Die Erteilung religiöſen Unterrichts und die Vornahme kirchlicher Ver⸗ 
richtungen bleibt der Willenserklärung der Lehrer, die Teilnahme an relis 
giöfen Unterrichtsfächern und an kirchlichen Feiern und Handlungen der 
Willenserklärung der Erziehungsberechtigten überlaſſen. 

c) Abſ. 3 erhaͤlt folgenden Wortlaut: 

Die beſtehenden theologiſchen Fakultäten an den Hochſchulen bleiben 
erhalten.“ 


2 


III. Die beiden Weimarer Schulkompromiſſe 43 
ma. — — — — —— ͤ — — —— — 


b) Inhaltlich bedeutet dieſes Kompromiß, fo fehr es auch den äußeren tech⸗ 
niſchen Aufbau der Ausſchußfaſſung beſtehen läßt und ſich ihm einordnet, eine 
vollkommene Abkehr von den Ergebniſſen der Ausſchußberatung gerade in den 
wichtigſten Fragen. Die Bekenntnisſchule, von der im Verf A. in erſter Leſung 
kaum die Rede geweſen war, und über deren Zuläſſigkeit auch nach der zweiten 
Leſung eine ſpaͤtere Geſetzgebung, nicht die RV. ſelbſt beſtimmen ſollte, wird 
jetzt durch das Kompromiß nicht nur als verfaſſungsmäßig zuläffig ausdrücklich 
erwähnt, ſondern erſcheint in der Aufzählung der Schulformen als eine von drei 
völlig gleichberechtigten Organiſationsformen. Unter dem Namen der „bekennt⸗ 
nisfreien (weltlichen) Schule“ erſcheint ganz neu, ebenfalls als gleichberechtigt, 
eine Schule ohne Religionsunterricht, von der im Verfaſſungsausſchuß in erſter 
und zweiter Leſung als Sonderform nicht die Rede geweſen war. Die Er⸗ 
ziehungsberechtigten werden jetzt als entſcheidender Faktor eingeſchaltet, wo 
man im Ausſchuß nur an eine Regelung durch die ſtaatliche Geſetzgebung gedacht 
hatte; an die Stelle einheitlicher Regelung des Verhaͤltniſſes der Schulformen 
tritt die örtliche Sonderregelung. Die materielle Begabtenförderung 
wird Gegenſtand einer beſonderen Verfaſſungsbeſtimmung. An die Stelle der 
einſchraͤnkenden Beſtimmungen des Ausſchuſſes tritt die verfaſſungsmaͤßige Ge⸗ 
wahrleiſtung der Privatſchule unter beſtimmten Normatiobedingungen. Das 
Verbot des Zwanges zum Religionsunterricht wird erſetzt durch die Forderung 
einer ausdrücklichen Erklärung. Die im Verf A. gewonnene Grundlage wird in 
den ſchulpolitiſch umſtrittenen Grundfragen unter dem Einfluß einer politiſch 
mittlerweile veränderten Geſamtlage radikal verlaſſen. Wenn man geſagt hat, 
die Schulbeſtimmungen der RV. verdankten ihre Entſtehung den Beratungen 
im Verf A., fo iſt das richtig, ſoweit die Ausgeſtaltung zu einem ſyſtematiſchen 
Aufbau, zu einem folgerichtigen Syſtem in Frage kommt; die maßgeblichen ſchul⸗ 
politiſchen Grundlinien dagegen find größtenteils nicht im Verf A. geſchaffen 
worden, ſondern in den Verhandlungen, die zu dem erſten Weimarer Schul⸗ 
kompromiß führten. 

c) Der Antrag Löbe⸗Gröber wurde in allen feinen Teilen bei der zweiten 
Leſung der RV. im Plenum angenommen“); die dabei beſchloſſenen kleinen 

*) Sten. Ber. Bd. 328 S. 1715 ff. Vgl. auch Deudf. Nr. 656, Bd. 337 S. 406 ff. — 

Dabei iſt freilich zu beachten, daß die Abſtimmung vorgenommen wurde gegen den 
Widerſpruch der Demokratiſchen Partei, deren Abgeordnete größtenteils durch den Berliner 
Parteitag von Weimar ferngehalten wurden (ogl. Sten. Ber. Bd. 328 S. 1714, 1716 A), in 
Anweſenheit von nur 218 Abgeordneten (ebd. S. 1714D). Da die Demokraten nach ihren Er⸗ 
klaͤrungen bei der zweiten Plenar beratung ohne Zweifel gegen das Kompromiß geſtimmt hätten, 
konnte das Kompromiß angen ommen werden nur, wenn Sozialdemokraten und Zentrum mit 
ihren zuſammen 255 von 416 Stimmen geſchloſſen dafür ſtimmten; ob darauf zu rechnen war, 


konnte bei der geringen Mehrheit, mit der ſich die Sozialdemokraten für das Kompromiß ent⸗ 
ſchieden hatten, zweifelhaft fein (vgl. Maus bach, Kulturfragen S. 93). 


N 


B. Die Entſtehung der Schulartikel 


Anderungen ss) berührten die Grundlagen des Kompromiſſes nicht. Die Aus⸗ 
ſprache, die der Abſtimmung vorausging, fand die Parteien in zwei Lager ge⸗ 
ſpalten. Den beiden Kompromißparteien, Sozialdemokraten und Zentrum, 
ſtanden alle übrigen Parteien geſchloſſen gegenüber. So beſtand die Ausſprache 
in ihrem weſentlichen Teile aus heftigen Angriffen de), beſonders von demokratiſcher 
Seite”), gegen das hinter verſchloſſenen Türen zuſtande gekommene, alle bisherige 
Ausſchußarbeit desavouierende Kompromiß, das von der Regierung“) und den 
beiden antragſtellenden Parteien de) verteidigt wurde. 


Nachdem einmal die Schulartikel Gegenſtand der allgemein⸗politiſchen Ausein⸗ 
auderfegung geworden waren, waren es wohl wiederum Gründe politiſcher 
Dynamik, die dazu führten, die ſo bei den Abſtimmungen in zweiter Leſung ge⸗ 
wonnene Grundlage ſchon wenige Tage fpäter in entſcheidenden Punkten wieder 
zu verlaſſen. Am 18. Juli war der Antrag Löbe⸗Gröber angenommen, am 
30. Juli erſchien der Antrag Loͤbe⸗Gröber⸗Schifferd ), das fog. zweite Weimarer 
Schulkompromiß. Es war beſchloſſen worden in erneuten vertraulichen Ver⸗ 
handlungen“), an denen diesmal außer Vertretern der Sozialdemokraten und des 
Zentrums auch Vertreter der Demokratiſchen Partei teilnahmen. Was die beiden 
Parteien, die das erſte Kompromiß vereinbart hatten, im Grunde bewog, nun 
doch wiederum die Demokraten, obwohl ſie in die Reichsregierung noch nicht 
wieder eingetreten waren, hinzuzuziehen, iſt nicht völlig klar zu erkennen ds). So 


s) Es wurden, übrigens auf Antrag der Kompromißparteien ſelbſt, die folgenden 4 Anderungen 
beſchloſſen: 

a) in Art. 143 Abſ. 2 ſtatt „Schulen“ zu ſetzen „Volksſchulen“ (Sten. Ber. Bd. 328 S. 1715 D), 

b) in Art. 144 Abſ. 2 hinter „ihres Bekenntniſſes“ einzuſchalten „oder ihrer Weltanſchauung“ 

(ebd. S. 1716, C), 
c) in Art. 146 Abſ. 1 die Worte „auf deutſch⸗volkstümlicher Grundlage“ und „im Geiſt der 
Völkerverſöhnung“ durch „und“ zu verbinden, 

d) in Art. 146 Abſ. 3 hinter „Staats bürgerkunde“ einzuſchalten „Volks wirtſchaftslehre“. 

) Abgg. D. Traub, Sten. Ber. Bd. 328 S. 1689 ff., Beuermann S. 1693 ff, Kunert 
S. 1697 ff., Dr. Philipp S. 1707 ff., Haaſe S. xr710f. 

) Abgg. Dr. Seyfert Sten. Ber. Bd. 328 S. 1685 ff., Dr. Lappe S. 170g ff., Weiß S. 1712 f. 

*) RMd J. Dr. David ebd. S. 1677 ff., USt. Schulz S. 169 f. 

n) Abgg. Schulz ebd. S. 1679ff., Grö ber S. 1683 ff., Blos S. 1706f., Rheinländer 
S. 170 f., Katzenſtein S. 1709f., Hofmann S. ı711f. 

5) Druckſ. Nr. 724, Bd. 338 S. soof. 

) Auch über diefe Verhandlungen iſt, wie über die erſten (oben Anm. 65) nichts Authen⸗ 
tiſches bekannt. Vgl. nur die Darſtellungen bei Schulz, Leidensweg S. 55 ff., Maus bach, 
Kulturfragen S. 937 Die Verhandlungen endeten am 30. Juli abends, alſo erſt nach Beginn der 
3. Plenarleſung der Verfaſſung (Sten. Ber. Bd. 328 S. 2071 ff.). Beteiligt waren außer den 
bisherigen Vertretern die demokratiſchen Abgg. Dr. Seyfert, Weiß, Schiffer und Dr. Luppe. 
Die Auseinanderſetzungen betrafen faſt ausſchließlich die Simultanſchulfrage. 

) Die beiden ausführlichſten Darſtellungen, die von Mausbach, Kulturfragen S. 93, und 
don Schulz, Leidensweg S. 55 ff. geben manche der oben im Text angeführten Gründe wieder, 
ſtimmen aber miteinander nicht überein und ſind auch, jede für ſich, in ſich nicht ſchlüſſig und 
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bedeutungsvoll gerade diefer Umſtand für die Umformung entſcheidender Schul⸗ 
beſtimmungen in letzter Stunde geworden iſt, ſo ſcheint es doch, daß weniger aus 
der Materie heraus oder unter dem Eindruck der ſchulfachli und ſchulpoli⸗ 
tiſchen Bedenken, die in der zweiten Leſung in reicher Fülle geäußert worden waren, 
die neuen Beratungen eingeleitet wurden, als unter allgemein⸗politiſchen Geſichts⸗ 
punkten. Dahin gehörte gewiß ganz allgemein die peinliche Lage, in die das ganze 
Verfaſſungswerk geriet, wenn von den drei „Verfaſſungsparteien“ die eine einen 
ganzen Abſchnitt, der zudem die Gemüter ſtark zu bewegen geeignet war, ganz 
grundſaͤtzlich und beinahe leidenſchaftlich ablehnte”). Daneben mag das Beſtreben 
mitgeſpielt haben, die Demokraten, die auch ſonſt an der Verfaſſung weiter mit⸗ 
arbeiteten, bei erſter Gelegenheit wieder zur Mitarbeit in der Regierung heran⸗ 
zuziehen. Die Rückſicht darauf mag hinzugekommen ſein, daß gerade bei den 
Schulbeſtimmungen die Demokratiſche Partei am wenigſten auszuſchalten war, 
nachdem ſie, die politiſche Vertretung des überwiegenden Teiles der Volksſchul⸗ 
lehrerſchaft, im Verf A. den erſten und entſcheidenden Anſtoß zu der ganzen Ne; 
gelung gegeben hatte. Bei den Sozialdemokraten kam hinzu, daß ſie dringend einer 
Unterſtützung dem Zentrum gegenüber bedurften, dem ſie bei dem erſten Kom⸗ 
promiß nach Meinung beinahe der Haͤlfte der Fraktion und noch mehr ihrer An⸗ 
hanger im Lande“ viel zu weit entgegengekommen waren; das Zentrum wieder; 
um ſcheint die Grundlage des erſten Kompromiſſes angeſichts der unſicheren 
Haltung der Sozialdemokratie und wohl auch aus allgemeinen politiſchen Er⸗ 
wägungen heraus für zu ſchmal und brüchig gehalten zu habende). 


e) Der Wortlaut der Anträge, die das zweite Weimarer Schulkompromiß 
umfaßte, war dieſer: 

„I. Art. 143 Abſ. 2 erhält folgenden Wortlaut: 

Innerhalb der Gemeinden ſind indes auf Antrag von Erziehungsberech⸗ 
tigten Volksſchulen ihres Bekenntniſſes oder ihrer Weltanſchauung einzu⸗ 
richten, ſoweit hierdurch ein geordneter Schulbetrieb, auch im Siune des 
Abſatzes x, nicht beeinträchtigt wird. Der Wille der Erziehungsberechtigten 
iſt möglichſt zu berückſichtigen. Das Nahere beſtimmt die Landesgeſetzgebung 
nach den Grundſätzen eines Reichsgeſetzes. 

2. Art. 145: 


a) Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 


wenig überzeugend. Was durch den apologetiſchen Charakter beider Schriften hinreichend ver⸗ 
ſtändlich wird (vgl. Anm. 21). Vgl. auch Schulz, Weg zum Reichsſchulgeſetz S. 177. 


78) Bgl. Quarck, Schulkampfe, S. 19. 
77) Vgl. Roſin, Schulkompromiß, S. 45 Are fee he. IG 6 Ad nme, 926. 
78) Vgl. Maus bach, Kulturfragen S. 93. ¥ 22. 


B. Die Entſtehung der Schulartikel 


In allen Schulen iſt ſittliche Bildung, ſtaatsbürgerliche Geſinnung, perſön⸗ 
liche und berufliche Tüchtigkeit im Geiſte des deutſchen Volkstums und der 
Völkerverſöhnung zu erfireben. 

b) Abſ. 3 Satz x erhält folgenden Wortlaut: 

Staatsbürgerkunde und Arbeitsunterricht find Lehrfächer der Schulen. 

3. in Art. 146: 

a) in Abſ. 1 Satz 1 die Worte ordentlicher Lehrgegenſtand“ zu ſtreichen 
und dafür einzuſetzen ordentliches Lehrfach“. 

b) in Abſ. 2 find am Schluffe die Worte ‚der Erziehungsberechtigten übers 
laffen’ zu ſtreichen und dafür zu (eben: desjenigen überlaſſen, der über die 
teligiöfe Erziehung des Kindes zu beſtimmen hat’. 

4. folgenden Art. 169b einzufügen: 

Bis zum Erlaß des in Art. 143 Abſ. 2 vorgeſehenen Reichsgeſetzes bleibt 
es bei der beſtehenden Rechtslage. Das Geſetz hat Gebiete des Reichs, in 
denen eine nach Bekenntniſſen nicht getrennte Schule geſetzlich beſteht, be⸗ 
ſonders zu berückſichtigen.“ 

Inhaltlich hat dieſes zweite Kompromiß nicht entfernt die grund{aglide Bes 
deutung, die dem erſten Kompromiß zugeſprochen werden muß. Der Geſamt⸗ 
rahmen, der durch die Beſchlüſſe des Verf A. und das erſte Kompromiß geſchaffen 
war, blieb beſtehen. Die vorher gewonnenen Grundlagen wurden nicht angetaſtet. 
Weſentlich iſt überhaupt nur die eine Anderung — dieſe freilich in ihren Aus⸗ 
wirkungen nicht zu unterſchätzen —, daß die Gemeinſchaftsſchule aus der 
Reihe der drei Schulformen, in der ſie nach dem erſten Kompromiß (Ziff. ra) ohne 
jede Hervorhebung geſtanden hatte, in eine Vorzugsſtellung herausgehoben wurde; 
indem ſie in dem zweiten Abſatz des Art. 143 (damaliger Faſſung) nicht mehr er⸗ 
wähnt und durch die Eingangsworte dieſes zweiten Abſatzes (indes auf Antrag“) 
als nach Art. 1 ohne Antrag regelmäßig beſtehend vorausgeſetzt wurde“). In un⸗ 
mittelbarem, innerem Zuſammenhang damit ſteht die Schaffung einer Schutzvor⸗ 
ſchrift für die Simultanſchulgebiete, ferner einerſeits die Forderung mög⸗ 
lichſter Berückſichtigung des Willens der Erziehungsberechtigten, anderſeits 
die Einbeziehung auch der Organiſationsvorſchriften des erſten Abſatzes in das 
Poſtulat des geordneten Schulbetriebes. Alle anderen Anderungen erſchoͤp⸗ 
fen ſich mehr oder weniger in veränderter Formulierung von Einzelbeſtimmungen. 

Unerwähnt blieb in dem Kompromiß die Privatſchulfrage. Die Verhand⸗ 
lungen, deren Gegenſtand auch dieſe Frage geweſen war, hatten zu einer Einigung 
mit den Vertretern der Demokratiſchen Partei über dieſe Frage nicht geführt“). 


%) Näheres unten S. 110ff. 


80) Zwei Anderungen des Privatſchulartikels (vgl. unten Anm. 87 lit. a und b) wurden indes 
hernach wieder gemeinſam mit den Demokraten beantragt und beſchloſſen. 
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Es blieb infolgedeſſen die durch das erſte Kompromiß gefundene Faſſung des 
Art. 144 in ihren Grundzügen erhalten. Einige Anderungen dieſer Faſſung 
wurden in einem nur von Sozialdemokraten und Zentrum eingebrachten Antrag 
Löbe⸗Gröber s!) vorgeſchlagen: 


„in Art. 144 

a) Abſ. 1 ſind am Schluſſe die Worte zu ſtreichen: im Falle der Erhebung 
von Schulgeld durch Abſtufung auch minderbemittelten Volksſchichten zu⸗ 
gaͤnglich gemacht werden; dafür iſt zu ſetzen: 

und eine Sonderung der Schüler nach den Beſitzverhaͤltniſſen der Eltern 

nicht gefördert wird. Die Genehmigung iſt zu verſagen, wenn die wirt⸗ 

ſchaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte nicht genügend gefichert iſt. 


b) in Abſ. 3 iſt an Stelle des Wortes unzuläſſig“ zu ſetzen ‚aufzuheben‘ ”. 


f) An dieſer den Schulartikeln durch das zweite Kompromiß gegebenen Form 
wurde in dritter Leſung im Plenum nichts Weſentliches mehr geaͤndert. In der 
kurzen Schuldebatte ), für die in der Nachmittagsſitzung des 31. Juli noch Zeit 
blieb, unter dem Zwange, noch am gleichen Abend die Verfaſſungsberatungen zu 
ſchließen, nur Zeit, das neue Kompromiß zu begründen und gegen die Angriffe 
zu verteidigen), die allgemein von den Rechtsparteiens“) und den Unabhängis 
gens“), zu einem Teile auch von den Demokraten e) gegen das Kompromiß ers 
hoben wurden. Neue Gedanken brachte dieſe Debatte naturgemäß nicht, die 
beſchloſſenen wenigen Anderungen®”) an dem durch das zweite Kompromiß ge; 
ſtalteten Wortlaut laſſen, im einzelnen nicht unwichtig, die Grundlagen unberührt. 


Das Wichtigſte aus der dritten Leſung der Schulartikel iſt die Erklärung, die 
zu Beginn USS. Schulz zur Erläuterung des zweiten Weimarer Schulkompro⸗ 


81) Mr. 725, Druckſ. Bd. 338 S. sox. 

22) Sten. Ber. Bd. 329 S. 2161 ff. — Bei der Generaldebatte dritter Leſung am 29./30. Juli 
(Sten. Ber. Bd. 328 S. 2071 ff.) lag das Kompromiß noch nicht vor. Schulfragen wurden daher 
hier nur geſtreift. Vgl. Abgg. Katzenſtein S. 2077 B, Dr. Spahn S. 2080, Haußmann 
S. 2082 A, Dr. Düringer S. 2091 D. 

3) Bgl. UStS. Schulz Sten Ber. Bd. 329 S. 2161 ff., 2169; Abg. Srdber S. 2171 A, 
2172 A, Abg. Katzenſtein S. 2172f. 

%) Bgl. Abg. D. Mumm ebd. S. 2165 ff., Abg. Dr. Runkel S. zı67ff. a 

85) Vgl. Abg. Kunert ebd. S. 2169 Dff. 

86) Vgl. Abg. Schiffer ebd. S. 2163 f., Abg. Dr. Luppe S. 2173f. 

7) Es ſind das die folgenden 3 Anderungen: 


a) Einfügung der zweiten Alternative des (jetzigen) Art. 147 Wb. 2 (gemäß Antrag Lo be⸗ 
Grober⸗Schiffer Nr. 737 Ziff. 1, Drudf. Bd. 338 S. 505; Sten. Ber. Bd. 329 S. 2175); 

b) Anfügung des 4. Abſatzes des (jetzigen) Art. 147 (gemäß Antrag Löbe⸗Gröber-Schiffer 
Nr. 737 Ziff. 2, Druckſ. Bd. 338 S. 505; Sten. Ber. Bd. 329 S. 2175 B, C); 

c) Streichung des Wortes „beſtehen den“ im (jetzigen) Art. 149 Abſ. 3 (gemäß Antrag Aras 
ſtadt und Gen. Nr. 736 Ziff, 1, Drudf. Bd. 338 S. 504; Sten. Ber. Bd. 329 S. 2176A,B). 


48 B. Die Entſtehung der Schulartikel 


zur 


miffed abgabe). Nach feiner eigenen Ungabe) wurde dieſe Erflärung abgegeben 
im Auftrage ſowohl der Antragſteller als der Reichsregierung; es unterliegt denn 
auch keinem Zweifel, daß die Erklaͤrung vor Abgabe von den Verhandlungs⸗ 
führern der drei Verfaſſungsparteien in ihrem Wortlaut, allgemein und in allen 
Einzelheiten, gebilligt worden war“). Die Erklärung wird damit zu einem bes 
ſonders wichtigen Stück Auslegungsmaterial für den durch das zweite Kompro⸗ 
miß gewonnenen Wortlaut der Schulartikel. Der ſtaatsrechtlich und politiſch 
gleich ungewöhnliche Urſprung der Erklarung und ihre ſolenne Form dürfen 
indes — das muß gegenüber vielfachem Mißbrauch in der ſchulpolitiſchen Ausein⸗ 
anderſetzung gleich hier klargeſtellt werden — darüber nicht hinwegtäuſchen, daß 
der Erklärung rechtlich eine qualitativ andere Bedeutung als allen ſonſtigen 
parlamentariſchen Außerungen nicht zukommt. Als authentiſch im Rechtsſinne 
kann die Erklärung keinesfalls gelten®), fo wichtig fie als Erkenntnisquelle für die 
Abſichten der Urheber des zweiten Kompromiſſes auch iſt; dieſer ihr Wert wird 
anderſeits auch dadurch nicht in Frage geſtellt, daß hier in einer Reihe von Punkten 
die Divergenz zwiſchen Abſicht und ihrem objektivem Ausdruck beſonders deutlich 
in Erſcheinung tritt?) — auch nicht durch die Tatſache, daß die Erklärung 
eine Anzahl Unſtimmigkeiten enthält ®), die durch die Haft der Arbeiten und 
durch die Unmöglichkeit, das Kompromiß und feine Folgen bis ins Letzte durch⸗ 
zudenken, hinreichend erklärt wird. 


88) Sten. Ber. Bd. 329 ©. 2ı61ff. 

8) Ebd. S. 2161 B. 

20) Bol, Abg. Gröber ebd. S. 2171 D: „Die Mitglieder der Zentrumsfraktion, welche die 
Verhandlungen mit den anderen Parteien in der Schulkompromißſache geführt haben, ſind mit 
den Vertretern der anderen Parteien darin übereingekommen, daß der Herr Abgeordnete und 
Unterſtaatsſekretär Schulz eine Erklärung über die Bedeutung der einzelnen Vorfchläge in der 
Nationalverſammlung vortragen ſolle, über deren Inhalt eine vollſtändige Abereinſtimmung 
zwiſchen den drei Parteien beſtanden hat...“ 

Schulz, Leidensweg S. 61: „. . . Über eine Reihe von Punkten ſollte die notwendige Auf⸗ 
klärung und Auslegung durch eine Rede im Plenum gegeben werden. Ich erhielt den Auftrag 
von den drei Kompromißparteien, dieſe Rede für fie und in meiner Eigenſchaft als zuſtändiger 
Unterſtaatsſekretär im Reichsminiſterium des Innern zugleich auch für die Regierung zu halten. 
Den Wortlaut meiner Rede trug ich in der Mittagspauſe des 31. Juli den Vertretern der drei 
Parteien vor, die ſich nach Vornahme unweſentlicher Anderungen mit meiner Rede einverſtanden 
erklärten, fo daß fie als authentiſche Interpretation der Verfaſſungsparteien und der damaligen 
Reichsregierung gelten kann.“ 

n) Entgegen der Annahme von Schulz (ogl. Anm. go) und mancher ſpaͤterer Kommentatoren, 

2) Pgl. darüber unten S. 000. 

%) Mumm, Preuß. Lehr. Ztg. Nr. 105 vom 1. September 1927 erwähnt, daß (hon damals in 
Weimar „wohl 30 Irrtümer“ in der Schulz'ſchen 5 feſtgeſtellt worden ſeien. Fee Ins bad tad 


Pade (blag ee, ya Ph . 22 


Ha, 


Ya , (eke pn, , Leue 


22 eee lee, pit, au Me, ee, ee e, 


C. Die Schulartikel im allgemeinen. 


Die fo zuſtande gekommenen Beſtimmungen in dem Abſchnitt „Bildung 
und Schule det RV. zeichnen nach Inhalt und nach Abſicht der Verfaſſer 
den Grundriß des deutſchen Schulweſens. Der Inhalt dieſer Beſtimmungen 
entzieht fic) gleichwohl zuſammenhangender Darſtellung. Denn nicht nur in 
ſtärkerem Maße, ſondern auch der Art nach anders als in den ſonſtigen Beſtim⸗ 
mungen des zweiten Hauptteils der RV. ſtehen hier einzelne Vorſchriften und 
Gruppen von ſolchen iſoliert der Maſſe des Landesrechts gegenüber; waͤhrend 
ſonſt dem Reichs⸗ und Landesrecht durch die Sätze des zweiten Hauptteils, im 
einzelnen in verſchiedenem Ausmaße, verfaſſungsrechtliche Grundſätze vorange⸗ 
ſtellt find, die das ganze betreffende Rechtsgebiet beherrſchen und, allein oder 
in Verbindung mit anderem Reichsrecht, dem Landesrecht derart voranſtehen, 
daß deſſen Unterordnung unter dieſe leitenden Grundſätze, der Idee nach 
wenigſtens, eine vollſtändige iſt, regeln die Schulartikel der RV. — zunächſt 
ganz ohne Aſſiſtenz ſonſtigen Reichsrechts, als faft?*) einziges materielles Reichs⸗ 
ſchulrecht! — eine ganz beſtimmte, aufzählbare Anzahl einzelner Rechtsgebiete aus 
dem Geſamtgebiet des Sckulrechts, ohne beherrſchende (ausgeſprochene oder un⸗ 
ausgeſprochene) Generalklauſel, kodifikatoriſch nur hier und da für einen einzelnen 
Fragenkomplex, nicht für die Geſamtheit des Schulweſens. Gegenſtand einer 
Darftellung des materiellen Inhalts der Schulartikel können alſo nur die einzelnen 
in ihnen geregelten, fheinbar willkürlich herausgegriffenen Teilgebiete des Sauls 
rechts fein), ohne Rückſicht auf die weiten dazwiſchen liegenden, nur landesrecht⸗ 
lich geregelten Gebiete. 

Dagegen iſt es möglich und notwendig, einige formale Geſichtspunkte vorweg 
als allen dieſen Teilgebieten gemeinſam zu behandeln“). 


%) Einzige Ausnahme: Bundesratsverordnung vom 2. Auguſt 1917 ( l. S. 683) über 
private Berufsſchulen. 


95) Unten S. 6ıff. 

9e) Dieſe Darlegungen mögen, rein juriſtiſch geſehen, vielfach nur Selbftverftändliches ents 
halten. Es ſind aber bei der Interpretation der Schulartikel gelegentlich der ſchulpolitiſchen 
Kämpfe der letzten Jahre anerkannte Grundſaͤtze rechtswiſſenſchaftlicher Auslegung in ſolchem 
Umfange außer acht gelaſſen worden, daß — zumal bei der geringen Entwicklung des Schulrechts — 
eine Verwirrung hervorgerufen wurde, die wenigſtens zur Klarſtellung gewiſſer allgemeiner 
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C. Die Schulartikel im allgemeinen 


I. Verhältnis der einzelnen Vorſchriften zueinander. 


Nur in ſcheinbarem Gegenſatz hierzu ſteht die Feſtſtellung, daß jede Betrachtung 
des Inhalts der Schulartikel davon ausgehen muß, daß dieſe Beſtimmungen der 
Idee nach ein einheitliches Ganzes bilden“). So ſehr ſich die Verfaſſungs⸗ 
regelung inhaltlich auf einzelne beſtimmte Gebiete beſchränkt, ſo beanſprucht 
ſie doch nach Inhalt und Entſtehung, als geſchloſſene Geſamtheit aufgefaßt 
und ausgelegt zu werden, nicht als vollſtändige, aber als in ſich einheitliche 
Regelung. Wenn man die Geltung dieſes Grundſatzes vielleicht hatte be⸗ 
zweifeln dürfen, wenn die zuſammenhangloſen Sage des Regierungsentwurfs 
der RV. Geſetz geworden waren, geht die ganze Arbeit des Verfaſſungsausſchuſſes 
der Nationalverſammlung von vornherein davon aus, ein geſchloſſenes Syſtem 
reichsrechtlicher Vorſchriften über das Schulweſen zu ſchaffen, in dem jede einzelne 
Norm nicht ohne Beziehung zu allen anderen Normen verſtanden werden darf 
und kann, und dieſe Abſicht hat in der Geſetz gewordenen Regelung einen klaren 
und unzweideutigen Ausdruck gefunden. Nicht nur die formale Zuſammenfaſſung 
der Schulartikel in einem beſonderen Abſchnitt, noch mehr das erſichtliche Streben 
nach logiſchem Aufbau ſtatt nur duferlider Aneinanderreihung und die jeweils 
deutlichen inneren Beziehungen der einzelnen Vorſchriften zueinander, die Wieder⸗ 
kehr der gleichen Grundgedanken in den einzelnen Normen und die auch förmliche 
Bezugnahme zwiſchen einzelnen der Vorſchriften zwingen zu dem Schluß, daß für 
Betrachtung und Auslegung der Schulartikel eine untrennbare Geſamtregelung 
vorliegt, und daß jede Einzelnorm nur unter Berückſichtigung dieſes Umſtandes 
ausgelegt werden darf. Wenn dieſes Auslegungsprinzip grundſätzlich auch für die 
Verfaſſung als Ganzes und im beſonderen für die Grundrechte in ihrer Geſamtheit 
gelten mag, fo beſchranken ſich die daraus zu ziehenden praktiſchen Folgerungen 
inſoweit doch ſchließlich auf einige wenige, ſehr allgemeine Ergebniſſe; für die 
Schulartikel dagegen ergibt dieſe Feſtſtellung bis ins einzelne hinein praktiſch 
wichtige Folgerungen, indem aus der Stellung der einzelnen Vorſchrift in der 
Reihenfolge und im Aufbau der Schulartikel, aus der Verwendung beſtimmter , 
auch in anderen Vorſchriften erſcheinender Begriffe, aus den Beziehungen zu einer 


auch anderen Vorſchriften zugrunde liegenden Idee, aus der vorauszuſetzenden * ; N - RR ORT, 
inneren Folgerichtigkeit der Geſamtregelung ſich eine beſtimmte Interpretation als , . Mar Ja a Ae, 
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Geſichtspunkte nötigt. — Darüber hinaus die überlieferten allgemeinen Grundſaͤtze rechts wiſſen⸗ f 
ſchaftlicher Auslegung hier auseinanderzuſetzen, von denen auch in dieſer Arbeit ausgegangen wird, 9 A fate.” fag. 63. 
if nicht möglich, wiewohl es bei dem gegenwärtigen Verhaltnis von Schulrecht und Schulpolitik ig 

ſehr notwendig wäre, Spricht doch z. B. ſelbſt ein fo hochſtehender Wiſſenſchaftler wie Maus bach 
gelegentlich (RelUnt. und Kirche S. 29) den Satz aus: „„ Daher dürfen wir als gläubige 
Chriſten mit vollem Recht den chriſtlichen Sinn des Geſetzes aus mehrdeutigen Stellen beransleſen 
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II. Verhältnis zu dem übrigen Inhalt der Verfaſſung 51 


II. Verhältnis zu dem übrigen Inhalt der Verfaſſung. 


Es iſt ſchon angedeutet worden, daß, in einem allgemeinen Sinne, die gleiche 
innere Einheit und Untrennbarkeit die Schulartikel wie in ſich, ſo auch mit dem 
übrigen Inhalt der Verfaſſung, im beſonderen der Grundrechte, verbindet. Dar⸗ 
über hinaus wird davon auszugehen ſein, daß dieſe Verbindung grundſätzlich die 
der Nebenordnung, nicht der Über- oder Unterordnung iſt. Die 
Schulartikel ſtehen, als Ganzes und in ihren einzelnen Teilen, gleichwertig und 
gleichberechtigt neben den übrigen Beſtimmungen insbeſondere des zweiten 
Hauptteils der RV.; ſie enthalten nicht Nutzanwendungen anderer Grundrechts⸗ 
ſätze, nicht bloße Einzelfolgerungen aus anderen allgemeinen Sätzen, ſie gelten 
nicht etwa nur mit dem Vorbehalt, daß andere Grundrechtsſätze nicht tangiert 
werden — a priori haben fie den gleichen Rang wie alle anderen Gage der 
Verfaſſung. Es iſt weder aus dem Wortlaut und Inhalt der Verfaſſungsſätze 
noch aus ihrer Entſtehungs geſchichte das Geringſte erkennbar, woraus Abweichen⸗ 
des zu folgern wäre. Im beſonderen kann aus dem Umſtande, daß ſonſt in der 
Verfaſſung ausgeſprochene allgemeine Prinzipien in beſonderem Zuſammen⸗ 
hange auch in den Schulartikeln wiederkehren“), nur der Schluß gezogen werden, 
daß der einheitliche Grundgedanke dort ſeinen allgemeinen, hier ſeinen beſonderen 
Ausdruck gefunden hat, nicht aber berechtigt dieſer Umſtand zu irgendeinem Rück⸗ 
ſchluß über eine Rangordnung. 

Auch aus dieſer Feſtſtellung ergeben ſich wichtige Folgerungen für die Auslegung 

im einzelnen. Allgemein iſt hier vorweg nur darauf hinzuweiſen, daß mit dieſer 

Feſtſtellung die Rechtsauffaſſung hinfällig wird, die den unter dem Namen 

„Elternrecht“ bekannten ſchulpolitiſchen Beſtrebungen“) zugrunde liegt. Dieſe 

Auffaſſung beſagt, mehr oder weniger ausgeſprochen, daß das in dem Grund⸗ 

rechtsſatz des Art. 120 RV. gewährleiftetg „natürliche Recht der Eltern“ auf 

Erziehung des Nachwuchſes ein Grundrecht DR, das nicht nur — das iſt unbeſtritten 

— das Verhaltnis von Individuum und Staat familienrechtlich beſtim mir ſondern 

das auch allen Beſtimmungen über das Schulweſen vorgeordnet M. Alle die 

Verſuche, allgemein oder im einzelnen die Schulartikel der RV. zu ep deen 

4 2 = unter Berufung auf das in Art. 120 ausgeſprochene primaͤre Elternrecht, be⸗ 

ar Cee. | ruhen auf der — nicht immer klar erkannten oder formulierten — Thefe, 
— 4 He Ad. bu 3 ZIEGE len, Vig, j daß die Norm des Art. 120 Aber den Schulartikeln ſtehe, daß dieſe nur gelten oder 


7) Bal. z. B. oben S. 25. 
i Zu , yf. ILE, ; 56) Bgl. beſonders Hidmann, Das Elternrecht in der neuen Schulverfaſſung, Berlin 1926; 
Pit, eee. . 7 are . =a < \ Blättner, Das Elternrecht und die Schule, Leipzig 19275 Dota fe Elternrecht, ee 
OBER LE 2 2 tif, 1928; Lütkemann, Art. Elternrecht, Pädag. Lexikon, Bielefeld 1928 Bd. 1 S. 1082 ff; Trüper, 
5 Die Familienrechte an der öffentlichen Erziehung, Langenſalza 1892; Reſtrepo, Die Entwicklang 
des Elternrechts .. Much. Gladb. 8 
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52 C. Die Schulartikel im allgemeinen 
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wenigſtens auszulegen ſeien un beſchadet des in Art. 120 gewährleiſteten Eltern⸗ 
rechts), Es bedarf eigentlich nur dieſer Formulierung einer oft mehr unterſtellten 
als ausgeſprochenen rechtlichen Vorausſetzung, um zu erkennen, daß die erwähnten 
Beſtrebungen rechtlich nicht haltbar ſind, ſondern daß ſie in die Schulartikel der 
Verfaſſung ein ihnen fremdes Element willkürlich hineintragen. Das Elternrecht 
des Art. 120 und die Schulartikel ſtehen, wie alle Grundrechtsnormen, gleich⸗ 
berechtigt nebeneinander. Keine Norm iſt der anderen übergeordnet, keine bedingt 
die andere Wenn die Verfaſſung unter den „das Gemeinſchaftsleben“ behandeln⸗ 
den Vorſchriften das natürliche Recht der Eltern auf Erziehung ihrer Kinder grund⸗ 
rechtlich ſichert, ſo zieht ſie damit eine grundrechtliche Grenze zwiſchen Staat und 
Familie, ſie ſichert — entgegen wirklichen oder angenommenen ſozialiſtiſchen Ten⸗ 
denzen — die Gemeinſchaft von Eltern und Kindern vor Aufhebung oder Ein⸗ 
griffen durch den Staat, ſie gewährleiſtet die Familie im hergebrachten Sinne, ſie 
ſchützt das Familienrecht. Damit iſt aber nichts ausgeſagt über alle die Rechts⸗ 
beziehungen, die außerhalb des Familienrechts ſtehen. Es bedarf nicht erſt der 
Bezugnahme auf den Vorbehalt, den Art. 120 ſelbſt enthält („... über deren 
Betätigung die ſtaatliche Gemeinſchaft wacht“), es iſt ſchon aus Aufbau, Zuſam⸗ 
menhang und Entſtehung der Verfaſſungsbeſtimmungen völlig klar, daß in keiner 
der rechtlichen Beziehungen, die außerhalb des Familienrechts zwiſchen Staat und 
Individuum beſtehen, der Erziehungsberechtigte ſich abwehrend auf ſein ihm 
grundrechtlich geſicherters natürliches Erziehungsrecht berufen kann. Das ware 
nicht möglich etwa gegenüber der allgemeinen Wehrpflicht des Minderjährigen, 
falls ſie noch beſtünde, nicht möglich gegenüber dem Impfzwang, gegenüber poli⸗ 
zeilichem Eingriff irgendeiner Art, das iſt ebenſo ausgeſchloſſen gegenüber der 
Staatsſchule, wie fie die Verfaſſung ſelbſt in den Art. 143 ff. normiert und mit 
eben dem grundrechtlichen Schutz umkleidet, mit dem das Elternrecht geſichert iſt. 
Die Erziehungsberechtigten haben auf dem Gebiete des Schulrechts verfaſſungs⸗ 
mäßig die Rechte, die die Schulartikel ihnen geben, d. h. das in Art. 146 Abſ. 2 
normierte Geſtaltungsrecht, ein Antragsrecht auf beſondere öffentliche Volks⸗ 
ſchulen unter beſtimmten Vorausſetzungen, ferner das Recht der Beſtimmung 
über den Religionsunterricht (Art. 149 Abſ. 2). Sie haben weiter die Rechte, die 
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ihnen, ſoweit die Schulartikel das zulaſſen, Reichs⸗ oder Landesſchulrecht ausdrück⸗ | Maly Yard [has ei. , | 
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Schulgebiet, es gibt keine ſchulrechtliche Generalpraͤſumtion aus primaͤrem 


Elternrecht, und alle Verſuche, Inſtitutionen des Schulrechts wie Grundſchule, Aci, | 
Gemeinſchaftsſchule, öffentliche Schule überhaupt unter Berufung auf ein allen. 


”) Um deutlichſten vielleicht bei Hafa, Beziehungen (S. 9), wo unter Berufung auf das 
Elternrecht der Verfaſſunz die Durchführung der in der gleichen Verfaffung geregelten Grund⸗ 
ſchule beanſta ndet wird. 
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voranſtehendes „Elternrecht“ zu unterhöhlen, entbehren — ohne daß ſchulpolitiſch 
oder de lege ferenda hier irgendwie dazu Stellung genommen werden ſoll — nach . 
poſitiv geltendem Verfaſſungsrecht jedenfalls der rechtlichen Vorausſetzung ). 
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III. Geltungskraft; Verhältnis zum Landesrecht. 


In der Frage, ob die Schulartikel unmittelbar geltendes Recht enthalten oder 
nur Richtlinien für eine künftige Schulgeſetzgebung darſtellen, bis dahin alſo recht⸗ 
licher Verpflichtungskraft entbehren, gilt für die Schulartikel nichts anderes als für 
alle anderen Grundrechtsnormen !!). Es kann danach Art und Maß ihrer 
Geltungskraft nur für jede einzelne Norm beſonders unterſucht und nach ihrem 
Wortlaut, Sinn, Zuſammenhang, gegebenenfalls Entſtehungsgeſchichte entſchieden 
werden. Danach wird ſich im einzelnen eine ſehr verſchiedene Antwort ergeben, 
eine für alle Schulartikel geltende, einheitliche Entſcheidung dieſer Frage iſt nicht 
möglich. Es iſt alfo auch die gelegentlich immer wieder geäußerte Auffaſſung !), 
als ſeien die Schulartikel in ihrer Geſamtheit ein Programm, nur Richtlinie für 
eine künftige Geſetzgebung, unzutreffend. Dieſe Auffaſſung kann insbeſondere 
nicht hergeleitet werden aus: 

1. gelegentlichen Außerungen in der Nationalverſammlung und im Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß bei Schaffung der Schulartikel s). Denn dieſe Äußerungen find nur 


—— 


ee. i; , Aeg. | Ausdruck der ganz allgemeinen Unklarheit, die bei Einfügung der Grundrechts; 
. de 7 beſtimmungen zunaͤchſt beſtand, und die bei den Beratungen ſelbſt und (pater 
mittlerweile behoben iſt. 
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y proce OES ; 8 x ' S. 187ff.) überzeugend nachgewieſen. Vgl. auch Poek (hr 122 (Anm. 1 zu Art. 120); Hoff⸗ 
e, FL ge, füllen 1930, 4, eee, x. 6 mann S. 59f.; NM m e rey wine) fag aly En Wael Fim, 
27 / : Keel age. e eee, e, a IL er 101) Das iſt auch für die Frage des perſönlichen Geltungsbereichs der Schulartikel der 2”; 
u £ Fall: ob und inwieweit fle auch für Ausländer gelten, iſt für die Schulartikel nicht anders zu 5 
a 2 | entſcheiden als für die Grundrechte überhaupt. Praktiſch wird die Frage vor allem für die allges 
= 5 e, meine Schulpflicht — ſie gilt nach herrſch. Auffaſſung nur für Reichsdeutſche (ogl. Poetzſch, 
442 STRANG er RB. S. 462; Frank, Schulpflicht, Anm. 3 zu § 1; KG. 24. Juni/8, Juli 1924, DI2. S. 916 , 
2 2. ., eue eee 5 OLG. Breslau 12. Dezember 1924, JW. 1926 S. 389 f— und für das Antragsrecht des Art. 146 
‘ WL ES Fie 7 Abſ. 2 — Beſchränkung auf Deutfche vertritt Entw. 1925 $ 14 (vgl, Begr., Aktenſtücke S. 60), Aus⸗ 
AM. . 583). länder bezieht u. U. ein Entw. 1927 § 7 Abſ. 4 (vgl. Begr., Aktenſtücke S. 91) —; wichtig iſt fie auch 
für das Recht des Art. 149 Abſ. 2 (ogl. Thoma in Verw. rechtl. Abh. S. 199). 
ai ba tee > 7 = 3 : 102) Bol. z. B. Gürich (Rechtl. Grundlagen S. ıff.), der die Schulartikel durchweg als 
nts LS Ve pees eee „Programm“ bezeichnet, Scheer S. 694, So auch (ohne Begründung) KG. 24. März 1925, J fry. 4 
2². . 3 Blu V. 1926 S. 79 JA , d 19": 
„Art. 142 ff. ſeien nur programmatiſche Erklärungen, die keinen Beſtandteil des geltenden 
Rechts bilden das KG. befindet ſich hier im Gegenſatz zu feinen anderen Entſcheidungen, 
n denen es einzelnen Schulartikeln unmittelbare Rechtsgeltung zumißt. Mea fear A #395. 
208) Bol, z. B. RMF. Dr. Preuß, Sten. Ber. Bd. 326 S. 287 D (der von gewiſſen, für 
die Landesgeſetzgebung maßgebenden Grundfägen“ in den Grundrechten ſpricht). 
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C. Die Schulartikel im allgemeinen 


2. dem Umſtande, daß hier erſtmalig zuſammenhängende reichsgeſetz— 
liche Normen auf dem Schulgebiet aufgeſtellt werden. Denn abgeſehen davon, 
daß das auch für einige andere Rechtsgebiete zutrifft 14), und daß inhaltlich nur ein 
Teil der Schulartikel neues Recht bringt 1s), iſt Neuartigkeit der Beſtimmungen, 
auch da, wo ihre Durchführung nicht ohne Schwierigkeiten iſt, wie bei der Unent⸗ 
geltlichkeit der Lernmittel u. a., grundſätzlich kein zureichender Grund für die An⸗ 
nahme beſchränkter Geltungskraft der Vorſchrift. 

3. der auf die Aufſtellung von Grundfägen beſchraͤnkten Geſetzgebungs⸗ 
kompetenz des Reichs (Art. ro Ziff. 2 RB.) Denn einmal gilt dieſe Bes 
ſchränkung der Reichskompetenz nur für die künftige (einfache) Reichsgeſetzgeh ang: 
der übrige Inhalt der Verfaſſung ſelbſt unterliegt dieſer Einſchränkung nicht, und 
fo finden ſich in der Tat in den Schulartikeln einzelne Sage (3. B. Art. 148 Abſ. 3 
Satz 2), denen man vielleicht die Eigenſchaft von Grundſätzen abſprechen könnten). 
Aber ſelbſt wenn man ohne weiteres die Schulartikel der Verfaſſung formal als 
(erſte) Grundſatzgeſetzgebung des Reichs auf dem Schulgebiet anſieht, kann aus 
dieſem Charakter der Schulartikel allein noch keine Einfchränfung für ihre unmittel⸗ 
bare rechtliche Geltung gefolgert werden!“). 

4. einer Sonderbeſtimmung in § 42 Abſ. 1 der dritten Steuernotverordnung 
vom 14. Februar 1924 (RG Bl. I S. 84). Denn wenn hier (Satz 1) beſtimmt iſt, 
daß „die Aufgaben... des Schul, und Bildungsweſens ... den Ländern nach 
Maßgabe näherer reichsrechtlicher Vorſchriften zu felbftändiger Regelung und Er⸗ 
füllung überlaſſen“ werden, ſo konnte mit dieſer Vorſchrift — einem ſonderbar 
verſteckten, vielfach nicht bekannten Vorſtoß der Finanzverwaltungen gegen die = 
Betätigung des Reichs auf ſchulpolitiſchem Gebiet — an der Exiſtenz und Geltung 
der verfaſſungsrechtlichen Normen über das Schulweſen nicht wohl etwas ge⸗ 
ändert werden!), und die Vorſchrift iſt jedenfalls inſoweit loo) ohne jede rechtliche 
Bedeutung. 
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104) Z. B. die kirchenrechtlichen Vorſchriften des 3. Abſchnitts im 2. Hauptteil der RV. N 
105) Nicht z. B. Art. Satz 1. ©: 
106) Bol, dazu vote 102, Zen ou Hartıza 10,299, os Ayıy. dig A Laced -thonflececy Lecad, tec [92.87 Slag, 782 
107) Zu dieſer Frage vgl. OVS. 24. Februar 1925 (RBeſ Bl. S. 141 ff.), KG. 22. Dezember 1925 TE, An pet fe. A Mat br ge, fe,. S 2 2 
(3 Blu V. 1926 S. 148 ff., Me! „Arch. Bd. 22 S. 341 f Gayer. Obes. 13. November 1926, 1 Sig - ! ER + er 8 
DIZ. 1927 S. 39%, An ſchüh S. und dort zitierte, Poetzſch S. 100 f., Lande, Grundſchule te (ht. b; IR MEO [ Ge: 2222 mm alba THE Tu 
2. Aufl. S. 28 ff. Meifer Bayer. RPA. 3. Bd. 24 S. 313; Sache, Reichsſchulgedanke S. 14 ff. AA Vee A. dan Ar Yost . 

108) Denn das (zweite) Ermächtigungsgeſetz vom 8. Dezember 1923 (RG Bl. I S. 1179) 
verbot (in § 1 Abſ. 1 Satz 2) ausdrücklich eine Abweichung von den Vorſchriften der RV. 

105) Aber auch ſonſt iſt die Vorſchrift gegenſtandslos. Die „Überlaffung” des Schulweſens an 
die Landeszuſtändigkeit kann unmöglich einen „Verzicht“ des Reichs auf das verfaſſungsmaͤßig ihm 
zuſtehende Recht zur Grundſatzgeſetzgebung bedeuten, entbehrt aber auch ſonſt jeder rechtlichen Be⸗ 
deutung für künftige Akte der Reichsgeſetzgebung. Die Aufhebung der dieſem Grundſatz entgegen⸗ 
ſtehenden reichsrechtlichen Vorſchriften, die Abſ. 1 Satz 3 a. a. H. ankündigt, iſt nicht geſchehen, 5. 
auch nie in Angriff genommen worden. — Für Ungültigkeit «ug ach ſe, Reichsſchulgedanke S. 21 NT Ai. 
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III. Geltungskraft; Verhältnis zum Landesrecht 55 


Soweit alſo nicht einer einzelnen Vorſchrift der Schulartikel aus beſonderem, 
in ihrem Inhalt, Sinn, Wortlaut uſw. liegenden Grunde die unmittelbare Rechts⸗ 
geltung abzusprechen iſt, haben die Schulgrtikel die Kraft reichsgeſetzlicher, dem 
Landesſchulrecht vorangehen der Normen And verpflichten, je nach ihrem Inhalt, 
die Landesgeſetzgebung bzw.⸗Verwaltung oder darüber hinaus den einzelnen an 
der Schule Beteiligten unmittelbar ne). 


Diefe Beſchraͤnkung des Landesrechts gilt auch inſoweit, als die Länder über 
Gegenſtände des Schulrechts völkerrechtliche Verträge ſchließen, fei es gemäß Art. 78 
Abſ. 2 RV. mit auswärtigen Staaten n), fet es mit der Kurie oder einer anderen 
Religionsgeſellſchaft in Form des Kirchenvertrages (Konkordats) u). Die 
Länder können auf dem Gebiete des Schulrechts ſich in diefer Form nur binden, 
ſoweit und ſolange ſie das Schulrecht überhaupt landesrechtlich regeln dürfen; 
fle können insbeſondere keine Regelung vornehmen, die, unmittelbar oder mittel⸗ 
bar, mit dem Inhalt der Schulartikel inſoweit in Widerſpruch ſteht, als dieſe / un⸗ 
mittelbar verbindliche Rechtsſätze und nicht nur Weiſungen für eine künftige 

„Geſetzgebung darſtellt us). Unter dieſem Geſichtspunkt iff die Rechtsgültig⸗ 
keit einiger ſchulrechtlicher Vorſchriften der bayeriſchen Kirchenvertraͤge von 
1924/25 1%) zu beanſtanden n“). 


ue) Dieſe Abſtufung wird beſonders evident in den drei erſten Abſätzen des Art. 148; vgl. 
unten S. 167. 

M1) Einziger Fall bisher Staatsvertrag Preußen⸗Oſterreich über die Schulpflicht vom 18. Sep⸗ 
tember 1925 (preuß. Geſetz vom 23. März 1926, GS. S. 122). E. 5 

zu) Die Zuläſſigkeit eines Landeskonkordats hier einmal, gegen dees oe mit An⸗ 
ſchütz S. 239 u. a. vorausgeſetzt. 

113) Darüber beſteht grundſaͤtzlich Einigkeit. 


114) Bayriſches Geſetz zu dem Konkordate mit dem Heiligen Stuhle und den Verträgen mit 
den Evangeliſchen Kirchen vom x5. Januar 1925 (Gef. u. Vdgs. Bl. S. 53), das das Konkordat 
pom 29. März 1924 „als Staatsvertrag genehmigt“ und das Konkordat ſowie die Verträge mit 
den beiden Evangeliſchen Kirchen vom 15. November 1924 „im Hinblick auf die darin enthaltenen 
Rechtsſätze als Ganzes“ beſchließt. 

18) Schulrechtliche Vorſchriften in den bayeriſchen Kirchen vertragen: 

a) Religionslehrer (Konkordat Art. 3, Verträge Art. 3 bzw. 2). 

„§ 1 [I]. Die Ernennung oder Zulaſſung ... der Religionslehrer an den höheren Lehr⸗ 
anſtalten wird ſtaatlicherſeits erſt erfolgen, wenn gegen die in Ausſicht genommenen 
Kandidaten von dem zufländigen Diözeſanbiſchofe [vom Landeskirchenrate! keine Er⸗ 
innerung erhoben worden iſt. 

§ 2 [III. Sollte einer der genannten Lehrer von dem Diözeſanbiſchofe [Lan deskirchen⸗ 
rate] wegen feiner Lehre oder wegen ſeines ſittlichen Verhaltens aus triftigen Gründen 
beanſtandet werden, ſo wird die Staatsregierung unbeſchadet ſeiner ſtaatsdienerlichen 
Rechte alsbald auf andere Weiſe für einen entſprechenden Erſatz ſorgen.“ 

b) Religionsunterricht (Konkordat Art. 4 § 3, 7, 8 § 1, Vertraͤge Art. 4, 10—12 bzw. 

3, 6, 7). 

„Art. 4 5 3. Der Rellgionsunterricht bleibt an allen höheren Lehranſtalten und Mittel⸗ 

ſchulen wenigſtens im bisherigen Umfang ordentliches Lehrfach. 


C. Die Schulartikel im allgemeinen 


Art. 7 § x (Vertrag Art. 10]. An allen Volksſchulen, — abgeſehen von den in Abſ. 2 [II] 
erwähnten Fallen — bleibt der Religionsunterricht ordentliches Lehrfach. Der Umfang 
dieſes Religionsunterrichtes ſoll im Einvernehmen mit den [der] kirchlichen Oberbehoͤrde ln] 
feſtgelegt und gegenüber dem gegenwärtigen Stande nicht gekürzt werden. 

[Vertrag II Art. 5]. Sollte der Bayeriſche Staat in etlichen Schulen rechtlich nicht in der 
Lage ſein, dem Religionsunterrichte den Charakter eines ordentlichen Lehrfaches zu erteilen, 
fo wird wenigſtens die Erteilung eines privaten Religionsunterrichtes durch die Bereits 
ſtellung der Schulraͤume ſowie durch deren Beheizung und Beleuchtung aus gemeindlichen 
oder ſtaatlichen Mitteln ſichergeſtellt. 

Art. 7 § 2 [Art. 11 bzw. 6]. Den Schülern der Volksſchulen, Mittelſchulen und höheren 
Lehranſtalten wird im Benehmen mit den [der] kirchlichen Oberbehoͤrdeln] geeignete 
und ausreichende Gelegenheit zur Erfüllung ihrer religiöſen Pflichten [insbeſondere auch 
zum Beſuche des Konfirmandenunterrichts] gegeben. 


Art. 8 8 1 [Art. 12 bzw. 7]. Die Beaufſichtigung und Leitung des Religionsunterrichts 
an den Volksſchulen, Mittelſchulen und höheren Lehranſtalten werden der Kirche ge⸗ 
waͤhrleiſtet.“ 

Bekenntnisſchule (Konkordat Art. 6, Vertrag I Art. 9). 

„In allen Gemeinden müſſen auf Antrag der Eltern oder ſonſtigen Erziehungsbe⸗ 
rechtigten katholiſche levangeliſche! Volksſchulen errichtet werden, wenn bei einer ents 
ſprechenden Schülerzahl ein geordneter Schulbetrieb — ſelbſt in der Form einer unge⸗ 
teilten Schule — ermöglicht iſt.“ 

d) Volksſchullehrer (Konkordat Art. 5 § 1, Vertrag 1 Art. 5). 

„Der Unterricht und die Erziehung der Kinder an den katholiſchen levangeliſchen] 
Volksſchulen wird nur ſolchen Lehrkraͤften anvertraut werden, die geeignet und bereit 
find, in verläffiger Weiſe in der katholiſchen levangeliſchen] Religionslehre zu unterrichten 
und im Geiſte des katholiſchen levangeliſchen] Glaubens zu erziehen.“ 


e) Lehrerbildung (Konkordat Art. 5 §§ 2—7, Verträge Art. 6—8 bzw. Art. 4). 

„s 2 [Art. 6 I bzw. 4 I]. Die Lehrer und Lehrerinnen, die an katholiſchen Volksſchulen 
angeſtellt werden lan Volksſchulen Religionsunterricht erteilen] wollen, müſſen vor 
ihrer Anſtellung [—] nachweiſen, daß fie eine dem Charakter dieſer Schulen [für die Er⸗ 
teilung des Religionsunterrichts im Sinne der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche — Pfäls 
ziſchen Landeskirche —] entſprechende Ausbildung erhalten [empfangen] haben. Diefe 
Aus bildung muß ſich beziehen ſowohl auf den Religionsunterricht wie auch auf jene Fader, 
die für den Glauben und die Sitten bedeutungsvoll find [—]. Die Erteilung des Reli⸗ 
gionsunterrichts ſetzt die Missio canonica durch den Diözeſanbiſchof [Bevollmächtigung 
durch den Landeskirchenrat] voraus. 


§ 3 [Art. 6 II bzw. 4 II]. Der Staat wird bei der Neuordnung der Lehrerbildung für 
Einrichtungen ſorgen, die eine den obigen Grundfägen entſprechende Ausbildung der für 
katholiſche Volksſchulen beſtimmten Lehrkräfte ſichern [derjenigen Lehrkräfte ſichern, die 
für die Erteilung des evangeliſchen Religionsunterrichts in Betracht kommen!]. 


§ 4 Art. 6 III]. In den Prüfungskommiſſionen, die für die Erteilung der Lehrbe⸗ 
fähigung an den katholiſchen levangeliſchen] Volksſchulen zuſtändig find, erhalten [erhält] 
die kirchlichen] Oberbehördeln] mindeſtens für die Prüfung aus der Religionslehre eine 
angemeſſene Vertretung. 


§ 5 [Art. 7 1]. Soweit nach der Neuordnung des Lehrerbildungsweſens Privatanftalten 
noch in der Lage ſind, die Vorbildung oder die berufliche Ausbildung von Lehrern oder 
Lehrerinnen zu übernehmen, wird der Staat bei ihrer Zulaſſung auch beſtehende Anſtalten 
der Orden und Kongregationen [der kirchlich anerkannten Diakonen⸗ und Diakoniſſen⸗ 
anftalten] entſprechend berückſichtigen. 


— —— 


— 


RE 7 13 ee, be., 
228 co le, ue gin ee, e,, 
bord 220 


22 Sr V. 
e, be, — 


Ee to p f, (927 he, e-, be. 


Kalece, a gige, ven e e . 
2 5 (92 6 PAPER 20% 


diese. 5 Al. , Bent. 1920, 
| athena) er OS ge NOES 


2 54.03.8192) GEST, & pic, den, het re (73) 


Far mae, Af GA eee, td A u, Pe 

| eue. Malin un, eee, Coat de 
Lesion e, zee. 

= Ira, aos ae se tit, (2/925; Fe Yi 


7 
7 Aor 7 it 75 5 & K, 7 ade Bell, 


—— 
— 


an 
Pi 


fee, 4. 
he 8 = Fr L. e., 
12 85 Sal. eatin se; Br eee, - 


ijt bm sega gure Selen, Ugh elt eee, 
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§ 6 [Art. 7 II]. Die an ſolchen privaten Anſtalten vorgebildeten Zöglinge werden, 
falls dieſe Anſtalten die ſtaatlich vorgeſchriebenen wiſſenſchaftlichen Bedingungen ers 
füllen, nach Maßgabe der allgemeinen Beſtimmungen zu den ſtaatlichen Prüfungen 
zugelaſſen. 

3 7 Art. 8]. Die Erwerbung der Lehrbefähigung für Volksſchulen, Mittelſchulen und 
höhere Lehranſtalten ſowie die Übertragung eines Lehramtes wird für die Angehörigen 
von Orden und religiöſen Kongregationen [kirchlich anerkannten Diakonen⸗ und Dias 
koniſſenanſtalten] an keine anderen Bedingungen geknüpft als für Laien. 

f) Inneres Schulleben (Konkordat Art. 8 § 2). 

„Dem Biſchof und feinen Beauftragten ſteht das Recht zu, Mißſtände im religidsr 
ſittlichen Leben der katholiſchen Schüler wie auch ihre nachteiligen oder ungehörigen Bes 
einfluſſungen in der Schule, nsbeſonders etwaige Verletzungen ihrer Glaubensüberzeugung 
oder religidfen Empfindungen im Unterrichte bei der ſtaatlichen Unterrichtsbehoͤrde zu 
beanſtanden, die für entſprechende Abhilfe Sorge tragen wird.“ 

g) Privatſchule (Konkordat Art. 9, Vertrag I Art. 13). 

„§ I [1]. Orden und religiöſe Kongregationen [Kirchlich anerkannte Diakonen⸗ und 
Olakoniſſenanſtalten] werden unter den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen zur Grün⸗ 
dung und Führung von Privatſchulen zugelaſſen. Die Zuerkennung von Berechtigungen 
an derartige Schulen erfolgt nach den für andere Privatſchulen geltenden Grundſaͤtzen. 

§ 2 [I]. Von Orden und religiöſen Kongregationen (kirchlich anerkannten Diakonen⸗ 
und Diakoniſſenanſtalten] geleitete Schulen, die bisher den Charakter öffentlicher Schulen 
gehabt haben, behalten ihn, ſofern ſie die an gleichartige Schulen geſtellten Anforderungen 
erfüllen. Unter den gleichen Vorbedingungen kann auch neuen Schulen von Orden und 
Kongregationen [. ..] dieſer Charakter durch die Staatsregierung verliehen werden.“ 

Die rechtlichen Bedenken gegen einige dieſer Vorſchriften find an den einſchlaͤgigen Stellen 
(Anm. 140, 275, 379, 416, 706, 709, 729, 737, 751, 772) erörtert. Vgl. im übrigen R. T. Verh. vom 
17. Juni 1925 a Ber. Bd. 386 S. 2367 CN. Anſchütz in Allg. Ot. Lehr. Ztg. 1925 S. 751 2 
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D. Die Durchfuͤhrung der Schulartikel. 


Soweit die Schulartikel nicht bereits ohne beſonderen Akt der Geſetzgebung oder 

WM. Verwaltung unmittelbar wirkſam find", iſt ihre Durchführung grundſaͤtzlich 

Sache der Ländern). Die Durchführung durch das Reich iſt in verſchiedenen 
Rechtsformen möglich. Es find dabei zu unterſcheiden: 

1. die (beiden) Fälle, in denen die Schulartikel ſelbſt eine Durchführung durch 
Reichsgeſetz als notwendig in dem Sinne vorſchreiben, daß, bevor dieſes 
Reichsgeſetz ergangen iſt, die betreffende Verfaſſungsvorſchrift Rechtswirkungen 
überhaupt nicht äußert. Hierher gehört Art. 143 Abſ. 2 (Lehrerbildung) und 
Art. 146 Abſ. 2 (bekenntnismäßige Ausgeſtaltung der öffentlichen Volksſchule), 
der letztere verftärkt durch die Sperrvorſchrift des Art. 1741. Beide Reichsgeſetze 
find bisher nicht zuſtande gekommen n!); Wiad: 

2. der (eine) Fall einer Durchführung durch Reichsgeſetz. Das iſt die 
Ausführung des Art. 146 Abſ. 1 Satz 2 und des Art. 147 Abſ. 3 durch die Reichs⸗ 
geſetze über die Grundſchule nne) N 

3. alle übrigen Fälle, in denen eine Grundſatzgeſetzgebung des Reichs (Art. ro 
Ziff. 2 RV.) zwar möglich iſt, Reichsgeſetze aber bisher nicht ergangen 
ſind 120). Der Vorbereitung reichsgeſetzlicher Regelung des Schulweſens dienten 
die Reichsſchulkonferenz des Jahres 1920 11) und, als auf die Dauer berechnete 
deratende Körperſchaft der Reichsſchulausſchuß !), an deſſen Stelle fpäter der 


116) Wie etwa Art. 148 Abſ. 1 und 2; vgl. unten S. 167. 

117) Eine Geſamtdarſtellung der Durchführung der Schulartikel in den Landern If im Rahmen 
dieſer Arbeit nicht möglich. 

118) Näheres unten S. 106 Anm. 336, S. 216 Anm. 763. 

19) RGeſ. über die Grundſchulen und Aufhebung der Vorſchulen v. 28. April 1920 (RG Bl. 
S. 851), RGeſ. über den Lehrgang der Grundſchule v. 18. April 1925 (RG Bl. I S. 49), RGeſ. 
vom 26. Februar 1927 (RG Bl. I S. 67). 

120) Verſuche reichsgeſetzlicher Regelung find, außer in den unter 1) erwahnten Fällen, 
gemacht worden für das höhere Schulweſen, das Berufsſchulweſen, das Privatſchulweſen. 

121) Eine einmalige große Verſammlung von Schulfachleuten, Lan dervertreten, Schulpo⸗ 
litikern, Vertretern der größeren Verbände und Organiſationen uſw., die die künftigen Maß⸗ 
nahmen des Reichs auf dem Schulgebiet beratend vorbereiten ſollte. Die Verhandlungen gibt 
wörtlich wieder der Amtliche Bericht (ogl. Lit.⸗Verz.). Aber die Vorgeſchichte der Konferenz 
vgl. Schulz in die Deutſche Schulreform S. IXf. 

138) Ein vielköpfiges Gremium, beſtehend aus Vertretern der Unterrichtsverwaltungen der 
Sander und der kommunalen Spitzenverbände, mit rein beratender Funktion, in deſſen Tagungen 
Ende 1919—1923 (Niederſchriften nicht veröffentlicht) alle großen ſchulpolitiſchen und Geſetz⸗ 
gebungsfragen eingehend erörtert worden ſind. 
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D. Die Durchführung der Schulartikel 59 


Ausſchuß für das Unterrichts weſen beim Reichsminiſterium des Innern!) trat. 
Das Stocken reichsgeſetzlicher Tätigkeit auf dem Gebiete des Schulweſens beruht 
weſentlich auf dem Widerſtand der Lander und der Koſtenfrage; 

4. die Fälle der Durchführung durch Verwaltungsmaßnahmen des 
Reichs. Hierher gehört die Bereitſtellung von Erziehungsbeihilfen aus Reichs⸗ 
mitteln gemäß Art. 146 Abſ. 312% und die Lieferung von Abdrucken der Verfaſſung 
gemäß Art. 148 Abſ. 3 Satz 2). In gewiſſem Sinne dient der Durchführung 
des Art. 143 Abſ. 1 Satz 2 die geſamte Aufwendung von Haushaltsmitteln des 
Reichs für Schulzwecke !?); 

5. die Fälle, in denen das Reich die Vermittlung zwiſchen den Ländern 
unternommen hat zwecks einheitlicher Durchführung von Verfaſſungsbeſtim⸗ 
mungen. Ergebnis dieſer Vermittlung, die regelmäßig in der oben erwähnten 
deratenden Körperſchaft vor ſich geht, ſind eine Reihe von Vereinbarungen der 
Unterrichtsverwaltungen der Länder! ), die, ohne Reichsrecht oder ſonſt für die 
Länder zwingendes Recht zu enthalten / To nge die Länder ſich an ſie gebunden 
halten, eine Einheitlichkeit in den Landern (allgemeines, nicht gemeines Recht) 
derbürgen 

6. die Fälle der Durchführung der Schulartikel gegenüber abweichendem 
Landesrecht durch Anrufung eines oberſten Gerichtshofes des Reichs 
gemäß Art. 13 Abſ. 2 RV. 28). Da die Entſcheidung Geſetzeskraft hat (§ 3 Abſ. 3 
RGef. vom 8. April 1920, RED. S. 510), liegt auch in dieſen Fällen eigentliche 
Durchführung der Schulartikel vor, nicht nur deklaratoriſche Feſtſtellung. 

Eine beſondere Rolle fpielt bei der Durchführung der Schulartikel die Koſten⸗ 
frage. Es ſteht außer Zweifel, daß die Durchführung einiger, nicht aller ein⸗ 
ſchlägigen Verfaſſungsbeſtimmungen im Vergleich zu dem bisher durch das Schul⸗ 


133) Ein aus 8 Vertretern der Unterrichtsverwaltungen der Länder (die Mehrzahl der Länder 
iſt wechſelnd kollektiv vertreten) beſtehender enger Ausſchuß zur Wahrung der Einheitlichkeit 
zwiſchen den Ländern in wichtigeren Fragen und zur Vorbereitung von Grundfaggefegen des 
Reichs. Seit 1924 beſtehend. Die Verhandlungen ſind vertraulich. 

126) Pol, unten S. 164. 

126) Bol, unten S. 179. 92 

120) Bol, Reichshaus halt des Reichs miniſteriums des Innern für sae Kap. 2 Tit. 354 

197) Hierher gehören die Vereinbarungen über Grund⸗ und Vorſchulfragen (wiedergegeben 
bei Lande, Grundſchule S. 33 f., und über Ausfährung des Art. 147 (unten Anm. 513). — 
Die Vereinbarungen über die Berechtigungen der Reifezeugniſſe uſw. der einzelnen Schultypen 
dienen nicht eigentlich der Durchführung der Schulartikel. 

198) Dies iſt bisher in 5 Fallen geſchehen. Vgl. die 3 Beſchlüſſe des Reichsg. v. 4. November 
1920 betr. den Religionsunterricht in Sachſen, Bremen und Hamburg Arch. öff. R. Bd. 40 
S. 98 ff., 3BlU V. 1921 S. off.), den Beſchluß v. 19. Mat 1926 (RG3. Bd. 114 S. 16ff.) betr. 
Lehrerbildung in Meckl.⸗Schwerin und den Beſchluß v. 11. Juni 1927 (RG3. Bd. 118 S. ff.) 
betr. Dortmunder Schulſtreik. — Die Entſcheidung des Staatsg.⸗Hofs v. 16. Oktober 1926 
(RGB. Bd. 114 Anh. S. 7ff.) betr. die Simultan⸗Akademie in Frankfurt a. M. beruht auf 
Art. 19 RV. 
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60 D. Die Durchführung der Schulartikel 


weſen verurſachten Roftenaufwand Mehrkoſten verurſacht hat bzw. verurſachen 
wird 129). Die Frage, von welcher Stelle dieſe Mehrkoſten getragen werden ſollen, 
iſt in Weimar nicht Gegenſtand der Beſchlußfaſſung geweſen, und aus den Ver⸗ 
handlungen der Nationalverſammlung iſt keine Klarheit darüber zu gewinnen, 
wie man ſich die Löſung dieſes Problems damals vorgeſtellt hat). Jeden⸗ 
falls fehlt in der RV. eine allgemeine oder Sonderbeſtimmung über dieſen 
Punkt. Bei dieſer Sachlage iſt rechtlich nur die eine Folgerung möglich, daß, 
mangels etwaiger anderer Beſtimmung, der Unterhaltsträger der einzelnen 
Schule die Mehrkoſten zu tragen hat, die die Durchführung der Schulartikel ver⸗ 
urſacht. Die Tatſache allein, daß es reichs rechtliche Beſtimmungen ſind, die die 
Mehrkoſten verurſachen, verpflichtet rechtlich noch nicht das Reich zu ihrer Übers 
nahme. fi Ebenſowenig beſteht irgendein rechtlicher Grund dafür, die Durchführung 
einer der Schulbeſtimmungen auszuſetzen, weil die Koſtenfrage nicht geregelt ſei, 
oder bis ſie geregelt werden würde. Wie die Mehrkoſten aller anderen durch Be⸗ 
ſtimmungen der RV. veranlaßten Maßnahmen der ohnedies rechtlich Ver⸗ 
pflichtete, fo trägt die Mehrkoſten auf dem Schulgebiet der zur Unterhaltung der 
Schule Verpflichtete, und jede Übernahme der Koſten durch eine andere Stelle, 
auch durch das Reich, iſt, von der Verfaſſung aus geſehen, freiwillige Erſtattung. 

Wenn demgegenüber durch die beſondere reichsgeſetzliche Vorſchrift des § 52 des 
Landesſteuergeſetzes sn) die Vorausſetzungen normiert find, unter denen das Reich 
zu dieſer Erſtattung verpflichtet fein fol, fo iſt dieſe Regelung danach rechtlich ohne 
Einfluß auf die unmittelbare Rechtspflicht zur Durchführung der Schulartikel, 
ſoweit ihre Durchführung nicht von vorheriger Reichsgeſetzgebung abhängig iſt“ ). 

129) Wobei freilich meiſt außer acht gelaſſen wird, daß wirkliche, ſinngemaͤße Durchführung ein⸗ 
zelner Schulartikel u. U. Erſparniſſe bringen könnte. Man denke an Art. 146 Abſ. 1 RV. 

130) In den Materialien iind aeg gelegentliche Hinweiſe von Regierung und Oppo⸗ 
ſition auf die Koſtenfrage zu finden. 

131) Vom 30. Marz 1920 (RG Bl. S. 402): „Wenn das Reich den Ländern oder den Gemeinden 
(Gemeindeverbaͤnden) neue Aufgaben zuweiſt, ſo ſoll die Beteiligung des Reiches an den Koſten 
geſetzlich geregelt werden.“ 

182) Die Koſtenfrage hat ſchon beim Grundſchulgeſetz eine Rolle geſpielt, doch hat ſchließlich 
das Reich ſich an den Durchführungskoſten nicht beteiligt (vgl. Lan dé, Grundſchule S. 35 Anm. 5); 
die Frage der Entſchädigung der privaten Vorſchulen und der Verteilung dieſer Koſten ſchwebt 
j. 3. noch. Über die beſondere Bedeutung der Koſtenfrage bei den bisherigen Verſuchen, ein 


Reichsvolksſchulgeſetz zu ſchaffen, vgl. Aktenſtücke S. 44f., 160ff. Die Koſten für Durch⸗ 
führung der Lern mittelfreiheit (Art. 7 weiſt das Reich (Erklärung v. 30. Juli 1920 im 
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E. Die einzelnen in den Schulartikeln geregelten Gebiete. 


5 N I. Schulaufſicht und Schulverwaltung nae 
Ka thik fl . lpn dip gl ug Lot, JV 7 Ar I. face CICS, | (Art. 143 I 2, 144, 149 I 3). 


AA, vik tb ag A (Yatra Teepe 4 A Ahr as vr hind. . . Im Gegenſatz zur Schulgeſetzgebung, die (Urt. 10 Ziff. 2 RB.) dem Reich, 
2 : wenn auch mit Beſchraͤnkung auf die Befugnis zur bloßen „Grundſatzgeſetz⸗ 
gebung“, zuſteht, iſt Aufſicht und Verwaltung der Schulen auch nach der 
RB. Landesſache geblieben. Das Reich darf ſich auf dem Schulgebiet grund⸗ 
fäglich nur geſetzgeberiſch betätigen, mit der daraus folgenden (Art. 15 RV.) 
Aufſicht über die Länder; dieſe Aufſicht aber beſchräͤnkt ſich auf die Ausführung 
der Reichsgeſetze durch das einzelne Land, vom Reich beaufſichtigt wird das Land, 
- 2 = 8 — .. nicht das Schulweſen oder die einzelne Schulen). Die RV. beſchränkt ſich auf 
Burst, ec. Ag clei e, Me Aue SERUM die Aufſtellung von drei Sätzen aus dieſem Gebiete, die einzeln in das im übrigen 


C e. ue er cp eee. : landesrechtlich ſehr verſchieden geregelte Rechtsgebiet hinein vorſtoßen. Sie regelt: 
K e Ira : 1. den Träger der Schulaufſicht (Art. 144 I, 149 13), 
2. zwei Eigenſchaften des Schulaufſichtsbeamten (Art. 144 2), 
3. die Einrichtung der öffentlichen Schulen (Art. 143 I 2). 


Sagen : ee, Gi. 1.8.19 2 [ZUR IES Bee 1.9.7923 G, Alſo nicht eigentlich eine reichsrechtliche, verfaffungsmäßige Regelung dieſes 
yi: Gebiets, das Beſtehen von (landesrechtlicher) Schulaufſicht und Schulverwaltung 

fe wird vielmehr geradezu vorausgeſetzt, das Landesrecht wird, offenſichtlich ganz 
Aff | ohne kodiſikatoriſche Tendenz.), nur durch drei einzelne Säge überbaut.. , 


der : LY ge.. Au,. 6 HH. 72h, 183) Unabhängig davon iſt die Frage, ob das Reich nach Art. ro? RV. im Wege der Grund⸗ 
— ; Gerd Yh H, 4 ſatzgeſetzgebung auch Schulaufſicht und Schulverwaltung regeln darf. Die Befugnis zur Auf⸗ 
ſtellung von Grundſätzen für „das Schulweſen“ (Art. 1o Ziff. 2 RV.) ſchließt m. E. dieſes Recht 
nicht ohne weiteres ein. Aufbau und Formen landesrechtlicher Schulaufſicht und Schulver⸗ 
waltung find Beſtandteil der landesrechtlichen Verwaltungsorganiſation überhaupt, von ihr 
nicht immer ohne weiteres zu trennen. Nach dem Aufbau der Art. 6ff. RV. iſt nicht anzunehmen, 
daß mehr als die Geſamtheit der Normen über das innere und äußere Leben der Schule ſelbſt der 
nat off. Daa des Reichs unterſtellt werden ſollte (a. M. Poetzſch ©. 102 f., Sorbent. 7 
8 2 zu Art. 6ff J. Dagegen ſpricht auch nicht, daß die RV. ſelbſt in Art. 143, 144 Sätze aus dem Ge⸗ 
Ve. Hesdd IN, 389), biete der Schulaufſicht und Schulverwaltung enthält, weil Art. 6ff. RV. nur die künftige ein⸗ 
fache Reichsgeſetzgebung umgrenzen und nicht für die materiellen Gage der Verfaſſung ſelbſt 
gelten. (Vgl. oben S. 54.) Danach find die Verſuche des Entw. 1925 ($ 30) und des Entw. 1927 
ri G 13), Teile des Gebiets Schulaufſicht und Schulverwaltung reichsgeſetzlich zu regeln, mit der 
F. A. 2 har geb. (IRQ # sw), NV. nicht vereinbar (zweifelnd Preuß. Denkſchrift DI 1, Aktenſtücke S. 1527 F 

134) Bal, RG. v. 11. Juni 1927 (RG3. Bd. 118 S. 3), wo betont wird / daß Art. 144 in 

allen übrigen Beziehungen den Ländern bei Ausübung der Schulaufſicht freie Hand laſſe. 
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62 E. Die einzelnen in den Schulartikeln geregelten Gebiete 


1. „Das geſamte Schulweſen ſteht unter der Aufſicht des Staates“ 
(Art. 144 J) 155). 

a) Dieſer Satz enthält inhaltlich kein neues Recht. Der Grundſatz ſtaatlicher 
Schulaufſicht ſtand in den Ländern ſeit mehr als hundert Jahren feſt ls). Das 
Neue an Art. 144 Lift alfo nur die Erhebung dieſes Satzes zum Reichsrecht und 
zum Verfaſſungsrecht. An der unmittelbaren rechtlichen Geltung des Satzes iſt 
nicht zu zweifeln. 

b) Die weſentliche Bedeutung des Satzes — wie feiner Vorgängern“) — liegt im 
Negativen, in der Abwehr aller anderen, etwa denkbaren Aufſichtsſtellen Aber 
das Schulweſen. Nur der Staat ſoll die Schulaufſicht haben. Abgelehnt wird 
damit in erſter Linie eine Aufſichtsgewalt der Religionsgeſellſchaften über die 
Schule; obwohl die geſchichtliche Situation, anders als bei den früheren Aus⸗ 
ſprüchen dieſer Art, einen unmittelbaren Anlaß zu dieſem Proteſt nicht bot, hielt 
man in Weimar die Ablehnung kirchlichen Anſpruchs auf die Schulaufſicht für 
nötigiss). Die Schule iſt des Staates, nicht der Kirche“ ), 40); die RV. be⸗ 
ſchränkt das kirchliche Moment bewußt und folgerichtig auf Zulaſſung der Be⸗ 


155) Im RegEntw. hieß es (Art. 31 Abſ. 5): „Das Unterrichtsweſen ſteht unter ſtaatlicher 
Aufſicht.“ Die jetzige Faſſung entſtammt wörtlich dem Antrag Nr. 98 Dr. Seyfert (Art. 31 
Nr. 3 Satz 2) im Verf A. (S. 210), wortlich übereinſtimmend mit Antrag Nr. 119 Dr. Quarck 
(Verf A. S. 224). Im Verf A. in erſter Leſung wenig erörtert (ogl. nur Abg. Frau Pfülf S. 210, 
Dr. Seyfert S. 212), wird der Satz in zweiter Leſung nur inſoweit ſtreitig, als das Verhältnis 
von Staat und Gemeinde in Frage ſteht (ogl. Anm. 156). Im Plenum der Nat Verſ. bleibt der 
Satz dann unangefochten. 

186) Für Preußen vgl. ALR. II 12 § 9 („Alle öffentlichen Schul⸗ und Erziehungsanſtalten 
ſtehen unter der Aufſicht des Staates“). VerfUrk. Art. 23 I („Alle öffen lichen und Privat⸗Unter⸗ 
richts⸗ und Erziehungsanſtalten ſtehen unter der Aufſicht vom Staate ernannter Behörden”), 
Geſetz vom 11. Mary 1872 (GS. 183) § ı („Unter Aufhebung aller in einzelnen Landesteilen 
entgegenſtehenden Beſtimmungen ſteht die Aufſicht über alle öffentlichen und Privat⸗Unterrichts⸗ 
und Erziehungsanſtalten dem Staate zu. — Demgemaͤß handeln alle mit dieſer Aufſicht betrauten 
Behörden und Beamten im Auftrage des Staates“). 

187) Bol, Anſchütz, Pr. Verf Urk. S. 399. 

138) „ . . wir haben das ausdrücklich gefordert, um uns gegen die geiſtige [fol heißen: gett 


liche !] Aufſicht zu wenden“ (Abg. Dr. Seyfert Verfa. S. 212). , . . Jape .. fr, 


139) Die alleinige ſtaatliche Schulaufſicht war in Weimar nicht mehr ſtreitig. Auch Abg. Gräber 
ſtimmte, nachdem Abg. Dr. Spahn noch in der erſten Generaldebatte über den Verfaſſungs⸗ 
entwurf die Schule als Anner der Kirche bezeichnet hatte (Sten. Ber. B. 326 S. 380), der Vor⸗ 
ſchrift ausdrücklich zu (Verf A. S. 209). Der im katholiſchen Kirchenrecht an ſich beſtehende 
Anſpruch der Kirche auf die Schule wurde in Weimar in dieſer Form nicht mehr geltend gemacht 


(vgl. Mausbach, Kulturfragen S. 96f.). Fes... . aue ae. Age, fue. 


140) Mit Art. 144 ſind danach diejenigen Vorſchriften der bayeriſchen Kirchen vertrage (oben 
Anm. 114) nicht vereinbar, die den Staat in der Selbſtäͤn digkeit der Schulaufſicht beeinträchtigen. 
Hierher gehört Art. 8 § x des Konkordats, ſoweit er die „Begufſichtigung“ des Religions⸗ 
unterrichts der Kirche überläßt — darüber näher unten S. 197 — und die in Art. 8 § 2 des Kons 
kordats vom Staat übernommene Verpflichtung, bei Beanſtandung beſtimmter Mißſtände durch 


die Kirche für entſprechende Abhilfe zu ſorgen. Wr ari Cie ue, Aft. L. 887, 4. inn 
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I. Schulaufſicht und Schulverwaltung 63 


kenntnisſchule (Art. 146 II) und Sicherung des Religionsunterrichts (Art. 149), 
ohne daraus für Schulaufſicht und Schulverwaltung irgendwelche Folgerung zu 
ziehen ). Es werden aber gleichzeitig damit alle anderen Inſtanzen!“) abge; 
wehrt, die etwa Anſpruch auf die Schulaufſicht, das Ganze oder einen Teil von 
ihr, erheben könnten. Der Staat allein hat die Schulaufſicht, er kann auf ſie nicht 
verzichten, fie nicht ganz oder reilweiſe übertragen. einzig für die Gemeinde 
macht der Satz in ſeinem zweiten Teile, in gewiſſen Grenzen, eine Ausnahme 
(vgl. unter 2) 1). 

c) Poſitiv wird die Schulaufſicht dem Staate zugeſprochen. Ob dem Reich 
oder den Ländern, iff damit durch Art. 144 nicht feſtgelegt !“), richtet ſich vielmehr 
nach den allgemeinen Verfaſſungsvorſchriften über die Abgrenzung der Zu⸗ 
ſtändigkeiten zwiſchen Reich und Ländern. Danach gibt es gegenwärtig jedenfalls 
nur Landesſchulaufſichtsbehörden 45); ob durch (einfaches) Reichsgeſetz das Reich 
eigene Schulaufſichtsbehörden ſchaffen könnte, ift mindeſtens zweifelhaft). 

d) Das, was durch den Satz dem Staate zugeſprochen wird, ift die „Schul⸗ 
aufſicht“ (vgl. Satz 2 des Art. 144). Die RV. ſelbſt beſtimmt nicht näher 
Art und Umfang der Befugniſſe, die dieſer Begriff in (id) ſchließt; fie ſetzt ihn 
offenbar als bekannt voraus. Bei dieſer Sachlage, und da der Satz als Ganzes 
nicht neu iſt, ſondern dem bisherigen Landesrecht entnommen, bleibt nur übrig, 
den Begriff der Schulaufſicht im Sinne der RV. gleichzuſetzen mit dem, was 
bis dahin im Landesrecht als „Schulaufſicht“ bezeichnet wurde. / Die Schulaufſicht, 4 / Ka) 


1) Vol, RG. vom 11. Juni 1927 (RGB. Bd. 118 S. 4): „ .. Vom Standpunkt der RV. 
aus wird das Weſen der Bekenntnisſchule durch die ſtaatliche Schulaufſicht nicht berührt..“ 


1) Private — die Erziehungsberechtigten, als einzelne oder organiſiert uf. Myc A dec K. 
16) Danach iſt es mit der RV. nicht vereinbar, wie die Religionsgeſellſchaften ſelbſt, fo Ihre Sf. $3. . 
Organe oder Mitglieder als ſolche an der Schulaufſicht zu beteiligen. Die Verſuche des Entw. 1925 99, 4 
G 30) und Entw. 1927 (§ 13), die Mitgliedfhaft von Vertretern der Religionsgeſellſchaften in den 

Srl, Schulverwaltungskörpern reichsrechtlich zu beſtimmen, widerſprechen der RV. leben ſo RER = 


Poetzſch RV. S. 464 f.). Ebenſo die entſprechenden landesrechtlichen Vorſchriften (aufgezählt 
in Begr. zu § 13 Entw. 1927, Aktenſtücke S. 97) Feiſtiche können Mitglieder der Schulver⸗ 


„waltungskörper fein etwa als Mitglieder kommunaler Körperſchaften, Bürgervertreter, Eltern, 


Lehrer — nicht als Vertreter der Religionsgeſellſchaft. — Gegen die Mitgliedſchaft von Lehrers 
vertretern (Staatsbeamte !) und Elternvertretern (Bürger!) beſtehen von Art. 144 aus keine 
Bedenken vgl. auch- Post ſch- a-. = Zu der ganzen Frage vgl. Aktenſtücke S. 69, 96 ., 2508.13 IE 
144) Bol, Art. 143 Abſ. 1 Satz 2, Art. 146 Abſ. 3 uſw., wo, anders als in Art. 144, von „Line 7 10. 
dern“ im Gegenſatz zum Reich die Rede iſt. Ar 
— Ebenſo Halten hoff Pr. Verw. Bl. Bd. 41 S. 410 e gu. —— 
148) Die Schulabteilung des Reichsminiſteriums des Innern If nicht „Schulaufſichts behörde e, 
im techniſchen Sinne; ihr liegt nur die Vorbereitung der Grundſatzgeſetzgebung des Reichs ob 72g . 
ferner die Reichsaufſicht über die Län der (Art. 15 RV.), außerdem ſorgt fie für ein — ſtaatsrecht⸗ JE 
lich freiwilliges — Einvernehmen der Länder auf einzelnen Gebieten der Schulverwaltung. Zu 
den Schulen ſelbſt könnte ſie gegebenenfalls nur im Rahmen des Art. 15 Abſ. 2 Satz 2 RV. in 
unmittelbare Beziehung treten. 2 C.... fe, ue. Kayes. M 18 f. 


/ 
148) Bal. oben Anm. 133. F e for Ze. 1830 EP, oe 
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die Art. 144 1 RV. dem Staate zuweiſt, tft alſo nichts feinem Inhalt nach zunaͤchſt 
noch Unbekanntes, etwa erſt durch ein Ausführungsgeſetz näher zu Beſtimmendes, 
vielmehr wird hier eine in mehr als 100 Jahren landesrechtlicher Entwicklung 
herausgearbeitete Summe von Befugniſſen nunmehr kraft Reichsverfaſſungs⸗ 
rechts als dem Staate gehörend feſtgelegt. Danach mp auch hier, wie bis 1919 
im preußiſchen und anderen Landesrechten, als „Schulaufſicht“ bezeichnet werden 
„das dem Staate über die Schule ausſchließlich zuſtehende adminiſtrative Be⸗ 
ſtimmungsrecht“, der „Inbegriff verſchiedenartiger, teils i. e. S. aufſichtlicher, 
teils leitender, teils unmittelbar verwaltender Funktionen: Befugniſſe zur Vor⸗ 
nahme von Maßregeln informativer, kontrollierender, inſtruierender, organiſato⸗ 
riſcher Natur, zum Erlaß von individuellen und generellen Geboten und Ver⸗ 
boten“ 147). Es iſt nicht bloß organſchaftliche „Aufſicht“ — die Gewalt des über; 
geordneten Gemeinweſens gegenüber dem rechtlich ſelbſtändigen niederen Gemein⸗ 
weſen nas) —, die Art. 144 I dem Staate zuſpricht, ſondern die Aufſicht in dem 
uneigentlichen Sinne, in dem der Begriff der Schulaufſicht bisher auch rein ver⸗ 
waltende Befugniſſe mit umfaßt hat. Art. 144 1 RV. fest, fo wenig wie bisher 
Art. 23 I Pr. Verf. Urk., eine Körperſchaft voraus, die das Schulweſen verwaltet 
und ihrerſeits erſt vom Staate beaufſichtigt wird. Der Satz der RV. bedeutet, 
wie ſeine Vorbilder, daß die Schule Staatsſache ſchlechthin iſt, er beſagt das dieiche 
wie der Satz des ALR. (II 12 $ 1): „Schulen ... find Veranſtaltungen des 
Staats“. Die Schule iſt Staatsſache, nicht private, nicht kirchliche, nicht Selbſt⸗ 
verwaltungs⸗ ), nicht ſonſt jemandes Sache. 

e) Objekt der Schulaufſicht iſt „das geſamte Schulweſen“. Außer Zweifel 
ſteht, daß hierunter öffentliche und privater se), allgemeinbildende und Fach⸗ ) 
und Berufsſchulen zu verſtehen ſind 15). Die Hochſchulen werden hier, wie 


147) Anſchütz, Pr. Verf. Urk. S. 2 Vgl. folgenden die grundlegenden Ausführungen 
bei Anſchütz a. a. O. S. 409 ff. (auch RV. S. 
ſprechung übergegangen find (vgl, z. B. RG 3. Bd. 80 S 34 

14e) Bol. Anſchütz, Pr. Verf. urk. S. 409ff. , 

14) A. M. Haltenhoff, Pr. Verw. Bl. Bd. 41 S. 419ff., der aus der preußiſchen Schulrechts⸗ 
entwicklung folgert, daß die äußeren Schulangelegenheiten Gemeindeſache ſeien, und Art. 144 
demgemäß auf die inneren Schulangelegenheiten beſchränkt wiſſen will. Dabei wird überſehen, 
daß — ſelbſt wenn die Prämiſſe, die Auslegung des preußiſchen Schulrechts, richtig wäre — es 
neben der ſtaatlichen Beſorgung der inneren immer noch wenigſtens die ſtaatliche Beauf⸗ 
ſichtigung der äußeren Angelegenheiten gäbe. 

160) Auch die privaten Schulen, die nicht Erſatzſchulen find (Art. 147 Abſ. 4), ſofern es ſich 
nur um „Schulen“ im Rechtsfinne handelt. Vgl. S. 153. A. M. anſcheinend Halten hoff Pr. 
Verw. Bl. Bd. 41 S. 419. F 

151) Daß die Fachſchulen in der RV. nicht ausdrücklich erwähnt find, berechtigt nicht dazu, ſie 
von dem „geſamten“ Schulweſen im Sinne des Art. 144 auszunehmen. A. M. Haltenhoff, 
Pr. Verw. Bl. Bd. 41 S. 419. 

152) Auch die Kindergärten: Gürich, Rechtl. Grundlagen S. 7. 
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allgemein in den Art. 143 ff. (vgl. S.go)funter den Begriff „Schulweſen“ nicht 
einzubeziehen fein’), Schületheime, die mit Schulen organiſch verbunden 
find, fallen unter das „Schulweſen“; ob auch ſelbſtaͤndige Schülerheime hierher 
gehören, kann zweifelhaft ſein !?). 


1) Die ſtaatliche Schulaufſicht umfaßt auch den Religions unterricht. Das 
ergibt fic) aus dem Wortlaut von Art. 144 I und iff in Art. 149 J 3 durch die 
Worte „unbeſchadet des Aufſichtsrechts des Staatß⸗ noch beſonders hervorge⸗ 
hoben. Auch dem Religions unterricht gegenüber umfaßt der Begriff der Schul⸗ 
aufſicht das geſamte adminiſtrative Beſtimmungsrecht, das lediglich inhaltlich 
an die Sätze des Art. 149 gebunden iſt!ö s). 


2. „Er kann die Gemeinden daran beteiligen“ 80). 


a) Auch dieſer Satz entſpricht früherem Landesrecht, wenigſtens in den größeren 
Ländern !:). Vom Reichsrecht aus ſtellt er lediglich klar, daß die Lander die Ge; 
meinden an der Schulaufſicht beteiligen dürfen; ſie müſſen das nicht tun (ein 
Antrag, der das beſagte, wurde im Verf A. abgelehnt fog. Anm. 156). Auch 
dieſer Satz hat ohne Zweifel unmittelbare Rechtsgeltung S * 


b) Darüber hinaus beftätigt der Satz noch einmal den — an ſich ſchon aus dem 
erſten Halbſatz ſich ergebenden — Ausſchluß aller anderen Stellen von der Teilnahme 
an der Schulaufſicht: indem die RV. eine Beteiligung der Gemeinden daran 


153) A. M. Mausbach, Kulturfragen S. 96, Gieſe S. gus (Anm. 1 zu Art. 144). Auch nicht 
die Volkshochſchulen. Vgl. Art. 248 Abſ. 4 und unten S. 95; ebenſo Haltenhoff, Pr. Verw. Bl. 
Bd. 41 S. 429. 

154) Wird die Frage verneint, ſo bleibt für die Schülerheime z. B. in Preußen § ı des Gef. vom 
11. März 1872 (G. S. 183) maßgebend, nach dem neben den „Unterrichtsanſtalten“ auch die 
„Erziehungsanſtalten“ ſtaatlicher Aufſicht unterſtellt find. Praktiſch if alfo die Frage wohl wenig 
erheblich. 

18) Näheres unten S. 194 ff. 


186) Der zweite Halbſatz von Art. 144! iſt dem erſten Halbſatz im Verf A. erſt in zweiter Leſung 
angefügt worden (Verf A. S. 522ff.), nachdem ſich Zweifel darüber ergeben hatten, ob der in 
erſter Leſung beſchloſſene Satz „Das geſamte Schulweſen ſteht unter der Aufſicht des Staates“ 
nicht die Beteiligung der Gemein den an der Schulaufſicht ausſchließt. Der Zuſatz geht zurück auf 
einen Antrag des Abg. Koch (Verf A. S. 523, 524). Seinen weitergehenden Antrag („Der Staat 
hat die Gemeinden daran zu beteiligen“, Verf A. S. 522) zog er zurück; Anträge Dr. Cohn (Verf A. 
S. 523 f.), ſtatt „Aufſicht des Staates“ zu ſagen „Oberaufſicht des Staates“ oder die Beſtimmung 
ſo zu faſſen: 

„Im geſamten Schulweſen führt der Staat die Oberaufſicht über die Aufſichtsrechte der 

Selbſtverwaltungskörper“ 


wurden abgelehnt (Verf A. S. 524). 
157) Bal. für Preußen § 3 Gel. vom rx. März 1872 (G. S. 183): 


„Unberührt bleibt die den Gemeinden und deren Organen zuſtehende Teilnahme an der 
Schulaufſicht. ..“ . * 
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ausdrücklich freiſtellt, wird noch einmal unterſtrichen, daß nur die Gemeinden an 
der Schulaufſicht beteiligt werden dürfen!“). 

c) Eine „Beteiligung“ der Gemeinde an der Schulaufſicht iſt zugelaſſen. 
Nicht ihre Überlaffung an die Gemeinden. Damit iſt alſo reichsrechtlich, zudem mit 
der Garantie eines Verfaſſungsſatzes, klargeſtellt, nicht nur daß das Schulweſen 
Staatsangelegenheit iſt, ſondern auch, daß es von keinem Lande landesrechtlich 
zur Selbſtverwaltungsſache erklärt werden darf. Wenn das Land die Gemeinden 
an der Schulaufſicht (in dem oben dargeſtellten weiteren Sinne) teilnehmen läßt, 
ſo bleibt ſie darum doch Staatsſache, ſie kann kraft Reichsrechts nur Auftrags⸗ 
angelegenheit fein, das Land kann ſich ihrer nicht entäußern !“). Im übrigen iſt 


über die Form und das Maß der „Beteiligung“ reichsrechtlich nichts beſtimmt / 


d) Unter „Gemeinden“ find in Art. 144 I (wie in Art. 146 II und in Art. 143, 
vgl. S. 70,105) nicht notwendig die politiſchen Gemeinden zu verſtehen, ſondern die 
auf kommunaler Grundlage landesrechtlich beſtehenden Verbände zur Errichtung 
oder Unterhaltung von öffentlichen Schulen. Auch Geſamtſchulverbaͤnde, Schul⸗ 
zweckverbände uſw. dürfen alſo an der Schulaufſicht beteiligt werden. 

3. „Die Schulaufſicht wird durch hauptamtlich tätige, fachmänniſch 
vorgebildete Beamte ausgeübt“ (Art. 144 21%). Mit dieſem Satz greift 
das Reichsrecht in die ſonſt dem Landesrecht vorbehaltene Frage der Qualifikation 
des Schulaufſichtsbeamten inſoweit ein, als zwei Erforderniſſe jedenfalls erfüllt 
ſein müſſen, wenn ein Beamter mit der Schulaufſicht betraut werden ſoll: er muß 
„hauptamtlich tätig” und „fachmänniſch vorgebildet“ fein. In der Normierung 
aller übrigen Vorausſetzungen iſt das Landesrecht nach wie vor frei. 

a) Der Begriff der „Schulaufſicht“ iſt im zweiten Satz des Art. 144 RV. 
in einem anderen, weſentlich eingeſchränkteren Sinne gebraucht als im Satz 1. 
Während im erſten Satz von der geſamten beaufſichtigenden, leitenden und ver⸗ 
waltenden Staatstätigkeit auf dem Gebiete des Schulweſens die Rede iſt, ergibt 
ſich aus Entſtehung und Zuſammenhang des zweiten Satzes, 1 hier nur an die 


üb 8 5 gah | % 22 
fachtechniſche Aufſicht et AN und 22 e 3051 oy ig alfo 


188) Vgl. Poetzſch“, 4761 um. 3 zu Art. 144). 
189) So auch Anſchütz S. $55: die Gemeinde könne „lediglich mit ter en 


ſchulaufſichtlicher Funktionen be werken, — Dafür ſpricht auch die Ablehnung von An⸗ 
trdgen im Verf A. (ogl. Anm. 156), die das Schulweſen zur Selbſtverwaltungsſache erklären oder 
es als ſolche wenigſtens ermöglichen wollten. 

16) Der Satz war im Reg Entw. nicht enthalten. Er erſcheint zuerſt im Verf A. in dem Antrag 
Nr. 98 Dr. Seyfert (Verf A. S. 210) als Art. 31 Nr. 3 Satz 2: „er führt dieſe durch fachmaͤnniſch 
vorgebildete Beamte aus“; ähnlich dann auch im Antrag Nr. 119 Dr. Quarck (Verf. S. 224): 
„Die Aufſicht wird durch fachmänniſch vorgebildete Beamte ausgeführt.“ In erſter Leſung wird 
der Antrag Dr. Seyfert unter Einfügung der Worte „hauptamtlich tätige“ angenommen (Vert A. 
S. 230; Art. 31a Abſ. 2 Satz 2). Daraus wird in zweiter Leſung im Verf A. der felbftdndige, 
jetzt geltende Satz. 
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allein an die Verwaltung der inneren Schulangelegenheiten!“ ). Nicht jede beauf⸗ 
ſichtigende oder verwaltende Staatstätigkeit auf dem Schulgebiet muß haupt⸗ 
amtlich geübt werden und (est fachmaͤnniſche Vorbildung voraus. Die geſamte 
Verwaltung der äußeren Schulangelegenheiten und die Schulaufſicht auf dieſem 
Gebiete wird durch die Vorſchrift nicht getroffen. Denn die ganze Vorſchrift war 
nach der Abſicht ihrer Urheber nur beſtimmt, die nebenamtliche Schulaufſicht 
durch den ſchuliſch nicht vorgebildeten Geiſtlichen abzuſchaffen! ); die geiſtliche 
Schulaufſicht aber beſtand nur als fachtechniſche Aufſicht. Dieſe Abſicht, nur 
dieſen Teil der Schulaufſicht zu treffen, hat in der Vorſchrift ſelbſt zureichenden 
Ausdruck gefunden, da das Erfordernis „fachmänniſcher Vorbildung“ nur in 
Beſchränkung auf die innere Schulaufſicht Sinn hat. 


b) Mit dieſer Einſchraͤnkung gilt die Vorſchrift für die Schulaufſichts be— 
amten aller Inſtanzen. Wenn auch wohl nur beabſichtigt war, die neben⸗ 
amtliche Lokal; und Kreisſchulinſpektion durch Geiſtliche zu treffen!“), fo fallen 
doch nach dem klaren Wortlaut des Satzes auch die | ichulaufſichtsbeamten der 
Regierungs⸗, Provinzial⸗ und Zentralinſtanz darunter, Ammer unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß ſie die eigentlich fachtechniſche Aufſicht über den Unterricht aus⸗ 
üben. 


c) Die fachtechniſche Aufſicht darf nur im Hauptamt ausgeübt werden. Damit 
ſoll verhindert werden die Verquickung dieſer Aufſicht mit andersartiger Tätigkeit 
in derſelben Perſon. Aus Entſtehung und Sinn der Vorſchrift iſt zu entnehmen, 
daß hiermit nur hauptamtliche Tätigkeit im Schuldienſt überhaupt gefordert wird, 
nicht hauptamtliche Schulaufſicht im beſonderen; der Abertragung ſchulaufſicht⸗ 
licher Funktionen an den Leiter oder Lehrer einer Schule im Nebenamt ſteht der 
Satz nicht im Weges). 


d) Der Schulaufſichtsbeamte muß fachmanniſch vorgebildet ſein !“). Die 
Bedeutung dieſer Vorſchrift liegt wiederum im Negativen: Als Schulaufſichts⸗ 
beamte find reichsrechtlich ausgeſchloſſen alle für dieſe Aufgabe gar nicht 106) oder 


161) Bol. UStS. Schulz, Sten. Ber. Bd. 329 S. 2163 A („Es handelt ſich ſelbſtverſtändlich 
nur um die in der Landesgeſetzgebung feſtzulegende techniſche Schulaufſicht im eigentlichen und 
engeren Sinne des Wortes“). Ebenſo Mausbach, Kulturfragen S. 96; poegſ 461 (Aus 
Heth 4 a. E. zu Art. 144); Hubrich, VerfR. S. 242f. 

163) Das ergeben die geſamten Ausſchuß⸗Verhandlungen. 

x 183) So mehrfache Außerungen im Verf. sey doz. 
lise ; 164) Ebenſo im Ergebnis Anſchütz RV. S. 379 (Anm. 2 a. E. zu Art. 144); Stefe S. we 
NEM. rer rit, WG, ZIP: (Anm. 2 4 zu Art. 144); Hoffmann S. off. 
Go auch Thon Why. Werß im Very. S. 523. 

186) Aus den Materialien iſt Näheres über diefen Begriff nicht zu entnehmen. 

166) Im Ergebnis alſo hier die umgekehrte Entwicklung wie ſonſt im Beamtenrecht: reichs⸗ 
rechtliche, verfaſſungsmaßige Verſchaͤrfung der a e = die Vorbildung ſtatt Zulaſſung 
von Perſonen mit nicht regelmäßiger Vorbildung! 
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anders als ſpeziell im Schulfach ausgebildete / Perſonen. Poſitiv wird nur Vor⸗ 


bildung im Schulfach überhaupt verlangt, ohne beſtimmte Anforderungen an | x 
Art oder Maß dieſer Vorbildung; formale Erfüllung aller Vorbedingungen 2 a Au pe. Ho, tif the Agfa an eee ee. haa, Ooh eccechen 


(Prüfungen uſw.) für den Lehrerberuf wird reichsrechtlich nicht gefordert. he) | (ak 1. elle ee eee *. „> Jot, An. tS, 6 ow fa ze. 


Fe Getroffen werden follte durch die Vorſchrift im beſonderen die ſogenannte \ 
geiſtliche Schulauflicht2®), d. h. die Ausübung der (fachtechniſchen) Schulauf⸗ Mee ~ Witla elf ber eee eee, e. 


ſicht durch Geiſtliche, die dieſes Nebenamt im ſtaatlichen Auftrage ausüben. Dieſe 5 ce. eee, Ok: thw tii DA . eee de . . 


in einigen Landesrechten bis zur RV. beſtehende, ſeit Jahrzehnten ſtark um⸗ ! BS SL * Le Wet, Lda ä 
kämpfte Inſtitution iſt ſeither mit der RV. nicht mehr vereinbar und inzwiſchen \ Gr 7 7 i RE 7 1 


überall befeitige. “7 Mella eee, Mars da IO, boy wee A “Sle A . 


4. „Bei ihrer [der öffentlichen Schulen] Einrichtung wirken Reich, £ Modi A VL 2 tud Sar Auer Ay elite [U 
Länder und Gemeinden zuſammen“ (Art. 14312). Die RV. enthält fi 7 


grundſätzlich der Regelung der aͤußeren Grundlagen des unten. | va ieee, fo are, 
die wichtigen und umfaſſenden Fragen der Errichtung und Unterhaltung i 

öffentlichen Schulen aller Grade werden allgemeine Normen nicht gegeben. Nur 
mit einem Satze 168) wird in dieſes Gebiet eingegriffen. Die RV. ſtellt den 
Grundſatz auf, daß bei der Einrichtung der öffentlichen Schulen Reich, Länder und 
Gemeinden zuſammenwirken ſollen. 


a) Es iſt nicht ohne weiteres klar, was mit „Einrichtung“ der offentlichen 
Schulen hier gemeint iff. Wenn im erſten Satz des Art. 143 I die Befriedigung des 
Bildungsbedürfniſſes durch öffentliche Anſtalten gefordert wird und nun von 
einem Zuſammenwirken bei „Einrichtung“ dieſer Anſtalten geſprochen wird, kann 
damit an ſich ebenſowohl gemeint ſein die Organiſation des öffentlichen Schul⸗ 
weſens überhaupt wie die Errichtung und Unterhaltung der einzelnen öffent⸗ 
lichen Schule. Nach Entſtehung und Zuſammenhang iſt indes nicht anzunehmen, 
daß hier die einzelne Schule in Frage ſteht ils“), gemeint iſt offenbar die Geſamtheit 
der öffentlichen Schulen als ſolche, die Einrichtung des offentlichen Schulweſens als 


2 bef, die e Di die „ Eipheitefgulbewegungf‘ 2 . 


168) Die r Satz fe ehlte In den Entwürfen. Er erſcheint zuerſt im Verf A. in dem Antrag Dr. J . 27 = ER 
Seyfert-Weiß⸗Pfülf Ne, 98 (Verf A. S. 210) als Nebenſatz in Art. 31 Ziff. 2 Satz x, wird in , A, Loeweevileal, ht Vise 6C. #27 G,. 


erſter Leſung ohne Erörterung angenommen (Verf A. S. 230) und paſſiert, nach Verſelbſtaͤndigung * 
| 
{ 


zu einem Hauptſatz im Unterausſchuß, alle weiteren Beratungen unangefochten und unerörtert. 
Was die Verfaſſer ſich bei dem Satz gedacht haben, iſt aus den Verhandlungen der Nat Verſ. 
nicht feſtzuſtellen. Es finden ſich dort nur die begründenden Sätze der Antragſteller: 

„Die Regelung der Einrichtung der Schule muß Sache der Vereinbarung zwiſchen Reich, 
Ländern und Gemeinden fein“ (Verf A. S. 211) und: „In meinem Antrag. .. habe ich ges 
fordert, daß das Gemeindeprinzip gewahrt werde; aber die Gemeinden führen das Schul⸗ 
weſen im Auftrag, als Organe des Reichs. Sie können die Aufgabe nicht aus eigener Kraft 
ausführen, weil von jetzt an Anforderungen an die Schule geſtellt werden müſſen, denen ſie 


ſchon in finanzieller Hinſicht kaum nachkommen können. . 76 7. }. a 
169) Ebenſo RG. vom 4. Januar 1927, 1 e , Pot -g rll, 4. f La 
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Ganzen. Als Einrichtung kann hier anderſeits nicht die Summe der geſetzgebe⸗ 
riſchen Arbeiten zur Forderung des öffentlichen Schulweſens gemeint ſein; denn 
die Verteilung der Geſetzgebungskompetenz zwiſchen Reich und Land regelt 
Art. 10 Ziff. 2 RV., und die Erwähnung der Gemeinden ſpricht gleichfalls da⸗ 
gegen. / Der Satz kann alſo nur bedeuten, daß die verwaltungs mäßige 
Organiſation des öffentlichen Schulweſens von den drei dort genannten öffent⸗ 
lichen Körperſchaften beſorgt wird 70). Tita) 


b) Damit iſt dem Reich, über Art. 10 Ziff. 2 RV. hinaus, eine gewiſſe Zu⸗ 
ſtändigkeit auch auf dem Gebiete der Verwaltung des Schulweſens beigelegt. 
Das Reich hat ein verfaffungsmäßiges Recht an der Verwaltung des öffentlichen 
Schulweſens. Das iſt das Neue gegenüber dem bisherigen Rechtszuſtand. / Die 
Tendenz der Nationalverſammlung, dem Reich Kompetenzen auf dem Schulgebiet 
zu geben, hat ſich nicht erſchöpft in der Begründung der Befugnis zur Grundſatz⸗ 
geſetzgebung und in der Regelung der Grundlagen des Schulweſens in der Ver⸗ 
faſſung ſelbſt, man hat darüber hinaus dem Reich eine Mitverwaltung geben 
wollen. Art, Formen, Maß der Beteiligung des Reichs iſt freilich nicht beſtimmt. 
Die Vorſchrift iſt ſo derart unbeſtimmt, daß ebenſowenig beſtimmte Anſprüche 
des Reichs auf Mitwirkung an der Schulverwaltung!“ aus ihr abgeleitet werden 
können, wie irgendwelche Anſprüche gegen das Reich auf ein „Zuſammen⸗ 
wirken“ etwa in der Form der Übernahme eines Teiles der Unterhaltungs⸗ 
koſten. If: Die Verfaſſungsvorſchrift erſchöpft ſich in dem Wunſche der Einbeziehung 
des Reichs in eine Verwaltungsgemeinſchaft, deren Konſtitution nur durch 
Reichsgeſetz geſchehen könnte, bisher aber nicht geſchehen iſt. 


c) Sachlich nicht neu iſt die Anordnung eines Zuſammenwirkens von Ländern 
und Gemeinden bei Einrichtung der öffentlichen Schulen. Auch über die Art 
dieſes Zuſammenwirkens iſt nichts geſagt, fo daß auch von dieſen Körperſchaften 
Anſprüche gegeneinander aus der Verfaſſungsvorſchrift einſtweilen nicht herge⸗ 
leitet werden können!“). Im übrigen handelt es ſich hier um etwas grundſäͤtzlich 
anderes als in Art 144 J, wo dem Staate die Beteiligung der Gemeinden an der 
Schulſaufſicht freigeſtellt iſt. Die Einrichtung der offentlichen Schulen, die Herſtellung 
der äußeren Organiſation des öffentlichen Schulweſens und ihre Finanzierung, 


170) Bal. die Varlante in Art. 103 Abſ. 2 der Danziger Verfaſſung, wonach die „Unterhaltung“ 
der Off. Schulen Sache des Staates iff, der die Gemeinden daran beteiligen kann. 


171) Auch nicht ein Anſpruch des Reichs auf Gründung eigener Schulen im Gebiete eines 
Landes. Die Verwirklichung der Abſicht, die ehemaligen Kadettenanſtalten als Reichsſchulen 
weiterzuführen, wäre alſo ohne beſonderes, Art. 143 Abſ. 1 Satz 2 ausführendes RGeſ. rechtlich 
nicht möglich geweſen. 


172) Vol. RG. vom 4. Januar 2927, JW. S. 437 (auch Leipz. 3. S. 1022; Recht Nr. 872; 
Jur. Rdſch. Nr. 527). Eee, (WW. AN 
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iſt ein Ausſchnitt aus der Schulaufſicht in dem oben!“) beſprochenen weiteren 
Sinne; für dieſe Organiſationsarbeit, die Errichtung und Unterhaltung des 
öffentlichen Schulweſens, iſt das Zuſammenwirken von Land und Gemeinde 
bindend angeordnet, nicht freigeſtellt. Wenn auch aus dem unbeſtimmten Satz 
einſtweilen konkrete Folgerungen nicht gezogen werden können, iſt die künftige 
Geſetzgebung doch inſoweit gebunden, fle kann weder Land noch Gemeinde!“) 
grundſätzlich ausſchalten. 


d) Auch dieſe Aufzählung tt, wie die des Art. 144, erſchoͤpfend, hat alfo, obwohl 
fie einſtweilen poſitive Rechtswirkungen nicht äußern kann, jedenfalls die negative 
Bedeutung, daß für die Einrichtung der öffentlichen Schulen im Sinne des 
Art. 143 RV. (wie für die Schulaufſicht) alle anderen Stellen, ſo auch die 
Religionsgeſellſchaften ſowie ſonſtige kirchliche Körperſchaften ! /ausſcheiden, daß 
ſie durch Reichsrecht hiervon ausgeſchloſſen ſind. Nur Reich, Länder und Ge⸗ 
meinden dürfen und können öffentliche Schulen einrichten, die der Forderung des 
Art. 143 RV. genügen, d. h. als ausreichende Befriedigung des Bildungs⸗ 
bedürfniſſes gelten können. Dieſer Satz, der ſich begrifflich noch nicht ohne weiteres 
ergibt 176), iſt durch poſitive Beſtimmung nunmehr geltendes Reichsrecht ge⸗ 
worden, und zwar inſoweit, in ſeinem negativen Teil, mit unmittelbarer Rechts⸗ 
geltung ausgeſtattet, weil inſoweit aus ſich heraus beſtimmbar und beſtimmt. Es 
kann zweifelhaft ſein, ob damit Schulen, die von anderen, etwa von kirchlichen 
Körperſchaften oder öffentlichen Stiftungen unterhalten werden, als öffentliche 
Schulen überhaupt nicht mehr gelten dürfen!“); wenn man nicht fo weit gehen 


178) S. 63. 

174) Auch hier iſt unter „Gemeinde“ nicht nur die politiſche Gebietskoͤrperſchaft zu verſtehen, 
ſondern auch ſonſtige zur Errichtung und Unterhaltung öffentlicher Schulen beſonders gebildete, 
dem Staate eingeordnete öffentliche Körperſchaften. Vgl. S. 66, 105 und Gürich, Rechtl. 
Grundlagen S. 15. 5 

178) Vgl. Anſchütz, RV. S. . (das öffentliche Unterrichtsweſen ſolle eine rein weltliche 
Veranſtaltung ſein). 2 

176) Denn nach der überlieferten Begriffsbeſtimmung, nach der öffentliche Schulen diejenigen 
find, welche von öffentlichen Körperſchaften unterhalten werden, würden auch die von anderen 
als den drei genannten öffentlichen Körperſchaften unterhaltenen Schulen als öffentliche gelten 
können; und nach der m. E. richtigen Auffaſſung, die als öffentliche Schulen, grundſätzlich ohne 
Rückſicht auf die Natur des Unterhaltsträgers, alle die Schulen anſieht, die ſtaatlich als öffentliche 
anerkannt ſind könnten begrifflich erſt recht andere Schulen zu offentlichen werden. — Im übrigen 
R nicht etwa eine Umkehrung des Verfaſſungsſatzes zulaͤſſig. Offentliche Schulen find nur die 
von Reich, Staat und Gemeinden eingerichteten, aber nicht jede von dieſen Körperſchaften ein⸗ 
gerichtete Schule muß eine öffentliche ſein; die Gemeinde z. B. kann eine private Schule unter⸗ 
halten (a. M. RG. 19. Mai 1881 in Grud. Beitr. 27, 299 und OVG. 37, 118, zweifelnd NG. 
29. März 1912 in Sachen Rybnik⸗Lipowich. 2. hetde F396. 

177) Dann fönnten eine Anzahl von Schulen, die nach Landesrecht bisher als äffentliche Schulen 
gegolten haben (beſonders höhere Schulen, die von Stiftungen u. a. unterhalten werden), als 
ſolche nicht mehr gelten. Dieſe Konſequenz iſt von den Ländern bisher nicht gezogen worden. 


(FR) thy Eure d, C132. 
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will, ſo beſagt doch die Verfaſſungsvorſchrift jedenfalls, daß ſolche von anderen 
als von Reich, Land oder Gemeinde unterhaltenen öffentlichen Schulen nicht ſchon 
als ausreichende Fürſorge für das Bildungsbedürfnis gelten dürfen, fondern daß 
dies Bedürfnis ausſchließlich erfüllt werden kann durch Schulen der politiſchen 
Gebietskörperſchaften! “e). 


II. Aufbau des öffentlichen Schulweſens 
(Art. 145 2, 146 I, 147 ID. 


1. Allgemeines. Einheitsſchule. 


Die Schulartikel der RV. fanden in Deutſchland ein in den einzelnen Ländern 
im einzelnen verſchieden, überall aber vollkommen ausgebautes öffentliches 
Schulweſen vor. Wenn die RV. es trotzdem unternimmt, die Grundlinien eines 
neuen Aufbaus der öffentlichen Schulen zu zeichnen — und zwar hinzu⸗ 
werfen grundſätzlich ohne jede Rückſicht auf den in den Landern bereits bes 
ſtehenden Schulaufbau, der gar nicht erwähnt wird!“) —, ſo entſpringt dies 
Unternehmen nicht nur der Einzelkritik an beſtimmten einzelnen Teilen des be⸗ 
ſtehenden Schulaufbaus — dafür hätten, wie auf den anderen Schulgebieten, 
Einzelvorſchriften genügt —, ſondern Ausgangspunkt dieſer Verfaſſungsbe⸗ 
ſtimmungen ift eine ganz grundſaͤtzliche Kritik an dem beſtehenden Schulaufbau in 
zwei Beziehungen. Einmal ſtrebt man, den bisher landesrechtlich verſchieden 
geregelten Schulaufbau nunmehr reichsrechtlich einheitlich für die Länder zu 
regeln — dann aber ſucht man an die Stelle des beſtehenden Syſtems, dem man 
den Vorwurf des nur äußerlich⸗mechaniſchen Nebeneinanders von Schularten 
macht, einen von inneren Momenten beſtimmten, organiſchen Schulaufbau zu 
ſetzen. Dies Streben nach formaler und innerer Vereinheitlichung des Schul⸗ 
aufbaus führte notwendig dazu, nicht einzelne organiſatoriſche Beſtimmungen 
zu geben, ſondern ein neues Syſtem. 


178) Alle dieſe Feſtſtellungen haben nicht nur theoretiſch⸗formale Bedeutung, ſondern ſind 
für die unmittelbare Praxis ſehr weſentlich; die Darſtellung der praktiſchen Folgerungen übers 
ſchreitet indes den Rahmen dieſer Arbeit. 

179) Es iſt das Ausdruck der allgemeinen Erſcheinung, daß die RV., wie auch andere Ver⸗ 
faſſungen, den Aufbau des Staats weſens der Idee nach bewußt ſo zeichnet, als ſei noch nichts 
vorhanden. Vielleicht kann eine Verfaſſung gar nicht anders als ſo vorgehen. Daraus erklaͤrt 
ſich dann die konſequente Außerachtlaſſung des Beſtehenden: in den Grundrechten werden neue 
und alte, bereits beſtehende Einrichtungen grundſäͤtzlich unterſchiedslos nebeneinander erwähnt. 
Dem entſpricht die Formulierung, die auch da imperativiſch und auf die Zukunft gerichtet iſt, 
wo das, was angeordnet wird, bereits vorhanden iſt. Daraus folgt u. a., daß da, wo von „eins 
zurichten“ uſw. die Rede iſt (4. B. in Art. 146 Abſ. 2 Satz 755 nicht etwa nur die künftigen, neuen 
Schulen gemeint find, fondern alle, auch die (hon beſtehenden Schulen. Mer Vis t. u . 
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Die ſchul⸗organiſatoriſchen Beſtrebungen, von denen man ſo bei Schaffung der N a 4. 2 29, 5 
Verfaſſungsbeſimmungen über den äußeren Aufbau des öffentlichen Schulweſens Zu Ke, iv) Sporting, fie Gn BH, A Lifts au 19:19, 
ausging, waren bekannt unter dem Namen der Einheitsſchul⸗Bewegungl sc). Wf WA , 24 
Diefe Bewegung war, nach älteren Vorläufern, in den ſiebziger Jahren des 2 e, thay. V, Ja L. WANN. 
vorigen Jahrhunderts entſtanden, getragen zunächſt faſt ausſchließlich von der eee, Ee. ı oA 00. ee. D 
Volksſchullehrerſchaft, fpäter übernommen von der pädagogiſchen Theorie, und By biped 24 . 2 7 
war kurz vor dem Kriege zu einem Syſtem entwickelt worden, das zwar umſtritten 4 2 V. 8 5 ba 

„ ele, l. N A Coleen, Sf MG, 


war und nicht bei allen Vertretern in Ausgangspunkt und in allen einzelnen | 

Forderungen einheitlich, deſſen Grundlinien aber ein geſchloſſenes Syſtem ſchul⸗ f er Luger, 4 A. — . . . 

politiſcher Forderungen ergeben. 4 } : 2 u 8 % 
Dieſes Syſtem iſt in feinen poſitiven Forderungen zu verſtehen nur aus der 

kritiſchen Einſtellung zu dem beſtehenden Schulaufbau, von dem die Forderungen 

ausgingen. Dieſe Kritik, die zugleich unter paͤdagogiſchen, ſoziologiſchen, organi⸗ 

ſatoriſchen und politiſchen Geſichtspunkten angelegt wurde, ſetzte, jeweils mit ver⸗ 

ſchiedenem Akzent, an verſchiedenen Stellen zugleich ein. 


a) Gegenſtand der Kritik war zunächſt der äußere Aufbau des Schulweſens in 
dem einen Punkte der Iſolierung der Volksſchule und der Folgeerſcheinungen 
dieſer Iſolierung. Das unverbundene Nebeneinander von Volksſchule einerſeits, 
mittlerer und höherer Schule anderſeits und im Verhältnis zueinander wurde als 
planloſe, mechaniſche Schulorganiſation beanſtandet und ihr gegenübergeſtellt ein 
organiſcher, von einer Idee getragene Aufbau, der die Volksſchule, ganz oder in 
ihrer Unterſtufe, zum Unterbau des geſamten Schulweſens macht und auf dieſem 
Unterbau mittleres und höheres Schulweſen ſich erheben läßt, der ferner zwiſchen 
den Schularten außer der gemeinſamen Wurzel möglichft viele, ſpäter einſetzende 
Verbindungen und Übergänge herſtellt und, im einzelnen verſchieden gedacht, 
einen planvollen Bau vom Kindergarten bis zur Hochſchule ergibt. So ſollte ver⸗ 
mieden werden eine von vornherein beſtehende, fodter ſchwer zu überbrückende 
Spaltung ſchon der Schulanfänger, die Aufnahme von Schülern, deren Begabung 
noch nicht feſtzuſtellen iſt, in die weiterführenden Schulen, das Nebeneinander 
verſchiedener Schulen für den gleichen Zweck. So ſollte im beſonderen die äußere 
Iſolierung des Volksſchülers vermieden werden, der in fpäteren Jahren, bei 


18°) Über dieſe Bewegung unterrichten beſonders Kerſchenſteiner, Grundfragen der Schul⸗ 
organiſation, 3. Aufl. 1912, Die nationale Einheitsſchule (Bericht über die deutſche Lehrer- 5j fant. LG) 723 fy, 
verſammlung zu Kiel, Pfingſten 1914); Deutſche Schulerziehung in Krieg und Frieden, Leipzig⸗ > { 2 
Berlin 1926 S. 126 ff. Tews, Schulkämpfe der Gegenwart, 0 ede der Schulgeſetz⸗ J pr l, Eee RG Clery; 3 
gebung, Leipzig 1916, Die deutſche Einheitsſchule, Leipzig 1910, Roſin, Die nationale Einheits⸗ 5 , 
ſchule, Oſter wieck 1913; Fiſcher, Der Einheitsgedanke in der Schulorganiſation, Jena 19143 
Block, Die Einheitsſchule, 1916; Schmidt, Das Problem der nationalen Einheitsſchule, Jena ' , . frst 
1916; Rein, ſin Deutſche Schulerziehung Bd. I München 1907 S. 37 fl.; ferner die Verhandlungen 5 Hr ale e., . fer ee, Sr e „mr 
der Reichsſchulkonferenz, Amtl. Bericht S. 81 ff., 453 ff., 696 ff., 1013 ff. ts up. kvbhulty eee, thy m, IH 18 z 
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Begabung für einen geiſtigen Beruf, den Anſchluß an die weiterführende Schule 
nicht oder nur ſchwer findet und angewieſen iſt auf die Ausbildung zum Volks⸗ 
ſchullehrer in einem beſonderen Bildungsgange, von dem wiederum keine Brücken 
zu anderer Berufsbildung führen. 


b) In unmittelbarem Zuſammenhange damit ſteht die Kritik an der Schüler⸗ 
ausleſe für die mittleren und höheren Schulen, für die ein innerer Maßſtab, eine 
Idee gegenwärtig fehle, die ſich vielmehr planlos nach wirtſchaftlicher und geſell⸗ 
ſchaftlicher Stellung der Eltern vollziehe. Gefordert wird Aufnahme in die weiter⸗ 
führenden Schulen ausſchließlich nach Neigung und Begabung des Kindes, plan⸗ 
mäßige Ausleſe, ermöglicht durch den gemeinſamen Unterbau aller Schulen und 
durch die Hinausſchiebung des Beginns der weiterführenden Schulen, zu fördern 
durch Öffentliche Fürſorgemaßnahmen, die die wirtſchaftlichen Hemmungen für den 
Aufſtieg der Begabten nach Möglichkeit erleichtern. 

c) Dieſe Kritik an dem äußeren Aufbau wird begleitet von der Kritik an dem 
Fehlen einer allen Schulen gemeinſamen Bildungsidee und der daraus ſich 
ergebenden Spaltung des Volkes in nicht nur quantitativ, ſondern von vornherein 
qualitativ verſchieden vorgebildete Gruppen. Dem wird entgegengeſtellt die 
Forderung innerer Einheit des Bildungsplans aller Schulen, die auch innerlich 
aufeinander aufbauen ſollen, mit den daraus ſich ergebenden Forderungen nach 
Betonung des Deutſchunterrichts, Zurückdraͤngung des Sprachlichen, beſonders 
der alten Sprachen, Anpaſſung an individuelle Begabungen uſw. 


d) Eng hiermit verbunden iſt die — nicht in allen Einheitsſchulſyſtemen ſich 
findende — Kritik an der Gliederung der Schulen nach der Bekenntniszuge⸗ 
hoͤrigkeit, die die äußere Einheit und innere Gemeinſamkeit des Volkes ſpalte, 
und die Forderung nach einer für alle Bekenntniſſe gemeinſamen Schule. 


e) Oaran ſchließt ſich — wiederum nicht durchgaͤngig — die Kritik an den 
kirchlichen und konfeſſionellen Elementen, die in dem äußeren Aufbau 
(geiftlihe Schulaufſicht uſw.) und in der inneren Schularbeit (Religionsunterricht) 
als der Staatsſchule weſensfremd vorhanden ſeien, und die Forderung nach voller 
Weltlichkeit des Schulweſens. 


) In verſchiedener Intenſität wird weiter das Beſtehen privater Schulen 
neben den öffentlichen beanſtandet und die volle Durchführung des ſtaatlichen 
Schulmonopols als Vorbedingung dafür erklaͤrt, daß die Schule ihrer ſtaatlichen 
und nationalen Aufgabe gerecht werde. 


8) Vereinzelt tritt hierzu Kritik der Trennung der Geſchlechter in vers 
ſchiedenen Schulen und die Forderung der Koedukation 16). 


181) In Weimar nur ganz vereinzelt gefordert (Abg. Dr. Cohn, Sten. Ber. Bd. 326 S. 40a) 
und nicht einmal Gegenſtand eines Antrages. 
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h) Formal wird ſchließlich das Nebeneinander der Schulſyſteme in den Ländern 
für unvereinbar mit der Idee der Bildung zum Deutſchen und mit planvoller Or⸗ 
ganiſation erklart und — auch dies in verſchiedener Stärke — die Vereinheitlichung 
des Schulweſens im Reich gefordert. 


Aus etwa dieſen nach Gegenſtand und Methode verſchiedenen Elementen ſetzt 
ſich das Syſtem von Schulforderungen zuſammen, das als Poſtulat einen Schul⸗ 
aufbau hinſtellt, den man — ſehr unglücklich — „Einheitsſchule“ genannt hat, 
indem man die beiden inhaltlichen Forderungen des organiſchen Aufbaus und der 
verbindenden Bildungsidee und die formale Forderung der Umformung ver⸗ 
ſchiedenen Länderrechts zu Reichsrecht — ganz formaliſtiſch — in dem alledem 
gemeinſamen Einheitsbegriff zuſammengefaßt (und damit fälfchlich die Vorſtellung 
des äußerlich und vor allem innerlich Undifferenzierten hervorgerufen) hat; den 
man dann, willkürlich zwei von den vielen Geſichtspunkten herausgreifend, in die 
„nationale“ und die „ſoziale“ Einheitsſchule zerlegt hat. Weſentlich für das Ver⸗ 
ſtändnis dieſes gedanklichen Syſtens, das die Urheber der RV. vorfanden, iſt 
demgegenüber die dargeſtellte Vielheit der Gegenſtände und der Geſichtspunkte 
von Kritik und Forderung, die in wichtigen Punkten nicht vollſtändige Aberein⸗ 
ſtimmung der Anhänger des Syſtems und die trotzdem beſtehende, nicht nur for⸗ 
male Verwobenheit dieſer ſchulpolitiſchen Forderungen zu einem einzigen Poſtulat. 

Die Verſuche, dieſem Poſtulat der Einheits ſchule in irgendeiner Form in der RV. 
Ausdruck zu geben, beginnen bereits mit dem Reg. Entw., der !s2) den Satz enthält: 

„Das Schul- und Unterrichtsweſen iſt in allen Gliedſtaaten fo einzurichten, 
daß ſich auf die Volksſchulbildung der Unterricht in mittleren und höheren 
Bildungsanſtalten aufbaut“ 

und damit ein „prinzipielles Bekenntnis zu dem Gedanken der Einheitsſchule“ 
ablegen wollte, ohne den Gedanken in der RV. ſelbſt näher auszugeſtalten !). 
Keine Umſchreibung, ſondern eine bloße Erwähnung des Begriffs enthält im 
Verf A. der Antrag D. Naumann!) 

„Die öffentliche Einheitsſchule wird erſtrebt, ohne den Geiſt des Fort⸗ 
ſchritts zu lahmen“. 

Die Elemente der jetzigen Faſſung enthält indes erſt, und zwar ſchon faſt voll⸗ 
ftändig, im Verf A. der Antrag Dr. Seyfert⸗Weiß⸗Pfülf! ss): 


162) Art. 31 Abſ. 4 — Der Preußſche Entwurf hatte gleichmaͤßige Zugaͤnglichkeit des Unter⸗ 
richts nach Maßgabe der Befähigung vorgeſehen, ohne ſonſt organiſatoriſche Beſtimmungen zu 
enthalten. 

185) RMdJ. im Verf A. S. 211. 

184) Nr. 82, Verf A. S. 172, Art. 32 WH. 6. 

185) Nr. 98, Verf A. S. 210 (Art. 31 Nr. 5). — Der Antrag Nr. 89 Dr. QuardsDr. Sinz⸗ 


heimer (Verf A. S. 173, Art. 32 Abſ. 2 Ziff. 1) beſchraͤnkt (ich auf wörtliche Wiederholung des 
Reg Entw. 
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„Das öffentliche Schulweſen iſt organiſch auszubauen. Auf einer für alle 
Klaſſen und Bekenntniſſe gemeinſamen Grundſchule (der allgemeinen Volks⸗ 
ſchule) baut (id) das mittlere und höhere Schulweſen auf. Für dieſen Aufbau 
iſt die Mannigfaltigkeit der Lebensberufe, für die Aufnahme eines Kindes in 
eine beſtimmte Schule deſſen Anlage und Neigung, nicht die wirtſchaftliche 
und geſellſchaftliche Stellung ſeiner Eltern maßgebend“. 

Die drei Anderungen dieſer Faſſung!se), durch die der heute geltende Wortlaut 
hergeſtellt wird, berühren den organiſatoriſchen Grundgedanken nicht, dem die 
Vorſchrift Ausdruck geben ſoll — abgeſehen davon wird dieſe Faſſung Geſetz, 
ohne im Verf A. oder ſpaͤter im Plenum ernſtlich angegriffen zu werden, ohne Gegen⸗ 
ſtand der beiden Schulkompromiſſe zu ſein, ja ohne eine eingehendere Ausſprache, 
wie ſie der Bedeutung der Sache entſprochen hätte. Der Grundgedanke der Ein⸗ 
heitsſchule wird eigentlich von allen Seiten angenommen, ſeine Aus wirkungen 
ſtellt man ſich verſchieden vor!s?). Aber die allgemeinen Säge des Antrages 


186) Dieſe Anderungen (ind: 

a) Streichung der Worte „Klaſſen und Bekenntniſſe“ in Satz 2, 

b) Streichung des Klammerzuſatzes („der allgemeinen Volksſchule“) in Satz 2, 

c) Einfügung der Worte „oder das Religionsbekenntnis“ hinter „geſellſchaftliche Stellung“ 
am Schluſſe, 
die beiden erſten im Verf A. (S. 230) in erſter, die letzte dort in zweiter Leſung (S. 529f.) vorge⸗ 
nommen. — Im übrigen wird dann — durch das erſte Schulkompromiß — das Wort „auszu⸗ 
bauen“ am Schluſſe des erſten Satzes in „auszugeſtalten“ geaͤndert. 

167) Aber die Vorſtellungen, die die Urheber der Schulartikel von dem Einheitsſchulbegriff 
batten, geben eine Reihe von Außerungen Aufſchluß. Vgl. aus der erſten Plenarleſung 
Abg. Fiſcher Sten. Ber. Bd. 326 S. 376 B, C, der die Schaffung der Einheitsſchule als durch den 
noch jahrelangen Fortbeſtand der Vorſchulen bedroht anſieht, und Abg. Dr. Spahn ebd. S. 380 D, 
der gegen Form und Faſſung der Einführung der Einheitsſchule im Reg Entw. Bedenken hat. 
Aus dem Verf A.: Abg. Frau Pfülf (S. 210): 

m . . die Einheitsſchule ... mit der alten Klaſſenſchule aufraͤumt, .. vor allem auch 
den Aufſtieg der Tüchtigen in einer bis jetzt nicht möglichen Weiſe erleichtert. Die E. hat den 
großen Vorteil, daß ſich die Kinder aller Volksſchichten einander kennenlernen, fie gewährt 
aber auch den begabteren Schülern und Schülerinnen die Möglichkeit, in die mittleren und 
höheren Schulen aufzuſteigen.. .“ (folgen Ausführungen gegen das Bedenken der „intel⸗ 
lektuellen Auspowerung“ der unteren Klaſſen). . . „die E. . . ung die Bildungs demokratie 
bringt“. 

RMI. Dr. Preuß (Verf A. S. zııf.): 

m + « Die E. iſt zwar eine weitverbreitete Forderung, aber ihre Anhänger ſtellen ſich ſehr 
verſchiedenes darunter vor. Das Minimum wäre wohl, daß die E. den Fortfall der Vorſchulen 
bedeuten ſoll, wobei dann Vorkehrungen im Unterrichtsplan getroffen werden müßten, daß 
gewiſſe untere Klaſſen der Volksſchule die Vorſchulen voll erſetzen. Das Maximum waͤre, 
daß erſt die ganze Volksſchule abſolviert fein muß, ehe der Schüler in eine Mittelſchule ein⸗ 
treten kann. .. Das Entſcheidende iſt doch gerade hinſichtlich der E., wie die Sache im ein⸗ 
zelnen durchgeführt werden fol. Soll fie ſich auf die Beſeitigung der Vorſchule beſchraͤnken 
oder ſoll fie ein organiſches Ineinandergreifen der verſchiedenen Schulgattungen darſtellen . 
Wir wollen uns dafür erklären, aber wir können nicht in den Grundrechten ſagen, ob das eine 
Beſeitigung der Vorſchule fein fol oder was fonft. . .“ 
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Abg. Dr. Seyfert (ebd. S. 212): 


m+» haben wir in unſerem Antrag mit Abſicht den Ausdruck E. vermieden, da dieſer Begriff 
noch durchaus nicht feſtſteht. Wenn wir aber auch in der Faſſung auf den Ausdruck verzichtet 
haben, fo keineswegs auf die Idee. Sie fordern wir .. „ indem wir einen organiſchen Aufbau 
verlangen. Wir wollen die Einheitlichkeit des Schulweſens im Gegenſatze zu der Zerſplitterung 
und planloſen Mannigfaltigkeit, wie ſie ſich in einzelnen Ländern herausgebildet hat. Gewiß 
iff die Mannigfaltigkeit erfreulich als Zeichen regen Strebens; aber fie zerſplittert die Kräfte 
und die Mittel. ..“ 

Abg. Rheinländer (S. 214): 

„ . . den Ausdruck E. in der Verfaſſung zu vermeiden. Einzelnen Forderungen der 
Einheitsſchulfreunde kann ich keine Zuſtimmung geben, indem ich meinen Standpunkt im 
folgenden grundfäglich feſtlege: 

1. Die Volksſchule muß die Grundlage des ganzen Schulſyſtems ſein. Die Vorſchule lehne 
ich ab. 

2. Von der Volksſchule führt der Weg aufwärts in die höheren Schulen, und zwar muß den 
Kindern die Möglichkeit gegeben werden, nach der Volksſchule alle weiteren Schulen bes 
ſuchen zu können, auch die techniſchen; überhaupt muß es den Kindern, die eine beſondere 
Befaͤhigung beweiſen, möglich gemacht werden, leicht von einer Schule in eine andere 
überzugehen. 

3. Die Teilnahme am weiterführenden Unterricht muß der freien Wahl anheimgeſtellt werden. . 

4. Auch den Unbemittelten muß die Möglichkeit gegeben werden, durch Gewährung von 
Schulgeldfreiheit alle ihrer Begabung entſprechenden Schulen beſuchen zu können..“ 
(folgen Ausführungen gegen Koedukation und gegen Simultanſchule). 


Abg. D. Traub (S. 215): 


„ + » Dieſer Begriff iſt noch zu flüchtig, als daß er in der Verfaſſung verwandt werden 
könnte, . .* 

Abg. Weiß (S. 225): 

„ . « Verfaſſungsgemaͤß muß. . . der Charakter der E. umſchrieben werden, da wir den 
Begriff „E.“ als zuwenig eindrücklich beſtimmt vermeiden müſſen; wir legen Wert darauf, 
den Charakter der E. durch folgende drei Punkte feſtzulegen: 

a) Aufbau der geſamten mittleren und höheren Lehranſtalten auf der gemeinſamen Volks⸗ 
ſchule als Grundſchule. 

b) Organiſcher Ausbau des geſamten Schulweſens, um die heute beſtehende Zuſammen⸗ 
hangloſigkeit zwiſchen den einzelnen Schulſyſtemen zu beſeitigen und naturgemäße Übers 
gange von einer Schulart zur anderen zu ſchaffen und im beſonderen das. . . technifche 
Schulweſen zu heben und in innige Verbindung mit dem geſamten Schulweſen zu bringen. 

c) Betonung der deutſch⸗volkstümlichen Grundlage... Wir wollen nur den einheitlichen 
inneren Charakter des ganzen Schulweſens damit kennzeichnen und vor allem ausdrücken, 
daß zur Bildung der deutſchen Jugend in allen Schulen und auf allen Stufen tiefe Er⸗ 
kenntnis des deutſchen Weſens gehört. .. Es gilt, endlich auch geſetzlich Raum für dle 
Anſchauung zu ſchaffen, daß das Bildungsgut für die deutſche Jugend zunächſt und in 

Pa erfter Linie aus dem deutſchen Kulturgut beftritten werden kann.“ 
Abg. Weiß, Sten. Ber. Bd. 328 S. 1674 C: 

„. . . Es iſt uns die Anſchauung geläufig geworden, daß die E. vor allem die Moͤglichkeit 
gibt, aufſteigende Schulbahnen für jeden Tüchtigen, gleichviel welcher Volksſchicht er angehört, 
zu ſchaffen; es iſt uns geläufig geworden, in der E. den organiſchen Zuſammenhang des 
geſamten Schul; und Bildungs weſens und damit in ihr ein Mittel zu ſehen, eine innere wirk⸗ 
liche Vergemeinſchaftung des Volkes herbeizuführen...“ 


II. Aufbau des öffentlichen Schulweſens 


se — 


Dr. Seyfert bieten keinen hinreichenden Anlaß, dieſe Verſchiedenheiten mehr als 
gelegentlich manifeſt werden zu laſſen! se). 


Die derart entſtandene Verfaſſungsbeſtimmung über den Aufbau des öffent⸗ 
lichen Schulweſens verwirklicht, wenn man ſie an der Ausgeſtaltung mißt, die der 
Gedanke der Einheitsſchule nach der oben gegebenen Darſtellung ſchließlich anges 
nommen hatte, dieſen Gedanken jedenfalls nur zu einem Teile. Reichsrechtliche 
Regelung doch nur in ſehr allgemeinen Grundzügen — Zulaſſung von privaten 
Schulen neben den öffentlichen — Zulaſſung von Bekenntnis⸗ und weltlichen 
Schulen neben den Simultanſchulen — Eingliederung des Religionsunterrichts 
in den Lehrplan, dies iſt die Verluſtliſte, die der Einheitsſchulgedanke aufzuweiſen 
hat; von anderem, das nur unvollkommen in die Verfaſſung übergegangen iſt, 
hier abgeſehen. Anderſeits iſt nach Wortlaut und Entſtehung eine Tendenz zur 
Einheitsſchule den Verfaſſungsvorſchriften nicht abzuſprechen, und als rechts⸗ 
wiſſenſchaftliches Ergebnis dieſer Bors und Entſtehungsgeſchichte wird man 
jedenfalls ſo viel feſtſtellen dürfen und müſſen, daß bei der Auslegung der 
einzelnen in diefen Zuſammenhang gehörenden Beſtimmung dieſe Tendenz als 
im ganzen eh ausgedrückte Abſicht der Verfaſſer jeweils in Rückſicht 
zu ziehen iſt. 


RMF. Dr. David, ebd. S. 1678 C: 


„ . . Es iff ferner der außerordentlich wichtige Grundſatz des organiſchen Aufbaues 
unſeres ganzen Schulweſens unzerſtört geblieben, der des ſyſtematiſchen Ineinandergreifens 
des geſamten Schul weſens, kurz das, was man unter dem Namen „E.“ zu verſtehen gewohnt 
war. 


Abg. Schulz, ebd. S. 1681 B, 1682 C: 


m . . Ich vermeide ausdrücklich das Wort „E.“, weil es ein kautſchukartiger Begriff iſt. .., 
unter dem ſich jeder etwas anderes denken kann. Die Einheitlichkeit iſt auch nicht vollkommen 
erreicht, aber in den Art. 142 und 143 iſt doch in weitem Maße dem Prinzip der Einheitlichkeit 
des Schulweſens Tür und Tor geöffnet. Es handelt ſich jetzt.. „ auf dem Boden dieſer 
Prinzipien ... ein wirklich organiſches und einheitliches Schulweſen zu geſtalten. Es gibt 
in Zukunft keine Trennung des Schulweſens mehr aus Slaffenrüdfichten. . . 


.. daß der Ausdruck E. ein ſehr vieldeutiger, ſchwammiger Begriff iſt, mit dem ſich 
gar nichts anfangen läßt.. ., daß es beſſer iſt, wenn wir ... die Wege, die Mittel angeben, 
auf denen eine E. zu erreichen iff. . .“ 


Abg. Dr. Seyfert, ebd. S. 1687 A: 


„. . . Wir haben den Ausdruck E. .. vermieden: aber was er meint, das wollen wir; 
wir wollen, daß in unſerer Schule die ganze Kraft der völkiſchen Einheit wirkſam wird, eine 
Einheit, die die Mannigfaltigkeit nicht ausſchließt, aber eine Einheit, die ihre eigenen Geſetze 
ſich bildet und durch keine andere Kraft, mag ſie ſo hoch ſtehen, wie ſie wolle, von außen be⸗ 
ſtimmt wird, eine Einheit, gebunden nur durch die Staatsidee . .” (folgt Polemik gegen das 
erſte Schulkompromiß, das den Gedanken der E. zerſchlage). 

Vgl. auch Abg. Beuer mann, ebd. S. 1695 D. 


188) Die Bedeutung der erſten und dritten Anderung für das Simultanſchulproblem wird 
unten S. 100 erörtert. 
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Nur auf dieſem Hintergrunde kann der allgemeine Satz gewürdigt werden, der 
zu dem folgenden Inhalt des Art. 146 Abſ. 1 im Verhältnis des Prinzips zur 
. . 


‚Das dffendige Schulweſen iſt organiſch auszugeſtalten“. 


Der Satz enthält eine Ablehnung und eine Forderung. Abgelehnt wird jeder, 
wie auch immer im einzelnen beſchaffene Schulaufbau, der als mechaniſch be⸗ 
zeichnet werden muß, jedes nur äußere Nebeneinander der Schularten, im bes 
fonderen — man denke an den kritiſchen Ausgangspunkt der ganzen Einheits⸗ 
ſchulbewegung — das unverbundene Nebeneinander von Volks⸗ und höherer 
Schule, der Mangel an Übergangs möglichkeiten, das Vorhandenſein toter Strange. 
Gefordert wird ein äußerer Aufbau, der eine innere Idee verkörpert, ein Orga⸗ 
nigmus1®) ſtatt des Mechanismus, eine Sinngebung, innere und aͤußere Bers 
bindung der einzelnen Schularten, Aufſtiegs⸗ und Übergangsmöͤglichkeit. Mit 
dieſem Inhalt wendet ſich der Satz nicht nur, wie oft angenommen wird 100), an die 
künftige Grundſatzgeſetzgebung des Reichs. Der Vorbehalt eines künftigen Reichs⸗ 
geſetzes, den Abſ. 2 des Art. 146 enthält, umfaßt zugleich mittelbar den erſten Abſatz 
H inawillanryeg Art. 146 inſoweit, als er die Sinz ultanſchule als Regelſchule einſetzt, nicht 
bith pu aber darüber hinaus; der geſamte übrige Inhalt des Art. 146 Abſ. x, abgeſehen 
von feiner die bekenntnismäßige Gliederung der offentlichen Volksſchule berühren⸗ 
den Seite, ſteht nicht unter dieſem Vorbehalt. Die Grundſatzgeſetzgebung des 
Reichs kann Art. 146 Abſ. 1 näher ausgeſtalten, ſie muß es aber nicht. Ob inſo⸗ 
weit, als Reichsgeſetze nicht ergehen, Landesgeſetze notwendig find oder der Bers 
ordnungsweg genügt, um Art. 146 Abſ. 1 in die Praxis umzuſetzen, iſt eine Frage 
des inneren Staatsrechts jedes einzelnen Landes. Jedenfalls hat das Land die 
Pflicht zur Ausführung des Art. 146 Abſ. 1, es kann ſich nicht auf ein fehlendes 
Reichsgeſetz berufen, das die Einzelheiten der organiſchen Ausgeſtaltung feftlegt!%), 
es kann auch nicht auf die allgemeine, bis zu einem gewiſſen Grade unbeſtimmte 
Natur der Verfaſſungsvorſchrift hinweiſen, da ja gerade das Landesrecht die 


189) Anſchütz, RV. S. Sgt „ein einheitlicher Organismus, zu dem die einzelnen Schulen 
und Schularten ſich verhalten wie Glieder zum Ganzen“; Hubrich, VerfR. S. 244: „eine For⸗ 
mation des öffentlichen Schulweſens, welche auf einem einheitlichen, alles durchdringenden 
Grundgedanken beruhend, ſich ſinngemaͤß ſtufenweiſe aufbaut von unten nach oben und dem⸗ 
gemäß auch den einzelnen Schulen einen harmoniſch ſich entwickelnden Schulfortſchritt von der 
unterſten bis zur oberſten Schulgattung vermittelt.“ Vgl. auch Meckbach, Ztſchr. f. Pol. 1928 
S. 184. 


’ 55 
290) Bgl. Anſchütz, RV. S. 38 (Anm. 1 Abſ. 2 zu Art. 146): „faſt durchweg nur programs 


Grundſätze, Richtlinien für erſt see gebende Geſetze“; wi S. 371; Sieſe 
S. . e 


riebe, Maͤdchenbildung 1927 S. 51 0fu. a. Ag. 22.271977 Ame . Aue | 
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121) Die Sache liegt hier anders als im Art. 143 Abſ⸗ 2, der einheitliche Regelung für das Reich 
ausdrücklich vorſchreibt. Vgl. unten S. 216. 
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nähere Ausfüllung dieſes Rahmens geben ſoll. Art 146 Abſ. ı iſt kein bloßes 
Programm für den künftigen Reichsgeſetzgeber, ſondern unmittelbar verpflichtend 
für das Land als Ganzes, für deſſen Verwaltung, wenn es eines Landesgeſetzes 
nicht bedarf, ſonſt für den Geſetzgeber. Landesrecht, das dem Art. 146 Abſ. 1 
widerſtreitet, iſt ungültig, ſeine ausdrückliche Aufhebung bedeutet mehr nur die 
Klarſtellung, daß es mit Art. 146 Abſ. x nicht vereinbar iſt. 


Auf der anderen Seite iſt freilich nicht zu verkennen, daß der Spielraum, den 
Art. 146 Abſ. 1 derart dem Landesrecht läßt, ein recht großer iſt. Als ſinnvoller 
Organismus zu gelten, können im einzelnen die widerſprechendſten Syſteme grund⸗ 
ſaͤtzlich in Anſpruch nehmen n, und fo wird die verpflichtende Kraft dieſer allge⸗ 
meinen Verfaſſungsvorſchrift, wiewohl fie beſteht, praktiſch im einzelnen nicht 
immer ſtark zur Geltung kommen. Weſentlicher ſind die Folgerungen, die ſich, auf 
dem Hintergrunde des erſten Satzes des Art. 146, aus den weiteren, den Grundge⸗ 
danken im einzelnen ausführenden Satzen des Art. 146 Abſ. x (in Verbindung 
mit Art. 1452 und 147 III) dann ergeben, wenn man dieſe einzelnen Beſtim⸗ 
mungen in dem oben angedeuteten Sinne als Einzelauswirkungen des Einheits⸗ 
ſchulgedankens auffaßt und auslegt. 


2. Grundſchule und Vorſchule n). 


Die erſte Folgerung aus dem Einheitsſchulgedanken zieht Art. 146 Abſ. x 
Satz 2 mit der Begrändung einer „für alle gemeinſamen Grundſchule“, von der 
weiter ausgeſagt wird, daß ſich auf ihr das mittlere und höhere Schulweſen auf⸗ 
baue. Mit dieſer organiſatoriſchen Beſtimmung bringt die Verfaſſung, über den 
allgemeinen Grundſatz des erſten Satzes hinaus, eine konkrete einzelne Anderung 
im Aufbau des öffentlichen Schulweſens. Ausgehend von der wohl erſten und 
allen Syſtemen gemeinſamen Einzelnorm des Einheitsſchulpoſtulats wird hier 
die Verknüpfung von Volksſchule und weiterführenden (mittleren, höheren) 
Schulen im Sockel des Geſamtbaus in der Form ſtatuiert, daß eine „Grundſchule“ 
als der allen offentlichen Schulen gemeinſame Unterbau hingeſtellt wird. Der 


55) Man braucht nue die im Schrifttum vorhandenen Konſtruktionen beſtehender oder ge⸗ 
forderter Einheitsſchulſyſteme zu vergleichen, um zu erkennen, daß faſt jeder Aufbau als organiſch 
erweisbar iſt. Als „Einheitsſchule“ wird jetzt nicht ſelten ein Schulaufbau ſchon dann angefehen, 
wenn es gelingt, ihn graphiſch darzuſtellen. f 


18) Aber die Grundſchulfrage im beſonderen vgl. die bet Lande, Die Grundſchule, 2. Aufl., 
Berlin 1927 S. 212 ff. angeführten Veröffentlihungen und Eckhardt, Die Grundſchule /. m 
Handb. d. Päd. Bd. 4 S. gıff. (und dort S. 103 f. Bitierte), / Im übrigen die oben 
Anm. 180 angeführte Literatur zur Einheitsſchulbewegung. Der Ausdruck „Grundſchule“ ſtatt 
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des früher üblichen „Allgemeine Volksſchule“ erſcheint z. B. (hon bel Rein in Ot. Schulßech. . 


Bd. 1 S. 39 ff. 
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neue ſchul⸗organiſatoriſche Begriff, der damit den (hon bekannten Begriffen der 
Volks⸗, mittleren und höheren Schule vorangeſtellt wird, enthält, wenn man den 
in ſeiner allgemeinen Faſſung aus ſich heraus kaum weiter zu erklärenden Satz 
aus der Vorgeſchichte, Entſtehungsgeſchichte und dem allgemeinen Zuſammenhang 
heraus erläutert, drei Beſtandteile. 

a) Ein Negatives iſt aus Art. 146 Abſ. 1 Satz 2 mit voller Beſtimmtheit ab⸗ 
zuleſen: den weiterführenden öffentlichen Schulen wird der eigene, jeweils ſelb⸗ 
ſtaͤndige Unterbau genommen; dieſe Schulen dürfen Schulanfänger grundſätzlich 
nicht mehr aufnehmen, müſſen vielmehr ihre Schüler aus dem allen Schulen 
gemeinſamen Unterbau mit der dort gewonnenen Vorbildung nehmen. Damit 
iſt die öffentliche Vorſchule abgelehnt, d. h. die Schuleinrichtung, die beſonders 
beſtimmt iſt, Schüler zur Vorbereitung für die Aufnahme in die unterſte Klaſſe 
der öffentlichen mittleren und höheren Schule zuſammenzufaſſennd ). Grundſchule 
und öffentliche Vorſchule ſchließen ſich aus. Demgemäß iſt im Grundſchulgeſetz us) 
die (ſtufenweiſe) Aufhebung der öffentlichen Vorſchulen angeordnet und ſeit 
Oſtern 1924/25 durchgeführt 0). 

b) Das poſitive Gegenſtück dazu iſt die Einrichtung eines Schulkörpers, der 
nach aͤußerem Aufbau und innerer Geſtaltung ſo beſchaffen iſt, daß er allen Schulen, 
die über ihn hinaus führen!“), als gemeinſamer Unterbau zu dienen beſtimmt iſt. 
Außer Zweifel ſteht, obwohl es verbotenus nicht geſagt iſt, daß dieſer Unterbau 
Volksſchule, d. i. Schule der allgemeinen Schulpflicht, iſt. Dagegen beantwortet 
Art. 146 Abſ. 1 Satz 2 nicht die Frage, ob die ganze Volksſchule oder nur ein Teil 
don ihr — und wenn letzteres: ein wie großer Teil — dieſen Unterbau ausmachen 
foul. Aber dieſe Frage — nur über fie, nicht über das Poſtulat einer Grundſchule 
überhaupt — waren die Auffaſſungen in der Nationalverſammlung geteilt und 
iſt eine förmliche Einigung bis zum Schluſſe nicht erzielt worden, jedenfalls 


194) Über die Vorſchule unterrichten z. B. Köſter, Art. Vorſchulen im Handw. d. Kom. Wiſſ. 
Bd. 4 S. 40% f.; Reinhardt in Die Deutſche Schulreform S. 17 f. — Die Fundſtellen der 
früheren preußiſchen Beſtimmungen über die Vorſchule find aufgezählt bet Lan dé a. a. O. S. 146 
Anm. 2. 


195) § 2 Abſ. 1 RGeſ. vom 28. April 1920 (RG Bl. S. 851); vgl. Lande a. a. O. r. Aufl. S. 65 ff. 


196) Wenn trotzdem in einem Teil von Oberſchleſien öffentliche Vorſchulen noch beſtehen, fo tft 
das mit RV. und GrSchGeſ. uicht vereinbar. Vgl. Lande a. a. O. S. 32f., Block, Allg. dt. 
kehr. Ztg. 1926 S. 47. , be ag eee. ven A bor, . 

197) Art. 146 Abs. 1 Satz 2 ſpricht zwar nur von den auf der Grundſchule ſich aufbauenden 
mittleren und höheren Schulen. Dieſe Faſſung tft indes zu eng. Das erklärt ſich aus der Unklar⸗ 
heit, die in Weimar über das künftige Verhältnis von Grundſchule und Volksſchule beſtanden hat 
(vgl, unten Anm. 198). Zutreffend beſtimmt daher § 1 Abſ. 2 GrSchGGeſ. die Aufgabe der Grund⸗ 
ſchulklaſſen dahin, daß ſie „unter voller Wahrung ihrer weſentlichen Aufgabe als Teil der 
Volksſchule zugleich die ausreichende Vorbildung für den unmittelbaren Eintritt in eine mittlere 
oder höhere Lehranſtalt gewährleiſten“ ſollen. 


22 44 Hy. 0.191, dg. 1930, bree, SD ß,, 
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in der Verfaſſung nicht zum Ausdruck gekommen!“). Die RV. ſteht daher 
keiner der möglichen Löſungen des Grundſchulproblems im Wege, ſofern nur der 
Forderung organiſchen Außbaus der weiterführenden öffentlichen Schulen auf 7 
der Grundſchule in irgendeiner Form Rechnung getragen wird. Erſt das Grund⸗ 
ſchulgeſetz hat mit der reichsgeſetzlichen Anordnung ($ ı Abſ. 1 Satz 1), daß nur 
ein Teil der Volksſchule, und zwar die vier unterſten Jahrgaͤnge der Volksſchule, 
als Grundſchule gelten, Art und Umfang der Grundſchule — ohne Zweifel im 
Rahmen der RV — näher beſtimmt und damit, wenn auch nur mit der 
Wirkung eines einfachen Reichsgeſetzes, den Grundſchulbegriff der RV. näher 
umſchrieben. Wenn durch eine Novelle zu dieſem Gefeg fpäter unter beſtimmten 
Vorausſetzungen die Dauer der Grundſchule auf drei Jahre abgekürzt worden 
iſt os), fo hält ſich auch dieſe Anderung — fo bedenklich fie, von der Idee der Grund; 
ſchule aus betrachtet, fein mag?) — formal wohl im Rahmen des Art. 146 RV., 
der, indem er die ganze Frage dahingeſtellt laßt, wohl auch nicht dazu zwingt, die 
Dauer der Grundſchule für alle ſie beſuchenden Kinder gleich zu bemeſſen. 


c) Art. 146 Abſ. 1 Satz 2 RV. fügt nun dieſen a priori der Grundſchule eigen⸗ 
tümlichen organiſatoriſchen Forderungen die weitere Forderung hinzu, daß der 
ſo geſtaltete, alleinige Unterbau aller öffentlichen Schulen „für alle gemeinſam“ 
ſein ſoll. Betrachtet man dieſen Zuſatz allein im Rahmen der öffentlichen Schul⸗ 
organiſation, ſo wäre er überflüſſig, da der Ausſchluß der öffentlichen Vorſchule 


198) Der Reg. Entw. (ah, wenn man ihn wortlich nimmt, die radikalſte Löſung vor, indem er 
(Art. 31 Abſ. 4) den Unterricht in mittleren und höheren Schulen „auf die Volksſchulbildung“ 
aufbauen wollte (ogl. oben S. 30); daß er nicht fo gemeint war, ſondern die Dauer der Grund⸗ 
ſchule offen laſſen wollte, bezeugt RMF. Dr. Preuß, Verf A. S. 211. Klarer die Formulierung 
von Naumann (Antr Nr. 82, Verf A. S. 171 ff., Art. 32 Abſ. 2): „Für den Unterricht in öffent⸗ 
lichen Volksſchulen beſteht in den erſten Schuljahren allgemeiner Zwang.“ Wenn der, hierfür 
grundlegende, Antrag Seyfert (Verf A. S. 210) eine andere Faſſung vorſchlug, ſo beabſichtigt 
auch er wohl keine Feſtlegung, da er die gemeinſame „Grundſchule“ — der Ausdruck erſcheint hier 
zuerſt — ausdrücklich im Text ſelbſt interpretiert als die „allgemeine Volksſchule“ (dazu Abg. Dr. 
Seyfert, Verf A. S. 212) und derart den in der Einheitsſchulbewegung üblichen Ausdruck für 
den gemeinſamen Unterbau wählt, über deſſen Ausmaße in dieſer Bewegung ſelbſt Einheitlichkeit 
bisher nicht erzielt worden war. Dieſe Frage wurde dann, obwohl wichtigſte Vorfrage aller 
Schulorganiſation, im Verf A. fo wenig — (pater gar nicht — (ogl. nur Abg. Gräber S. 208f.) 
diskutiert, daß man — zumal der Zuſatz „(der allgemeinen Volksſchule)“ ſchließlich geſtrichen 
wird (Verf A. S. 230) — nur die übereinſtimmende Abſicht annehmen kann, ſie in der RV. offen 
zu laſſen. Unabhängig von dieſer Entſtehungsgeſchichte aber kann man, nach Wortlaut und Zu⸗ 
ſammenhang der Schulartikel, nur annehmen, daß die in Art. 146 Abſ. 1 vorgeſehene „Grund⸗ 
ſchule“ nicht notwendig identiſch iſt mit der Sjährigen Volksſchule des Art. 145, daß die Relation 
zwiſchen beiden vielmehr von der RV. fpäterer Beſtimmung co. worden tft. Im Schrift⸗ 


tum wird dieſe Bedingtheit vielfach nicht genügend ae l. 7254 Hubrich, Verf R. S. 244. 


Zutreffend Meckbach, ztſchr. f. Pol. 1928 S. 185 f. ee 7932, 960. 
199) Rol, RG. betr. den Lehrgang der Grundſchule vom re Apri 1925 gore I S. 49) 
dazu Lande a. a. O. 2, Aufl. S. roaff. 
200) Bal. Lande a. a. O. S. 13f. 


Landsé, Die Schule 
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ſchon in dem Grundſchulbegriff ſelbſt liegt und die allgemeine Schulpflicht an 
anderer Stelle (Art. 145) bereits zum Ausdruck gebracht iſt. Über die organi⸗ 
ſatoriſche Funktion der Grundſchule nur im öffentlichen Schulweſen hinaus, auch 
über die allgemeine Schulpflicht hinaus hat indes dieſer Zuſatz eine beſondere Be⸗ 
deutung: er ſchließt grundſätzlich die Möglichkeit aus ), den Beſuch der Grund⸗ 
ſchule durch Privatſchulbeſuch oder Privatunterricht zu erſetzen. Der Zuſatz iſt 
nicht ein rein feſtſtellender — daß die Grundſchule „für alle gemeinſam“ da ſei, 
beſtimmt ſei —, er hat die Bedeutung eines Geſetzesbefehls, der einer Verſtärkung 
der allgemeinen Schulpflicht zur Grundſchulpflicht gleichkommt. e) Während der 
Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht nur „grundſätzlich“ Volks⸗ und Fort⸗ 
bildungsſchule dienen?) — daneben öffentliche mittlere und höhere Schulen, 
Privatſchulen, Privatunterricht —, iſt die Grundſchule ohne weiteres „für alle 
gemeinſam“. Die teilweiſe Ergänzung hierzu bildet Art. 147 Abſ. 3 RB., der das 
Verbot privater Vorſchulen ausſpricht, alſo private Sondereinrichtungen zur 
Vorbereitung für den Eintritt in mittlere oder höhere Schulen von der Zulaſſung 
privater Schulen ausnimmt. Beſuch einer privaten Volksſchule als Erſatz für 
den Grundſchulbeſuch iſt zugelaſſen unter den einſchränkenden Vorausſetzungen 
des Art. 147 Abſ. 2: ſoweit an die Stelle der öffentlichen Schule der allgemeinen 
Schulpflicht überhaupt ausnahmsweiſe die private Volksſchule tritt, erſetzt ſie 
auch die einen Teil der offentlichen Volksſchule bildenden Grundſchule. Privat: 
unterricht dagegen als Erſatz für den Grundſchulbeſuch iſt durch die verfaſſungs⸗ 
mäßige Feſtlegung der Grundſchule als „für alle gemeinſam“ grundſätzlich ausge⸗ 
ſchloſſen; demgemäß darf nach § 4 GrSchGeſ. derartiger Privatunterricht / nur 
ausnahmsweiſe in beſonderen Fällen“ zugelaſſen werden. 

d) Dieſe drei Beſtandteile machen die Grundſchule im Sinne der RV. aus. 
Das einzige, was die RV. über ſie weiter beſtimmt, iſt, daß ſich auf ihr mittleres 
und höheres Schulweſen aufbaue. Wie dieſe Verbindung, die hier als ein Sich⸗ 
aufbauen bezeichnet wird, im einzelnen ausſehen ſoll, iſt in der RV. nicht 
beſtimmt. Eine reichsgeſetzliche Ausführung liegt bisher nicht vor, das GrSchGeſ. 
regelt nur die Grundſchule ſelbſt, nicht den weiteren Aufbau. So ſind die Länder 
einſtweilen gehalten, der Anordnung der RV. zu entſprechen und dieſe Ver⸗ 
bindung im Sinne des Art. 146 Abſ. 1 herzuſtellen?“ ). 


201) Die manche Verfechter des Einheitsſchulgedankens früher offengelaſſen hatten! - 

2018) Ral, auch Meckbach, Ztſchr. f. Pol. 1928 S. 185. DIE 

202) Vgl. unten S. 84. 

203) Das iſt geſchehen regelmaͤßig derart, daß die organiſatoriſche Getrenntheit von Grund⸗ 
ſchule und weiterführenden Schulen durch Verwaltungs beſtimmungen über ein Zuſammenwirken 
belder Schularten bei Ausleſe der Grundſchüler für die weiterführenden Schulen und Ahnliches 
überbrückt wird (ogl. z. B. die preußiſchen Beſtimmungen bei Lande a. a. O. S. 78 ff.). Eine 
organiſche Verbindung von Grundſchule und weiterführenden Schulen beſteht m. W. bisher 
nirgend. Aber die Aufbauſchule vgl. unten S. 89. 
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—— 


e) Nicht notwendiger Beſtandteil einer Grundſchule überhaupt, wohl aber = 

notwendiges Gegenſtuͤck der „für alle gemeinfamen“/ift die Beſeitigung der / Su 
privaten Vorſchulen als der privaten Sondereinrichtungen für die Zuführung 
von Kindern in die unterſten Klaſſen der mittleren und höheren Schule. Je Sie . 
wird ausgeſprochen in Art. 147 Abſ. 3204). Private Vorſchulen im Sinne dieſer f 
Vorſchrift find — finngemäß — nicht nur felbftändige Vorſchulen, ſondern auch 
Vorſchulklaſſen als Beſtandteil privater mittlerer oder höherer Schulen?“). 
Die Faſſung „ſind aufzuheben“ wurde, als mildere gegenüber einer früheren 
Formulierung („find unzuläſſig“), gewählt, um den privaten Vorſchulen eine 
Übergangsfriſt zu belaſſen ds). So iſt die Vorſchrift aufzufaſſen als ein Befehl 
an Geſetzgebung oder Verwaltung — je nachdem, ob ein Gefes notwendig ift 
oder nicht —, die privaten Vorſchulen demnächſt aufzuheben, fr Freilich ohne An⸗ 
gabe einer End riſt. §2 Abſ. 2 GrSchGeſ. ſetzte demgemaͤß eine Übergangsfrift 
bis 1929/30. Ob es demgegenüber mit Art. 147 Abſ. 3 vereinbar iſt, daß 
durch RGeſ. v. 26. 2. 1927 (RG Bl. 1 S. 67) nicht nur dieſer Endtermin aufgehoben, 
ſondern darüber hinaus beſtimmt worden iſt, daß die Aufhebung privater Vor⸗ 
ſchulen nicht vor Regelung der Entſchädigungsfrage zuläſſig iſt it mindeſtens 
zweifelhaft, weil § 2 Abſ. 2 GrSchSeſ. in dieſer Form den Charakter der Über; 
gangsvorſchrift zum größten Teile verloren haben dürfte. 


* 


3. Volksſchule. 


Die Genefis der Grundſchulbeſtimmung der RV. erklärt es ), daß in 
Art. 146 Abſ. 1 bei Skizzierung des Aufbaues des öffentlichen Schulweſens die 
Volksſchule nicht ausdrücklich genannt iſt: indem dort die Grundſchule 
genannt iſt, iſt gemeint die Volksſchule und unentſchieden geblieben, ob die Volks⸗ 
ſchule ganz oder in ihrem unteren Teile. Die Volksſchule als ſelbſtändiger, ganzer 


Schulkörper iſt an anderen Stellen der Verfaſſung erwahnt dos), mi BE pe 
Begriff im Sinne der RV. beſteht kein Zweifel: fie ift, wie bisher d. 7 — 


recht z), fo auch nach Sat die der Erfüllung der allgemeinen 
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204) Die Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift iſt bei Lande, Grundſchule S. 149 f. dargeſtellt; 
ogl. auch unten S. 143ff. 


205) So SrSdhGef. § 2. — Die Vereinbarkeit mit Art. 147 Abſ. 3 legt e ee EI Hamb. 
OVG. 17. Januar 1927, Jur. Woch. S. 1288f. . 

0) Vgl. UStS. Schulz, Sten. Ber. Bd. 329 nb 

207) Bol. oben Anm. 198. 

308) Art. 145 Satz 2, 146 Abſ. 2, 147 Abſ. 2. 

209) Pgl. z. B. für Preußen Ausf. Anw. vom 2. März 1886 (getup. S. 387), Schulpflicht Geſ. H fl 
ar 15. Dezember 1927 (GS. S. 207). — Vgl. auch OLG, Dresden 30. Januar 1924, JW. 1925 

391. 
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Über den Aufbau der Volksſchule im beſonderen beſtimmt die RV. nur das 
eine, daß ſie e a acht Schuljahre umfaſſen müſſe (Art. 145 Satz 2). Dieſe 
Vorſchrift, öhne Zweifel unmittelbar geltendes Recht), verträgt feine Aus⸗ 
nahme; eine für weniger als acht Jahre eingerichtete Volksſchule iſt mit der RV. 
nicht vereinbaren). Einbeziehung weiterer Jahrgänge iſt zugelaſſen? !). Dagegen 
iſt über die Höhen; und Breitengliederung der Volksſchule in der RV. nichts 
beſtimmt; dieſe wie alle anderen Fragen des Aufbaues der Volksſchule ſind dem 
Landesrecht überlaſſen. 22 


Lay fe toes favtec e Sp atti be 
4. gerblidangsiaute. aie SE Ga Sep . f nl, g, IES. 
Die Schulartikel der RV. fanden auf dem Gebiete des Fes kü lagsſchul 


weſens in den einzelnen deutſchen Ländern mehr als auf dem der allgemein⸗ 
bildenden Schulen eine nicht abgeſchloſſene Entwicklung vor. Neben den Volks⸗, 
mittleren und höheren Schulen, die eine längere Entwicklung hinter ſich hatten, 
hatte erſt (pat der Gedanke eiges beſonderen Berufsſchulweſens ſich durchzuſetzen 
begonnen!). Die — erat als Einrichtung hatte ſich zwar grundſätzlich 
durchgeſetzt, man kämpfte aber, beſonders in Norddeutſchland in den letzten Jahr⸗ 
zehnten, grundſätzlich und in der praktiſchen Durchführung, um die Ausdehnung 
der Fortbilbilngsſchulpflicht auf alle Jugendlichen, beſonders um die ländliche 
Fortbildungsſchule. Während die RV. auf dem Gebiete des allgemeinbilden⸗ 
den Schulweſens eine ausgebaute Organiſation vorfand und ihre Neuerungen 


die Anderung beſtimmter Teile dieſes Aufbaus zum Gegenſtand haben, fand 
man in Weimar auf dem Gebiete der genen chule jn erſter Linie noch die 
bisher nicht erfüllte Forderung vor, daß die pe ha allgemein fibers 
haupt beftehe in der Ausdehnung, daß alle Jugendlichen bis zu 18 Jahren von 
ihr erfaßt werden. 


Die Erfüllung dieſer Forderung will die RV. gen her be wes ſie als 


der Erfüllung der allgemeinen S icht dienend in Art. 145 Satz a)neber der 
füllung 5 9 Du‘ 1 e 


e 16. Januar 729. Mai 1923 (W. 1924 S. 63 ff. J24. Juni /s. $ : Le .. 
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7323 Das Wort „grundfäglich”, auf das man ſich demgegenüber beruft, deutet auf Ausnahmen von 
8 der Erfüllung der Schulpflicht in der Volksſchule (ogl. oben S. 82, unten S. 162), nicht aber auf 
deren Dauer, die abſolut beſtimmt 1 
21%) Bol, biergufßosfgenfsiner in Erziehung 1928 S. 257 ff.; Frank, Schulpflicht Anm. ı 
zu § 3. 

213) Bol, beſonders die unten S. 220ff. genannten Schriften von Kühne und von Seefeld 
ferner die Verhandlungen der Reichsſchulkonferenz, Amtl. Bericht S. 773 ff., 966 ff.; Hoffmann 
Art. Berufsſchulen in Bitter Handw. d. Preuß. Verw. Bd. 1 S. 249, Lofpls Nu ee f. 2 199. 

214) Diefe Formulierung geht zurück auf den Antrag Seyfert (Verfa. S. 210), der ſie faſt 
wörtlich enthält. Ahnlich (hon der Antrag Dr. Quarck Dr. Sinzheimer Nr. 89 (Verf A. S. 173, 
Art. 32 Abſ. 2 Ziff. 2): 
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Volksſchule „die anſchließende Fortbildungsſchule bis zum vollendeten achtzehnten 
Lebensjahre“ nennt 15). Dem entfpricht, daß die Fortbildungsſchule nicht in 
Art. 146 Abſ. 1 genannt iſt, wo die Anforderungen an ſCgeſtaltung des Schul⸗ 
aufbaues umriſſen werden, ſondern in Art. 145: im Vordergrunde ſteht nicht 
eigentlich ein Problem organiſatoriſcher Einordnung — der Aufbau der Fort⸗ 
bildungsſchule unmittelbar auf der Volksſchule iſt unbeſtritten —, ſondern die 
Ausdehnung der Schulpflicht auf von ihr bisher nicht erfaßte Kreiſe. Demgemäß 
beſtimmt die RV. nichts über die > nn Fragen der inneren 


und äußeren Ausgeſtaltung der chule, ihre innere Umgeſtaltung 


zur-Berufsſchule, ihre Unterhaltung uſw., fie begnügt ſich mit der Anordnung, 
2 daß es eine für alle Jugendlichen bis zum 18. Lebensjahr verbindliche Fortbildungs⸗ / . = 
vg jaf Hee Ae e. Iren ge Leue. 7.14 71982 OE 20 ſchule überhaupt gebe. Das wird mit unmittelbar verpflichtender Rechtswirkung 


* ; : ; 
Ne KY 1923, ll 332/ angeordnet; es bedarf keines ausführenden Reichsgeſetzes, die Länder find auch, 
Al Val LAGO G #4 ? gee ſolange es noch nicht ergangen iſt 16), verpflichtet, eine allgemeine Fortbildungs⸗ 

f ſchule durch Landesgeſetz oder Verwaltungsanordnung einzuführen?! 7. Le, 


41) 
111 


5. Weiterführende Schulen. 
a) Allgemein. 


Für die auf der Grundſchule ſich aufbauenden öffentlichen Schulen, mittleren 
und höheren), verordnet Art. 146 Abſ. 1 Satz 3 RB., auch hier das allgemeine 
Gebot (Satz 1) organiſcher Ausgeſtaltung im einzelnen ausführend, zweierlei: 
indem alles Übrige künftiger Ausführung durch Reichs⸗ und Landesrecht über⸗ 
laſſen bleibt, wird das maßgebliche Prinzip feſtgeſetzt einmal für den Aufbau der 


„Für alle jugendlichen Arbeiter und Arbeiterinnen müſſen bis zu ihrem 18. Lebensjahre 
Fortbildungsſchulen beſtehen mit unentgeltlichem Unterricht und Lernmittelfreiheit.“ 


Auch dieſe Forderung — wie das Poſtulat der Einheitsſchule überhaupt, das ſtets auch die 
allgemeine Fortbildungsſchule umfaßt hatte — war in der Nat. Verſ. unbeſtritten und kaum 
Gegenſtand der Ausſprache. Vgl. nur Abg. Frau Pfülf, Verf A. S. 211 und Abg. Dr. Seyfert 
S. 212 (der Wert darauf legt, daß nun das Reich auf die Länder einwirkt, in denen die F. um ihr 
Daſein kämpft), ferner die Bedenken finanzieller Art, die die Vertreter Bayerns (S. 219, 224) und 
Preußens (S. 221) gegen die Ausdehnung der Fortbildungsſchulpflicht über das bisherige Maß 
hinaus geltend machen. 


215) Es kommt die allgemeine Tendenz der Nat. Verſ. hinzu, die berufliche Ausgeſtaltung der 
Schulen gegenüber dem allgemeinen Bildungsziel zu betonen (vgl, unten S. 86). 


216) Verſuche zu reichsrechtlicher Regelung des Berufsſchulweſens haben bisher keinen 
Erfolg gehabt. Vgl. Geſ. Entw. Müller⸗Franken u. Gen. vom 7. Februar 1925, RTDrudf. 
Nr. 515. — Für Preußen vgl. Geſetz betr. Erweiterung der Berufs⸗(Fortbildungs⸗) Schulpflicht 
vom 31. Juli 1923 (GE, S. 367). 


217) Unmittelbare Rechtsgeltung von Art. 145 Satz 2 bejaht auch KG. in den Anm. 210 ans 
geführten Entſcheidungen. 


218) Nicht auch die Fortbildungsſchule. Aber die Frage der Fachſchulen vgl. unten S. 89. 
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weiterführenden Schulen, dann für die Schüleraufnahme in dieſe Schulen“), 
Von dem Ganzen des Schulrechts aus geſehen ſcheinen dieſe beiden Saͤtze will⸗ 
kürlich herausgegriffen aus einer Fülle ſonſtiger, die weiterführenden Schulen 
betreffender, vielfach nicht minder wichtiger Rechtsnormen; verſtändlich wird die 
Erhebung gerade dieſer Sätze zum Reichsverfaſſungsrecht nur unter dem allen 
dieſen organiſatoriſchen Vorſchriften gemeinſamen Geſichtspunkt des Poſtulats der 
Einheitsſchule. 

Maßgebliches Prinzip für den Aufbau der weiterführenden Schulen ſoll „die 
Mannigfaltigkeit der Lebensberufe“ ſein. Die RV. macht ſich damit, 
in dem ſchulpolitiſchen und pädagogiſchen Streit zwiſchen allgemeinbildender und 
beruflich orientierter Schule, die letztere Auffaſſung zu eigen. Auch dies ent⸗ 
ſpricht in etwa dem Einheitsſchulgedanken, der nach Verknüpfung der weiter⸗ 
führenden Schulen mit dem ſpäteren Berufsleben des Jugendlichen ſucht und 
geneigt iſt, die Bildungsaufgabe der Schularten weniger aus innerer Geſetz⸗ 
lichkeit abzuleiten als aus der Stellung der Schule in Staat und Geſellſchaft. 
Die Frage iſt hier, bei dieſer Formulierung, was mit dem „Aufbau“ gemeint 
iſt, für den die Mannigfaltigkeit der Lebensberufe maßgebend ſein ſoll: ſoll 
dies Moment maßgeblich ſein für die innere Schularbeit, für Lehrplan, Stoff⸗ 
auswahl, Methode, oder für die äußere Gliederung in Schularten und Schultypen 
oder etwa für beides. Die Verhandlungen der Nat. Verſ. ergeben zur Beant⸗ 
wortung dieſer Frage kein eindeutiges Material 220), der Satz kann fo nur aus 
den Grundgedanken heraus ausgelegt werden, denen er entſtammt. So betrachtet, 


—U— 0 


219) Hierüber näher unten S. 162ff. — Nach dem Wortlaut der RV. find „Anlage und 
Neigung“ nicht Norm für Aufbau und Gliederung des Schulweſens, ſondern allein für die 
Schüleraufnahme beſtimmend. Dabei liegt freilich der Gedanke nahe, daß inſofern nur eine 
Ungenauigkeit des Ausdrucks vorliegt und doch mindeſtens auch — aus dem Gedanken an die 
nicht mechaniſche, ſondern differenzierte Einheitsſchule — die Gliederung des mittleren und höheren 
Schulweſens, neueren pädagogiſchen Forderungen entſprechend, den verſchiedenen Anlagen und 
Neigungen Rechnung tragen ſoll. Wenn ſolche freie Auslegung geſtattet iſt, haben auch dieſe 
Worte einen unmittelbaren organiſatoriſchen Gehalt. 


220) Die Formulierung entſtammt dem Antrag Dr. Seyfert (Nr. 98, Verf A. S. 210 Art. 31 
Nr. 5) und bleibt während der ganzen Vorgeſchichte des jetzigen Art. 146 unverändert und im 
weſentlichen unbeſprochen, jedenfalls nirgend beanſtandet. Was damit gemeint iſt, hebt Abg. 
Weiß als Ber. Erſt. als „außerordentlich wichtig“ beſonders hervor (Sten. Ber. Bd. 328 6.1674D): 


„. . . während bis daher für unfer geſamtes Bildungsweſen das individualiſtiſche 
Bildungsprinzip: „Ausbildung der Perſönlichkeit“ maßgebend war, jenes DBildungsprinzip, 
das unſere allgemeinen Schulen von den techniſchen Schulen ſtreng ſchied, das die allgemeine 
Schule immer mehr dem Leben entfremdete, die techniſchen Schulen aber nicht zu Erziehungs⸗ 
anſtalten ausgeſtaltete, prägen wir jetzt mit dieſer Beſtimmung das ſoziale Prinzip, das den 
Berufsgedanken in die Schularbeit hineinſtellt, die allgemeinen und die techniſchen Schulen 
nicht mehr wie bisher ſo ſtreng ſcheidet, ſondern beide dem Leben, beſonders dem Staats⸗ 
und Gemeinſchaftsleben, nähert und den Gedanken, Gemeinſchafts⸗ und Staatsgeſinnung 
zu pflegen, zur Aufgabe unſeres Erziehungs⸗ und Bildungsweſens macht. 
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kann hier nur eine Anforderung an die Geſtaltung von Unterricht und Erziehung, 
nicht ein organiſatoriſches Prinzip gemeint fein), Wie in Art. 148 Abſ. ı 
„berufliche Tüchtigkeit“ allgemein als eines der Erziehungsziele ausdrücklich her⸗ 
vorgehoben wird, fo hier die Differenzierung der Berufe als maßgebliche Richt: 
linie für die Arbeit der mittleren und höheren Schulen. Innere Annäherung der 
allgemeinbildenden Schule an die Berufsſchule wird gefordert. Mittlere und 
höhere Schulen nach den verſchiedenen Lebensberufen nun auch äußerlich zu 
gliedern, die verſchiedenen Schultypen danach zu unterſcheiden, iſt in dieſer Form 
kein der Einheitsſchulbewegung eigener Gedanke und im Rahmen gerade des 
von der RV. gewollten Schulaufbaues nicht zu verwirklichen. 


b) Mittlere Schule. 

Die mittleren Schulen als eine beſondere, von den Volks⸗ und den hoheren 
Schulen begrifflich unterſchiedene Schulart fand die RV. in einer Reihe von 
deutſchen Ländern vorn). Zu dieſer Schulart gehören begrifflich diejenigen nicht 
der Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht dienenden Schulen, die als höhere 
Schulen nicht anerkannt ſind ). Diefe Gruppe umfaßt praktiſch die Mittelſchulen 
im engeren Sinnen), d. ſ. Schulen, die, auf der Grundſchule aufbauend, in 
fünf oder ſechs Jahren eine in ſich abgeſchloſſene Bildung vermitteln ſollen; 
ferner andere mittlere Schulen verſchiedener Geſtalt, unter ihnen die Rektorat⸗ 
ſchulen ??“). 

Die Schulartikel der RV. nennen eine „mittlere Schule“ an zwei Stellen, 
in Art. 146 Abſ. 1 und 3, jedesmal gemeinſam mit der höheren Schule. Daß die 
hier genannte Schule weſensgleich mit der bis dahin unter dieſem Namen bekannten 
Schulart iſt, ergibt ſich aus dem Wort und dem Sprachgebrauch?) und Zus 
ſammenhang der Art. 145 und 146227), Das Schulſyſtem der RV. ſetzt alſo 
den Fortbeſtand einer beſonderen mittleren Schule voraus; man wird aber 

221) A. A. Hubrich, VerfR. S. 244. 

223) Aber die bisherige Entwicklung der Mittelſchule vgl. beſonders Buhtz, Die Mittelſchule, 
Leipzig 1926. 

223) Bol. § 1 Preuß. Gef. vom rr. Juni 1894 (GS. S. 109); Gürich in Die Mittelſchule, 
Leipzig 1926 S. 13f. 

224) Die Lehrpläne und Beſtimmungen für die preußiſche Mittelſchule enthält Stolze, Die 
Mittelſchule, 2. Aufl., Berlin 1927 (Heft 26 Weidm. Taſch. Ausg.). 

226) Das find Zubringerſchulen für höhere Schulen, die nach dem Lehrplan einer höheren 
Schule unterrichten, ohne zu einer ſolchen voll ausgeſtaltet zu ſein. 

228) Man kann die Schulartikel einheitlich nur auslegen, wenn man überall die norddeutſche 
Terminologie vorausſetzt, nicht z. B. die bayeriſche (höhere Schule = „Mittelſchule“ uſw.). Es 
kann freilich zweifelhaft fein, ob hierüber in Weimar immer Klarheit beſtand; vgl. z. B. den Ans 
merkung 624 angeführten Antrag. 

227) Die Verhandlungen der Nat. Verſ. ergeben nichts zur Umſchreibung des Begriffs; die 


jetzt ſchulpolitiſch umſtrittene Frage der Exiſtenzberechtigung einer beſonderen mittleren Schule, 
beſonders im Syſtem der Einheitsſchule, iſt in Weimar nicht erörtert worden. 
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darüber hinaus aus dieſer Erwähnung in Art. 146 Abſ. 1 rechtlich zu folgern 
haben, daß die mittlere Schule, indem ſie in dem organiſchen Aufbau der öffent⸗ 
lichen Schulen ausdrücklich genannt wird, als Beſtandteil dieſes Aufbaus ver⸗ 
faſſungsmäßig gewährleiſtet wird 228); die mittlere Schule iſt danach nicht nur zu⸗ 
läſſig, ſie gehört als notwendiger Beſtandteil in ein verfaſſungsgemäß organiſch 
ausgeſtaltetes öffentliches Schulweſen. 

Über dieſe Gewährleiſtung hinaus beſtimmt die RV. über die mittleren 
Schulen, daß fie ſich auf der Grundſchule aufbauen?? ), gibt Grundſätze für ihre 
Ausgeſtaltung?“) und ſtellt zur Ausbildung auf ihnen öffentliche Mittel für 
Minderbemittelte in Ausſicht 81). In allen übrigen BesichunbyGa iſt eine Grund⸗ 
ſatzgeſetzgebung des Reichs und das Landesrecht vollkommen frei in der Rege⸗ 
lung der beſonderen Ausgeſtaltung der mittleren Schulen. 

Reichs rechtliche Beſtimmungen über mittlere Schulen find bisher nicht ergangen. 


c) Höhere Schule. 

Auch ein ausgebautes höheres Schulweſen gab es — und zwar in ſaͤmtlichen 
deutſchen Ländern — an ſich bereits vor den Schulartikeln??2). Dem entfpricht 
es, daß die RV. ſich auch hier, wie bei den mittleren Schulen, begnügt, die 
höhere Schule als Beſtandteil des organiſch auszugeſtaltenden öffentlichen 
Schulweſens zu nennen, ohne die vielfachen Probleme ihrer äußeren und 


inneren Geſtaltung ſonſt irgendwie zu behandeln. Abgeſehen von den Sätzen 
der RV., die für alle Schulen gelten, iſt in der RV. über die höhere Schule 
nur beſtimmt, daß ſie einen Teil des öffentlichen Schulweſens bildet, daß ſie 
ſich auf der Grundſchule aufbaut (Art. 146 Abſ. 1 Satz 2), daß für ſie die 
Geſichtspunkte des Art. 146 Abſ. 1 Satz 3 gelten, und daß der Zugang Minders 
bemittelter zu ihr durch öffentliche Mittel zu fördern ſei (Art. 146 Abſ. 3). 
Alles andere iſt dem Landesrecht überlaſſen, ſolange die Grundſatzgeſetzgebung 
des Reichs ſich nicht auf das höhere Schulweſen erſtreckt 233), 


Die RV. läßt damit ungelöſt das organiſatoriſche Grundproblem der . | 4 
höheren Schule, die Frage, ob die höhere Schule das Durchlaufen der ganzen ee 116,465) 
228) Ebenſo Schwarzhaupt in „Die Mittelſchule“, Leipzig 1926 S. 4, Gürich ebd. S. a4 eee e l. IF Hf fel. ‘EY, 03. 


229) Darüber oben S. 82. — 250) Oben S. 85. — 21) Darüber unten S. 164. 

222) Über das höhere Schulweſen unterrichten Wieſe (Irmer), Das höhere Schulweſen in 
Preußen, Hiſtoriſch⸗ſtatiſtiſche Darſtellung, 4 Bde. (bis 1901); Löffler, im Jahrb. d. Zentr. Inſt. 
1927 S. fe Mager, Art. Höhere Lehranftalten in Bitters Handw. d. Pr. Verw. Bd. x 
S. 820 ff. / Eine neuere Geſamtdarſtellung fehlt. Die preuß. Beſtimmungen früher bei Wiefes f 4 eo 
Kübler, Geſetze u. VO. en, 2 Bände, 3. Aufl., Berlin 1886; Beier, Die hoh. Lehranſtalten in ce ie) ; AR MSA thie 
Preußen, 3. Aufl. 1909, jetzt Weidm. Taſch. Ausg., Hefte 1—3, 6—8, 13, 16, 17, 19, 20, 22, 23, 
2731, 33, 40—42, 46, 52. 

228) Einige Verſuche in defer Richtung in Form von Initlativ⸗Antraͤgen im Reichstag find 


nicht weiter verfolgt worden, F 5 . 


* 
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Volksſchule vorausſetzen, oder ob ſie bereits in einem früheren Zeitpunkte von der 
Volksſchule abzweigen ſoll. Dieſe Frage — identiſch mit der nach der Dauer der 
Grundſchule? ) — iſt durch das Grundſchulgeſetz, das die Grundſchule auf vier bzw. 
drei Jahre begrenzt, im Sinne der „grundſtaͤndigen“ höheren Schule entſchieden 
worden, ſo daß das Landesrecht inſoweit gebunden iſt. Wenn neben, nicht ſtatt 
der grundftändigen höheren Schulen in den meiſten Ländern in den letzten Jahren 
höhere Schulen in Aufbauform, aufbauend auf dem ſiebenten Volksſchuljahr, 
gegründet worden find™*), fo iff das mit dem Wortlaut des Art. 146 Abſ. ı 
ſchwer vereinbar, der fordert, daß das höhere Schulweſen ſich auf der — durch 
Reichsgeſetz auf vier Jahre begrenzten — Grundſchule aufbaue e), entſpricht 
anderſeits dem Sinn der Verfaſſungsvorſchrift und den Abſichten, die mit ihr 
verfolgt worden find, inſonderheit dem Einheitsſchulgedanken? ), durchaus und 
beſſer als die grundſtändige höhere Schule; man wird hier, in der RV. oder 
im GrShGef., eine geſetzestechniſche Unſtimmigkeit anzunehmen haben, die 
im Sinne des Grundgedankens dieſer Geſetze berichtigt werden darf. 

Auch die im höheren Schulweſen ſeit langem ſtrittigen grundſätzlichen Fragen 
der Typenbildung, der Berechtigungen? ), der inneren Struktur der höheren 
Schule erörtert die RV. nicht. Sie ſind bei den Weimarer Beratungen kaum 
geſtreift worden. Nur mittelbar, durch die mehrfache Betonung des Beruflichen? o) 
und die Vorſchriften des Art. 148 Abſ. 1, 32%), greift die RV. in dieſen ſonſt 
ganz dem Landesrecht?“ überlaſſenen wichtigen Fragenkomplex hinein. 


d) Fachſchule. 
Die Fachſchulen ſind die einzige Gruppe von Schulen, die — bei Schaffung 
der RV. als beſondere Schulart beſtehend — in den Schulartikeln der RV. 
nicht beſonders erwähnt werden?). Da den Schulartikeln kodifikatoriſcher 


224) Bgl. oben Anm. 198. 

5) Mol, bef. Freitag, Deutſches Gymnaſium, Oberſchule, Aufbauſchule . Berlin 1919; 
Karſtaedt, Aufbauſchule und Deutſche Oberſchule, Oſterwieck 1920; Richert, Die Dbers und 
Aufbauſchule, Leipzig 1923; Preuß. Denkſchrift, 3 Blu V. 1922, Beil. zu Heft 6. / Die preußiſchen 
Beſtimmungen enthalt Lande, Aufbauſchule, 2. Aufl., Berlin 1929 (Weidm. Laſch. Ausg. 3 


, Hy, u. tr fete ei,, ci fee : 2) Bol. Lande, Grundschule S. 26. — uf, ee, 1632, Wr. 


27) Bgl. oben S. 7ıff. Mitta} cc, me.. | 
29) Aber dieſe Frage find eine Reihe von Vereinbarungen 5 e ded 97 
7 Länder geſchloſſen worden F 
' 34) Pgl. oben S. 86, unten S. 171. 

24) Val. unten S. 166 

342) Aber die gegenwär gen — untereinander verſchiedenen — Reformbeftrebungen der Länder 
auf dem Gebiete des höheren Schulweſens vgl. Preußiſche Denkſchrift von 1924 und Richtlinien 
für Lehrplaͤne von 1925 (Weidm. Taſch. Ausg A Heft 19/20); Sächſiſche Oenkſchrift des Mints 
ſteriums für Volksbildung, Dresden 1926 aki 

343) Bol, aber Art. 2 4 Uf. 1 Satz 2 der Danziger Verfaſſung, wo die Fachſchule ausdrücklich 


genannt wird. — Lee. A le Jar le meer .. ,. 
Kae, e AE! . 222 VIEL. Betler uses. 
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Charakter abgeht 24, iſt hieraus nichts weiter zu ſchließen als die Überlaffung 
dieſer Schulart an das Landesrecht. Wenn das Reichsrecht auf die Aufſtellung 
von beſonderen Grundſätzen für die Fachſchulen verzichtet, ſo gelten aber trotz⸗ 
dem die allgemeinenffür die Schulen in ihrer Geſamtheit aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätze auch für die Fachſchulen? “s): das Prinzip der primären Öffentlichkeit 
(Art. 1431), die Beamteneigenſchaft der Lehrer (Art. 14311), die ſtaatliche 
Schulaufſicht (Art. 144) 246), das Poſtulat organiſcher Ausgeſtaltung (Art. 146 4), 
die Zuläſſigkeit von Privatſchulen (Art. 147 D, die Bildungsaufgabe (Art. 148), 
der ordentliche Religionsunterricht (Art. 149) — alles dieſes gilt auch für die 
Fachſchulen. Man wird ſogar annehmen dürfen, daß darüber hinaus unter den 
mittleren und höheren Schulen im Sinne von Art. 146 Abſ. 1 und 3 auch die 
Fachſchulen einbegriffen ſind. Soweit dieſe Verfaſſungsvorſchriften Raum laſſen, 
iſt äußere und innere Ausgeſtaltung des geſamten Fachſchulweſens Landesſache, 
ohne jede ſonſtige reichsverfaſſungsrechtliche Schranke?) . 


6. Hochſchule? 


In dem Aufbau des Schulweſens, den die Schulartikel der RV. in ſeinen 
Grundlinien hinſtellen, fehlt die Hochſchule. Die Ausdrücke „Schule“ und 
„Schulweſen“ im Sinne der Art. 143—149 RV. umfaſſen ſtets nur die Geſamt⸗ 
heit der Volks-, mittleren und hoheren Schulen im techniſchen Sinne ſowie 
die Fach⸗ und Fortbildungsſchulen, nirgend auch die Hochſchulen?“e). Auch der 
Ausdruck „höhere Schulen“ umfaßt nicht die Hochſchulen?“). Das folgt aus 
Wortſinn und Zuſammenhang dieſer Beſtimmungen dann jedenfalls mit Not⸗ 
wendigkeit, wenn man ſie grundſätzlich als ein einheitliches Ganzes anſieht und 


44) Bol, oben S. 40. 
245) A. M. Haltenhoff, Pr. Verw. Bla Bd. 41 S. 419. 


246) Val, oben S. 64. 

247) Über das Fachſchulweſen unterrichten beſonders die S. 220 ff. genannten Schriften von 
Kühne und v. Seefeld, ferner z. B. Hoffmann, Art. Fachſchule in Bitters Handw. d. Preuß. 
Verw., Bd. 1 S. 492 ff.; Oldenburg, Art. Landw. Unterr. Weſen, ebenda, Bd. 2 S. 50 ff. (und 
dort S. 61 Zitierte). 

243) Art. 143 Wl. 3 bezieht ſich alfo nicht auch auf die Hochſchullehrer, die Schulaufſicht des 
Art. 144 erſtreckt ſich nicht auf die Hochſchulen (a. A. Stier⸗Somlo S. 505), die Pflicht zu orga⸗ 
niſcher Ausgeſtaltung des Schulweſens (Art. 146 I 1) ſchließt die Hochſchule nicht ein, Erziehungs⸗ 
beihilfen uſw. im Sinne des Art. 146 Abſ. 3 werden an Hochſchulen nicht gegeben, die Zulaſſung 
privater Hochſchulen kann aus Art. 147 nicht hergeleitet werden (a. A. Hoffmann S. 72), die 
Ziele und Modalitäten der Schularbeit, die Art. 148 vorſchreibt, gelten nicht ohne weiteres für 
die Hochſchulen (ogl. dazu Antrag Nr. 89 Dr. QuardsDr. Sinzheimer, Verf A. S. 173 Art. 32 


Abſ. 2 Ziff. 4 Religionsunterricht im Sinne des Art. 149 findet an ihnen nicht flat — Dagegen rap 

iſt anzunehmen, daß unter den „öffentlichen one „für die Bildung der Jugend“ in Art. 143 ) | 22 eee Sb SZ) . . 2 Ee. jest 2 iA. 

Abſ. 1 Satz 1 auch die Hochſchulen einbegriffen (ind/a- AN. trat, ate ue, € , Ce. 2 : 2 Clete, uhr ei 7 dl 
Vo e, fee 


249) Aber die Bedeutung des Ausdrucks „Höhere Bildung“ in Art. 143 Abſ. 2 vgl. unten S. 218. 
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interpretiert? o). Wenn das Poſtulat der Einheitsſchule?s ) feiner Idee nach und 
regelmäßig auch in den praktiſchen Vorſchlaͤgen einer Verwirklichung die Hochſchule 
grundſätzlich mit einbe ſo hat die Weimarer Verfaſſung in dieſem wie in 
einigen anderen Punkten Forderung der Einheitsſchule nicht entſprochen . 
Das Hochſchulweſen erſcheint in der Verfaſſung an einigen Stellen in ganz be⸗ 
ſtimmtem einzelnen Zuſammenhang? ) — als Beſtandteil des öffentlichen 
Bildungsweſens oder auch nur als beſondere ſtaatliche, öffentliche Inſtitution 
dagegen iſt es nicht Gegenſtand verfaſſungsrechtlicher Regelung:) 255), 

Das Hochſchulrecht iſt danach, von den erwaͤhnten Ausnahmen abgeſehen, bis 
zu etwaiger Regelung durch Reichsgrundſatzgeſetz Landesſache geblieben?“). 


280) Bgl. oben S. 50. Vgl. auch Art. 10 Ziff. 2 RV., wo vom „Schulweſen einſchließlich des 
Hochſchulweſens“ als Gegenſtand der Grundſatzgeſetzgebung des Reichs die Rede iſt, waͤhrend 
dieſer Zufag in Art. 143 ff. R. fehlt. Ake Am Ce, gene. tray FT. 

251) Bol, oben S. 71. — 152) Pgl. S. 77. 

262) In Art. ro Ziff. 2 (Gegenſtand der Grundſatzgeſetzgebung des Reichs), in Art. 109 Abſ. 4 
(Zulaͤſſigkeit akademiſcher Grade trotz Verbots der Titel), in Art. 142 (Freiheit und Pflege der 
Wiſſenſchaftslehre), in Art. 148 Abſ. 4 (Volkshochſchulen) und in Art. 149 Abſ. 3 (Theologiſche 
Fakultäten). 

286) Einige Verſuche im Verf A., eine ſolche Regelung in der Verfaſſung zu geben, blieben ers 
folglos. Vgl. Antrag D. Naumann Nr. 82 (Verf A. S. 172) Art. 32 Abſ. 7: 

„Einheitlichkeit aller deutſchen Hochſchulen bet vollſter Selbſtverwaltung und Lehrfreiheit“, 

Antrag Katzenſtein Nr. 99 (Verf A. S. 213): 

„Die deutſchen Hochſchulen ſind als eine geiſtige Gemeinſchaft zu behandeln, in der die 
verſchiedenen wiſſenſchaftlichen Richtungen zur Geltung kommen,“ 

Antrag Dr. Cohn Nr. 117 (Verf A. S. 223): 

m . . Auf den deutſchen Hochſchulen müſſen alle wiſſenſchaftlichen Neuerungen zur Geltung 
kommen“ 

455) Daraus ergeben ſich eine Reihe rechtlich und ſchulpolitiſch wichtiger Folgerungen. So 
ſtellt die RV. (ogl. oben Anm. 248) den Grundfag auf, daß durch öffentliche Hochſchulen für das 
Bildungs bedürfnis zu ſorgen iff, ohne private Hochſchulen zu geſtatten; da um Grenzen und Moda⸗ 
litaͤten der Zulaſſung privater Schulen in Weimar lebhaft geſtritten worden iſt, wird man, wenn 
man die Schulartikel als einheitliches Ganzes betrachtet (vgl. oben S. 50), private Hochſchulen 
als durch die Verfaſſung ausgeſchloſſen anſehen müſſen. Dagegen regeln die Schulartikel die 
Frage nicht, ob die öffentlichen Hochſchulen ſimultan oder konfeſſionell zu gliedern find; da Art. 146 
Ubi. 1 die Hochſchulen, an ders als die höheren Schulen (vgl. unten S. 140) nicht behandelt, iſt 
die Frage der befenntnismäßigen oder weltanſchaulichen Gliederung der öffentlichen Hochſchulen 
ohne Einſchränkung dem Landesrecht überlaſſen, ſind konfeſſionelle oder weltliche Hochſchulen 
reichsverfaſſungsrechtlich jedenfalls nicht ausgeſchloſſen. [ser die entſprechende Frage für die 
Paͤdagogiſchen Akademien vgl. unten S. 219. 

256) ber das Landeshochſchulrecht unterrichten beſonders, ſoweit Preußen in Frage kommt, die 
in Heft 61 a ff. EWeidm. Taſch. Ausg erſcheinenden neuen Statuten der preuß, Hochſchulen; = 
Sammlung der älteren Beſtimmungen bei Koch, Die preußiſchen Univerfitäten Aus der Lit.: 7 
Hatſchek, Verw. Arch. Bd. 17 S. 307 ff.; Bornhak, Verw. Arch. Bd. 18 S. 1 ff.; Leiſt, Art. . Als 
Fakultäten, Honorare, Univerfitäten, fie in Bitters Handw. d. Pr. Verw. Bd. 1 M LF. 2 


S. 407 ff., 848 f., Bd. 2 S. 853 f., 854 ff. /Weitere Lit. bei Ermanns Horn, Bibliographie der 
deutſchen Untoerfitdten, Leipzig 1904. — Geſetzgeberiſche Verſuche agb Die Geſetzgebung auf dem 
Gebiete des Unterr. Weſens in Preußen, Berlin 1869, S. 150 ff., 178 ff., 266 ff. * 


ee geen. GI & 2634. 
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Einer Erläuterung bedarf hier nur eine vereinzelte Sonderbeſtimmung (Art. 149 
Abſ. 3), die die theologiſchen Fakultäten zum Gegenſtande hat. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung, die im Reg. Entw. nicht enthalten war, erſcheint zuerſt im Verf A. in 
dem Antrag Gröber??”) in der Faffung: 


„Die theologiſchen Fakultäten an den Univerſitäten bleiben in ihrem Be⸗ 
ſtande erhalten“ 


und wird in der Form der Anträge Dr. Senfert?°®) und D. Naumann?) — ohne 
die Worte „in ihrem Beſtande“ — im Verf A. in erfter2®) und zweiter Leſung?“ ) 
angenommen. Eine andere Faſſung des erſten Kompromiſſes?“ ): 


„Die beſtehenden theologiſchen Fakultäten an den Hochſchulen bleiben erhalten“ 


wird in zweiter Leſung im Plenum angenommen? ss) und in dritter Leſung durch 
Streichung des Wortes ,,beftehenden”?%*) zu dem heute geltenden Wortlaut um⸗ 
geformt. 

Die Vorſchrift iſt, als einzige organiſatoriſche Spezialvorſchrift der Verfaſſung 
über das Hochſchulweſen, verſtändlich nur im Zuſammenhange mit Art. 137 RV., 
der die Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche regelt. Weil aus dem Grundſatz 
der Trennung von Staat und Kirche gefolgert werden könnte und, bei Fehlen einer 
Sondervorſchrift, müßte, daß die Religionsgeſellſchaft, nicht der Staat, für die 
Berufsvorbildung der Geiſtlichen zu ſorgen berufen ſei, bedurfte es einer Ver⸗ 
faſſungsvorſchrift, wollte man auch nur die ſtaatsrechtliche Möglichkeit einer 
theologiſchen Fakultät als Beſtandteil einer ſtaatlichen Hochſchule, geleitet vom 
Staat und unterhalten aus Staatsmitteln, erhalten?). Daß man dieſe Er; 
haltung wollte, und zwar faſt einmütig, beruhte auf verſchiedenen Momenten: 
Erhaltung einer ſtaatlichen Leiſtung zugunſten der beiden chriſtlichen Kirchen — 
Schonung einer hiſtoriſch gewordenen Einrichtung — ſtaatliches Intereſſe an 
wiſſenſchaftlicher Geſamtausbildung der Geiſtlichen und an einer Bildungsſtätte 
für Wiſſenſchaftler beſtimmter anderer Disziplinen — Wunſch der Univerfitäten 
und Hochſchullehrer nach Beibehaltung“). 

257) Nr. 91, Verf A. S. 175 (Art. 30 Abſ. 4). 

258) Antr. Nr. 98, Art. 31a Abſ. 2, Verf A. S. 210. 

259) Antr. Nr. 122, Verf A. S. 224. 

260) Vgl. Abg. Gröber Verf A. S. 209, Frau Pfülf ebd. S. 211, Dr. Maus bach ebd. 
S. 226, D. Mumm ebd. S. 229. — Annahme: Verf A. S. 230 (Art. 31 b Abſ. 2). 

261) Verf A. S. 537, ohne Debatte. Ein Antrag auf Streichung des Satzes wird abgelehnt 
a. a. O.). 

262) Antrag Löbe-Gröber, Drudf. Nr. 566 Ziff. 4c, Bd. 337 S. 335. 
ae) Sten. Ber. Bd. 328 S. 1717 C. — Aus der Debatte: Abg. Kunert ebd. S. 1698 D. 


254) Sten. Ber. Bd. 329 S. 2176. — Dazu Abg. D. Mumm ebd. S. 2165, UStS. 
Schulz ebd. S. 2169 B. 5 


: 360 
265) Rol, Anſchütz, RV. 8. NU. Gieſe, RB. S. 35. r ei . 
369) Pgl. Abg. Gröber, RV. S. 209; Maus bach, Kulturfragen S. 123 . 4. r,. Fi Zr AO STILE ee. Marne 


e, Frochben, FR re mw flat viet DS, wher fate. Mal, betel, er, mee. $4. 63? OF ff. 
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Aus dieſem Urſprung der Vorſchrift ergibt ſich als ihr Sinn ohne Zweifel ſo viel, 
daß die Möglichkeit einer theologiſchen Fakultät an einer Hochſchule überhaupt 
verfaſſungsrechtlich verbürgt iſt. Fraglich kann ſein, ob durch die Vorſchrift dar⸗ 
über hinaus die Erhaltung aller einzelnen, bei Inkrafttreten der Verfaſſung 
tatſächlich beſtehenden theologiſchen Fakultäten?) angeordnet wird. Obwohl 

hier Zweifel möglich ſind ꝛoe), wird man nach Wortlaut?) und Abſicht o) der 
Parteien in Weimar annehmen dürfen, daß hier nicht nur eine rechtliche Möglich, 
keit offen gehalten, ſondern außerdem die einzelnen Fakultäten gegen Beſeitigung 
geſichert werden ſollten⸗ Bänach beſagt die Verfaſſungsvorſchrift, daß die am 
14. Auguſt 1919 vorhandenen theologiſchen Fakultäten durch einfaches Reichs: 
geſetz oder durch landesrechtliche Maßnahmen nicht aufgehoben werden dürfen?? ). 
Einſchraͤnkung des Umfanges und der Ausgeſtaltung der Fakultät iſt dadurch 
nicht gehindert, ſolange das Verbleibende noch als vollſtändige „theologiſche 
Fakultät“ im überlieferten Sinne des Wortes angeſprochen werden kann. Unter 
dem gleichen Vorbehalt find äußere oder innere Umformungen zuläſſig, da nicht 
die Ausgeſtaltung, ſondern nur der Beſtand verfaſſungsrechtlich geſichert iſt. 
Neueinrichtung theologiſcher Fakultäten iſt durch die Vorſchrift weder für be⸗ 
ſtehende noch für neu zu gründende Hochſchulen vorgeſchrieben :“), aber auch nicht 
gehindert?“ )). 

Die Verfaſſung ſichert Weiterbeſtand und Gründungs möglichkeit für theolo⸗ 
giſche Fakultäten ſchlechthin, nicht nur ſolche der beiden chriſtlichen Kirchen — nur 
ſolche beſtehen bisher —, ſondern, theoretiſch, auch theologiſche Fakultäten anderer 
Religionsgeſellſchaften?“ ). Nicht nur die an den Univerſitäten, ſondern auch 
die an anderen Hochſchulen beſtehenden Fakultäten werden durch die Vorſchrift 
erfaßt. 9947 gu u. , re Cru. 8 

Die theologiſchen Fakultäten, beſtehende und künftige, find und bleiben Beſtand⸗ 
teil der ſtaatlichen Hochſchule. Als ſolche find fle geundfäglich reine Staatsein⸗ 


207) Es beſtanden am 14. Auguſt 1919 evangeliſch⸗theologiſche Fakultäten in Berlin, Bonn, 
Breslau, Erlangen, Gießen, Göttingen, Greifswald, Halle, Heidelberg, Jena, Kiel, Königsberg, 
Leipzig, Marburg, Münſter, Roſtock, Tübingen; katholiſch⸗theologiſche Fakultäten in Bonn, 
Breslau, Freiburg, München, Münſter, Tübingen, Würzburg. 


cf. | 
Jb. d a Geld” $3 „. 726) Bol, z. B. die Nichtannahme des urſprünglichen Antrags Gröber, der die Worte „in 


ihrem Beſtande“ enthielt. w' 
200) „Die ... Fakultäten“ (Plural !). 
270) Bgl, die Ausſprache im Verf A. 


Tey Po hi A 5 | a: - Ln , Greene a , 277) Es fei denn, daß die ganze Hochſchule aufgehoben wird. 


278) Theologiſche Fakultäten beſtehen z. 3. nicht an den Univerfitdten Frankfurt, Köln, Ham⸗ 


2 eee. HG Pe eee. e e. r burg. = 
An a — Bor 1 278) Maus bach, Sulturfeagen S. 123; Hubrich, VerfR. S. 253; Arndt, RV. S. 378, Porn = 
Are eu Jap <n Aha x ji 10 Gieſe, RV. S. 480. eee, AML 7-0. . b (Au 296 
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richtung?“ ). Wenn auch die Verfaſſungsvorſchrift geſchaffen worden iff u. a. in 
dem Beſtreben, einen Anſpruch der Kirchen gegen den Staat verfaſſungsrechtlich 
zu ſichern, ſo iſt doch mit dieſer geſchehenen Sicherung notwendig zugleich ein 
Recht des Staates an dieſen Einrichtungen feſtgelegt. Der Staat muß die 
theologiſchen Fakultäten behalten, die Kirche muß ſie als ſtaatliche Einrichtungen 
anerkennen. 


7. Volksbildungsweſen. (Art. 148 NV). 


Die Frage, was neben dem Schulweſen für die Bildung des Volkes zu tun iſt, 
war bisher nirgend Gegenſtand geſetzlicher, zumal verfaſſungsmäßiger Regelung. 
Erſt die beſonderen Bedingungen, unter denen die Weimarer Verfaſſung entſtand, 
gaben Anlaß hierzu. 

Schon der Reg. Entw. (Art. 31 Abſ. 3) ſprach von der Bildung nicht nur der 
Jugend, ſondern „des ganzen Volkes“, und ihm folgend berühren faſt alle Formu⸗ 
lierungen der Schulbeſtimmungen, die im Verf A. in erſter Leſung auftreten, den 
Gegenſtand. So zuerſt der Naumannſche Entwurf der Grundredte?’®); 

„Volksuniverſitäten ſollen gefördert werden“; 
konkreter der Antrag Dr. Quarck — Dr. Sinzheimer ?““: 
„Das Reich und die Länder haben Mittel für die Zwecke der allgemeinen 
Volksbildung bereitzuſtellen“ 
und ähnlich die Anträge Katzenſtein?“?) und Dr. Cohn“): 
„Reich und Länder haben Mittel zur Verbreitung allgemeiner Volksbildung 
bereitzuſtellen“ (zur Verfügung zu ſtellen). 
Während dieſe Anträge in erſter Leſung nicht durchdringen? ), wird in zweiter 
Leſung im Verf A. ein Antrag Dr. Benerle?*); 
„Volkshochſchulen ſollen gefördert werden“ 
angenommen?®?), An Stelle dieſes Satzes bringt bereits das erſte Schulkompro⸗ 
miß2) die jetzt geltende Faſſung des Abſ. 4, die in zweiter?) und dritter?) ‘ af“ 


— — 
— 


Gre e. 0 7 5) Gieſe a. a. Hamit iſt nicht vereinbar die rechtliche Bindung des Staates an die Er x ; 
e. Zuſtimmung der Rel. Gef. bei Ernennung von Profeſſoren uſw., z. B. in Art. 3 des bayer. Kons 9 ar Veta Way IMece 


— 


7397. kordats (Bayer. Gef. u. Vdgs. Bl. 1925 S. 54) . ar Sil. 1 A. l. N. e . j : 1/2,7. 
or 27%) Antr. Nr.82, Art. 32 Abſ. 9, Verf. S. 172. N ee : 7 ZB. 2b 26) Prager. 
pre 2 erg Ae. 


277) Antr. Nr. 89, Art. 32 Abſ. 2 Ziff. 4, Verf A. S. 173. * “ 8 * = A, TEEN 
378) Antr. Nr. 99, Verf. 213. l 8 e ee. 


379) Antr. Nr. 117, Verf A. S. 223. 5 Awe 2 joa i rer Hagen 8 ; > HR es tren, 4, “Coer ND. 
380 * * e linc. f — = Ad 2 2 ? 
) Verf A. S. 230. on “ta thin [2272 As TER aA >> ; Ga 2 


181) Verf A. S. 531. „ Waly), n. Atee ag 


* * 


282) Als Art. 145 Abſ. 4 (Verf A. S. 13). N A 139, J 4. Eine 
283) Antr. Löbe⸗Gröber, Drudf. Nr. 566 Ziff. 30, Bd. 337 S. 335. — Über den Sinn der 7 


Anderung Schulz, Leidensweg S. 47. a. 43 2 m) 
284) Vgl. die Ausführungen des Abg. Schulz Sten. Ber., Bd. 328 S. 1682 A, B. 
2) Mol, Sten. Ber. Bd. 229 S. 2176 A. — 
Le. i 
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ae 


Leſung im Plenum inhaltlich unangefochten bleibt. Der Satz, der urſprünglich 
dem jetzigen Art. 142, der Wiſſenſchaft und Kunſt behandelt, angefügt werden 
ſollte se), wurde, entſprechend ſchon dem erwähnten Antrag Beyerle, Beſtandteil 
des jetzigen Art. 148; ein Verſuch in zweiter Leſung, ihn ſtattdeſſen dem die 
Privatſchulen behandelnden Artikel anzufügen, hatte keinen Erfolges“). 

Die Förderung des Volksbildungsweſens durch die öffentlichen Körperſchaften, 
die der ſo zuſtande gekommene Art. 148 Abſ. 4 RV. verlangt, iſt eine der neuen 


ſozial⸗pädagogiſchen Forderungen ?ss). „Volksbildungsweſen“ im Sinne 


. V, 


des Art. 148 Abſ. 4 if ein Inbegriff von Inſtitutionen, der in begrifflich ſich aus; 
ſchließendem Gegenſatz zum „Schulweſen“ ſteht ꝛss). Der Gegenſatz beſteht nicht 
grundſaͤtzlich in der Altersſtufe der zu Bildenden do), obwohl der Wortlaut des 
Art. 143 Abſ. 1 („Bildung der Jugend“) das nahe legt und praktiſch in der Regel 
Volksbildung und Erwachſenenbildung zuſammenfallen wird. Vielmehr iſt 
entſcheidend das Bildungsziel: Einrichtungen, die der Erwachſenenbildung dienen, 
ſind „Schulen“ und nicht „Volksbildung“, wenn ſie Schulbildung im engeren 
Sinne und Schulberechtigungen erſtreben und ſich demgemäß in äußerer und 
innerer Organiſation den Schulen irgendwelcher Art anpaſſen?ꝰ !); nur wenn fie 
das nicht tun, und, ohne ihr Geſetz von den Schulen herzunehmen, Bildungs⸗ 
arbeit betreiben, können ſie rechtlich als Beſtandteil des Volksbildungsweſens in 
dem beſonderen, engen Sinne des Art. 148 Abſ. 4 gelten. 


Die als Einrichtungen des Volksbildungsweſens dort beiſpielsweiſe beſonders 
genannten „Volkshochſchulen“ ſind Einrichtungen, die Volksbildung vor⸗ 
wiegend in Form hochſchulähnlicher Vorleſungen geben. 

Förderung des Volksbildungsweſens durch Reich, Länder und Gemeinden 
verlangt die Verfaſſung. Zur Förderung gehören poſitive Maßnahmen aller Art, 
vor allem die geldliche Unterſtützung aus öffentlichen Mitteln, aber auch Bereit⸗ 


286) Bol. Antr. Katzenſtein Nr. 99 (Verf A. S. 213). 

267) Bgl. Antr. Dr. Heinze und Gen. Nr. 422 Ziff. 17 zur 2. Plenarleſung. Dazu Abg. 
Schulz Sten. Ber., Bd. 328 S. 1682 A. Ablehnung ebd. S. 1716 B, C. 

288) ber das Volks bildungs weſen unterrichtet v. Erdberg, Art. Volksbildungsweſen, im 
Handw. d. Staatsw. Bd. VIII S. 725 ff. und die dort angegebene Literatur; Weinreich, Art. 
Volksbildung, im Handw. d. Kom. Wiſſ. Bd. 4 S. 382 ff.; Groſſe, Art. Volkshochſchulkurſe, in 
Bitters Handw. d. Pr. Ver w. Bd. 2 S. 977; v. Erdberg, in Handb. d. Pad. Bd. 4 S. 370 ff; 
Kaeſtner, Volkshochſchule und Schulreform, in Die deutſche Schulreform, Leipzig 1919 S. 64 ff.; 


Wegener, Volkshochſchule und freies Volksbildungsweſen, in Die Reichsſchulkonferenz in ihren 


gebniſſen S. 87 ff. 
28) Daraus ergibt ſich, daß Art. 148 Abſ. 4 RV. über das in Art. 10 Ziff. 2 RV. zur Reiches 
face erklärte „Schulweſen“ hinausgeht (ogl. Poesfh Anm. 5 zu Art. 148). 


590) So Sieſe S. 384 Anm. Fu Art. 148. — Zu eng m. E. auch Auſchütz S. 586 Anm. 3 
zu Art. 148. 307 


i) So z. B. die „Abend gymnaſien“, die nach Ziel, Organiſation, Lehrplan uſw. „Schulen“ 
im Rechtsſinne find. Vgl. Silbermann, Das Abendgymnaſium, Leipzig 1928. 
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ſtellung von Dienſtgebaͤuden, Beurlaubung von Beamten, Gewährung ſteuer⸗ 
licher Erleichterungen uſw. Die wirkſamſte Form der „Förderung“ iſt die Ein⸗ 
richtung und Unterhaltung; die Auffaſſung, daß das Gebot der Förderung 
die Führung des Unternehmens durch Dritte, Private, vorausſetze? ?), engt das 
Wort ein und iſt mit Sinn und Entſtehungsgeſchichte ') der Vorſchrift nicht 
vereinbar. Wenn auch nicht, wie im Schulweſen, die Öffentlichkeit des Volks⸗ 
bildungsweſens verfaffungsmäßiges Gebot iſt und private Veranſtaltungen auf 
dieſem Gebiete nicht, wie die Privatſchulen, in die zweite Linie geſtellt werden, 
ſo ſind doch öffentliche Einrichtungen dieſer Art nicht nur nicht verboten, ſon⸗ 
dern ſie entſprechen gewiß am beſten dem Gebot der Förderung und der An⸗ 
ſchauung, aus der dieſes Gebot entſprungen iſt. 


III. Gliederung des öffentlichen Schulweſens 
nach Bekenntnis und Weltanſchauung 
(Art. 146 L. II. 147 II. 174). 


1. Die allgemeine Lage des Problems. 


Bei der Arbeit, die Grundlagen des Schulweſens verfaſſungsrechtlich zu regeln, 
fand man für Deutſchland ungelöſt das Problem vor, ob grundſaͤtzlich die öffent⸗ 
lichen Schulen nach Bekenntniſſen getrennt zu organiſieren find oder für alle oder 
doch mehrere Bekenntniſſe gemeinfam™*), Dieſe grundſaͤtzliche Frage — die ſich 
naturgemäß erſt ergeben konnte, nachdem der Staat als Schulherr an die Stelle 
der Religionsgeſellſchaften getreten war's) — hatte in den über 120 Jahren 
ſeit dem Ausgang des 18. Jahrhunderts in den deutſchen Ländern und vielfach 


202) So anſcheinend Mausbach, Kulturfragen S. 99. 

23) Der Antrag, den Abſ. 4 dem (jegigen) Art. 147 anzufügen, iſt ausdrücklich abgelehnt 
worden (vgl. oben S. 95). Und zwar nach einer Polemik des Abg. Schulz gegen den Antrag 
(Sten. Ber., Bd. 328 S. 1682 A, B), in der betont wird, das in der Verfaſſung erwähnte Volks⸗ 
biloungsweſen ſolle ja gerade das öffentliche Volks bildungsweſen fein, es ſeien gerade gemein⸗ 
nützige Veranſtaltungen wünſchenswert, daneben bleibe das „private freie Volksbildungsweſen“ 


durch die Verfaſſung „in jeder Weiſe unberührt“. 
994) Über dieſes Problem bis kur. Verfaſſung Gans ch ü tz, Pr Verf Urk. S. 438ff.; 


a Pi hinwille- Gneif, Die konfeſſionelle Schule, Berlin 1869; v. Bremen, Das Schulunterhaltungsgeſetz, 
A 2 bL AM. 2. Aufl., Berlin⸗Stuttgart 1908 S. oe Rintelen, Das Verhältnis der Volksſchule Preußens 


zu Staat und Kirche, Paderborn 1888, Heß, Der Kampf um die Schule in Preußen 1872—1906, 
Köln DR : 

255) Es iſt alſo unrichtig und verwirrend, die Bekenntnisſchule als „Kirchenſchule“ oder ähnlich 
zu bezeichnen. Die ganze im Text beſprochene Frage gibt es überhaupt nur für die Staats ſchule. 
Aber auch von der Frage des Religionsunterrichts, der Weltlichkeit des Schulweſens uſw. muß 
das hier behandelte Problem grundſätzlich ſtreng geſchieden werden: hier ſteht allein ein organi⸗ 
ſatoriſches Prinzip in Frage, die Erheblichkeit oder Unerheblichkeit der Bekenntniszugehörigkeit 
für die Gliederung in einzelne Schulen. Das Geſamtproblem des Verhältniſſes von Kirche und 
Schule erſcheint hier in einer ganz beſonderen, eigenartigen Ausgeſtaltung. 
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auch für die einzelnen Schularten verſchiedene Antworten gefunden. Für die 
öffentlichen Volksſchulendde) find drei große Rechtsgebiete zu unterſcheiden: die 
Gebiete der Bekenntnisſchule, die der chriſtlichen oder allgemeinen Simultanſchule 
und Gebiete, in denen beide Schulformen nebeneinander beſtehen. Dabei ijt”) 
nach der ſeitherigen Rechtsentwicklung als Bekenntnisſchule eine Schule anzu⸗ 
ſprechen, „bei der grundſätzlich nur Lehrer eines und desſelben Bekenntniſſes an⸗ 
geſtellt und Schüler des gleichen Bekenntniſſes aufgenommen werden“, als 
„Simultanſchule“ eine Schule, bei der beides, Anſtellung und Aufnahme, ohne 
Anſehen des Glaubensbekenntniſſes erfolgt“; derart, daß bei der Bekenntnis⸗ 
ſchule die Schüler nicht nur den religiöſen, ſondern den geſamten Unterricht 
regelmäßig von Lehrern ihres Bekenntniſſes erhalten, bei der Simultanſchule 
dagegen eine Trennung der Schüler nach Bekenntniſſen nur im Religions⸗ 
unterricht ſtattfindet vs). Zu den Bekenntnisſchulgebieten? “ find die Rechts⸗ 


296) Aber das Partikularrecht vor der RV. vgl. für Preußen beſonders v. Bremen a. a. O. 
S. 79ff- 


297) Diefe Unterſcheibung — wie die oben im Text weiter behandelte Scheidung nach Rechts⸗ 
gebieten — hat nicht nur hiſtoriſche Bedeutung, ſondern iſt rechtlich entſcheidend für die Aus⸗ 
legung und praktiſche Durchführung des Art. 174 Satz 2 RV. (vgl. unten S. 137 ff.). Dabei bietet 
die Entſcheidung, ob in einem Lande oder Gebiet die Simultanſchule oder die Bekenntnisſchule 
Regelſchulform iſt, im allgemeinen keine Schwierigkeiten für konfeſſionell gemiſchte Gebiete. 
In Gebieten dagegen, In denen eine Konfeſſion ſtark überwiegt, iſt vielfach ſchwer zu beſtimmen 
ob, bei Fehlen einer ausdrücklichen Bezeichnung, eine Bekenntnisſchule vorliegt (in die die wenigen 
Kinder anderer Konfeffionen mangels eigener Bekenntnisſchulen nur aus praktiſchen Gründen 
mit eingeſchult wurden), oder Simultanſchulen (die grundſätzlich von vornherein für verſchiedene 
Konfeſſionen beſtimmt waren). Und ſelbſt wo eine ausdrückliche Bezeichnung oder ſonſtige Kriz 
terien für die eine Schulform ſprechen, iſt es möglich, daß die tatſaͤchliche Entwicklung einer längeren 
Zeit ohne formelle Geſetzesänderung die Schulform gewandelt hat. Hier muß der tatſächliche 
Charakter der Schulen unter Heranziehung anderer Merkmale (z. B. Religionsunterricht für ein 
oder mehrere Belenntniffe, Zuſammenſetzung der Aufſichtsorgane, Lehrplan) feſtgeſtellt werden. 
Daher im weſentlichen die Zweifel für eine Reihe von Gebieten. Vgl. auch unten S. 137ff. 


98) Dieſe Begriffsbeſtimmungen find aus Anſchütz, Pr VerfUrk. S. 440 entnommen. Zur 
Definition der beiden Schulformen vgl. ferner v. Bremen, Schulunterhaltungsgeſetz S. 86; 
Anſchütz, RV. S. 383. 

2) Bekenntnisſchulgebiete find: 

a) Preußen (mit Ausnahme des ehemaligen Herzogtums Naſſau, des Reſtgebiets der Provinz 
Pofen und der Stadtgebiete von Frankfurt a. M. und Hanau). Vgl. §§ 33 ff. SUG. vom 
28. Juli 190% Danach grundſaͤtzlich Deanne Simultanſchulen nur ($ 36), wo 


ſie beſtanden, in ar a Schulverbänden nur im bisherigen Verhältnis. 


b) Bayern. Vgl. & dg. vom 26. Auguſt 1883 Schulbedref-vem-r.-Auguſft- 2979, 
Schulauffichtsgef.- om rr Auguſt reac. 5 
-weiſe- GB 5 Sf 
c) Württemberg. Ausnahmslos Bekenntnisſchulen; . nur wahlweiſe zu⸗ 
gelaſſen für Hilfsſchulen und „„ .. Vat $e? . 
AA) Oldenburg. 232 R ebruar 1010 7 Ausnahmslos 
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gebiete zu rechnen, in denen organiſatoriſches Prinzip für die Gliederung des 
Volksſchulweſens in einzelne Schulkörper die Bekenntniszugehöͤrigkeit iſt; hierher 
gehören die verſchiedenſten Ausprägungen der „Bekenntnisſchule“, und zwar auch 
dann, wenn neben der grundſätzlich und tatſächlich durchaus vorherrſchenden Be⸗ 
kenntnisſchule in dem einzelnen Rechtsgebiet unter beſtimmten, einſchrankenden 
Vorausſetzungen auch andere Schulformen ausnahmsweiſe zugelaſſen find und 
vorkommen 00). Die Gebiete der chriſtlichen Simultanſchule n) gehen bei 
der Gliederung der Volksſchulen — wiederum entweder ausnahmslos oder doch 
als Regel — aus von dem Beſtehen von Schulorganismen, die grundſätzlich für 
die Angehörigen der beiden großen chriſtlichen Kirchen beſtimmt ſind; ob es auch 
Gebiete gibt, in denen die Form der allgemeinen, für Angehörige aller Be; 
kenntniſſe beſtimmten Simultanſchule als Regelform beſteht, iſt ſtreitig“). 
Schließlich beſtehen Rechtsgebiete, in denen rechtlich Bekenntnisſchulen und Si⸗ 
multanſchulen derart nebeneinander zuläſſig ſind und beſtehen, daß grundſätzli D 


Ze, beide Schulformen steigpgt a e e mis 
e 5 8 5 


preg he y . x 
hotel yn | 922/20. Oktober 19257 T6. September eee 8 
Mecklenburg⸗Schwerin (ſtreitig). ) 
MedlenburasStrelis (ftreitig). Schulordnungen von 1912, 1915, Geſ. vom 29. Januar 1919. 
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. VOR [GAR 2) 
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h) Sippe (freitig). Gefeg vom 11. März 1914. 4% > \ 
30) Wie in Preußen und Bayern, vgl. Anm. 299. alba. 2 Aug. ee 1930 


81) Hierher gehören ge Hehe, ML 2400) 
a) Preußen mit dem Gebiet des 


ehemaligen Herzogtums Naſſau (dazu Firnhaber, Die 
Naſſauiſche Simultanvolksſchule, Wiesbaden 1 Die naſſauiſchen Katholiken und die 
Simultanſchule, Düſſeldorf 1927) und der f Frankfurt a. M. und Han au 


(ogl. Preuß. Denkſchrift II 4, Aktenſtücke S. 129 f 
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Heſſen. Vgl. Volksſchulgeſ. vom 16. Juni 1874 
überwiegend Simultanſchulen, daneben ausnahmstbeiſe Bekenntnisſchulen. 


2 N 


Thüringen (ſtreitig). Vgl. Geſ. vom 17. Februar 7929 das an Stelle verſchiedener Ge⸗ 
Wifey fege der früheren thüring. Einzelſtaaten trat. Simultanſchulen; beſtehende Bekenntnis⸗ 


ſchulen bleiben beſtehen, neue unzuläſſig. Toy Horne, Al fa, . CFS . . 


9 Anhalt (ſtreitig). Gef. vom 22. April 1850. Klare Sonderbeſtimmungen fehlen; tatſächliche 
Behandlung der Schulen als Simultanſchulen. ALC recht an g.. Par 1 gag. 
2 Hamburg (fireitig). Gef. vom 11. November 1870. it 
h) Bremen (ſtreitig). Desgl. 
i) Lübeck (freitig). Gef. vom 20. Dftober 1885. Desgl. ae 
hu Hoh rtd) BERATEN Del Gef,vom 4. März 187, Desgte , Siggy. au f aeg, 
a ay Seel eln man Sachſen, Thüringen, gegebenenfalls auch die Hanſeſtädte rechnen. 
303) Hierher gehört Preußen mit dem iet der ehem. Provinz Pofen. Hier gilt noch (ogl. 
BUG. § 70) das Recht des AER. II 12, das nach herrſchender, m. E. zutreffender Auslegung recht⸗ 
lich Simultan⸗ und Konfeſſionsſchulen zur Wahl ſtellt— . 
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leren und höheren Schulen iſt ein organiſatoriſches Prinzip meiſt nicht ge⸗ 
ſetzlich ausgeſprochen und auch verwaltungsmäßig in der Regel nicht derart grund⸗ 
ſätzlich und allgemeingültig feſtgelegt wie für die Volksſchulen; es finden ſich in 
den einzelnen deutſchen Ländern die erwähnten Schulformen meiſt nicht nur tat; 
fächlich, ſondern auch rechtlich gleichgeſtellt nebeneinander“). 


Ungelöft war bei Schaffung der RV. nicht nur die Aufgabe grundſaͤtzlich 
einheitlicher Beantwortung der eingangs geſtellten Frage: das Grundproblem 
ſelbſt gehörte zu den ſchulpolitiſchen Fragen, in denen ſich die entgegengeſetzten 
Auffaſſungen unvermittelt gegenüberſtanden. Auf der einen Seite die For⸗ 
derung organiſatoriſcher Trennung der Schulen aller Grade, vor allem aber der 
Volksſchulen, nach dem Bekenntnis, der Bekenntnisſchulgedanke, regel⸗ 
mäßig vertreten von den Religionsgeſellſchaften, beſonders folgerichtig von der 
katholiſchen Kirche und den poſitiv⸗kirchlichen Kreiſen, beruhend auf der Idee reli⸗ 
giöſer Erziehung und der alten Tendenz bekenntnismäßiger Abſonderung, aber 
auch, beſonders neuerdings, mit getragen von der Betonung der erzieheriſchen 
Aufgabe der Schule, die gemeinſame Geſinnung vorausſetze; auf der anderen 
Seite der Simultanſchulgedanke, die grundfaglidhe Forderung der Zus 
ſammenfaſſung der Kinder in Schulen ohne Rückſicht auf ihr Bekenntnis, der 
Aufklärungszeit entſtammend und um die Wende des 18. Jahrhunderts vielfach 
als ſelbſtverſtändlich geltend, (pater aufgegriffen und umgeformt von der Eins 
heitsſchulbewegung “s) zu einem ihrer Poſtulate auf padagogiſcher, volkserziehe⸗ 
riſcher und nationaler Grundlage. Zu der bunten Verſchiedenartigkeit der 
Rechtslage trat alſo die lebhafte Beanſtandung aller beſtehenden Rechtsſyſteme: 
in den Simultanſchulgebieten beſtand, im einzelnen in verſchiedenem Umfange, 
eine Gegenſtrömung, die mindeſtens Zulaſſung von Bekenntnisſchulen forderte — 
in den Gebieten der Bekenntnisſchule drängte Liberalismus und Einheitsſchul⸗ 
bewegung auf Einführung der für alle verbindlichen Simultanſchule. 

Dieſer Lage — die hier nur eben in den Grundzügen ſkizziert werden kann — ſah 
man ſich in Weimar gegenüber, als der Verfaſſungsausſchuß an die Aufſtellung 
von Grundſätzen für das Schulweſen ging. 


2. Der Verlauf der Weimarer Beratungen. 


Aber die Frage der bekenntnismäßigen oder weltanſchaulichen Gliederung der 
Volksſchule enthielt der Reg. Entw. weder eine poſitive noch eine negative Bez 


06) Für die preußiſchen öffentlichen höheren Schulen vgl. Gneiſt, Die tonfeffionelle 
Schule, Berlin 1869; Wieſe, Das höhere Schulweſen in Preußen, Hiſtoriſch⸗ſtatiſtiſche Darſtellung, 
Bd. 2 S. 19 ff., Bd. 3 S. 18 f., Bd. 4 S. 40 f.; Friebe, in Staats⸗ und Selbſtverwaltung, 
Jahrg. 6 S. 70 ff.; Lan dé, in Mon Schr. f. höh. Schulen 1929 Keſt a u. . 

208) Vgl. oben S. 73. 
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ſtimmung; auch mittelbar war aus ſeinen wenigen Sätzen für dieſe Frage nichts 
zu entnehmen. Die Frage Simultan⸗ oder Bekenntnisſchule ſollte reichsver⸗ 
faſſungsrechtlich nicht geregelt, d. h. zunächſt dem Landesrecht überlaſſen 
werdendes). 


Dieſer Standpunkt beherrſcht zunächſt auch die erſte Leſung im Verf A. Die 
verſchiedenen Entwürfe eines Katalogs der Grundrechte und Anträge dazu ets 
wähnen die Frage nichts?). Erſt der Antrag Dr. Seyfert dos) greift die Frage auf, 
indem er von einer „für alle Klaſſen und Bekenntniſſe gemeinſamen Grundſchule 
(der allgemeinen Volksſchule)“ ſpricht. In der Debatte wird indes die Frage 
Simultan⸗Konfeſſionsſchule nur wenig berührt“). Bei der Abſtimmung 0) 
werden in dem Antrag Dr. Seyfert die Worte „Klaſſen und Bekenntniſſe“ ge⸗ 
ſtrichen (Verf. A. S. 230), fo daß nur von der „für alle gemeinſamen“ Grundſchule 
die Rede iſt. Ob mit dieſer Formulierung die Simultanſchulfrage offen blieb oder 
die ſimultane Grundſchule verfaſſungsmäßig feſtgelegt wurde, wurde zwiſchen 
erſter und zweiter Leſung ſtreitig. Weil in weiten Kreiſen trotz Streichung der 
genannten Worte der erwähnte Satz als verfaſſungsmäßige Feſtlegung der Si⸗ 
multanſchule verſtanden wurde !), wurden nun in zweiter Leſung im Verf A. 
neue Anträge geſtellt. 


206) Vgl. oben Anm. 25. 

307) Vgl. Verf A. S. 171 ff. — Auch der Satz des Naumannſchen Entwurfs (Antrag Nr. 82, 
Art. 32 Abſ. 6, Verf A. S. 172): 

„Die öffentliche Einheitsſchule wird erſtrebt, ohne den Geiſt des Fortſchritts zu lahmen“ 1 
zu allgemein gehalten, als daß in ihm ein Verſuch der Feſtlegung der Simultanſchule geſehen 
werden könnte. — Selbſt Abg. Sröber hebt (Verf A. S. 209) als Berichterftatter hervor, daß ſich 
wegen der Verſchiedenartigkeit der Landesgeſetzgebung eine Beſtimmung über die Konfeſſions⸗ 
ſchulfrage in der RV. nicht treffen laſſe, macht ſich alſo die Beanſtandung des Abg. Dr. Spahn in 
der erſten Leſung im Plenum (Sten. Ber. Bd. 326 S. 380 D.), daß die konfeſſionelle Volksſchule in 
dem Entwurf nicht geregelt ſei, nicht zu eigen. 

808) Nr. 98 Verf A. S. 210, Art. 31 Ziff. 5 Satz 2. 

30) Die Frage des Religionsunterrichts ſteht als Teilfrage aus dem Geſamtproblem Kirche 
Schule in erſter Leſung faſt allein im Vordergrunde. Gegen Zulaſſung öffentlicher Konfeſſions⸗ 
ſchulen ganz kurz Frau Abg. Pfülf (Verf A. S. 21x: „Die öffentlichen Schulen ſollen nicht Kon⸗ 
feſſionsſchulen ſein, ſondern ſollen organiſch ausgeſtaltet ſein. ..“); der Ausſchaltung der Bes 
kenntnisſchule widerſprechen die Abg. Rheinländer (Verf A. S. 214. .. Deshalb können wir 
auf den Antrag Dr. Seyfert inſoweit unter keinen Umſtänden eingehen, als er Kinder aller Be⸗ 
kenntniſſe in einer gemeinſamen Schule zuſammenbringen möchte.. .), D. Traub (S. 215f.). 


310) Von Bedeutung war ein Mißverſtändnis bei der Abſtimmung: Die Vertreter des Zen⸗ 
trums befanden ſich bei Zuſtimmung zu dem Antrag Seyfert auf Grund eines Zwiſchenrufs 
in dem Glauben, daß nur die Worte „und Bekenntniſſe“ geſtrichen waren, nicht auch das Wort 
„Klaſſen“ (vgl. Abg. Dr. Mausbach, Verf A. S. 524; Maus bach, Kulturfragen S. 86). 


311) Der Antrag Gröber wird (Verf A. S. 524) von dem Abg. Dr. Maus bach ausdrücklich 
damit begründet, daß die Faſſung erſter Leſung in Zentrumskreiſen ſo aufgefaßt worden ſei, 
„als ob nun die Simultanſchule doch für alle deutſchen Bundesſtaaten geſetzlich feſtgelegt werden 
ſolle“. Abg. D. Mumm begründet (S. 529) ſeinen Autrag damit, er wolle „mit beſonderem 
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Im Vordergrunde ſteht der Antrag Grdber™*), in dem zum erſten Male der 
jetzt in Art. 146 Abſ. 2 niedergelegte Gedanke des Beſtimmungsrechts der Er⸗ 
ziehungsberechtigten anklingt: 


„ .. Die Volksſchule iſt nach dem Willen der Eltern und ſonſtiger Er⸗ 
ziehungsberechtigten ſo einzurichten, daß die Kinder den Unterricht tunlichſt 
von Lehrern ihres religidfen Bekenntniſſes erhalten. Sind in einer Gemeinde 
auf Antrag der Erziehungsberechtigten neben konfeſſtonellen Schulen nicht⸗ 
konfeſſionelle Schulen einzurichten, fo iſt der durch Abſtimmung feſtzuſtellende 
Wille der Erziehungsberechtigten als Grundlage für die verhältnismäßige 
Verteilung der Schulen zu nehmen“. 


Alſo Bekenntnisſchule als Regel, auf Antrag neben, nicht ſtatt ihrer „nicht⸗ 
konfeſſionelle“ (Simultans?) Schulen. Der Antrag wird abgelehnt“), nach ein⸗ 
gehender Ausſprachen ). Einen Ausweg aus den nicht überbrückbaren Gegen⸗ 


Nachdruck feſtſtellen, daß es nicht Abſicht der neuen Verfaſſung iſt, die Konfeſſionsſchule zu bes 
ſeitigen“. Beides iſt für die Auslegung des Art. 146 RV. wichtig (vgl. S. 109) — Wie ſelbſt⸗ 
verſtändlich man von Anfang an damals auch im Zentrum annahm, daß die öffentliche Schule 
ſimultan fein werde, läßt das Drängen auf Zulaſſung privater Schulen und u. a. eine Außerung 
des Abg. Dr. Kaas (Verf. S. 194) erkennen, der die Forderung der Zulaſſung von Privats 
ſchulen mit Hinweis auf die Harte eines Zwanges in die „ſtaatliche Simultanſchule“ begründet. 
Daß noch gegen Ende ber zweiten Leſung im Verf A. gerade das Zentrum die in erſter Leſung be⸗ 
ſchloſſene, in zweiter Leſung beibehaltene Faſſung im Sinne verfaſſungsmaͤßiger Feſtlegung der 
Simultanſchule aufgefaßt hat, beweiſt auch eine gelegentliche Bemerkung des Abg. Dr. Hitze 
(Verfa. S. 535), der die Toleranzbeſtimmung des Art. 148 Abſ. 2 mit dem Hinweis darauf be⸗ 
gründet, „bei der ſimultanen Organiſation der Schule“ gehöre außerordentlich viel Takt dazu, 
daß der Lehrer nicht die religidfen Gefühle der Schüler verletze. Vgl. auch Maus bach, Kultur⸗ 
fragen S. 98. 


312) Verf A. S. 524. 

318) Verf A. S. 529. 

214) Verf A. S. 524 ff. In der Ausſprache ſtehen ſich die Vertreter des Zentrums (Abg. Dr. 
Maus bach S. 524f., Dr. Brauns S. 527, Rheinländer S. 527f., Gräber S. 529) und der 
Oeutſchnationalen (Abg. Dr. v. Delbrück S. 526f., 529) einerſelts, Demokraten (Abgg. Weiß 
S. 526, Koch S. 528) und Sozialdemokraten (Abgg. Dr. Duard S. 525 f., Dr. Cohn S. 529) 
gegenüber. Beide Teile tragen die bekannten Argumente für und gegen Bekenntnisſchule und 
Simultanſchule vor; jetzt ſtreiten, anders als in erſter Leſung, die Anhänger der Bekenntnisſchule 
für Regelung in der RB. ſelbſt, die Gegner für Aberlaſſung der Frage an die Landesgeſetzgebung. 
Weſentlich ſind noch die deutſchnationalen Anträge: außer einem Antrag D. Mumm (Verf A. 
S. 529, Ablehnung: S. 530), die Grundſchule als die für alle Volksſchichten gemeinſame 
Schule zu bezeichnen, ein Eventualantrag v. Delbrück (Verf A. S. 526f., 529), der zuerſt Simul⸗ 
tans und Bekenntnisſch ule gleidftellt und zuerſt den Begriff des geordneten Schulbetriebes bringt: 


„Ob die Schulen für alle Bekenntniſſe gemeinſchaftlich oder nach Bekenntniſſen geſchieden 
eingerichtet werden ſollen, iſt nach Anhörung der Erziehungsberechtigten zu entſcheiden, 
deren Wünſche berückſichtigt werden ſollen, ſoweit fie mit den Intereſſen eines geordneten 
Schulbetriebs vereinbar ſind.“ 


Vgl. im übrigen den Bericht des Abg. Weiß, Sten. Ber. Bd. 328 S. 1675 Cff. 
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ſätzen bot ſchließlich der vom Abg. Koch 1s) begründete demokratiſche Vermittlungs⸗ 
antrag Weiß⸗Seyfert⸗Koch, als Abſ. 2 anzufügen: 
„Ob und wieweit bei der Gliederung der Volksſchule Kinder des gleichen 
Bekenntniſſes auf Antrag der Erziehungsberechtigten vereinigt werden 
können, beſtimmt die Landesgeſetzgebung“, 


angenommen mit der Anderung, daß am Schluſſe ſtatt „Landesgeſetzgebung“ 
nur „Geſetzgebung“ geſagt wird 1e). 


Die entſcheidende Wendung brachte das erſte Weimarer Schulkompro⸗ 

miß 817); 

„Ob und wieweit die Schulen innerhalb der Gemeinden für alle Bekenntniſſe 

gemeinſam oder nach Bekenntniſſen getrennt oder bekenntnisfrei (weltlich) 

ſein ſollen, entſcheidet der Wille der Erziehungsberechtigten, ſoweit dies mit 

einem geordneten Schulbetriebe zu vereinigen iſt. Das Nähere beſtimmt ein 

baldigſt zu erlaſſendes Reichsgeſetz. Bis zum Erlaſſe dieſes Geſetzes bleibt es 

bei den beſtehenden Vorſchriften“. 
Alſo Simultan⸗, Bekenntnis⸗ oder — neu — weltliche Schule, keine bevor⸗ 
zugt, je nach dem Willen der Eltern, Aufnahme des Gedankens des geordneten 
Schulbetriebes und, hier zuerſt, Sperrung des Landesrechts bis zu einem Aus⸗ 
führungsgeſetz. Dieſe Kompromißlöſung, zuſtande gekommen) durch Verein; 
barung der Sozialdemokraten und des Zentrums, alſo ohne die Demokraten, 
ſteht im Mittelpunkt der Ausſprache in zweiter Leſung im Plenum! ). Die vers 
einbarte Faſſung wird mit der einen Anderung angenommen“), daß ſtatt 
„Schulen“ geſagt wird „Volksſchulen“ ). 


315) Verf A. S. 528. 

316) Dazu Abg. Koch, Verf A. S. 529. — In dieſer Faſſung Art. 143 Abſ. 2 (Verf A. S. 13). 

217) Antrag Löbe⸗Gröber, Druckſ. Nr. 566, Bd. 337 S. 335, Ziff. 1a. 

318) Vgl. oben Anm. 65. 

19) Aus der, bei aller Lebhaftigkeit, Auslegungs material (hon um des willen nicht zu ge⸗ 
winnen iſt, weil alle Außerungen ſich auf eine Formulierung beziehen, die im 2. Kompromiß ein⸗ 
ſchneidend geändert wurde. Was in der ſchulpolitiſchen Auseinanderſetzung oft überſehen wird. 

320) Sten. Ber. Bd. 328 S. 1716A. 

321) Ebd. S. 1715 C, D. — Drei Anderungsanträge der Rechtsparteien werden abgelehnt: 

a) ein Antrag Arnſtadt u. Gen., Druckſ. Nr. 413 Ziff. 10: 
„Ob und inwieweit bei der Gliederung der Volksſchule Kinder des gleichen Bekenntniſſes 
vereinigt werden können, iſt nach den Anträgen der Erziehungsberechtigten zu entſcheiden, 
fofern fie mit den Intereſſen eines geordneten Schulweſens vereinbar ſind“ (Sten. Ber. 
Bd. 328 S. 1715 C.); 
b) ein Antrag D. Mumm u. Gen. Nr. 579, das Wort „bekenntnisfrei“ durch „bekenntnislos“ 
zu erſetzen (Sten. Ber. Bd. 328 S. 1715 D); 
c) ein Antrag Dr. Düringer =D. Mumm = Dr. Kahl Nr. 580 (Bd. 337 S. 342), den 
Schlußſatz ſo zu faſſen: 
„Bis zum Erlaß dieſes Geſetzes bleibt es bei den Vorſchriften, die am 9. November 1918 
beſtanden“ (Sten. Ber. Bd. 328 S. 1715 D). 
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Die ſo in zweiter Leſung feſtgelegte Faſſung wird umgeſtaltet in den Verhand⸗ 
lungen, die zwiſchen zweiter und dritter Leſung unter Hinzuziehung der Demokra⸗ 
tiſchen Partei wieder aufgenommen werden, und die zu dem zweiten Weimarer 
Schulkompromiß ') führen, das als Art. 143 Wb. 2 wörtlich die jetzt geltende 

Faſſung des Art. 146 Abſ. 2 vorſchlägt ??). 


Alſo jetzt, im Gegenſatz zum erſten Kompromiß, Voranſtellung und Bevor⸗ 
rechtung der Simultanſchule und Anträge der Erziehungsberechtigten nur noch 
für die beiden anderen Schulformen, außerdem ſchaͤrfere Betonung des geordneten 
Schulbetriebes. Die Ausſprache über die neue Faſſung im Plenum in dritter 
Leſung unterſcheide: ſich von der zweiten Leſung durch die erheblich geringeren 


21) Antrag Löbe⸗Eröber⸗Schiffer, Drudf. Nr. 724 (Bd. 338 S. 500) Ziff. 1. 


s) Wichtig für die Interpretation dieſer Faſſung tft die Erklärung des USS. Schulz vom 
31. Juli 1919 (Sten. Ber. Bd. 329 S. 2161 f.), deren Zuſtandekommen und Bedeutung oben S. 47f. 
erörtert iſt: 


„. . . Dadurch wird die „für alle“... alfo auch für alle Bekenntniſſe gemeinſame 


Schule als die Regel aufgeſtellt. In dieſer Auslegung ſind ſich die drei antragftellenden 
Parteien und die Regierung einig. 


Der nunmehr neu beantragte Abſ. 2 verſchafft demgegenüber den abweichenden Schul⸗ 
formen ihr verfaffungsmäßiges Recht, und zwar dergeſtalt, daß ſie als Grundſchule 
im Sinne des Abf. 1 zu gelten haben. Als ſolche Schulformen werden angeſehen die 
Volksſchulen beſtimmter religiöſer Bekenntniſſe, alſo die katholiſchen, evangeliſchen, 
jüdiſchen, freireligidfen und ſonſtigen Bekenntniſſe, ferner aber auch die rein weltlichen 


Schulen, die belenntnisfreien Schulen, in denen Religions unterricht überhaupt nicht 
erteilt wird. 


Dieſe Schulen ſollen innerhalb der Gemeinden errichtet werden koͤnnen, wenn beſtimmte 
Vorausſetzungen erfüllt werden. Dieſe Vorausſetzungen ſind erſtens ein ordnungsgemäßer 
Antrag einer aus reichenden Zahl von Erziehungsberechtigten der Gemeinde, zweitens die 
Aufrechterhaltung eines geordneten Schulbetriebs, wozu auch die Forderungen des erſten 
Abſatzes von Art 143 zu rechnen find. Damit fol alfo vor allen Dingen erreicht werden, 
daß der Weg zur ſozialen Einheitsſchule durch Schaffung geeigneter Übergänge und Brücken 
von den Volksſchulen zu den mittleren und höheren Schulen nicht verſchraͤnkt wird, daß ferner 
das öffentliche Schulweſen nicht durch hemmungsloſe Errichtung nichtleiſtungsfaͤhiger 
Schulen beeinträchtigt wird, und daß eine Gliederung des Schulweſens nach der Verſchieden⸗ 
heit der Begabung nicht unmöglich gemacht wird. Sind die gekennzeichneten Vorausſetzungen 
erfüllt, ſo muß dem Antrage ſtattgegeben werden, wobei der Wille der Erziehungsberechtigten 
möglichſt zu berüdfichtigen tft. 


Wer als Erziel ungsberechtigter anzuſehen tft, wie viele von ihnen innerhalb der Gemeinden 
je nach deren Einwohnerzahl und anderen in Betracht kommenden Verhältniffen zur Stellung 
des Antrages norwendig find, wie viele Schulen einzurichten find und in welcher organiſato⸗ 
riſchen Form, damit dem Willen der Erziehungsberechtigten nach Möglichkeit entſprochen 
wird, ohne daß dadurch die Vorausſetzungen gefaͤhrdet werden, das ſoll die Landesgeſetz⸗ 


gebung regeln. Aber nicht lediglich nach eigenem Ermeſſen, ſondern nach den Grundſätzen, 
die dafür ein Reichsgeſetz aufzuſtellen hat...“ 


Für die Auslegung der Beſtimmung ſind weiter wichtig die Außerungen des Abg. Schiffer 
Bd. 329 S. 2163 D. f. 


} 


— 
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Widerſtände gegen die neue Kompromißlöſung, der jetzt außer der Reichsregie⸗ 
rung?4) und den drei Kompromißparteien“) auch die Deutſchnationalen??) 
zuſtimmend :?). Die beantragte Faſſung wird, ohne daß Abänderungsanträge 
geſtellt werden, angenommen?? ). 


— 
— — en 


= 


———— 


3. Die Kompromißlöſung der Reichsverfaſfung. 


Die ſo entſtandene Beſtimmung bringt, wie ohne weiteres erſichtlich, keine 
Löſung des Problems. Weder formal: Die Verſchiedenheit der Rechts⸗ 
gebiete innerhalb des Reichs wird zwar durch einige Grundſätze überbrückt, die 
aber eine einheitliche Wirkung nicht haben, weil die Löſung der Entſcheidung 
jeder Gemeinde überlaſſen wird. Noch inhaltlich: Keine der Schulformen 
wird reichsrechtlich als die einzig zuläſſige Schulform erklärt. In beiden Beziehun⸗ 
gen tritt an die Stelle einer Löſung ein Kompromiß. 


ee 


a) Die RV. entſcheidet nicht ſelbſt in dem alten Streit zwiſchen Si⸗ 
multanſchule und Konfeſſionsſchule. Sie überläßt die Entſcheidung, mit ge⸗ 
wiſſen Vorbehalten und in gewiſſen Grenzen, den Erziehungsberechtigten. 
Dieſer Ausweg iſt nicht ſo neu, wie oft angenommen wird, man fand ihn, in 
engen Grenzen, vor z. B. im preußiſchen Volksſchulrecht??'). Wenn die Er⸗ 
ziehungsberechtigten eine öffentliche Volksſchule ihrer Richtung beantragen, muß 


ſie, unter beſtimmten Vorausſetzungen, auf öffentliche Koſten, als öffentliche 
Schule, von der öffentlichen Körperſchaft, die Träger der Volksſchullaſt iſt, einge⸗ 
richtet und unterhalten werden. Ein öffentliches Geſtaltungsrecht der Erziehungs⸗ 
berechtigten alſo, eine Befugnis zu geſtaltender Mitwirkung an dem Schulaufbau 
innerhalb der einzelnen Gemeinde. Ein Recht der Erziehungsberechtigten, das ſich 
der Rechtsform nach unterſcheidet von dem Elternrecht des Art. 120 RV. 0). Dort 
ein individuelles Freiheitsrecht im urſprünglichen Grundrechtsſinne, Eingriffe des 
Staates in die Sphäre von Individuum und Familie abwehrend, hier die Ver⸗ 
leihung eines poſitiven, dem Wahlrecht ähnlichen Rechts auf eine Willenskund⸗ 
gebung innerhalb der gegebenenfalls dadurch zu beeinfluſſenden ſtaatlichen Schul⸗ 
W So ſehr auch beide Vorſchriften ſchulpolitiſch dem gleichen Ge⸗ 


a uste. Schulz, Sten. Ber. Bd, 329 S. 2169. 


25) Abgg. Schiffer S. 2163 Df., Gröber S. 2177f., Katzenſteln S. 2172f., Dr. Luppe 
S. 2173f. 


226) Abg. D. Mumm S. 2165 A, B, 2166. 
337) Dagegen nur nod Abgg. Dr. Runkel S. 2168f. und Kunert S. 2170f. 
$28) A. a. O. S. 2174f. 


229) Bol, BUG. vom 28. Juli 1906 § 36 Abſ. 9, . ari’ e. tegen Fax, eee. Mer. lee,. ac ere, be, eg e, FG. Dr 
380) Rel, oben S. 51. . e ace, Map ke. ze 5 ‘Wor Guy m AA: BOY RP 9. a. 
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dankenkreis entſtammen, iſt doch hier ein Freiheitsrecht zu einem Geſtaltungsrecht 
umgeformt“). 


b) Die RV. nimmt als Gebietseinheit für die Regelung der Frage nicht 
das Reich, nicht das Land, auch nicht eines der bisherigen Rechtsgebiete, ſondern 
die Gemeinden). Während die Grundfäge für den Schulaufbau im übrigen 
(Art. 146 Abſ. 1) für das Reich einheitlich gelten, ſoll über die Gliederung der 
öffentlichen Volksſchulen nach Bekenntnis und Weltanſchauung „innerhalb der 
Gemeinden“ jeweils verſchieden beſtimmt werden dürfen. 


c) Die RV. ſchiebt ſchließlich (Art. 146 Abſ. 2 Satz 3) die Geltung ihrer 
eigenen Löſung ausdrücklich auf bis zu geſetzlicher “) Regelung der Einzel⸗ 
heiten (des „Näheren“) 8c). Die unmittelbare Rechtsgeltung der Verfaſſungs⸗ 


331) Aus dieſer Auffaſſung können ſich Folgerungen ergeben für die Ausgeſtaltung des Antrags⸗ 
rechts in einem künftigen Reichsvolksſchulgeſetz. Sieht man, wie es gemeinhin geſchieht, in Art. 146 
Abſ. 2 nur den Ausdruck eines Freiheitsrechts, ſo wird man folgerichtig den Anſpruch des 
Erziehungs berechtigten in dem Recht auf eine Schule nur für ſeine Kinder, Mündel uſw. 
ſich erſchöpfen laſſen. Konſtruiert man dagegen die Antragsbefugnis als vofitive Geſtaltungs⸗ 
befugnis, ſo iſt damit die Bildung von Elterngruppen vereinbar, der gegebenenfalls, wie 
anderen ſoziologiſchen Gruppen, der einzelne ordnen muß Inſoweit kann ich, in der 
Begründung, der Auffaſſung von Poetzſ „S. 467 (unten) nicht folgen. Vgl. auch 
Holſtein, Arch. öff. Recht N. F. Bd. 12 S. 217 ff.;. Arndt, RV. ©. 372; Medbach, 
Ste. f. Pol. 1928 S. 188. C. A. Moda, Hareb 1932, 224f- 


332) Das if auch hier, wie in Art. 143 Abſ. 1 Satz 2 und in Art. 144 Satz 1 (vgl. S. 66, 70), 
nicht notwendig die politiſche Gemeinde, ſondern gegebenenfalls auch eine andere, der Errichtung 
oder Unterhaltung öffentlicher Schulen dienende, beſondere oͤffentliche Körperſchaft. So auch 
Entw. 1921 § 5, Entw. 1925 § 3, Entw. 1927 § 6, Preuß. Denkſchr. Cx (Aktenſtücke S. 14, 28, 
46, 62, 73, 90, 144). 

333) Dabei iff gewiä, daß die Grundfäge nur durch formelles Reichsgeſetz feſtgelegt werden 
können, weil es Verwaltungsanordnungen des Reichs auf dem Schulgebiet grundfägiih nicht 
gibt und die Befugnis der Reichsregierung (Art. 15 Abſ. 2 Satz 1 RV.) zum Erlaß allgemeiner 
Ausführungsanweiſungen hier durch die beſondere Anordnung reichsgeſetzlicher Regelung zu⸗ 
nächſt ausgeſchaltet ift. Zweifelhaft dagegen kann fein, ob Art. 146 auch die Länder nötigt, das 
künftige Reichsvoltsſchulgeſetz durch formales Landesgeſetz ſtatt gegebenenfalls durch Verord⸗ 
nung auszuführen, oder ob „Landesgeſetzgebung“ hier, wie vielfach ſonſt in der RV. nur heißen 
ſoll „Landesrecht“. Immerhin dürfte, wenn das RSchGeſ. ſich wirklich auf die Aufſtellung 
allgemeiner Grundſaͤtze beſchränkt und dem Landesrecht einigen Spielraum läßt, dieſe Frage ohne 
praktiſche Bedeutung ſein. 


234) Mit welcher Vollſtändigkeit und Ausführlichkeit das Reichsgeſetz „das Nähere” regeln 
muß, iſt nicht beſtimmt. Die gelegentlich vertretene Meinung, ein Reichsgeſetz, das nicht alle 
Seiten von Art. 146 Abſ. 2 ſelbſt regele, fet nicht das dort vorgeſehene Reichsgeſetz, koͤnne alſo 
nicht genügen, um die Sperrvorſchrift des Art. 174 Satz 1 aufzuheben, iſt nicht haltbar: jedes 
Reichsgeſetz, das, wie auch immer im einzelnen, im Rahmen der Verfaſſungsregelung ſich als 
Ausführungsgeſetz gibt, genügt formal den Erforderniſſen der Art. 146 Abſ. 2 und 174 Satz 1. 
Formal wäre es danach z. B. auch zuläſſig, die Beſtimmung des geordneten Schulbetriebes 
dem Landesrecht zu überlaffen (vgl. Preuß. Denkſchr. A III, Aktenſtücke S. 132 f.). A. M. Meds 
bach, Ztſchr. f. Pol. 1928 S. 191. 
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beſtimmungen iſt alſo hier, noch ſtärker als in Art. 143 Abſ. 2, von der RV. 
ſelbſt klar verneint, und zwar aufſchiebend befriſtet“ ) 80). 

Leitender Grundgedanke dieſer Kompromißlöſung iſt, fo ſehr fie alle Merkmale 
des in einer Verlegenheit gefundenen Ausweges an ſich trägt, die Idee der 
Toleranz des Staates gegenüber den verſchiedenen Schulidealen, und 
zwar ſtaatlicher Toleranz bei Feſthalten an dem Gedanken der Staats- 
ſchule. Man hat auf der einen Seite darauf verzichtet, alle Kinder unter allen 
Umftanden in die eine, für alle Bekenntniſſe und Weltanſchauungen gemeinſame 
Schule zu zwingen, man iſt aber auch nicht ſo weit gegangen, die Schule den in 
gemeinſamer ſchulpolitiſcher Richtung zuſammengeſchloſſenen geſellſchaftlichen 
Gruppen in der Form öffentlicher oder privater Schulen der einzelnen Richtungen 
einfach zu überlaſſen. Der Mittelweg, der beſchritten worden iſt, iſt der der ſtaat⸗ 
lichen Simultanſchule, neben ) der im Volksſchulweſen öffentliche und private 
Schulen beſonderer Richtungen gewährleiſtet bzw. zugelaſſen ſind. 


4. Regelſchule und Antragſchulen. 


Hatte die RV. einmal darauf verzichtet, reichsrechtlich eine der Schulformen 
als die geltende zu beſtimmen, ſollten aber doch, entgegen dem Verzicht der 
Entwürfe und des Verf A., in der RV. ſelbſt Grundſätze über Simultan⸗ 
und Konfeſſionsſchule niedergelegt werden, fo ergab ſich zwangsläufig das — in 
dieſer Form neue — geſetzgeberiſche Problem, wie Art und Maß der Geltung der 
einzelnen Schulformen beſtimmt werden ſollte — der Schulformen, von denen 
(darin beſtand das Kompromiß) keine ausſchließlich da fein, keine ausgeſchloſſen 
fein, ſondern alle die beiden überlieferten Schulformen (jetzt noch vermehrt um 
eine dritte Form, die der weltlichen Schule) mögliche Formen der öffentlichen 
Volksſchule fein ſollten. Die Zulaffung aller Schulformen lag bereits in dem Ver⸗ 
zicht auf eine eigene allgemeingültige Löſung und war im Prinzip mit Vorlegung 
des erſten Schulkompromiſſes nicht mehr ſtreitig; der ganze Schulkampf in Weimar 
— und jetzt der Auslegungsſtreit — bewegt ſich nur noch um die eine Frage: 
Vorherrſchaft der einen dieſer Schulformen oder nicht. 

Wie dieſe Frage in Weimar ſchließlich beantwortet werden ſollte, iſt — im 
Prinzip, nich in allen Einzelheiten — aus der oben“ ') dargeſtellten Entſtehungs⸗ 

335) Über die Sperrung landesrechtlicher Anderungen für den gleichen Zeitraum vgl. unten 
S. 124. 


338) Das ausführende Reichsgeſetz, das Art. 146 Abſ. 2 Satz 3 vorſchreibt, iſt bis jetzt nicht 
ergangen. Drei amtliche Verſuche, unternommen in den Jahren 1921, 1925 und 1927, ſind ge⸗ 
ſcheitert. Einen Überblick über die Geſchichte der Entwürfe gibt Lande, Aktenſtücke S. rff.; 
dort find (S. 11ff.) die Entwürfe nebſt Begründung uſw. abgedruckt. 

237) Vgl. S. 114. 

8) S. goff. 
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geſchichte des Art. 146 Abſ. 2 vollkommen eindeutig abzuleſen. Der im Verf A. 
in zweiter Leſung einſetzende Kampf um die Frage zeitigte zunächſt zwei Formu⸗ 
lierungen, den Antrag Gröbers?“ ), der die Konfeſſionsſchule als Regel aufſtellt 
und daneben, nur auf Antrag „nichtkonfeſſionelle“ Schulen zulaſſen will, außerdem 
den Antrag v. Delbrück), der Simultanſchule und Konfeſſionsſchule grund⸗ 
ſätzlich gleichberechtigt nebeneinander nennt. Das erſte Schulkompromiß “) 
entſchied ſich unzweideutig für Gleichſtellung der — hier zuerſt in der Dreizahl 
erſcheinenden — Schulformen. Und der hauptſächlichſte Gegenſtand des Ringens, 
das unter Zuziehung der Demokraten um die Umformung dieſes erſten Schul⸗ 
kompromiſſes geführt wurde, die einzige weſentliche Anderung, die das zweite 
Kompromiß gegenüber dem erſten brachte, war nach der Abſicht der verhandelnden 
Parteien ohne jeden Zweifel gerade das Aufgeben der Gleichſtellung, die Sicherung 
einer Vorzugsſtellung für die Simultanſchule, die Unterſcheidung der Simultan⸗ 
ſchule als der Regelſchule von den beiden anderen Schulformen, die nur ausnahms⸗ 
weiſe, auf Antrag zugelaſſen werden ſollten. So unzulänglich auch der Ausdruck 
dieſer Abſichten ſein mag, ſo unklar und verſchieden auch die damaligen Vor⸗ 
ſtellungen über Art und Maß der Vorzugsſtellung, die die Simultanſchule haben 
ſollte: an der übereinſtimmenden Abſicht der Urheber des zweiten Schulkompro⸗ 
miſſes (und damit der heutigen Faſſung des Art. 146 Abſ. 2), die Simultanſchule 
aus den Schulformen herauszuheben, ihr eine Sonderſtellung zu geben, ſie als 


die Regelform der öffentlichen Volksſchule hinzuſtellen, die ohne Antragsverfahren 
da iſt, die anderen Schulformen aber als Sonderformen, deren Entſtehung eines 
Antrages bedarf — an dieſer Abſicht iſt ein Zweifel nicht möglich. Die im Auf⸗ 
trage der Regierung und der drei Kompromißparteien abgegebene Erklärung 
des USt. Schulze 42), die Beſtätigung durch den Abg. Gröber““ ), die Außerungen 
ſogar der Oppoſition s), die fpäteren Zeugniſſe der Verhandlungsführer aller 
Richtungen) ſichern die Feſtſtellung, daß dieſes die Abſicht der Schöpfer des 


£9) Oben S. ror. — d) Oben Anm. 314. — 1) Oben S. 102. — %) Oben Anm. 323. 


343) Oben S. 48 Anm. go. Wobei von Bedeutung iſt, daß Abg. Grö ber zu feiner Erklärung 
überhaupt nur veranlaßt worden war durch die voraufgegangene ſcharfe Erklarung des Abg. 
Hofmann für die Konfeſſionsſchule (Sten. Ber. Bd. 329 S. 2163 B) und mit ſeinen Worten 
gerade unter Zurückweiſung dieſer Erklarung ſich namens der Zentrumspartei zu dem Kompromiß 
bekannte. 


$44) Vgl. Abg. D. Mumm, Sten. Ber. Bd. 329 S. 2167 A C + » daß die Verfaſſung mehr 
oder weniger die Simultanſchule zur Regel macht...), Abg. Dr. Runkel a. a. O. S. 2168 D 
(„. .. Die Simultanſchule iſt hier als Reichsnormſchule feftgelegt. . .“) 


345) Vgl. Schulz, Leidensweg S. 56f.; Maus bach, Kulturfragen S. 93 (das zweite Schul⸗ 
kompromiß bedeutet „in Sachen der Volksſchule eine gewiſſe Verſchlechterung des erſten“), 104 
(„. . . Gegen dieſe Gleichſtellung der Simultanſchule einerſeits mit der Bekenntnisſchule, ander⸗ 
ſeits mit weltlicher, ſozialiſtiſcher Schule richtete ſich der Widerſtand der demokratiſchen und libe⸗ 
ralen; nachdem auf Grund desſelben eine gewiſſe Vorzugsſtellung der Simultanſchule in Abſ. ı 
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Art. 146 Abſ. 2 geweſen iſt. Eine Meinungsverſchiedenheit kann nur darüber be⸗ 
ſtehen, ob dieſe Abſicht im Tert der RV. zureichenden Ausdruck gefunden hat. 
Aber dieſe Frage iſt eine Kontroverſe““) entſtanden, die zur Grund⸗ und Vorfrage 
des ſchulpolitiſchen Kampfes um das Reichsvolksſchulgeſetz geworden iſt. Aus 
dem geltenden Text der RV. leſen die einen eine Vorzugsſtellung der Simultan⸗ 
ſchule (Regelſchultheorie), die anderen ihre grundſätzliche Gleichſtellung mit den 
anderen Schulformen (Gleichſtellungstheorie) heraus“ “). 


Der Gleichſtellungstheorie iſt zuzugeben, daß eine Vorzugsſtellung der Simul⸗ 
tanſchule aus den einzelnen Worten, Satzteilen und Sägen des erſten Abſatzes 


durchgeſetzt iſt, traten nun die beiden anderen Schularten allein auf und machen ihr Recht geltend 

. . ., 205 („. .. Damit ergibt ſich, daß der von der Verfaſſung Abſ. 1 aufgeſtellte Typ der 

Simultanſchule nicht der einzige iſt, ſondern in einem Wettbewerb ſteht einerſeits mit der reli⸗ 

gidfen Bekenntnisſchule, anderſeits mit der bekenntnisloſen Weltanſchauungsſchule.. .“), 106 

(,. . . Formell verſchieden it in den beiden Vereinbarungen, was die Kundgebung des Willens 

angeht, daß nach der erſten die Anhänger der Simultanſchule ihren Willen ebenſo äußern müſſen 

wie die der konfeſſtonellen und weltlichen Schule, während nach der zweiten die letzteren allein 

den Antrag zu ſtellen und ihren Willen geltend zu machen haben. Das mag an ſich eine Benach⸗ 

teiligung fein . . .), 108 („. .. Die Simultanſchule erſcheint freilich bevorzugt. Wie fie innerlich 

eine Miſchung und Vermittlungsform iſt, ſo ſteht ſie auch rechtlich als Durchſchnitts typ 

im Vordergrunde; die anderen, konkreten Schularten müſſen ſich durchſetzen oder behaupten. 

Jene hat eine allgemeine, vom Reich gusgehende Anerkennung gefunden lentſprechend der ‚ 4 — 
parlamentariſchen Lage! .. .“); Beyerleſim Deutſchen Volksblatt Nr. 196 vom 27. Auguſt 1921 eue, AL Uh ,., Mag EI ee. Lec 1b tet JA Gow lap N 
(„. . . Es iſt nicht möglich geweſen, in Weimar die Simultanſchule als Normaltyp des Bers = — . Ha 
faſſungsrechts zu verhindern. ..); Luppe in Frankfurter Zeitung. Nr. 574 vom 6. Auguſt 1919 Perth Hr Tr: eek rech. : we ; ne ch mee, 75 Sa. 


(„. . . Zwar wurde die Einheitsſchule nicht erreicht . „ dafür aber die Anerkennung der Simul⸗ 0 ae. drin, Elche ee gar ba BL 


tanſchule in ihrem bisherigen Beſtand und als Normalihule. .. Für die Volksſchulen 
gilt als Norm, daß fie nicht nach Bekenntniſſen getrennt find. ..“). 


346) Diefe Kontroverſe beſtand nicht in den Jahren 1919/20. Eine Vorzugsſtellung der 
Simultanſchule war damals unbeſtritten, ſie wurde erſt Mitte 1921, gelegentlich der Beratung 
des Entw. 1921, ſtreitig. Kennzeichnend dafür außer den pben Anm. 345 wiedergegebenen Aus⸗ 
führungen von Maus bach aus 1920 und Beyerle au 1}. B. Eismann, Staat und Kirche 
(Heft 3 der Sammlung „Zentrumspolitik in Preußen“, Auguſt 1919) S. 11 (der von dem „großen 
Opfer“ ſpricht, das das zweite Kompromiß vom Zentrum verlangt habe); Kley, Zentrum und 
Schule (Heft 4 a. a. O., Mai 1920) S. 17f.: „. .. Art. 146 ſieht alfo in feinem erſten Abſatze 
die Simultanſchule als die Regel an und will nur dann die Bekenntnis⸗ (konfeſſionelle) Schule, 
wenn Erziehungsberechtigte ſie verlangen. Wo aber Erziehungsberechtigte einen Antrag auf Er 
Errichtung einer konfeſſionellen Schule nicht ſtellen, wird es nur Simultanſchulen geben. Zee 5 


247) Eine dritte Theorie — daß die Verfaſſung die Simultanſchule als Schulform gar nicht heer } 2 

kenne und regele, daß alſo ein verfaſſungsmäßiger Zwang, ſie überhaupt vorzuſehen, gar NASE, 66,61. Berger 
beſtehe — iff, nachdem fie der Gleichſtellungstheorie vielfach unausgeſprochen zugrunde gelege * 
hatte, kürzlich wirklich vertreten worden (vgl. Möller, Ot. Jur.⸗Ztg. 1928 S. 635ff., 872f. ). 
Alſo über 100 Jahre Kampf zwiſchen Bekenntnisſchule und Simultanſchule, eine ganze Zahl ges 
ſetzgeberiſcher Anläufe in Preußen, eine ganze Literatur über die Frage, monatelanges Ringen 
in Weimar um das Verhältnis der beiden Schulformen, zwei ſchwer umkämpfte Kompromiſſe 
und ſchließlich — fehlt die Simultanſchule, weil fie mit „rechtswiſſenſchaftlichen“ Methoden nicht 
aufzufinden iff! Vgl. auch unten Anm. 361 ff. 
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des Art. 146, jeder dieſer Ausdrücke für ſich betrachtet, ſich nicht zwingend ergibt das). 
Die Forderung organiſcher Ausgeſtaltung des öffentlichen Schulweſens 
(Satz 1), in der Nat. Verſ. vereinzelt als Ablehnung auch der betenntnismafigen 
Abſonderung verſtandens“), bedingt nicht notwendig die Einführung der Simul⸗ 
tanſchule, zumal dieſe nicht durchweg Beſtandteil des Einheitsſchulgedankens 
war), dem Satz 1 Ausdruck gibt. Aber auch die Bezeichnung der Grundſchule als 
„für alle gemeinſam“ (Satz 2) iſt 2 nicht ohne weiteres als Feſtſtellung 
der für alle Bekenntniſſe gemeinſamen öffentlichen Volksſchule zu verſtehen, 
obwohl man dieſe Worte in Weimar nach anfänglichem Schwankenss r) und 
darauf folgender Ablehnung“) ſchließlich sse) in dieſem Sinne verſtanden wiſſen 
wollte und auch jetzt meiſt aus dieſen Worten die Simultanſchule als Regelſchule 
entnimmt? ). Denn dieſe Worte, die an ſich mehrdeutig ſind 258), konnen ausge⸗ 
legt werden nur unter Berückſichtigung des Zuſammenhanges. Der Grundſchul⸗ 
gedanke aber, der doch in erſter Linie durch die Worte „für alle gemeinſam“ er⸗ 
laͤutert (und erganzt e) wird, lehnt mit Statuierung dieſer Gemeinſamkeit an 
ſich nur private Son derveranſtaltungen ab und beſagt von ſich aus nichts fiber die 
Frage der Gliederung der Schulen nach Bekenntnis und Weltanſchauung; wie 
auch der ihm übergeordnete Einheitsſchulgedanke in dieſem Punkte Varianten 
aufweiſt ). Es kommt hinzu, daß ſimultaner Charakter dann nur für die Grund⸗ 


>) Vgl. Preuß. Denkſchr. A II x Abſ. 2 (Aktenſtücke S. 117f.), Maus bach, Kulturfragen 
S. Toaff.; Lande, Grundſchule S. 2ıff., 4off.; Lande, Pr. Verw. Bl. 1927 S. 463 ff. 

% Bgl. Abg. Frau Pfülf, Verfa. S. 211. — Vgl. Danziger Verfaſſung Art. 104 I 1: 
„Das öffentliche Schulweſen iff auf ſimultaner Grundlage organiſch auszugeſtalten.“ 

350) Vgl. oben S. 73. 


261) Bgl. die oben S. 100 dargeſtellten Vorgänge bet Streichung der Worte „Klaſſen und Be⸗ 
kenntniſſe“ aus dem Antrag Seyfert im Verf A. in erſter Leſung und die Ablehnung des Antrags 
D. Mumm in zweiter Leſung (oben Anm. 314). 


52) In der Formulierung des erſten Kompromiſſes nämlich kann — das wird oft überfehen — 
in den Worten die Feſtlegung der Simultanſchule unmöglich gefunden werden, da Abſ. 2 ſeiner⸗ 
ſeits erſt die Wahl ſtellt, „ob und inwieweit“ die Schulen ſimultan oder anders organiſiert ſein 
ſollen. Vgl. auch Abg. Schiffer, Sten. Ber. Bd. 329 S. 2164 B. — Für dieſe Formulierung 
jedenfalls ware der Einwand von Poetzſch p. 466 (Anm. 2 Abſ. 2) gegen meine Auffaſſung nicht 
durchſchlagend. a) 


e) In der Erklärung des USS. Schulz vom 31. Juli 1919 (vgl. Anm. 323), Sten. Ber. 
Bd. 329 S. 2161 D). Vgl. allerdings, ud Anm. 359. 


354) Vol. Anſchütz, RV. S. oetzſch⸗ 6, Hoffmann, Schule und Lehrer S. 5 
Auch Reichsg. in den drei Beſchlüſſen vom 4. November 1920 (Archiv f. off. R. 40 S. 98ff.) — 
Dagegen Lande, Grundſchule S. 21 ff.» Werks, Br 1954, Su.. 

555) Will man das Wort „alle” nämlich eindeutig nehmen, fo müßte damit auch die für Knaben 
und Madden gemeinſame Schule feſtgelegt ſein. Vgl. Maus bach, Kulturfragen S. 102; 


Moeller, Ot. Jur.⸗Ztg. 1928 S. 706. de acid Lab 2 
786) Bol, oben S. Sıf. J , IPF SAOC. 1930, 209. 
357) Bal, oben S. 73. 
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ſchule angeordnet wäre, nicht auch für die oberen Jahrgänge der Volksſchulesse). 
Auch die Ablehnung des Religionsbekenntniſſes der Eltern ſchließlich als 
Kriterium für die Aufnahme in eine beſtimmte Schule (Satz 3 a. E.) kann nicht 
zugunſten der ſimultanen Volksſchule ausgelegt werdende), da der ganze dritte 
Satz ſich nur auf die mittleren und höheren Schulen beziehen kannse). 


Will man ſich mit dieſer Auslegung einzelner Worte und Wendungen des 
Art. 146 Abſ. ı begnügen, dann kann man aber nicht zur Gleichſtellungstheorie, 
ſondern muß folgerichtig zu dem Schluß kommen, daß die Simultanſchule in 
Abſ. 1 des Art. 146 gar nicht genannt ſei, daß ſie alſo, da ſie, entgegen der Formu⸗ 
lierung des erſten Kompromiſſes, auch im zweiten Abſatz des Art. 146 nicht er⸗ 
wähnt wird, als Schulform der öffentlichen Volksſchule von der RV. überhaupt 
nicht normiert und — höchſtens — von ihr nicht geradezu ausgeſchloſſen werde ren). 
Dies Ergebnis iſt nicht nur mit Rückſicht auf die Entſtehungsgeſchichte des 
Art. 146 abfurd, auch aus Wortlaut und Zuſammenhang des Art. 146 in ſich 
(und der Schulartikel im ganzen) iſt mit hinreichender Deutlichkeit und Beſtimmt⸗ 
heit das Gegenteil zu folgern. Denn es iſt nicht nur zuläffig, ſondern mit Rückſicht 
auf die Verbindung durch das Wort „indes“ in Abſ. 2 geradezu notwendig, die 
beiden erſten Abſätze des Art. 146 im Zuſammenhange zu leſen und auszulegen. 
Dann aber ergibt ſich mit Notwendigkeit, daß in Art. 146 Abſ. 1 eine ſimultan org 
ganifierte Volksſchule wenn nicht angeordnet, fo doch jedenfalls vorausgeſetzt wird. if 
Denn das Wort „indes“ zu Beginn des Abſ. 2 kann nur den Sinn eines Gegen⸗ 
ſatzes zu Abſ. 1 haben und nur beſagen, daß im Abſ. 1 eine nicht nach Bekenntnis 
oder Weltanſchauung gegliederte öffentliche Volksſchule als beſtehend vorausgeſetzt 
wird; andernfalls fehlte eine Regelung da, wo die in Abſ. 2 normierten Vor⸗ 
ausſetzungen für Einrichtung von Sonderſchulen nicht gegeben ſind, beſonders 
überall, wo Anträge nicht geſtellt werden. Wenn ſich dieſe Auslegung des Ge⸗ 


2501 D5 über das Verhältnis Grundſchule: Volksſchule tm Laufe der Entſtehung der Schul; 
artikel nicht immer Klarheit beſtand (ogl. oben Anm. 198), iſt kein genügender Anlaß, das 
Wort „Grundſchule“ in Art. 146 Abſ. 1 Satz 2 einmal ſo, ſonſt anders zu interpretieren. 
Vgl. hierzu auch Meckbach, ztſchr. f. Pol. 1928 S. 185 f. > : 

$59) Obwohl in der Erflärung des USS. Schulz vom 31. Juli 1919 (oben Anm. 323) a. a. O. 
S. 2161 B auch (vgl. Anm. 353) dieſe Worte im Sinne der ſimultanen Volksſchule heran⸗ 
gezogen werden. So auch von Gieſe, RV. S. (Anm. iu Art. 146), Moeller, Ot. Jur.⸗Ztg. 
1928 S. 706; Meckbach, Ztſchr. f. Pol. 1928 S. 186. 


36°) Denn die nach dem 3. Satz maßgeblichen und nicht maßgeblichen Momente kommen 
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ſinngemäß nur bei weiterführenden Schulen, nicht bei Volksſchule in Betracht. So richtig As Gxt. FE Cis 5 eee ee, K. scope é 4. 
Moeller Ot. Jur.⸗Ztg. 1928 S. 873. Ebenſo Poegfdy, .S. 470 (der freilich auch die oberen 2 a . > 3 dar Ag 
Jahrgänge der Volksſchule unter Satz 3 fallen laſſen will). Maybe 2. 7: 23 Ip “yt eel Hecdbar- LAs ame. ,., — Ma 4 

5) Zu dieſem Ergebnis kommt jetzt wirklich Moeller, Ot. Jur. tg. 1928 S. 635 ff., A, !H 22 ee, th lat PP ies 
872f. (vgl. oben Anm. 347). Dabei iſt übrigens noch durchaus zweifelhaft, ob, weun die Simul⸗ 42 7 nr 06 zu 2 eee. — er. 2 


tanſchule in Art. 146 nicht normiert iſt, ſie überhaupt zugelaſſen werden darf! = \ : -¥ 
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dankenganges des Art. 146 nicht ſchon aus Wortlaut und Zuſammenhang er⸗ 
geben follte®®), fo jedenfalls bei Heranziehung der Entſtehungsgeſchichteses), die 
beweiſt, daß das Wort „indes“ im zweiten Schulkompromiß eigens zu dieſem 
Zwecke, in gewolltem Gegenſatz zu dem erſten Kompromiß, eingefügt worden iſtss⸗). 


Danach iſt feſtzuſtellen, daß die Simultanſchule nach der RV. eine Vorzugs⸗ 
ſtellung vor den anderen, in Art. 146 Abſ. 2 genannten Schulformen genießt. Sie 
iſt in Art. 146 Abſ. x, der den Geſamtaufbau des öffentlichen Schulweſens nor; 
miert, vorausgeſetzt als die regelmäßig beſtehende Form der öffentlichen Volks⸗ 
ſchule — regelmaͤßig, d. h. ohne weiteres, ohne erſt von Erziehungsberechtigten 
beantragt werden zu müſſen, und jedenfalls dann und inſoweit beſtehend, als 
nicht Sonderſchulen gemäß Abſ. 2 einzurichten find. Die Simultanſchule iſt die 
Regelform “e) der öffentlichen Volksſchule, die Antragſchulen des Abſ. 2 find 
Ausnahme⸗, Sonderformen). 


6) In der Tat find einige Verſuche gemacht worden, das Wort „indes“ anders zu erklaͤren. 
Bgl. Begründung zum Entw. 1925 (Aktenſtücke S. 58): 
m + . womit zum Ausdruck kommt, daß unabhängig von einer ſonſtigen Regelung dem 
Wunſche von Erzie jungs berechtigten auf Bekenntnis⸗ uſw. Schulen in weitem Umfange 
(möglichſt) entſprochen werden ſoll.“ 
Ferner Katholiſche Schulorganiſation, Der Kampf um das Reichsſchulgeſetz S. 13 f.; Moeller, 
Ot. Jur.⸗Ztg. 1928 S. 539, der in dem Wort „indes“ die Gegenüberſtellung der Volksſchulen 
(Abſ. 2) zu den mittleren und höheren Schulen (Abſ. 1 Satz 3) ſieht. — Wie hier die herrſchende 
Meinung, Bel. poetzſch, RB. S. 466; Meck bach, gtſchr. f. Pol. 1928 S. 186. E Aeg. ee, 
es) Wenn Moeller a. a. O. die Entſtehungsgeſchichte hier ausſchalten will, ſetzt er ſich in PFS Ae. 
Gegenſatz zu den von ihm ſelbſt eingangs feſtgeſtellten Auslegungsgrundſätzen, wonach ſie dann 
heranzuziehen ſei, wenn der Wortlaut allein Anlaß zu Zweifeln — und dieſe Zweifel über die Be⸗ 
deutung des „indes“ betont Moeller ja ſelbſt — gebe. 


26%) Bgl. Abg. Schiffer, Sten. Ber. Bd. 329 S. 2164 B; Schulz, Leidensweg, S. 57 oben; : 
Maus bach, Kulturfragen S. 103 ff. Lee, u Ar SEAT ls, . e v. e, b. e, 
365) Mit dem Ausdruck „Regelſchule⸗ im Sinne der obigen Daryſtellungen tft im ſchulpolitiſchen ; 
Kampf vielfach ein Spiel getrieben worden, das mich immer an das bekannte demagogiſche Doppel⸗ 
ſpiel mit dem Wort „Materialismus“ erinnert. „Regelſchule“ heißt in dieſem Zuſammenhange 
natürlich nicht, daß die Simultanſchule de facto, im Ergebnis die am häufigften vorkommende 
Schulform fein müſſe, ſondern nur fopiel, daß fie de iure die regelmäßig, grundfäglih vor⸗ 


P geſchriebene Form der öffentlichen Volksſchule If, die auch dann „Regelform“ bleibt, wenn die 
.. 7 2 Antragſchulen zahlenmäfiig überwiegen ſollten. 


Le OPA 7 By bbb, 6635 SE 0. A. l, A. a. mf % Zu dieſem Ergebnis kommt denp, auch die juriſtiſche Betrachtung des Problems fat 
7 . ͤhellig. Vgl. Anſchütz, RV. S. de RV. S. Stier⸗Somlo, Reichs⸗ und 
ſt 


on ’ 
14 7 See Cage, Gas 27 C. H FF; Landesſtaatstecht S. 521; Bredt, Geiſt der Ot. RV. S. 312; Habrid, Demotr. Verfaſſungsrecht 
V Altech 4 AF th 2 eee, e Nes, S. 245; Poetzſc . S. 467; Laſſar, Arch. f. öff. R. Bd. 40 S. 98 ff. ſchoeller, DIS. 1928 


8 15 E S. 704 ff.; Block, Allg. Ot. Lehr.⸗Ztg. 1927 S. 1049 fff; Friebe in Staats u. Selbſto. S. 370; 
eee, Maat, a ER GR Fraser, Troitzſch, Pr. Verw. Bl. Bd. 42 S. 470; Meckbach in den Aktenſtücke S. 171 genannten Artikeln, 
4 
: 4 


laser / 25, Scan #709 : Zu. It 355 ferner Ztſchr. f. gemeindl. Schulv. 1927 S. 341 ff. and Ztſchr. f. Pol. 1928 S. 184 ff Scheer 
tou 55 "G; AA, le .. N. ae he — > S. 694; Meißner, Das neue Reichsrecht, Berlin 1921 S. 276; Jaenecke S. 19 fil; Lande, 
1+ phate Aa Ber Ania “uf, . ae Pr. Verw. Bl. 1927 S. 463 ff. Abweichend, ſoweit ich fehe, nur Moeller, OJ. 1928 S. 635 ff., 
F, bl J eee, 1925 ID i . Fe BELA / 872 f.—- Wie hier die drei Befcläffe des Reichsgerichts vom 4. November 1920 Atch. öff. R. 
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Schwieriger iſt es, Art und Maß dieſer Vorzugsſtellung der Gemein⸗ 
ſchaftsſchule nach der RV. genau zu beſtimmen. Die Regelſchultheorie vertritt 
inſoweit keine einheitliche Auffaſſung, ſondern ſpaltet ſich in zwei Richtungen, eine 
bedingte (formelle) und eine ſtrengere (inhaltliche) Auffaſſungse ). 

Nach der erſteren Spielart der Regelſchultheorie beſchräͤnkt ſich die Bevorrech⸗ 
tung der Simultanſchule darauf, daß es zu ihrer Entſtehung eines Antrages 
nicht bedarf. Die Auffaſſung knüpft alſo an an das zweite Schulkompromiß, 
deſſen entſcheidende Neuerung dem erſten Kompromiß gegenüber darin beſtand, daß 
die Simultanſchule, die vorher unter den auf Antrag entſtehenden Schulformen 
mit genannt war, nunmehr aus dieſer Aufzählung der Antragſchulen in Art. 146 
Abſ. 2 herausgenommen und als die Regelform den nur auf Antrag entſtehenden 
Sonderformen gegenübergeſtellt wurde. Die bedingte Regelſchultheorie folgert 
hieraus als einzigen Unterſchied der Stellung der Simultanſchule gegenüber 
den anderen Schulformen das Fehlen des Erforderniſſes, ja der Möglichkeit eines 
Antrags zu ihrer Entſtehung. Dieſe Auffaſſung kann praktiſch werden in drei 
Fallen. Einmal bei der erſten Überleitung der verſchiedenen beſtehenden 
Schulſyſteme in das Regelſchulſyſtem der RV. Dieſe Überleitung bietet keine 
Schwierigkeiten überall da, wo ſimultane öffentliche Volksſchulen bereits bes 
ſtehen sse); hier wird die Vorzugsſtellung der Simultanſchule dadurch nicht berührt, 
daß nunmehr Anträge zugunſten der Sonderſchulen geſtellt werden. Wo dagegen 
bisher Bekenntnisſchulen beſtehen, iſt es, ſoll der Grundſatz der antragloſen Simul⸗ 
tanſchule wirklich durchgeführt werden, notwendig, bei erſtmaliger Durchführung 
des Verfaſſungsſyſtems zunächſt alle beſtehenden Öffentlichen Volksſchulen 
de jure zu ſimultanen zu erklären, dann ein Antragsverfahren zugunſten der 
Sonderſchulen zu eröffnen, um nach deſſen Ergebniſſen entſprechend viele Schulen 


PPP 


Beſchluß des Staatsgerichtshofs vom 16. Oktober 1926 (RG3. Bd. 114 Anh. S. 7 ff.) Auch bi a me. 

in der ſchulpolitiſchen Bewegung iſt die Regelſchultheorie vorherrſchend; vgl.ſdas bel Lande, 

Aktenſtücke S. 167 ff. angegebene Schrifttum. — Von den Entwürfen eines Reichsvol 

geſetzes- geht von der Regelſchultheorie aus Entw. 1921 § 1 (Aktenſtücke S. 11, 20 ff.), Entw. 1925 

läßt die Simultanſchule ungeregelt (verneint alſo mittelbar die Regelſchultheorie), Entw. 1927 

laͤßt — in $2 Abſ. 2 (Aktenſtücke S. 70, 81, 85) — die ganze Frage dahingeſtellt. Die Preuß. 

Denkſchr. (A II 1, Aktenſtücke S. 117 ff.) ſteht auf dem Boden der Regelſchultheorie, die bei Bes 

tatung des Entw. 1927 im Reichsrat von der überwiegenden Mehrheit der anderen Länder gleich⸗ 

falls akzeptiert wurde. 
567) Zu dieſer Frage allgemein Preuß. Denkſchr. A II 1 Abſ. 4 (Aktenſtücke S. 119f.); Mauss 

bach, Kulturfragen S. 107f.; Schulz, Leidensweg S. 57; Kathol. Schulorganiſation, Der 

Kampf um das Reichsſchulgeſetz S. 87f.; Mumm, Reichsſchulgeſetz S. 69; Roſin, Reichsſchul⸗ N 

geſetz S. 112 ff.; Hoffmann, Schule und Lehrer S. 56 ff.: Poetzſch⸗ M. S. 467; Meckbach, Laat N 

Ztſchr. f. Pol. 1928 S. ıgof fanbdé, Pr. Verw. Bl. 1927 S. 463 ff. Ve. . ggf eee ’ F 7430 ¢- 
85) Alſo nicht nur in den eigentlichen Simultanſchul gebieten, ſondern auch da, wo in ber u) 

einzelnen Gemeinde eineg Bekenntnisſchulgebietes ausnahmsweiſe eine Simultanſchule beſteht. 


Bd. 40 S. 98 ff., Beſchluß des Reichsgerichts vom 11. Juni 1927 (RG3. Bd. 118 nr und 
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wiederum zu Bekenntnisſchulen oder neu zu weltlichen Schulen zu erklären ss). 
Aberlaßt man es Hei dieſer erſten Überleitung in Bekenntnisſchulgemeinden den 
Anträgen der Erziehungsberechtigten, für Einrichtung von Simultanſchulen 
zu wirken vo), fo macht man die Simultanſchule für dieſen Fall zur Antragſchule, 
die fie doch nicht fein fol, und beraubt fie damit in einem praktiſch entſcheidenden 
Zeitpunkt der Vorzugsſtellung, die ihr in der RVerf. zugedacht iſt. Der zweite 
praktiſche Fall iſt der der fpäteren Gründung einzelner neuer öffentlicher Volks⸗ 
ſchulen von Amts wegen; dieſe Schulen können nur als ſimultane gegründet 
werden, und es bleibt den Anträgen der Erziehungsberechtigten überlaſſen, die 
Abſpaltung einer Sonderſchule oder ihre Umformung zu einer ſolchen durchzu⸗ 
ſetzen 7). Der dritte — und ſchwierigſte — praktiſche Fall einer Nutzanwendung 
der bedingten Regelſchultheorie entſteht bei jeder ſpäteren Gelegenheit, die 
den Erziehungsberechtigten gegeben wird, Anträge auf Einrichtung von Schulen 
ihrer Richtung zu ſtellen. Hier iſt es zwar ſtets möglich, Bekenntnis⸗ und weltliche 
Schulen neu zu beantragen; ſoll aber daran feſtgehalten werden, daß die Sonder⸗ 
ſtellung der Simultanſchule gerade darin, und nur darin beſteht, daß es zu ihrer 
Entſtehung eines Antrages nicht bedarf, ja daß ein ſolcher Antrag zugunſten einer 
Simultanſchule nach Art. 146 Abſ. 2 gar nicht möglich iſt, dann ware es in jeder 
Gemeinde, in der nach dem Ergebnis der erſten Überleitung in das neue Syſtem 
der RV. nur Bekenntnis⸗ und weltliche Schulen eingerichtet werden, nicht denk⸗ 


bar, bei ſpaͤterer Gelegenheit einem nunmehr vorhandenen Streben der Erziehungs⸗ 
berechtigten nach einer Simultanſchule überhaupt Rechnung zu tragen. In dieſem 
Falle alſo wird man, entgegen dem Ausgangspunkt, in der Tat Anträge zu⸗ 


369) Dieſe Folgerung aus der Regelſchultheorie iſt unter drei Geſichtspunkten angezweifelt 
worden: 

a) Man hat behauptet, das ſei nicht Abſicht der Urheber des zweiten Schulkompromiſſes 
geweſen (ſo beſonders Schulz, Leidensweg S. 57). Ich bezweifle demgegenüber, daß man 
in Weimar das ſchwierige Problem der erſten Überleitung (vgl. Preuß. Denkſchr. A II 3, 
Aktenſtücke S. 124 ff. [Lande, Pr. Verw. Bl. 1927 S. 465) wirklich erkannt und durchdacht hat. 

b) Man hat auf das Wort „einzurichten“ in Art. 146 Abſ. 2 Satz 1 hingewieſen, aus dem 
folge, daß die RV. nur die künftig entſtehenden Schulen treffe, nicht die ſchon beſtehenden 
Bekenntnisſchulen. Dabei wird die Tatſache überſehen, daß die RV. grundſäͤtzlich und durchs 
weg das Beſtehende ignoriert und einen kommenden Aufbau hinſtellt, dementſprechend auch 
die Formulierung wählt. Vgl. oben Anm. 179. Wie hier Maus bach, Kulturfragen S. 106 
Anm. 2; Meckbach, Ztſchr. f. Pol. 1928 S. 187. 

c) Man hat auf die praktiſchen Schwierigkeiten dieſer allgemeinen Umformung zu Simul⸗ 
tanſchulen mit nachfolgender Rückumwandlung zu Bekenntnisſchulen hingewieſen. Dem⸗ 
gegenüber hat z. B. die Preuß. Denkſchr. A II 3 (Aktenſtücke S. 124ff.) einen Weg gewieſen, 
der der Vorzugsſtellung der Simultanſchule gerecht wird und doch Unzuträglichkeiten für 
das Zwiſchenſtadium vollkommen ausſchließt. 

6) Wie das alle bisherigen Reichsvolksſchulgeſetz-Entwürfe getan haben (Aktenſtücke S. 16, 
42, 49, 64, 77, 100), eye Fiore, Abe: fü. ee , 10. 792 2. 
371) Zu dieſem Problem ogl. Preuß. Denkſchr. C 7 (Aktenſtücke S. 147f.). 
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gunſten der Simultanſchule zulaſſen müſſen ?“), will man nicht folgerichtig dazu 
kommen, der ganzen Regelſchultheorie eine andere, inhaltliche Ausprägung zu 
geben. 

Das tut die ſtrenge Spielart der Regelſchultheorie, indem fie die Vorzugs⸗ 
ſtellung der Simultanſchule nicht ſowohl darin ſieht, daß es zu ihrer Einrichtung 
eines Antrages nicht bedürfe — das ergibt ſich vielmehr hier erſt ſekundär als 
Folge dieſer Auffaſſung —, ſondern darin, daß in jeder Gemeinde eine ſimul⸗ 
tane öffentliche Volksſchule vorhanden ſein müſſe und Antragſchulen 
(bei Vorliegen der Vorausſetzungen) nur neben ihr, niemals an ihrer Stelle 
zuläſſig ſeien. Dieſe Auffaſſung vermag ihre Berechtigung aus dem Wortlaut der 
beiden erſten Abſätze des Art. 146 allein nicht genügend nachzuweiſen: wenn 
Abſ. 2 beſagt, daß „innerhalb der Gemeinden ... indes auf Antrag“ Bekenntnis⸗ 
oder weltliche Schulen unter beſtimmten Vorausſetzungen einzurichten ſind, ſo 
kann man dieſen Wortlaut an ſich ebenſowohl dahin ergänzen, daß dieſe Schulen 
gegebenenfalls an Stelle, wie daß ſie nur neben der Simultanſchule einzu⸗ 
richten ſind. Stellt man dagegen die Frage in den geſamten inneren und äußeren 
Zuſammenhang der Sätze des Art. 146 und der Schulartikel im ganzen, ſo kann 
man ſich, obwohl offenbar die Urheber des zweiten Kompromiſſes über dieſe 
Konſequenz ihres Syſtems ſich nicht klar geworden ſind ?“), und trotz gewiſſer 
praktiſcher und ſchulpolitiſcher Bedenken 7%) der inneren Logik der ſtrengen Regel⸗ 
ſchultheorie, die allein die ungebrochene Durchführung der Grundgedanken der 
Kompromißlöſung ermöglicht, nicht entziehen 07 Nur dann nämlich, wenn man 


372) Auch dies haben alle bisherigen Entwürfe in der Tat getan. 

378) Vgl. Schulz, Leidensweg S. 56ff.; Maus bach, Kulturfragen S. 107, Luppe, Frankf. 
Ztg. Nr. 574 vom 6. Auguſt 1919 („. . . Konfeſſionelle oder bekenntnisfreie Schulen — neben 
oder, wenn fie die große Mehrheit find, auch ſtatt der Simultanſchulen. ..“). Bemerkenswert 
befonders Brief des Abg. Dr. Mausbach vom 28. März 1922, abgedruckt in „Der Kampf um 
das Reichsſchulgeſetz“ S. 87f. 

874) Dieſe beſtehen darin, daß bei Durchführung der ſtrengen Regelſchultheorie in allen Ges 
meinden, in denen zahlenmäßig nur eine (einflaffige) öffentliche Volksſchule möglich iff — und 
allein in Preußen find von 33 405 öffentlichen Volksſchulen 14 085 einklaſſig und haben von 
24925 Schulverbänden 22 169 nur eine öffentliche Volksſchule (vgl. Die öff. Volksſchulen in 
Preußen, her. v. Staatl. Auskunftsſtelle für Schulweſen, Langenſalza 1928) — dann nur eine 
Simultanſchule beſtehen kann, auch da, wo die Erziehungsberechtigten ganz oder faſt geſchloſſen 
einem Bekenntnis angehören und eine Schule dieſes Bekenntniſſes wünſchen. Das 
ſieht alſo ſchulpolitiſch wie eine Überſpannung des Schutzes für eine (vorhandene oder 
mögliche) kleine Minderheit aus. Demgegenüber iſt zu bedenken, was weiter oben im 
Text ausgeführt iſt. 

375) Gegen die ſtrenge Regelſchultheorie ausdrücklich Preuß. Denkſchr. A II 1 Abſ. 4 (Akten⸗ 
ſtücke S. 119 f.); Maus bach, Kulturfragen S. 107 f.; Friebe, Staats- u. Selbſtverw. 1924 
S. 403, 494 f.; Foerſter S. 5 ff; fü m. W. bisher nur Hoffmann, Schule und Lehrer 
S. 56 f.; Jaenecke S. 21; Poetzſch/ RV. S. 467 f. (der freilich die — mir nicht ganz klare — 
Einſchränkung macht: „... oder doch wenigſtens dem Staate [Lande] die Entſchließung vor⸗ 
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7 L : ae a) Bekenntnis⸗ oder weltliche Schulen innerhalb der einzelnen Gemeinden nur 
geg, eee, ER, (9) Lee Age Deore 1 


5 =) neben der Simultanſchule für zuläſſig hält, iſt es möglich, den folgenden Moz 
ape ee eg Aa: 5 menten ſinnentſprechend gerecht zu werden. 


a) Nur ſo iſt der — richtige — Grundgedanke der bedingten Regelſchultheorie 
wirklich durchführbar, daß ein Antrag zugunſten der Simultanſchule nach der 
RV. nicht nötig und nicht zuläſſig ſein ſoll. Dieſer Gedanke verſagt, wie 
oben““) gezeigt, für die fpätere Zeit da, wo zunächſt nur Bekenntnis⸗ und weltliche 
Schulen beſtehen. Auch die bedingte Regelſchultheorie iſt gezwungen, für dieſe Fälle 
der Simultanſchule ſpäter ein Antragsverfahren zu eröffnen. Dieſer Widerſpruch 
loft ſich ohne weiteres, wenn in jeder Gemeinde unbedingt eine fimultane oͤffent⸗ 
liche Volksſchule beſtehen muß. Ein Antragsverfahren zugunſten der Simultan⸗ 
ſchule iſt in dieſem Falle gar nicht erſt denkbar und praktiſch unnötig. 


b) Nur fo löſt ſich auch zwanglos die Frage der erſten Überleitung der 
beſtehenden Syſteme in das Syſtem der RV., bei der ſonſt Grundſatz der Vor⸗ 
zugſtellung und Antragsloſigkeit der Gemeinſchaftsſchule und praktiſche Be⸗ 
dürfniſſe leicht in Widerſpruch kommen?“. 

c) Nur ſo iſt der Begriff des geordneten Schulbetriebes in Abſ. 2 des 
Art. 146 wirklich erklärbar. Wenn nach dieſer Vorſchrift die Einrichtung von 
Sonderſchulen außer von dem Antrag der Erziehungsberechtigten davon ab⸗ 
hängig gemacht wird, daß „hierdurch ein geordneter Schulbetrieb .. nicht be⸗ 


2 be, en a, ue, We, , ' 


eintrddtigt wird“, fo hat dieſes Erfordernis, fo wenig klare Auskunft auch die 
Entſtehungsgeſchichte über dieſen — im Schulrecht neuen — Begriff gibts? ), und 


= : : behalten bleiben muß, in welchen Bezirken ausnahmsweiſe von der Bildung von Gemeinſchafts⸗ 

5 ee, Hy. Vile 13.23 oF, 22 7 ſchulen abgeſehen werden e e de beer e e dae , 
während die übrigen Anhänger der Regelſchultheorie (oben Anm. 366) die beiden Spielarten der 
Theorie nicht beſonders erörtern. Is Keiner der bisherigen Reichsvolksſchulgeſetz⸗ Entwürfe geht 


— = i von der ſtrengen Regelſchultheorie aus; in den Reichstagsverhandlungen iſt ſie 1921/23 nur in 
fy karte hil 4 SPL, — Antraͤgen (Nr. 46 und 47) der Sozialdemokraten und Demokraten / bertreten worden. — Ich habe 
7 | ſelbſt, wenn auch damals ſchon unter Erwähnung der Bedenken, früher (Pr. Verw. Bl 1927 
ra) = ’ , ) , . Bl. 
Jute ace. ge, , 74 S. 465) die ſtrenge Regelſchultheorie abgelehnt, habe mich aber, weſentlich auf Grund der erneuten 
Durcharbeitung des ganzen Problems, die die Beratungen des Entwurfs 1927 inzwiſchen gebracht 
haben, den durchſchlagenden Argumenten, die ſich logiſch aus der Struktur der Schulartikel ergeben, 
ſchließlich nicht entziehen können. 
976) S. 113. 
77) Vgl. oben Anm. 369. 


[a 4. fas cc C 2 TV 978)/Der Begriff erſcheint zuerſt im Werf. in 2. Leſung in dem Antrag v. Delbrück (oben 
my 26% / Anm. 314), der Berückſichtigung der Wänſche der Erziehungsberechtigten vorſah, „ſoweit ſie mit 
4 PL Wo den Intereſſen eines geordneten Schulbetriebs vereinbar ſind“. Es hieß dann im erſten Kompro⸗ 
8 miß (oben S. 102) „. . . entſcheidet der Wille der Erziehungs berechtigten, ſoweit dies mit einem 
geordneten Schulbetrieb zu vereinigen iſt“. Die geltende Faſſung deckt ſich mit dem zweiten 
Kompromiß. Die einzige Interpretation der mit dem Begriff verfolgten Abſichten gibt die oben 

Anm. 323 wiedergegebene Erklärung des USt. Schulz. 
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fo weiten Spielraum er im einzelnen läßt“), zum Gegenſtand jedenfalls den 
äußeren Aufbau der Schulen. Die Anträge der Eltern ſollen nur berückſichtigt 
werden, ſofern beſtimmte — geſetzlich näher feſtzulegende — organiſatoriſche 
Mindeſterforderniſſe erfüllt werden. Die Verſuche sse), den Begriff, in ganz 
äußerlicher Anlehnung an den Wortſinn, ſo zu deuten, als behalte die RV. 
damit nur ein ordentliches Funktionieren der Schule überhaupt vor, das gewaͤhr⸗ 
leiſtet ſei auch durch Qualität des Lehrers, angemeſſene Ausſtattung der Schule 
uſw. —, überfehen den Zuſammenhang, in den der Begriff in Art. 146 geſtellt iſt. 
Wenn Art. 146 Abſ. 2 den Erziehungsberechtigten die Befugnis gibt, die Eins 
richtung beſtimmter Schulen zu verlangen, und als — einzige! — Schranke dieſer 
Befugnis die Nichtbeeinträchtigung eines geordneten Schulbetriebs vorſteht, fo 
kann hierin ſchlechterdings nur eine Vorſorge gegen zu ſtarke Herabminderung 
der organiſatoriſchen Höhe der Schulen liegen. Die innere Leiſtung der 
Schule iſt bei dieſer ganzen Frageſtellung vollkommen außer Spiel, ſie kann und 
muß bei jeder der Schulformen gefordert werden. Das einzige, was bei Ver⸗ 
mehrung der Zahl der öffentlichen Volksſchulen in Verfolg der Elternantraͤge 
u. U. zu befürchten iſt, iſt geminderte Möglichkeit für eine gewiſſe Höhengliederung 
(Gliederung in aufſteigende Klaſſen) und Breitengliederung (Gliederung in be⸗ 
ſondere Klaſſen für Begabte, Hilfsſchuleinrichtungen ufw.) der öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen. Dieſer Minderung ſetzt die Einſchaltung des Begriffes des geordneten 
Schulbetriebes eine — wenn auch nicht näher feſtgelegte — Grenze. Iſt das 
richtig, ſo ergibt dieſe Einſchränkung aber nur dann einen Sinn, wenn ſie auf die 
Gründung neuer, weiterer Schulen angewandt wird. Wenn zur Erörterung 
ſteht, ob eine und dieſelbe Schule Simultanſchule oder Bekenntnisſchule ſein ſoll, 
kommt eine Unterſuchung der Frage, ob dadurch der geordnete Schulbetrieb nicht 
beeinträchtigt wird, nicht erſt in Betracht: der geordnete Schulbetrieb in dem ge⸗ 
kennzeichneten Sinne kann dadurch nicht beeinträchtigt werden. Nur eine Frage⸗ 
ſtellung nach der Zuläſſigkeit einer neuen Schule neben einer bereits beſtehenden 
kann begrifflich auf die Wahrung geordneten Schulbetriebes verweiſen. Die An⸗ 
wendung dieſes Begriffes verrät die ſtillſchweigende Vorausſetzung einer anderen 

379) Bol, die Beſtimmungsverſuche der bisherigen Reichsvolksſchulgeſetz-Entwürfe: Akten⸗ 
ſtücke S. 15, 34ff., 60f., 74, 93. Die — möglichen und unternommenen — Verſuche einer näheren 
Begrenzung dieſes Begriffs gehen in allen denkbaren Abſtufungen von der Forderung reſtloſer 
Erhaltung der bisherigen Höhe der Organiſation bis zu dem Ausſpruch, daß auch die einklaſſige 
Volksſchule genüge (fo auch Art. 6 des bayr. Konkordats, oben Anm. 115; vgl. auch Anmerkung 
416). Obwohl die RV. an ſich jeden moglichen Ausgleich zwiſchen Schulbedürfnis und Eltern⸗ 
willen zuläßt und eine Rangordnung zwiſchen dieſen beiden Intereſſen nicht aufſtellt, muß doch 
geſagt werden, daß die beiden genannten Pole nicht mehr im Rahmen der RV. liegen, da, wenn 


eine dieſer radikalen Löſungen gewollt wäre, die Einſchaltung des Begriffs des geordneten Schul⸗ 
betriebs ſich erübrigt hätte. Vgl. auch Meckbach, Ztſchr. f. Pol. 1928 S. 188 ff. / r 


380) Mol, Der Kampf um das Reichsſchulgeſetz S. 63 u. a. 
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in der Gemeinde ſchon beſtehenden Schule, deren Erfa durch die Antragſchule 
gar nicht in Frage ſteht. Nur wenn der geordnete Schulbetrieb — sc. der be⸗ 
ſtehenden Simultanſchule — nicht beeinträchtigt wird, darf die Antragſchule 
neben ihr zugelaſſen werden 81) 382). 

d) Nur ſo iſt die Tatſache hinreichend zu erklaͤren, daß die RV. in Art. 147 
Abſ. 2 zwar private Bekenntnis; und weltliche Schulen zuläßt, nicht aber private 
Simultanſchulen. Die erſte Alternative des Art. 147 Abſ. 2 ſteht zu Art. 146 


. Hbf. 2 in einem aus dem Wortlaut der erſten Vorſchrift ohne weiteres klaren 


inneren Zuſammenhang. Art. 146 Abſ. 2 gewaͤhrleiſtet unter beſtimmten Voraus; 
ſetzungen öffentliche Bekenntnis⸗ und weltliche Volksſchulen, Art. 147 Abſ. 2 
läßt für den Fall, daß ſolche öffentliche Schulen nicht beſtehen, private Volks⸗ 
ſchulen dieſer Art zu. Nicht aber private Simultanſchulen “). Das iſt ſchlechthin 
unverſtändlich, wenn nicht auch hier wieder ſtillſchweigend das Vorhandenſein 
einer öffentlichen Simultanſchule in jeder Gemeinde vorausgeſetzt würdes se). 


e) Nur fo wird weiter eine Gewähr dafür geſchaffen, daß die Regelſchuleigen⸗ 


: ſchaft der Simultanſchule nicht zu einer bloßen Form, nicht vollkommen ins 


381) In Widerſptuch hierzu ſteht die übliche Ausdeutung und Anwendung des Begriffs des 
geordneten Schulbetriebs, die durchweg, bei aller Verſchiedenheit der Anforderungen an den ge⸗ 
ordneten Schulbetrieb, eine gewiſſe Mindeſthöhe der Organiſation vorſchreiben will, ohne von einer 
beſtimmten, in der Gemeinde beſtehenden Schulform auszugehen. Damit wird aber überſehen, 
daß dies nur zuläſſig ware bei dem Syſtem des erſten Kompromiſſes, d. h. bei Gleichſtellung 
der drei Schulformen, und daß der Begriff feine Bedeutung mit Umformung dieſer Löſung zu 
dem Syſtem der Regelſchule vollkommen geändert hat. Innerhalb dieſes Syſtems kann bei 
Beſtimmung deſſen, ob der geordnete Schulbetrieb beeinträchtigt wird, (hon logiſch nur von der 
Simultanſchule ausgegangen werden — ganz abgeſehen von dem Ergebnis, daß ſonſt die Wahrung 
des geordneten Schulbetriebs u. U. gerade gegen die Simultanſchule (für eine andere beſtehende 
Schulform) wirken könnte. 

262) Danach bedarf es, um die ſtrenge Regelſchultheorle als richtig zu erweiſen, nicht der Bes 
iugnahme auf die Worte „auch im Sinne des Abſ. 1“ im Art. 146 Abſ. 2. Dieſe Worte, die erſt im 
zweiten Kompromiß erſcheinen, ſollten nach der Abſicht ihrer Urheber bedeuten, daß die in Abſ. 1 
niedergelegten Einheitsſchulelemente durch Einrichtung von Antragſchulen nicht zunichte gemacht 
werden (ogl. die Erklärung des USS. Schulz, oben Anm. 323); alſo eine Schranke gegen den 
Zerfall der öffentlichen Volksſchule in Schulen verſchiedener Schulform. Ob man ihn darüber 
hinaus dahin auslegen darf, daß niemandem die Möglichkeit genommen werden dürfe, die in 
Abſ. 1 geordnete Schule zu beſuchen (fo Poetzſch! RV. S. 468), iſt mir zweifelhaft. Vgl. auch 
Meckbach, Ztſchr. f. Pol. 1928 S. 190. = 

383) Denn wenn dieſe auch nicht expressis verbis ausgeſchloſſen ſind, ſo ergibt doch der Zu⸗ 
ſammenhang, daß Arie ſolche private Volksſchulen zugelaſſen werden dürfen, die die fehlende 
Öffentliche Bekenntnis oder weltliche Schule erſetzen ſollen. So auch Poe RV. S. 473 
(Anm. sc zu Art. 147) cage 

% Bgl. Poetzſch/ RV. S. 468; jetzt auch Meckbach, Ztſchr. f. Pol. 1928 S. 190. E Es iſt 
bezeichnend, daß Schulz (Sten. Ber. Bd. 328 S. 1681 O) die Zulaſſung privater Simu tanſchulen 
für notwendig erklärt, als das erſte Kompromiß mit feiner Gleichſtellung der drei Schulformen zur 
Erörterung ſtand; nach der veränderten Struktur des zweiten Kompromiſſes iſt folgerichtig dieſer 
Anregung keine Folge gegeben worden. 
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haltleer wird. Denn wenn auch mit der Erhebung der Simultanſchule zur Regel⸗ 
ſchule an ſich noch nichts über ihr tatſächlich häufigeres Vorkommen beſtimmt ift?®5), 
ſo kann es doch nicht Sinn der ganzen Regelung ſein, der Simultanſchule zwar 
den Vorzug zuzuweiſen, daß es zu ihrer Einrichtung des Antrages nicht bedarf, 
dieſen Vorzug aber dann wieder dadurch zu beſeitigen, daß beliebig, ohne jede 
Einſchraͤnkung, an ihre Stelle andere Schulformen treten dürfen. 


f) Nur ſo kann die RV. dem Gedanken des Elternrechts auch inſoweit 
gerecht werden, als die Minderheit der Erziehungsberechtigten einer Gemeinde 
in Frage ſteht, die ſonſt, wenn in einer Gemeinde nur Bekenntnis oder weltliche 
Schulen beſtünden, ihre Kinder in die Schule eines fremden Bekenntniſſes, einer 
fremden Weltanſchauung zu ſchicken gezwungen wären. Man kann hiergegen nicht 
einwenden, daß ein Individualrecht ſchließlich nicht dadurch hinfällig werde, daß 
aus äußeren praktiſchen Gründen eine kleine Minderheit unberückſichtigt bleibt 286), 
Denn dabei wird überfehen, daß die Bekenntnisſchule der RV. der Regelform 
der Simultanſchule nur als Sonderform zur Seite geſtellt wird, um einer Gruppe 
von Erziehungsberechtigten eine beſondere Schule ihrer Richtung zu geben; 
dieſe Funktion der Bekenntnisſchule, dieſe Begründung ihrer Exiſtenz allein 
auf die Gemeinſamkeit der beſonderen Überzeugungen einer Elterngruppe ver⸗ 
trägt es, anders als etwa im bisherigen preußiſchen Recht, ſchlechterdings nicht, 
daß nun Eltern anderer Richtungen gegen ihren Willen an ſie verwieſen werdens. 
Das ware eine Verſchiebung der Idee, der Art. 146 Abſ. 2 fein Daſein verdankt. 


8) Nur fo wird es möglich, die Bekenntnis⸗ und bekenntnisfreien Schulen auch 
innerlich im Geiſte der Richtung auszugeſtalten, die den beantragenden 
Eltern gemeinſam iſtsss). Wenn behauptet wird, die RV. ſehe, über die nur 
formale Gleichheit des Bekenntniſſes uſw. hinaus, ſolche Sonderſchulen auch 
innerlich dem Bekenntnis uſw. entſprechend ausgeſtaltet vor, ſo kann Art. 146 
Abſ. 2 in dieſem Sinne nur ausgelegt werden, wenn es ſich hier wirklich um 
Sonderſchulen nur für die Angehörigen dieſer Richtung handelt; iſt die Aus⸗ 
legung richtig, ſo bezeugt ſie mittelbar wiederum die Grundauffaſſung der RV., 
daß dieſe Sonderſchulen die Exiſtenz einer Simultanſchule in jeder Gemeinde 
und damit die Unmöglichkeit vorausſetzen, daß andere Eltern auf die Sonder⸗ 
ſchulen verwieſen werden. 


h) Nur ſo bleibt, wenigſtens grundſätzlich, die Durchführung der allgemeinen 
Schulpflicht möglich. Denn wenn in den Antragſchulen alle Fächer, nicht nur der 
Religionsunterricht, im Geiſte des Bekenntniſſes oder der Weltanſchauung 


335) Bal. oben Anm. 365. 

338) Bol, auch oben 337 

587) Vgl. Poetzſchz .S. 467 (unten). 
388) Bol, unten S. r20f. 
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unterrichtet würben, werden damit alle Fächer „religiöſe“ Unterrichtsfächer im 
Sinne des Art. 249 Abſ. 2, alfo nicht verbindlich? se). 


i) Nur fo kann ſchließlich der allgemeine Toleranzgedanke zur Verwirk— 


lichung kommen, aus dem heraus allein die RV. und das Schulkompromiß 
verftändlich find 0). 


3 
5. Simultanſchule (Gemeinfgaftsfäute) 7 —/ 


Die Schulform, die ign chan von der RV. vorgeſehen iſt, iſt in 
ihr namentlich nicht bezeichnet, in ihren Begriffselementen nicht ausdrücklich 
fefigelegt. Die Beſtimmung dieſer Elemente ergibt ſich indes hinreichend deutlich 
aus dem Gegenſatz zwiſchen den beiden Abſätzen des Art. 146: den Volksſchulen 
eines Bekenntniſſes oder einer Weltanſchauung, die auf Antrag unter gewiſſen 
Vorausſetzungen „indes“ einzurichten find, kann nur eine für die Bekenntniſſe 
und Weltanſchauungen gemeinſame Schule vorangeſtellt fein?), 


Dieſe Schulform entſpricht nicht der bis zur RV. allgemein bekannten Form 
der Simultanſchule. Die Simultanſchule iſt in Deutſchland entſtanden als eine 
den beiden chriſtlichen Kirchen gemeinſame Schule); daneben beſtanden auch 
Gemeinſchaftsverhältniſſe zwiſchen beſtimmten anderen Bekenntniſſen in Simul⸗ 
tanſchulform““), überall aber waren es beſtimmte einzelne, nicht ſchlechthin alle 
Bekenntniſſe, denen die Simultanſchule diente, und es waren nur Bekenntniſſe, 
nicht auch Weltanſchauungen, die es als Rechtsbegriff bis zur RV. nicht gab. 
Obwohl nicht nachweisbar iſt, daß man ſich in Weimar dieſer Umformung eines 
bekannten Begriffs zu einem erweiterten und damit auch inhaltlich veränderten 
Begriff klar bewußt war, muß doch die gelegentlich vertretene Auffaſſung s“), als 
handle es ſich in Art. 146 um die bis dahin bekannte Form der Simultanſchule, 
von vornherein abgelehnt werden. Denn mit den Grundgedanken und inneren 
Zuſammenhängen, aus denen heraus überhaupt erſt die Anordnung ſimultaner 
Geſtaltung des Schulweſens in Art. 146 Abſ. 1 gefunden werden kann, iſt eine Be⸗ 
ſchraͤnkung der Gemeinſamkeit der Schule auf die chriſtlichen Bekenntniſſe nicht 
verträglich. Wenn Art. 146 Abſ. 1 überhaupt die Simultanſchule vorausſetzt, 


hifter, 
38°) So zutreffend zuerſt Poesf: . E. s. — Vgl. unten S. 204. 
390) Oben S. 110. 


51) Das folgt übrigens auch aus Art. 174 Satz 2, der die Simultanſchule definiert als die 
„nach Bekenntniſſen nicht getrennte Schule“. 


e) Pgl. v. Bremen, Schulunterhaltungsgeſetz S. 79ff. 
9) Z. B. chriſtlich⸗jüdiſche, lutheriſch⸗ reformierte Simultanſchule. 


= 994) Auf dieſer Auffaſſung beruhten die Anträge Nr. 56, 85, 90 im Bildungsausſchuß des 
r nth , ae,. He, lee fon deen, GE e Ae. - 
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dann jedenfalls ohne Begrenzung auf beſtimmte Bekenntniſſe oder Weltan⸗ 
ſchauungens“ ) 5%), 


6. Bekenntnisſchule. 


In dem bisherigen Rechtszuſtand gegenüber veränderter Form erſcheint auch 
die Bekenntnisſchule in der RV. Dieſe hiſtoriſch ältefte Schulform, als Kirchen⸗ 
ſchule ſelbſtverſtändlich, nach Löſung von der Kirche meiſt beibehalten, war, wo 
ſie beſtand, regelmäßig die Schulform: die Gliederung des Schulweſens in 
einzelne Schulkörper geſchah grundſätzlich nach dem Kriterium der Bekenntnis⸗ 
zugehörigkeit, Schulen für verſchiedene Bekenntniſſe beſtanden, wo überhaupt, 
dann nur ausnahmsweiſe daneben, die Bekenntnisſchule mußte, als die Volks⸗ 
ſchule, in gewiſſem Umfange auch anderen Bekenntniſſen dienen. In der RV. 
dagegen iſt die Bekenntnisſchule ihrer Machtſtellung beraubt, gleichzeitig aber von 
allem Fremden entlaſtet, ihrem eigentlichen Weſen näher gebracht, indem ſie allein 
als beſondere Schulform für eine Gruppe von Erziehungsberechtigten des be⸗ 
treffenden Bekenntniſſes beſtimmt iſt, als Sonderſchule neben der allen Bekennt⸗ 
niſſen und Weltanſchauungen dienenden Simultanſchule. 

Man wird dieſen grundſätzlichen unterſchied / außer acht laſſen dürfen, wenn 
man den Begriff der „Volksſchule ihres Bekenntniſſes“ in Art. 146 Abſ. 2 näher 
beſtimmen will. Es iſt gewiß richtig, daß man in den Verhandlungen der Na⸗ 
tionalverſammlung, wenn man von der Bekenntnisſchule ſprach, an die Schulform 
gedacht hat, die aus dem bisherigen Landesrecht als ſolche allgemein bekannt 
tar”), Und es trifft zu, daß die Bekenntnisſchule der verſchiedenen Landesrechte 
bei geſetzlicher Formulierung des Begriffs regelmäßig nur nach formalen Kriterien 
beſtimmt worden war, etwa nach der grundſätzlichen Ubereinſtimmung der Bes 
kenntniszugehörigkeit der Lehrer mit der der Schüler, nicht nach der inneren 
Orientierung von Unterricht und Erziehung’), Wenn aber daraus vielfach 
gefolgert wird, die Bekenntnisſchule der RV. erſchöpfe ihre Eigenart nun 
demgemäß in derartigen formalen Momenten, und der Verſuch, ihr eine in⸗ 

255) Damit iſt eine Bezugnahme auf das Chriſtentum als allgemeine Grundlage der inneren 
Schularbeit der Simultanſchule dann durchaus zu vereinen, wenn — wie in § 3 Abſ. 2 des Entw. 
1927 geſchehen — nicht die Bindung an beſtimmte Bekenntnisinhalte gemeint iſt, ſondern an die 
kulturellen Werte des Chriſtentums („die aus dem Chriſtentum erwachſenen Werte der deutſchen 
Volkskultur“). Vgl. Aktenſtücke S. 71, 85, 133ff. A. M. Friebe, Staats; u. Selbſtverw. 1924 S. 370. 


396) Auf der hier vertretenen Auffaſſung beruhen auch die Entwürfe 1921 und 1927 (Entw. 1925 
regelte die Simultanſchule nicht); ebenſo Preuß. Denkſchr. BI. Vgl. Aktenſtücke S. 12, 23, 71, 85, 


133 ff. 
397) Man kann ſogar darauf hinweifen, daß die erſte Formulierung des Begriffs, die von dem 


Abg. Groeber ſtammte, nur beſagte, die Volksſchulen ſeien „ſo einzurichten, daß die Kinder den 
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haltliche Betonung zu geben, ſei gegen die Abſichten der RV., ſo bietet m. E. 
rechtlich die RV. für eine ſolche Einſchraͤnkung des Bekenntnisſchul⸗Begriffs 
keinen Anhalt. Denn ſelbſt wenn man davon abſieht, daß ja auch die frühere 
landesrechtliche Bekenntnisſchule ihr Weſen, auch rechtlich geſehen, nicht durchweg 
in der geſetzlichen Definition erfchöpft, iſt entſcheidend, daß die Bekenntnisſchule 
der RV. nicht die Schulform iſt, ſondern eine nur neben der Regelſchulform 
zuläffige Sonderſchule für eine Gruppe von Erziehungsberechtigten. Wenn die 
RV. derart einer Elterngruppe „Volksſchulen ihres Bekenntniſſes“ gewährleiſtet, 
ſo ſteht verfaſſungsrechtlich nichts im Wege, dieſer Sonderſchule, die der Simultan⸗ 
ſchule gerade als andersartig zur Seite geſtellt wird, nun auch ein ihrer Beſtim⸗ 
mung entſprechendes beſonderes Gepräge zu gebende). Durch welche Mittel das 
geſchieht, iſt in der RV. nicht feſtgelegt. Der Anpaſſung an die beſondere Zweck⸗ 
beſtimmung ſteht alſo eine Schranke nur inſoweit entgegen, als auch die Bekennt⸗ 
nisſchule Staatsſchule iſt, Teil des öffentlichen Schulweſens, als Staatsaufſicht 
und verwaltung, Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht uſw. gewahrt werden 
müſſen, als die Vorſchriften des Art. 148 Abſ. 1—g auch für die Bekenntnisſchule 
gelten, beſonders auch Art. 148 Abſ. 24%), der Rückſicht auf die Empfindungen 
Andersdenkender vorſchreibt. Soweit ſich hieraus nicht Grenzen ergeben, ſteht 
indes rechtlich nichts im Wege, die Bekenntnisſchule „im Geiſte des Bekennt⸗ 
niſſes“ auszugeſtalten ), und die Frage, in welcher Weiſe und in welchem Aug; 


maß die Beſtimmung der Bekenntnisſchule in ihrem inneren und äußeren Leben 
zum Ausdruck kommen ſoll, iſt inſoweit eine Frage der Schulpolitik und des 
Bekenntnisinhalts. 


~ 


29 
7. Weltlichh und Weltanſchauungsſchule. 


Eine dritte beſondere Schulform neben Simultan⸗ und Konfeſſtonsſchule 
gab es bis zur RV. nicht, auch nicht als Gegenſtand ſchulpolitiſcher Forderung. 
Die Beſtrebungen, die ſich unter der Bezeichnung „Weltlichkeit des Schulweſens“ 
zuſammenfaſſen laſſen, bezweckten Ausſchaltung jeden kirchlichen Einfluſſes aus 
der Staatsſchule, Überlaffung des Religionsunterrichts an die Religionsgeſell⸗ 
ſchaften, ſimultane Schulorganiſation uſw.; alle dieſe Forderungen aber hatten 
zum Gegenſtand das geſamte öffentliche Schulweſen, nicht die Schaffung einer 
beſonderen „weltlichen“ Schulform (). Dem entſpricht es, daß im Verf A. 
) Ebenſo Poetzſch⸗ K. S. 471. A. N. Medbad, schr. f. Pol. 1928 S. 187, Lare, lei gf. l. 
400) Pgl. unten S. 173. cel, u 427. 
") So Entw. 1925 § 5 Abſ. 2. Aber die Formulierung des Begriffs der Bekenntnisſchule 
vgl. Aktenſtücke S. 13, 24ff., 47, 63, 71, 86ff., 104, 136ff. 
6) Bgl. auch die ſozialdemokratiſchen Parteiprogramme z. B. von Erfurt 1891 („Weltlichkeit 


der Schule“), Görlitz 1921 („Ausgeſtaltung der Schule zur weltlichen Einheitsſchule“), Heidelberg 
1925 („Die öffentl. Einrichtungen für Erziehung, Schulung, Bildung und Forſchung ſind weltlich“). 
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in x. Leſung zwar um die einzelnen Elemente der Weltlichkeit des Schulweſens 
geſtritten wird s), von beſonderen weltlichen Schulen aber noch keine Rede iſt; 
ſelbſt in den erſten Verſuchen, im Verf A. in 2. Leſung, je nach den Anträgen 
der Eltern verſchiedene Schulformen zuzulaſſen, wird ſtets nur Simultanſchule 
und Konfeſſionsſchule zur Wahl geſtellt a). Erſt als mit dem 1. Schulkompromiß 
der Verzicht auf eine Schulform der öffentlichen Volksſchule feſtgelegt wird, erſcheint 
zum erſten Male neben Simultan⸗ und Konfeſſionsſchule eine beſondere „bekennt⸗ 
nisfreie (weltliche) Schule, aus der im 2. Kompromiß „aus ſtiliſtiſchen Gründen“ “s) 
eine „Volksſchule ihrer (der Erziehungs berechtigten) Weltanſchauung“ wurde. 

Die Abſichten, die in Weimar mit Zulaſſung dieſer dritten Form der öffent⸗ 
lichen Volksſchule verfolgt wurden, ergeben ſich deutlich aus dem Werdegang der 
Schulartikel. In dem Augenblick, wo man auf die Einführung einer Schulform 
verzichtete und neben der Simultanſchule die Konfeſſionsſchule zuließ, wurden die 
Anhänger der Weltlichkeit des Schulweſens vor die Frage geſtellt, ob die Simul⸗ 
tanſchule ihrem Schulideal entſpricht; das wurde verneint, weil die Simultan⸗ 
ſchule mit Religionsunterricht als ordentlichem Lehrfach nicht als „weltlich“ aner⸗ 
kannt wurde, wohl auch deshalb, weil, wenn einmal jede ſchulpolitiſche Richtung 
die ihr eigene Schulform erhalten ſollte, es in der Struktur dieſes Syſtems lag, 
die Vorteile der eigenen, in ſich geſchloſſenen Schulform auch einer bekenntnis⸗ 
freien Schule zukommen zu laſſen 06). Eine Sonderſchule alſo für die Kreiſe war 
beabſichtigt, die die Bekenntnisſchule ablehnen, denen indes die Simultanſchule 
nicht „weltlich“ genug iſt, oder die auch ihrerſeits die Einordnung in die allen 
gemeinſame Schule ablehnten. Ohne Zweifel hat man dabei in Weimar nur an 
eine einzige (dritte) Schulform gedacht, nicht an mehrere“. 

403) Oben S. 35. 

404) Anträge Gröber, in dem unter „nichtkonfeſſionellen Schulen“ nur Simultanſchulen vers 
ſtanden werden, und v. Delbrück, oben S. 101 und Anm. 314. 

405) Näheres bei Schulz, Leidensweg S. sof. 

406) In dieſen beiden Ausgangspunkten find zugleich die beiden, grundſaͤtzlich verſchiedenen 
Entwicklungs möglichkeiten der weltlichen Schule ausgeſprochen. Sie iſt entweder die grund⸗ 
ſätzlich für alle beſtimmte Schule, darin alſo der Simultanſchule gleich, von ihr ſich nur durch 
grundſätzliche Ausſcheidung alles Bekenntnis mäßigen einſchließlich des Religionsunterrichts 
unterſcheidend; alſo nicht Gegenſtück der Bekenntnisſchule, wie es nach dem Aufbau des Art, 146 
auf den erſten Blick ſcheinen könnte, ſondern „Simultanſchule ohne Sonne Oder 
ſie iſt grundſätzlich für eine Sondergruppe von Erziehungsberechtigten beſtimmt wie die Be⸗ 
kenntnisſchule, deren Gegenſtück, mit ihr zuſammen der Simultanſchule gegenübergeſtellt. In 
der ſeitherigen theoretifhen Grundlegung der weltlichen Schule finden ſich beide Elemente, das 
erſtere mehr von ſchulpolitiſcher Seite betont, das zweite von pädagogiſcher Seite, die damit die 
erzieheriſchen Vorzüge der Bekenntnisſchule, die Grundlage gemeißſamer Geſinnung, für eine 
ſozialiſtiſche Geſinnungsſchule in Anſpruch nimmt und auszuwerten ſſcht. 

407) Das ergeben die geſamten Verhandlungen der Nat Verſ., das wird ferner überzeugend 


dar gelegt bei Schulz, Leidensweg S. 59f., Hoffmann, Schule und Lehrer S. 56, Maus bach, 
Kulturfragen S. 105. 


ae. ber,. 
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Es muß indes bezweifelt werden, ob dieſe Abſicht in der RV. nach ihrem Wort⸗ 
laut, aber auch nach Sinn und Zuſammenhang zu genügendem Ausdruck ges 
kommen iſt. Die Zweifel knüpfen an eine äußere Unſtimmigkeit an. Art. 146 
Abſ. 2 ſpricht von „Volksſchulen ihrer Weltanſchauung“, die auf Antrag 
gegebenenfalls einzurichten ſind, Art. 149 Abſ. 1 von „bekenntnisfreien 
(weltlichen) Schulen“, in denen (allein) Religionsunterricht nicht ordentliches 
Lehrfach iſt. Es iſt nun freilich nicht etwa möglich, allein wegen dieſer verſchieden⸗ 
artigen Bezeichnung anzunehmen, daß die „Weltanſchauungsſchule“ des Art. 146 
Abſ. 2 und die „weltliche Schule“ des Art. 149 Abſ. 1 zwei vollkommen ver⸗ 
ſchiedene, unverbunden neben einanderſtehende Schulformen ſeien Denn einmal 
iſt zur Genüge bezeugt, daß die andere Bezeichnung in Art. 146 Abſ. 2 bei den 
Verhandlungen, die dem zweiten Schulkompromiß vorangingen, im Gegenſatz 
zu dem r. Kompromiß (das wie in Art. 149 von „bekenntnisfreien [weltliden]” 
Schulen ſprach) nur aus ſprachlich⸗logiſchen Gründen gewählt wurde, um auch 
hier die ſonſt in der RV. übliche Zuſammenſtellung „Bekenntnis oder Welt⸗ 
anſchauung“ zu geben; man könnte alſo, wenn nur der Wortlaut in Frage ſtünde, 
ein Redaktions derſehen annehmen, das durch Auslegung zu korrigieren ware. 
Ferner würde dieſe rein wörtliche Auslegung folgerichtig dazu führen, die welt⸗ 
liche Schule des Art. 149 als völlig außerhalb des Syſtems des Art. 146 ſtehend 
anzuſehen, als eine vierte Schulform, die nicht des Antrages der Erziehungs⸗ 
berechtigten bedarf, die Nichtbeeinträchtigung des geordneten Schulbetriebes nicht 
vorausſetzt uſw.; ein abſurdes Ergebnis, da Art. 146 Abſ. 1, 2 ganz gewiß eine 
erſchöpfende Aufzählung der reichsrechtlich zuläſſigen Schulformen /geben wollen 43 fee | 
und Gaben Die verſchiedene Bezeichnung in Art. 146 und Art. 149 würde, zuge 
aq gerade im Gegenteil zu dem Schluſſe führen, daß beide Bezeichnungen nur eine SE 
Schulform meinen, Dieſer Schluß begegnet aber Bedenken, die ſich aus dem ,. 
Aufbau und dem Sinn der Verfaſſungsbeſtimmungen ergeben s). Einmal „ 
man die auch ſonſt von der RV. peinlich durchgeführte Gleichſtellung der Welt 40a & , 
anſchauungen mit den Bekenntniſſen, die in Art. C46 Abſ. 7 RV. ihren pro⸗ Mar tar, | 
wur hall, 
grammatiſchen Ausdruck gefunden hat, in Art. 137 Abſ. 2, zumal angefidts <i>, | 
einer ausdrücklichen und gewollten Bezugnahme auf dieſe Gleichſtellung, hier nicht . | 
einfach dadurch zunichte machen dürfen, daß man die Schule der Weltanſchauung . | 
in die bekenntnisfreie Schule umdeutet und damit die Weltanſchauungsgemein⸗ 
ſchaften auf dieſem Gebiete der Gleichberechtigung beraubt. Ferner kann man 
in Art. 149 Abſ. 1 Satz x eine (im Wortlaut zu korrigierende) Bezugnahme auf 
Art. 146 Abſ. 2 nicht einfach annehmen, ohne damit Art. 149, der von allen 
Schularten, nicht nur von Volksſchulen handelt, inſoweit einzuengen und die 


498) Zum folgenden vgl. Lande, Pr. Verw. Bl. 1927 S. 466. A. M. Meckbach, Ztſchr. f. Pol. 


1928 S. 187 f. eee. um, We aua. Son Hah Tf | 
5 ag, meer. C. ee, ee, 


N 
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a von (privaten) mittleren und höheren Schulen ohne Religionsunter⸗ 
richt K zuſchneiden. Schließlich aber enthalt nun einmal Art. 146 in Abſ. 2 
einen vollkommenen Parallelismus von Bekenntnis⸗ und bekenntnisfreier Schule, 
beide werden, gleichberechtigt und unter gleichen Vorausſetzungen, als Antrag⸗ 
ſchulen der Regelſchule gegenübergeſtellt; die dritte Schulform iſt damit m. E. — 
entgegen der in Anm. 406 dargeſtellten erſten der beiden möglichen Auffaſſungen 
— als Sonderſchule von der RV. konſtruiert, und wenn das zutrifft, beſteht m. E. 
keine innere Möglichkeit, den verſchiedenen Bekenntniſſen eine „bekenntnisfreie“ 
Richtung gegenüberzuſtellen, es iſt dann vielmehr nicht zu vermeiden, die ver⸗ 
ſchiedenen Weltanſchauungen hier ebenſo zu behandeln, wie die verſchiedenen 
Bekenntniſſe und die Anhänger der „weltlichen Schule“ im engeren Sinne als 
eine dieſer Weltanſchauungen zu betrachten. Man kommt ſo dazu, der Bekennt⸗ 
ſchule eine bekenntnisfreie Schulform gegenüberzuſtellen, die in Weltanſchaungs⸗ 
ſchulen aller Art und eine Weltanſchauungsſchule beſonderer Art, die weltliche 
Schule, zerfällt‘). 


8. Die Spertvorſchtift. 


Die Spertvorſchrift des Art. 174 Satz 10) iſt offenſichtlich veranlaßt durch 
die in der erſten Hälfte des Jahres 1919 in einzelnen Ländern deutlich werdenden 


409) Dieſen Weg gehen denn auch die bisherigen Reichsvolksſchulgeſetz⸗Entwürfe. Vgl. Akten⸗ 
ide S. 13, 27 ff., 48, 63 f., 72, Sof. Vgl. auch Weuß. Denkſchr. B III x (Aktenſtücke S. 141f.). Ml 
uo) Eine Sperrvorſchrift dieſer Art gab es weder im Reg. Entw., noch wurde fle im Verf A. 
beſchloſſen oder auch nur angeregt. Sie erſcheint zuerſt im erſten Weimarer Schulkompromiß 
als Art. 143 Abſ. 2 Satz 2 (Antrag Löbe —Gröber, Druckſ. Nr. 566 Ziff. ra): 
„Bis zum Erlaſſe dieſes Geſetzes verbleibt es bei den beſtehenden Vorſchriften“. 


Anlaß und Zweck der Vorſchrift wird in der zweiten Leſung im Plenum nicht genannt, eine 
Begründung nicht gegeben, nur mehrfach — von USS. Schulz als Regierungsvertreter 
(Sten. Ber. Bd. 328 S. 1692 D) und als Abgeordnetem (eb. S. 1682 B), ferner von Abg. Gräber 
(eb. S. 1684 C) — klargeſtellt, daß es bei den bei Inkrafttreten der Verfaſſung beſtehenden 
Vorſchriften verbleiben ſolle. Ein Antrag Dr. Düringer—D. Mumm—D. Kahl Nr. 580 
(Bd. 337 S. 342), den Zeitpunkt des Beginns der Sperre vorzudatieren und den Satz ſo zu faſſen: 


„Bis zum Erlaß dieſes Geſetzes bleibt es bei den Vorſchriften, die am 9. November 1918 

beſtanden“, a 
wird von Abg. D. Traub (Sten. Ber. Bd. 328 S. 1690 B) damit begründet, daß durch die Kom⸗ Sue, : 
promißfaffung geradezu eine Unregung für einzelne Lander gegeben werde, ihre ſchulrechtlichen Ne 


Beſtimmungen jetzt noch ſchnell vor Inkrafttreten der Verfaſſung zu ändern. Nachdem UStS. Aa hate leo A 7 2 — 
Schulz (eb. S. 1782 B und 1692 D) dem Antrag entſchieden widerſprochen hatte, weil nicht jetzt f ur 7 Pr ER et , rie ais, tcc 
rückwirkend die Verhältniffe vor der Staatsumwaͤlzung wiederhergeſtellt werden könnten, wird S99. g, A. re ia . 5 74 

der Antrag abgelehnt (eb. S. 1715 D). / 85 H, f * 7 2 7 1 8 


Im zweiten Weimarer Schulkompromiß erſcheint die Spertvorſchrift mit zwei Ans 
derungen. Einmal iſt ſie aus Art. 143 Abſ. 2 herausgenommen und einem neuen Art. 169b 
als erſter Satz eingefügt; ferner iſt ſie anders gefaßt (Antrag Löbe —Gröber— Schiffer, 
Oruckſ. Nr. 724 Ziff. 4, Bd. 338 S. sor): 
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Beſtrebungen *), noch eben vor Verabſchiedung der RV. ihre ſchulrechtlichen 
Verhaͤltniſſe ſelbſtaͤndig umzugeſtalten. Waren dieſe Beſtrebungen auch in⸗ 
ſoweit von vornherein vergeblich, als pofitive Rechtsſätze der RV., die uns 
mittelbar geltendes Reichsrecht enthielten, die neu geſchaffenen landesrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen ohne weiteres beſeitigten, ſo beſtand für diejenigen einzelnen 
Rechtsgebiete, für die die RV. nur allgemeine Grundfäge aufſtellte, die Gefahr, 
daß bis zu ſpäterem Erlaß eines ſie ausführenden Reichsgeſetzes jedes Land 


ſelbſtändig neue landesrechtliche Vorſchriften aufſtellt und fo das Reichsgeſetz 


unter Umſtänden einer völlig anderen, in ſich uneinheitlichen Rechtslage gegen⸗ 
überſtand, als ſie etwa bei Schaffung der RV. beſtanden hatte. Während dieſer 
Gefahr im übrigen — z. B. auf dem Gebiete der Lehrerbildung — nicht beſonders 
begegnet wurde, hielt man es für notwendig, für das Kernſtück der Schulkom⸗ 
promiſſe, in der Frage der bekenntnismäßigen und weltanſchaulichen Geſtaltung 
der öffentlichen Volksſchule, eine Sicherung einzuſchalten. Art. 146 Abſ. 2 RV. 
ſtellt für dieſe Frage nur einige allgemeine Sätze auf und überläßt „das Nähere“ 
der Landesgeſetzgebung nach den Grundfägen eines Reichsgeſetzes. Die Länder 
ſollten gehindert werden, bis zum Erlaß dieſes Reichsgeſetzes ihr Landesrecht auf 
dieſem Gebiet zu aͤndern ). Während nach Art. 12 RV. die Länder — außer 


„Bis zum Erlaß des in Art. 143 Abſ. 2 vorgeſehenen Reichsgeſetzes bleibt es bei der be⸗ 
ſtehenden Rechtslage“. 
Die fo geſtaltete Vorſchrift wird von USt. Schulz zu Beginn der 3. Leſung im Plenum (Sten. Ber. 
Bd. 329 S. 2161 D) im Auftrage der Regierung und der Verfaſſungs parteien erläutert: 
„. Bis zum Erlaß dieſes Geſetzes (oll die beſtehende Rechtslage aufrechterhalten bleiben..., 
und zwar bezieht ſich die darin vorgeſehene Feſthaltung der Rechtslage ganz ſelbſtverſtaͤndlich 
nur auf die Beſtimmungen des Art. 143 Wb. 2”, 
Und weiter (eb. S. 2169 B): 
„Art. 169b (leht die gegenwärtige, alfo die am Tage des Inkrafttretens der Verfaſſung 
geltende Rechtslage vor...” 


Diefer Auslegung ſchließt fih Abg. D. Mumm ausdrücklich an (Sten. Ber. Bd. 329 S. 2166 B): 
„. . . Nun iſt es ja nach der unzweideutigen Erklarung, die wir von ſeiten des Herrn 
Unterſtaatsſekretärs im Namen der Antragſteller erhalten haben, und der wohl niemand 
im Hauſe widerſprechen wird, kein Zweifel, daß dieſe Beſtimmung, wonach es bei der 
beſtehenden Rechtslage verbleibt, ſich, wie es klar aus dem Zuſammenhang hervorgeht, 
lediglich auf Art. 143, nicht aber auf den ganz anderen Art. 146 bezieht..“ 


Ein Antrag der Abg. Arnſtadt und Gen. (Druckſ. Nr. 736 Ziff. 2), die „am r. Januar 1919” 
deſtehende Rechtslage aufrechtzuerhalten, den Abg. D. Mumm (Sten. Ber. Bd. 329 S. 2166 B) 
begründet und USt. Schulz befämpft (eb. S. 2169 B), wird abgelehnt (eb. S. 2192 A), die 
Faſſung des zweiten Kompromiſſes unverandert angenommen (eb. S. 2192 B). 

i) Bgl. oben Anm. 48. 

42) „Der Zweck der Vorſchrift iſt .. der geweſen, bis zum Erlaß des in Kürze erwarteten 
Reichsgeſetzes hinſichtlich der darin zu regelnden Verhaͤltniſſe jede Anderung des beim Inkraft⸗ 
treten der RV. beſtehenden Rechtszuſtandes auszuschließen, um dadurch einen mehrfachen Wechſel 
der betreffenden Einrichtungen innerhalb kurzer Zeit zu verhindern“. (RG. IV vom 4. No⸗ 
vember 1920, 3 Blu V. 1921 S. 85). 
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auf dem Gebiete der ausſchließlichen Reichsgeſetzgebung — das Recht der Geſetz⸗ 
gebung behalten, „ſolange und ſoweit das Reich von ſeinem Geſetzgebungsrecht 
keinen Gebrauch macht“, ſchließt Art. 174 Satz 1 für dieſen Zeitraum zwiſchen 
Inkrafttreten der RV. und Erlaß des Reichsgeſetzes das Geſetzgebungsrecht 
der Länder auf dem durch Art. 146 Abſ. 2 behandelten Gebiet ausdrücklich 
aus und hindert darüber hinaus die Länder für dieſen Zeitraum an jeder 
Anderung der Rechtslage, auch ſoweit ſie nicht im Wege der formellen Geſetz⸗ 
gebung geſchieht. Ein Eingriff alſo, der um ſo bemerkenswerter iſt, als er in der 
RB. einzig daſteht und auf einem Gebiet geſchieht, auf dem das Reich als Geſetz⸗ 
geber neu auftritt und die RV. ſelbſt das Reich auf die bloße Grundſatzgeſetz⸗ 
gebung befchranft. 


Art. 174 Satz 1 hat grundſätzlich eine doppelte Bedeutung, er enthalt eine 
Suspenſiv⸗ und eine Sperrvorſchrift. Er beſagt einmal negativ, daß die 
Sätze des Art. 146 Abſ. 2 über die bekenntnismäßige und weltanſchauliche Ge; 
ſtaltung der öffentlichen Volksſchulen bis zum Erlaß des Reichsgeſetzes nicht 
Rechtsgeltung haben; wenn ſich das auch ſchon an ſich aus dem Inhalt von 
Art. 146 Abſ. 2, insbeſondere aus feinem Schlußſatz, ergeben würde“ !“), ſo 
ſchaltet doch, ſoweit Art. 146 Abſ. 2 in Frage ſteht, die ausdrückliche Beſtimmung 
des Art. 174 Satz 1 jeden etwa noch möglichen Zweifel daran aus, daß die Saͤtze 
des Art. 146 Abſ. 2 zunächſt nur Grundſätze für eine künftige Reichsgeſetzgebung a 
darſtellen und ſo lange ohne unmittelbar rechtsverbindliche Kraft ſind. Art. 146 
Abſ. 2 iſt fo lange ſuspendiert. Außerdem bedeutet Art. 174 Satz 1 pofitio ein 
verfaſſungsmäßiges Verbot an die Ländey, ihr einſchlägiges Landesrecht bis zum 
Erlaß des Reichsgeſetzes zu ändern ). 


Im einzelnen ergeben ſich bei Unterſuchung des rechtlichen Gehalts von Art. 174 
Satz 1 eine Reihe von Fragen. 


a) „Beſtehende Rechtslage“ it der „Inbegriff der landesrechtlichen Normen 
über die Materie des Art. 146 Abſ. 2, d. h. über die Berückſichtigung der kon⸗ 
feſſionellen Verhältniſſe bei der Organiſation der öffentlichen Volksſchulen, 


13) Rel, oben S. 108. So auch Anſchütz, RV. S. 429. 
Fee unfs Mit dieſer doppelten Bedeutung entfpricht Art. 174 Satz ı der ähnlichen Vorſchrift des 
4 rt. 26 Satz 2 der alten Preuß. Verf. Urk. (in der Faſſung des Gef. vom 10, Juli 1906 GG. ©. 333). Win 
NEAR, Uufpozzeun es nach dieſer Vorſchrift „bis zu anderweiter geſetzlicher Regelung“ „hinſichtlich des Schuls When Ale Ve. So» 
Mf. 12,46, und Unterrichtsweſens bei dem geltenden Rechte“ verbleiben follte, fo wurden auf dieſe Weiſe N St Gres 8 a 
In aefer, einmal die Art. 20—25 der alten Preuß. Verf. Urk. bis zum Erlaß der ihren Inhalt betreffenden a da . 
9 Ausführungsgeſetze ſuspendiert, anderſeits eine Anderung des beſtehenden preußiſchen Rechts ve x 
tied oem bis zu dieſer geſetzlichen Regelung verhindert (vgl. im einzelnen Anſchütz, Preuß. Verf. 7 & ’ é 
1 S. 487 ff.). Nur mit dem Unterſchied, daß Art. 26 a. a. O. nur das preußiſche Recht ,. ) Celt zi, hy) AA 
, , ſelbſt betraf, Art. 174 Satz 1 RV. dagegen ein reichsrechtliches Anderungsverbot für das A. Eee. . eme. 
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Mey sie Ar . A. C, gl ” “ns fly afin he were, 1 namentlich alſo über die Frage, ob die öffentliche Volksſchule grundſätzlich als 


: . Z . . ,. Konfeſſions⸗ oder als Simultanſchule zu geſtalten i 
tem e% La ML threo. a RT ss By s 445) Anſchütz . Ebenſo Laſſar, Arch, f. öff. R. Bo. 40 S. 111, Hoffmann, 
. Cepek. Ag, e heey CAL . .. so, erg zug S. 94, Hoes ae . 5043 eae RV. S. ef 45 . Standpunkt hat ſich das 9 
= 5 Eur 4470 Po x : Reichsgericht in der Begründung eine Reihe-ven Be en geſtellt: 
L zur, frites Ae Miao apes if Vat a R 2 „Aus dem engen Zuſammenhange beider Vorſchriften und insbeſondere aus der im 
— — — Bo poe KALE. Art. 174 Satz 1 geſchehenen Bezugnahme auf das im Art. 146 Abſ. 2 vorgeſehene Reichsgeſetz 
ta — Ze . K ecm fan ch cers x: ergibt fid, daß unter der beſtehenden Rechtslage im Art. 174 Satz x die Rechtslage in Anſehung der 
yy 4 2 . Verhaͤltniſſe hat verſtanden werden ſollen, für welche in dem in Art. 146 Abſ. 2 vorbehaltenem Reichs⸗ 
4k ph Ar Bee : 7 era 2 geſetz die Grundſaͤtze über die durch die Lan desgeſetzgebung vorzunehmende nähere Regelung aufgeſtellt 
werden ſollen. Das ſind aber nur die Grundfäge für die ausnahmsweiſe erfolgende Einrichtung von 
Volksſchulen als Bekenntnisſchulen oder als bekenntnisfreie Schulen. Eine darüber hinausgehende 
allgemeine Regelung des Volksſchulweſens überhaupt durch ein zu erlaſſendes Reichsgeſetz iſt 
in Art. 146 Abſ. 2 nicht angeordnet..“ (RG. IV vom 4. November 1920. 3 BlUV. 1921 ©, 84). 
Dies Ergebnis findet das Reichsgericht in der Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift beſtätigt, 
insbeſondere in der oben (Anm. 410) wiedergegebenen Erklärung des USt. Schulz, die 
Wider ſpruch nicht gefunden habe. 4. Cr 
„Hiernach ko mmt der Vorſchrift des Art. 174 Satz 1 RV. nur die Bedeutung zu, daß die .. 4 
Einrichtung von Bekenntnisſchulen und bekenntnisfreien Volksſchulen auf Grund des 277 
Art. 146 Abſ. 2 vor dem Erlaß des die näheren Grundfäge darüber aufſtellenden Reichs⸗ 
geſetzes nicht ſtattfinden, daß andererſeits aber auch an dem Beſtand und der Einrichtung 
ſolcher bei dem Inkrafttreten der RV. bereits vorhandener Schulen einſtweilen nicht 
gerüttelt werden darf...” (a. a. O.). 
Diefe Ausführungen find wörtlich wiederholt bzw. inhaltlich gebilligt in drei weiteren Beſchlüſſen 
des gleichen Senats, zwei das hamburgiſche und bremiſche Landesrecht betreffenden vom gleichen 
Tage (3 Blu V. 1921 S. 85 ff.), und dem Beſchluß vom 11. Juni 1927 (RS. Bd. 118 S. 3). 
Zu dem gleichen Ergebnis kommt der Staatsgerichtshof in dem Beſchluß vom 16. Oktober 1926 
(NGZ. Bd. 114 Anh. S. 9 ff.), der gleichfalls an die Entſtehungsgeſchichte des Art. 174 Satz 1 
anknüpft und (S. 10) zutreffend darlegt, daß durch die Zerlegung des Art. 143 Abſ. 2 (zweiter 
Leſung) in zwei verſchiedene Artikel „am Sinn der darin enthaltenen Beſtimmungen nichts ge⸗ 
ändert“ worden iff (a. a. O. S. 10). 
So auch Laſſar, Arch. f. off. R. Bd. 40 S. 111: 
„Die Faſſung als beſonderer Artikel hat nur redaktionelle Bedeutung und iſt daher nicht 
geeignet, den Sinn der Sperrvorſchrift zu verändern.“ 
Damit iſt überzeugend klargeſtellt, daß die „beſtehende Rechtslage“ in Art. 174 Satz 1 identiſch 
iſt mit der Rechtslage, die Art. 146 Abſ. 2 ſeinerſeits neu zu geſtalten bzw. zu ändern ſich vorge⸗ 
ſetzt hat. Dabei iſt unerheblich, welche Geſtalt der landesrechtliche Aufbau der Schulformen zur 


Zeit des Inkrafttretens der RV. hat. ſt, wie ſie auch ausſehen 
mag, aufrechterhalten. 
Art. 174 nur die Ge 
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Art. 174 Satz 1 bezieht ſich danach nicht auf alle die ſchulrechtlichen Gebiete, 
die außerhalb des Art. 146 Abſ. 2 geregelt ſind; im beſonderen nicht auf die 
Geſtaltung der Schulaufſicht, die in Art. 144 RV. geregelt it”), nicht auf 
die Lehrerbildung, die Art. 143 Abſ. 2 RV. regelte), nicht auf die Frage 
der Konfeſſionalität höherer Schulen“), nicht auf den Religionsunter⸗ 
richt 0) fo Dagegen umfaßt die Sperrvorſchrift auch die weltlichen 
Schulen, obwohl dieſe nicht in Art. 146 Abſ. 2 („Schulen ihrer Weltanſchauung“), 
ſondern in Art. 149 Abſ. 1 RV. genannt ſind. Denn, wie oben (S. 122) des 
näheren auseinandergeſetzt, ſind die „weltlichen Schulen“ des Art. 149 nichts 
anderes als eine Unterart der in Art. 146 Abſ. 2 erwähnten „Weltanſchauungs⸗ 
ſchulen“, Art. 149 Abſ. x nennt nicht eigentlich eine neue, nicht ſchon in Art. 146 
Abſ. 2 aufgeführte Schulform. Die Sperrvorſchrift begreift alſo auch formal — 
gewollt war das in Weimar ohne Zweifel — alle Arten der bekenntnisfreien 
Schulen in ſich. 


b) „Rechtslage“. Art. 174 Satz x hält die „Rechtslage“ in den Ländern 
aufrecht, alſo nicht die tatſächlichen Verhältniſſe en); die Rechtslage, gleichgültig 
auf welcher Rechtsquelle beruhend, ob auf Geſetz, auf Verordnung, auf Ge⸗ 
wohnheitsrecht uſw. Die Anderung gegenüber der Faſſung des x. Kompromiſſes 
Gr... bleibt es bei den beſtehenden Vorſchriften“) iſt inſoweit von Belang: nicht 
nur die einzelnen poſitiven geſchriebenen Rechtsvorſchriften werden aufrecht⸗ 
erhalten, ſondern der geſamte, auch der ungeſchriebene Rechtsbeſtand 22). Unters 
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zu Art. 146 Abſ. 2, das bayerifche Recht dahin geaͤndert werden ſoll, daß auf Antrag katholiſche 
Volksſchulen errichtet werden müſſen und die einklaſſige Schule für einen geordneten Schulbetrieb 4 
ausreicht. Iſt die Beſtimmung dagegen etwa erſt für die Zeit nach Inkrafttreten eines Reichs⸗ S. cat. 
volksſchulgeſetzes gedacht, ſo iſt ſie rechtlich bedeutungslos, da dann wir Reichsgeſetz maß⸗ 2 rage. 2. X E 323. Kir OSA ee. 
gebend fein wird. Vgl. Anſchütz, Allg. Ot. Lehr.⸗Ztg. 1925 S. 185.45. , 1.509. Ae. 85 Se 4 

4) So aud RG. vom rx. Juni 1927 (RGZ. Bd. 118 S. 1ff.). — Das Gegenteil wurde fg, bi Kae, If: 
noch bei Schaffung des preuß. Gef. über die Zuſammenſetzung der Schuldeputationen von 1921 5 

5 C. . In VIE «RMF, park. e, A), e, 1928,1255 

18) So auch Staatsg. Hof vom 16. Oktober 1926 (RGZ3. Bd. 114 Anh. S. 7ff.); auch der 
Beſchluß des RG. vom 19. Mai 1926 (RGZ. Bd. 114 S. 16ff.) ſetzt das ſtillſchweigend voraus. 
Ebenſo Arndt RV. S. 414. — 


9) Unrichtig Friebe in Staats; u. Selbſtverw. Jahrg. 6 S. 70 Anm. 1 und Jahrg. 1924 


S. 402 Anm. 35 (vgl. aber denſelben in Madchenbildung 1927 S. 509). 5 A 2 - ‘oh BS. 3 ff 
20) So auch die oben Anm. 415 erwähnten drei Beſchlüſſe des vom 4. November 1920, Jeo , . ig : 2 
Adu, A. A. Maus bach, Kulturfragen S. 109/ Wie hier Poeg (Ge. Jur. Ztg. 1921 ©. 125f., F . ee e. cee. ele, 1929 LH 
5 22 ) Die Deutung, die Maus bach (Kulturfragen S. 109) der Anderung in der Faſſung gibt, ' 
buff iſt nicht überzeugend. Maus bach ſagt: „ ne gic 
„e In! omißformel hieß es: ,... bleibt es bet den beſtehenden Bors VA 2 > 2 SLAs 
ee en be se 5 ruhigen Fortdauer der 3 Ord⸗ / ee, „ , fl. = V au er he, 
nung nicht klar ausdrückte, iſt zunächſt eingeſetzt worden: „bei den beſtehenden Zuftänden‘. KM 
Dabei fehlte aber die Kennzeichnung des rechtlichen gefegmäßigen Charakters. Go tft 
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ſagt iff durch Art. 174 Satz x die Veränderung der allgemeinen Beſtimmungen, 
nicht der einzelne Verwaltungsakt ), mag er ſich innerhalb der Beſtimmungen 


halten oder fie verletzen ae). Lee,, bee, . e. . 


c) Beginn der Sperrfriſt. Die „beſtehende Rechtslage“, von der Art. 174 
Satz 1 RV. pricht, iſt die Rechtslage wie fie zur Zeit des Inkrafttretens s) der 
RV., am 14. Auguſt 1919, beſtand. aber kann nach dem Wortlaut der Vor; 
ſchrift ein Zweifel nicht beſtehen, und auch die oben wiedergegebenen Außerungen 
aus der zweiten und dritten Leſung in der Nat. Verſ. beweiſen, daß dieſes be⸗ 
abſichtigt war. Zweifelhaft kann ſein, ob ein Geſetz, das zwar vor Inkraft⸗ 
treten der RV. in Geltung geweſen ift, das aber Vorſchriften enthält, die erklaͤrter⸗ 
maßen erſt zu einem nach Inkrafttreten der RV. liegenden Zeitpunkt in praktiſche 
Wirkſamkeit treten ſollen, auch inſoweit von der Sperrvorſchrift nicht berührt 
wird 426), 

d) Ende der Sperrfriſt. Die beſtehende Rechtslage wird durch Art. 174 
Satz 1 RV. aufrechterhalten „bis zum Erlaß des in Art. 146 Abſ. 2 vorgeſehenen 
Reichsgeſetzes“. „Erlaß“ iſt hier offenbar gleichbedeutend mit „Inkrafttreten“, 


ſchließlich das Wort „Rechtslage“ gewählt worden, das beseitg einſchließt ſowohl das Recht 
wie den tatfadliden Zuſtand.“ 
Das ſcheint mir nicht haltbar. Poſitiv nicht: „Rechtslage“ bezieht gewiß nicht den tatſächlichen 
Zuſtand mit ein. Und negativ fehlt die oben im Text gegebene Unterſcheidung nach geſchriebenem 
und ungeſchriebenem Recht. Pa fen : Work, 7 GW. 

2) Bgl. auch Laſſar, Arch. f. Of. R. Bd. 40 S. 118. 

20%) Inſofern iſt dem Staatsgerichtshof (Beſchl. vom 16. Oktober 1926, RG3. Bd. 114 Anh. 
S. 9) zuzuſtimmen; dieſe Entſcheidung verkennt indes, daß auch der einzelne Verwaltungsakt 
je nach Lage der Dinge allgemeines Recht ſchaffen kann, und in dem Falle, der dem Staatsgerichts⸗ 
hof vorlag, bedeutete die Begründung einer ſimultanen Paͤdagogiſchen Akademie neben mehreren 
ſchon beſtehenden konfeſſionellen Charakters beim Fehlen allgemeiner Vorſchriften die Schaffung 
eines preußiſchen allgemeinen Rechtsſatzes, nach dem die Pädagogiſchen Akademien nicht nots 
wendig konfeſſionell zu ſein brauchen, bedeutete alſo mehr als einen einzelnen Ver waltungsgkt. 

) Nicht der Verkündung (11. Auguſt 1919), wie Maus bach, Kulturfragen S. 109 meint 

4260) Das Reichsgericht hat in dem das ſaͤchſiſche Landesrecht betreffenden Beſchluß vo 


A 


2 
A , 


4. November 1920 (3 BlUV. 1921 S. 83, Arch. f. öff. R. Bd. 40 S. 98ff.) ausgeſprochen, d 


daß „nur die beim Inkrafttreten der RV. beſtehende Rechtslage, nicht die für einen fpäteren 
Zeitpunkt angeordnete An derung derfelben .. maßgebend“ fei, daß alfo „auch Anderungen 
der bisherigen Rechtslage, die bereits vor dem Inkraftreten der RV., aber erſt für einen 
fpäteren Zeitpunkt angeordnet waren, durch Art. 174 Satz 1 RV. haben ausgeſchloſſen werden 
ſollen“. In dieſer allgemeinen Faſſung ſind dieſe Sätze nicht ohne Bedenken. Ein vor dem 
14. Auguſt 1919 in Kraft getretenes Landesgeſetz, das erſt nach dem 14. Auguſt 1919 in die 
praktiſche Wirklichkeit umzuſetzen iſt, enthalt doch ſchon am 14. Auguſt 1919 geltendes Landes⸗ 
ſchulrecht, auch wenn die Schulen noch nicht nach dieſem Schulrecht geſtaltet find. Nur wenn — wie 
in dem vom Reichsgericht behandelten Falle — das Landesgeſetz ſelbſt den Vollzug einer Vor⸗ 
ſchrift von ſich aus bewußt und gewollt auf einen fpäteren Termin feſtgeſetzt, wird es von der 


Sperrvorſchrift getroffen. So auch Laſſar, Arch. f. ff. R. Bd. 40 S. eS Weiter geht Poe bl b= Hoffer 
u 


(D. Jur.⸗Ztg. 1921 ©. 125f., RV. S. 504), der auch die vor dem 14. 
ſuspenſiv befriſtete Anordnung von der Sperrvorſchrift ausnehmen will. 
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guſt 1919 ergangene 


(auer on Vane pipe 
£192, Km . ved po" Pe eke. 


c. Cu, Age. e. 


130 E. Die einzelnen in den Schulartikeln geregelten Gebiete 


nicht mit der Verkündung des Geſetzes; es wäre im Sinne der mit der Sperr⸗ well dh !!! aue, ee. Je. 
vorſchrift verfolgten Abſichten nicht verſtändlich, daß den Ländern geſtattet ſein ‘ 
ſollte, innerhalb eines etwa zwiſchen Verkündung und Inkrafttreten des Reichs⸗ 
geſetzes beſtehenden Zeitraumes ihr Landesrecht zu ändern. /? Auch während einer 
längeren Ausführungsfriſt, die in dem Reichsgeſetz etwa vorgeſehen iftt2”), iſt 
das Landesrecht nicht frei: formal wird zwar Art. 174 Satz x bereits mit Inkraft⸗ 
treten des Reichsgeſetzes gegenſtandslos, die Zulaſſung einer weiteren Friſt für 
die Ausführung in einem Reichsgeſetz könnte aber nur ſo gedeutet werden, daß das 
Reichsgeſetz ſeinen eigenen Inhalt um dieſe weitere Friſt nur ſo lange ſuspendiert, 
bis das einzelne Land eine dieſem Reichsgeſetz entſprechende Regelung trifft. 78) 

Zweifelhaft kann die Rechtslage für die in Art. 174 Satz 2 erwähnten Simultan⸗ 
ſchulgebiete ſein, wenn in dem Reichsgeſetz etwa beſtimmt würde, daß das Geſetz 
in dieſen Gebieten erſt zu einem beſtimmten fpäteren Termin in Kraft tritt. Es 
fragt ſich, ob für den Fall einer ſolchen Beſtimmung für die Simultanſchulgebiete 
in dieſer Zwiſchenzeit die Sperrvorſchrift des Art. 174 Satz x erhalten bleibt, oder 
ob dieſe Vorſchrift, wenn einmal das Reichsgeſetz erlaſſen iſt, ohne weiteres für das 
geſamte Reichsgebiet hinfällig wird. Dieſe Frage hängt ihrerſeits ab von der 
Vorfrage, ob das Reichsgeſetz, das Art. 146 Abſ. 2 Satz 3 vorſieht, unter allen 
Umftänden nur einheitlich für das ganze Reichsgebiet erlaſſen werden kann. Sie 
iff m. E. grundfäglich zu verneinen: es beſteht kein rechtliches Bedenken dagegen, 
daß das Geſetz Unterſchiede zwiſchen einzelnen Gebieten des Reichs macht, ſofern 
es ſich nur im Rahmen der durch Art. 146 und 174 Satz 2 gegebenen Grundſätze 
hält. Iſt das aber fo, fo muß folgerichtig auch die rechtliche Möglichkeit zugegeben 
werden, daß das „Inkrafttreten“ (Art. 174 Satz 1) für die Gebiete des Reichs zu DR 
verſchiedenen Zeitpunkten ſtattfinden kann, die Sperrvorſchrift alſo für dieſe | Tune 22 lar See, Kg,. LHS. 
Gebiete nicht notwendig gleichzeitig in äußere Wirkſamkeit tritt. Iſt in dem 
Reichsgeſetz für die Simultanſchulgebiete beſtimmt, daß das Reichsgeſetz erſt CR) e. Ye VAL 2.8.0. 
fpäter in Kraft tritt, fo bleibt alfo bis zu diefem ſpäteren Zeitpunkt Art. 174 Satz x 
inſoweit in Kraft, und die Simultanſchul⸗Länder find für dieſe Zwiſchenzeit 
gehindert, ihr Landesrecht zu ändern. Eu ers be, M32 5 

e) Sammelſchulen. Beſondeper. rorterung bedarf in dieſem Zuſammen⸗ en 
hang die Frage, ob die in Preußen eit 1920 ſentſtandenen Schulſyſteme und | tp eue? vita, 
Klaſſen für am Religionsunterricht nicht teilnehmende Volksſchüler (ſogenannte 
Sammelſchulen, Sammelflaffen)* mit Art. 174 Satz 1 RV. vereinbar find, 
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In Preußen iſt ſeit 1920 in Einzelfällen‘) yon der ſtaatlichen Schulaufſichts⸗ 
behörde Schulverbaͤnden e da, wo es wegen der großen Zahl 
vom Religion sunterricht abgemeldeter Kinder zur Vermeidung ſchultechniſcher 
Schwierigkeiten notwendig war, dieſe Kinder in beſonderen Klaſſen oder Schul⸗ 
ſyſtemen zu vereinigen unter der Bedingung, daß dieſe Schulen und Klaſſen ihre 
Schulform als Bekenntnisſchule beibehalten, nach dem gleichen Lehrplan wie bis⸗ 
her unterrichten, Religionsunterricht auf Wunſch der Eltern jederzeit wieder ein⸗ 
richten, nur freiwillig ſich meldende Lehrer beſchaͤftigen und Kinder nur mit Zu⸗ 
ſtimmung der Eltern aufnehmen, ſich nicht als „Weltliche Schulen“ oder ahnlich 
(„Evangeliſche Schulen ohne Religionsunterricht“, „Religionsloſe Sammel⸗ 
klaſſen“ uſw.) bezeichnen, und daß durch die Einrichtung der Syſteme eine Zer⸗ 
ſchlagung oder Zerſplitterung der Geſamtſchulorganiſation des Schulverbandes 
nicht herbeigeführt wird e). Die Frage, ob dieſe neuen ſchulorganiſatoriſchen 
Beſtimmungen in Preußen die Spertvorſchrift des Art. 174 Satz 1 RV. verletzen, 
faͤllt zuſammen mit der Frage, ob ſie eine Anderung der bei Inkrafttreten 
der RV. in Preußen „beſtehenden Rechtslage“, alſo vor allem der §§ 33 ff. des 
Preuß. Volksſchulunterhaltungsgeſetzes vom 

haben. Die Frage iſt zu verneinen. 


und regeln im übrigen die Kon⸗ 

die ausnahmsweiſe Zulaſſung von 

den Religionsunterricht für Minderheiten (§ 37), die 

ten Schulen (§ 39) und jüdiſchen Schulen (§ 40). Die 

Sammelſchulen halten ſich in jeder Beziehung im Rahmen dieſer Beſtimmungen. 
In welcher Weiſe die Kinder eines Schulverbandes in Schulſyſtemen und Klaſſen 
zuſammenzufaſſen ſind, iſt, über die Grundfage des § 33 BUG, hinaus, in Preußen 
geſetzlich nicht beſtimmt, fonvern Sache des Einzelfalles, grundſaͤtzlich Angelegen⸗ 
heit der ſtaatlichen Schulaufſicht, unter beſtimmten Vorausſetzungen der Schul⸗ 
deputation überlaſſen. Es beſteht alſo nach preußiſchem Recht — auch entgegen⸗ 
ſtehende allgemeine Verwaltungsvorſchriften gibt es nicht — grundſaͤtzlich kein 


=) Es gab im Juni 1925 1644 Sammelklaſſen, am x, Oktober 1926 1927 Klaſſen in 15 Re⸗ 
gierungsbezirken. Am 1. Mai 1927 beſtanden: 249 Sammel ſchulen mit 77 168 Schulkindern und 
2064 Lehrern (ogl. Die Öff. Volksſchulen in Preußen, her. v. Staatl. Auskunftsſtelle für Schulweſen, 
Langenſalza 1928 S. 58 f. Mae Mayen af? 

“20) Weitere für die Sammelſchulen und Sammelklaſſen ergangene Einzelbeſtimmungen 
ſind bei Theegarten a. a. O. S. 18ff. wiedergegeben. 


“1) Für die preußiſchen Gebiete, in denen das ganze BUG, oder die 88 33 ff. nicht gelten, 
liegt die Rechtslage nicht anders, als oben im Text dargelegt. 


ge 
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Hindernis, die am Religionsunterricht nicht teilnehmenden Kinder zu beſonderen 
Schulen zuſammenzufaſſen, ſofern dieſe Schulen formal Bekenntnisſchulen im 
Sinne der §§ 33 ff. BUG. bleiben. Dieſe Vorbedingung iſt durch die oben auf⸗ 
geführten Kautelen gewährleiſtet. Der Einwand, daß mit der neuen Einrichtung 
jedenfalls dem Sinn der Sperrvorſchrift entgegen gehandelt würde, daß die 
Sammelſchulen in traudem legis zuſtande gekommen ſeien, verkennt die rechtliche 
Bedeutung des Art. 174 Satz 1, der nicht die tatſächliche Schulorganiſation 
des Landes aufrechterhäft, ſondern allein die Rechtslage, dem alſo nicht entgegen 
iſt, daß im Rahmen des beſtehenden Landesrechts die tatſachliche Schul⸗ 
organiſation, unter Umſtänden ſogar ſehr tiefgreiſend, auch ſchon vor Erlaß des 
Art. 146 ausführenden Reichsgeſetzes geändert wird. Es kann keine Umgehung 
der Sperrvorſchrift ſein, wenn von dieſer Möglichkeit Gebrauch gemacht wird. 
Die Einrichtung der Sammelſchulen und Sammelklaſſen in Preußen iſt danach 
mit der Verfaſſung vereinbar e). 


9. Die Simultanſchulgebiete. at | 


Der zweite Satz des Art. 174 RV. entſtammt dem 2. Weimarer Schulkom⸗ 


/ / 
jefe 
4 
promiß“ ). Zu feiner Auslegung fehlt es an Material aus der Entſtehungs⸗ pe fiz 


482) Bol. Antworten der Preußiſchen Regierun g auf die Kleine Anfrage Nr. 536 der Abg. 


eee 29 196.) 
Dr. Broniſch und Gen. in der Preuß. Landesverſammlung am 6. Juli 1920 (Sten. Ber. S. 11547, 22 * e ja. C. u, 9. DI e 7 he. Ang S. VISE 
abgedruckt auch bei Theegarten a. a. O. S. 9), auf die Kleine Anfrage Nr. 716 der Abg. Dr. Ada 2 i a 3 at 22. Lae, 
Ritter und Oelse, eb. am 7. Dezember 1920 (Sten. Ber. S. 14702) und auf die Kleine Anfrage Hoes eee. A», 1S; 12.138205: n, 
Nr. 21 der Abg. Hoffmann und Gen. am 15. April 1921 im Preuß. Landtag (Sten. Ber. S. 258), b Fb.. ei, 
Erklaͤrung des Preuß. Miniſters für Wiſſenſchaft uſw. Haeniſch in der Preuß. Landesverſammlung 
am 13. Januar 1921 (Sten. Ber. S. 15705), des Miniſters Dr. Boelitz im Preuß. Landtag 
am 20. Februar 1922 (Sten. Ber. S. 17218.TTT mk ³ —᷑:— a) an 
— Antworten der Reichsregierung auf die Kleinen Anfragen des Abg. D. Mumm am { 
19. November 1920 im Reichstag (Sten. Ber. S. 1108 f., auszugsweiſe bei Theegarten a. a. O. i 


S. 10) und vom 24. Auguſt 1921 (Reichstag, Druckſ. Nr. 2624) auf die Kleine Anfrage Nr. 768 1 
vom 18. April 1921 (Druckſ. Nr. 1927). Antrag der Abg. Dr. v. Krauſe und Gen. vom 16, April 2 , 

1921 (Preuß. Landtag, Druckſ. Nr. 209). Große Anfrage Nr. 22 der- Abg. D. Dr. Porſch und „ . . 5 ; 7 1 

Gen. vom 22. April 1921 (Preuß. Landtag Druckſ. Nr. 262). g | 

} 

) 

{ 

4 

i 


Der Preuß. Landtag hat am 7. Juni 1923 beſchloſſen, ' % "200.95, > 
= „das Staatsmimifteriun zu erſuchen, für die Aufrechterhaltung des Art. 174 RV. Sorge & é £ ED 
| „ zu tragen und bis zum Inkrafttreten des Reichsſchulgeſetzes oder eines Notgeſetzes die 5 - — PWW 7 Di 
SU 9 Lit. weitere Einrichtung „evangeliſcher oder katholiſcher Schulen ohne Religionsunterricht“, | : 2 late > a = 
SIR pe hr. 307- „weltlicher Schulen“ oder ähnliche Einrichtungen zu verhindern“. ‘ & 1 Ae eee. 27 . S. . 2 La 
OLY, Ber aſſungswidrigkeit behauptet u. a. Lauſcher, Schleſ. Volksztg. Nr. 338 vom 15. Juli 8 8 Aae, — 
7 ; 1921) die Frage wird offen gelaffen von Boelitz, Preuß. Bildungs weſen, 2. Aufl. S. 23 f.; Laurel. . ——— 2 
Nile, für Verein barkeit mit der Verfaſſung Hoffmann a. a. O. S. 97; F ee ef 
* 6. =) Eine Schutzvorſchrift für die Simultanſchulgebiete wurde erſtmalig in den dem zweiten oe 
184. j Weimarer Schulkompromiß voraufgehenden Verhandlungen von den Vertretern der Demo ge, 
„% kratiſchen Partei vorgeſchlagen (vgl, Schulz, Leidensweg, S. 57) und erſcheint zuerſt als Art. 159b , al 
7 


f ., Satz 2 in dem Antrag Löbe—Gröber—Schiffer, Druckſ. Nr. 724 Ziff. 4 (Bd. 338 S. 501), 22 
% 3 und zwar ſogleich in der heute geltenden Faſſung. Dieſe neue Beſtimmung erläutert USt. 
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geſchichte ſo gut wie ganz: der Satz iſt in geheimen Verhandlungen der Parteien 
entſtanden und in der z. Leſung der Verfaſſung nur von einem Redner berührt 
worden. Noch mehr als ſonſt iff man alſo hier darauf angewieſen, den Satz aus 
ſich heraus zu interpretieren. 

Den zahlreichen Auslegungsfragen, vor die der Satz die Aus führungsgeſetz⸗ 
gebung ſtellt, iſt eine grundſaͤtzliche Vorfrage voranzuſtellen, die ſich aus der Ein⸗ 
ordnung des Satzes ergibt. 

Es fragt ſich einmal, ob aus der Tatſache irgendwelche Schlüſſe gezogen 
werden können, daß Satz 2 mit Satz x in demſelben Verfaſſungsartikel ver⸗ 
einigt iſt. Dieſe Frage iſt m. E. zu verneinen. Die Zuſammenfaſſung der 
beiden Gage des Art. 174 in dem gleichen Artikel iſt, wie ſich aus ihrem Inhalt 
und aus der Entſtehungsgeſchichte ergibt, eine vollkommen zufällige. In⸗ 
haltlich haben beide Sätze nichts miteinander zu tun: daß bis zum Erlaß des 
Reichsgeſetzes die beſtehende Rechtslage aufrechterhalten wird, iſt ſachlich voll⸗ 
kommen unabhängig und verſchieden davon, daß dieſes Reichsgeſetz die Simul⸗ 
tanſchulgebiete beſonders berückſichtigen fol, Die beiden Sätze haben rein 
äußerlich nur das gemeinſam, daß ſie ſich beide als einzige Sätze des Schluß⸗ 
abſchnitts der RV. mit dem in Art. 146 Abſ. 2 vorgeſehenen Reichsgeſetz be⸗ 
ſchaͤftigen. Auch in ihrer Entſtehung ſind die beiden Säge offenbar ganz zufällig 
aneinander geraten: Satz 1 ſtand ſchon in der erſten Kompromißfaſſung in dem 
Schulz zu Beginn der dritten Leſung im Plenum (Sten. Ber. Bd. 329 S. 2161 D) namens der 
Regierung und der drei Kompromißparteien (vgl. oben S. 48) folgender maßen: 

„ . Die Parteien find ſich ferner darin einig, und die Regierung ſtimmt ihrerſeits zu, 
daß bei der reichsgeſetzlichen Regelung auch ſolche Teile des Reichs, in denen die durch 
Art. 143 Abſ. x vorgeſehene Schule, die alſo für alle Bekenntniſſe gemeinſam iſt, durch 
Geſetz und Überlieferung eingebürgert iſt, beſonders zu berückſichtigen find, In ſolchen 
Fällen iſt die Abweichung von der gemeinſamen Schule, ſofern nicht ihre Aufrechterhaltung 
möglich iff, zu erſchweren, fet es durch die Forderung einer ſtaͤrkeren Zahl von Erziehungs; 
berechtigten, ſei es durch die Einführung von Sperrfriſten, fet es auf andere Weiſe..“ 
Abg. Schiffer hebt namens der Demokratiſchen Partei die neue Beſtimmung als eine der drel 
„erheblichen Anderungen und Abſchwaͤchungen gegenüber dem Entwurfe der zweiten Leſung“ 
hervor (Sten. Ber. Bd. 329 S. 2164 A, B): 
wees Drittens haben wir bei dieſer Gelegenheit doch erreicht, daß der Beſtand der Simultan⸗ 
teres in den Strudel der Kaͤmpfe um die 
die uns bevorſtehen. Dieſer Beſtand if, wie der Herr 
t hat, gegeben, wo Geſetz, 
rücklichen Geſetzes, fei es tra 
gewohnheitsrechtlicher Geſt 
Syſtem darſtellen. 
es beſeitigen kann, 
oder daß zum mindeſten Si 
tlich erſchweren würden...“ 


ſonſt Gegenſtand der Ausſprache oder von Abaͤnderungsantraͤgen 
9 S. 2192 B) angenommen. 
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damaligen Art. 143 Abſ. 2, Satz 2 wurde erſt im 2. Kompromiß beſchloſſen und 
beide Sätze bei dieſer Gelegenheit in einen Art. 169 b zuſammengefaßt. Bei 
dieſer Sachlage iſt es nicht zuläſſig, in der Interpretation eines der beiden Säge 
auf den anderen Satz zurückzugreifen und Folgerungen aus einer Vergleichung 
des Wortlauts beider Sätze zu ziehen. Im beſonderen kann nicht, wie ge⸗ 
legentlich geſchehen, das Wort „geſetzlich“ in Satz 2 in einen gewollten oder 
wenigſtens objektiv in Erſcheinung tretenden Gegenſatz zu dem Wort „Rechts⸗ 
lage“ in Satz x geſetzt und aus dieſem Gegenſatz gefolgert werden, daß daz 
nach mit dem Wort „geſetzlich“ anderes und mehr gemeint fet als die „Rechts⸗ 
lage“ ohne Unterſchied der Rechtsquelle. 

Es iſt ferner zu erörtern, ob und welche Folgerungen daraus zu ziehen ſind, 
daß Satz 2 des Art. 174 ſich nicht in Art. 146 findet, ſondern in dem Schlußab⸗ 
ſchnitt der RV., überſchrieben „Übergangs; und Schlußbeſtimmungen“. Es 
iſt ja von vornherein auffallend, daß man bei Schaffung der Verfaſſung den 
Satz 1 des Art. 174, der ſicher eine Ubergangsvorſchrift enthält, anfangs in den 
Art. 146 eingereiht und erſt in letzter Stunde (vor der 3. Leſung) zutreffend 
in den Schlußabſchnitt verwieſen hat, daß man dagegen den Satz 2, der eine 
einzelne Modalität für das in Art. 146 Abſ. 2 Satz 3 behandelte Geſetz vorſchreibt, 
von vornherein nicht in Art. 146 aufgenommen, ſondern ſogleich in den Schluß⸗ 
abſchnitt eingereiht hat. Eine zureichende Erklärung dieſer Syſtematik iſt von den 
an der Schaffung des 2. Kompromiſſes Beteiligten nicht gegeben worden. 
Nimmt man dieſe Einordnung als gewollt an, ſo deutet ſie zunächſt darauf hin, 
daß auch Satz 2 — wie Satz 1 — nur die Grundlage für eine Abergangs⸗ 
vorſchrift darſtellen ſoll, daß alſo die „beſondere Berückſichtigung“, die Satz 2 
vorſchreibt, nur eine in das künftige Reichsgeſetz aufzunehmende ſchonende Übers 
leitungsvorſchrift zugunſten der Simultanſchulgebiete bedeuten ſoll. Dies Er⸗ 
gebnis iſt aber bei näherer Betrachtung nicht zwingend. Denn einmal enthält 
der Schlußabſchnitt nach feiner Überſchrift neben Ubergangsbeſtimmungen auch 
„Schlußbeſtimmungen“, ohne daß mit Sicherheit zu erkennen iſt, in welche 
dieſer beiden Gruppen jede der Vorſchriften der Art. 166— 181 gehört. Aber 
ſelbſt wenn man als „Schlußbeſtimmung“ in dieſem Sinne nur den Art. 181 
anſieht, iſt die Syſtematik dieſes Abſchnittes der Verfaſſung nicht ſo klar, daß nur 
aus ihr heraus Satz 2 des Art. 174 ſeinem Wortlaut entgegen einengend inter⸗ 
pretiert werden müßte. So befindet ſich in dieſem Abſchnitt Art. 176, der die 
Vereidigung der Beamten uſw. auf die Verfaſſung anordnet und damit offenbar 
nicht nur die erſtmalige Vereidigung der bei Inkrafttreten der Verfaſſung 
vorhandenen Beamten meint, ſondern auch die künftige Vereidigung aller 
erſt fpäter in das Beamtenverhältnis eintretenden Perſonen. Ein ſchlüſſiger 
Beweis dafür, daß der Schlußabſchnitt der Verfaſſung auch font nicht nur Übers 
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gangsvorſchriften enthält, Danach wird auch Satz 2 des Art. 174 grundſätzlich 
nur aus ſich heraus auszulegen ſein, ohne daß aus ſeiner Stellung im Geſamt⸗ 
rahmen der Verfaſſung mit Sicherheit ein Schluß auf ſeine rechtliche Bedeutung 
gezogen werden könnte). 

Art. 174 Satz 2 RV. legt verfaſſungsmaͤßig feſt, daß das künftige Reichsgeſetz 
die Simultanſchulgebiete (darüber unten S. 137 ff.) „beſonders zu berückſichtigen “ 


hat“. Das Reichsgeſetz it alſo inſoweit nicht frei, es darf nicht nur (ogl. oben 
S. 105), es muß die Simultanſchulgebiete „beſonders berückſichtigen !. / Zweifel⸗ 


haft kann nur ſein, was unter dieſer „beſonderen Berückſichtigung“ zu verſtehen iſt. 

a) Die Vorſchrift beſagt nichts darüber, ob die beſondere Berückſichtigung 
den Simultanſchulgebieten für die Dauer oder nur für eine Übergangszeit zus 
teil werden fol. Aus dem Wortlaut ift hierüber nichts zu entnehmen. Auch die 
mit der Vorſchrift verfolgten Abſichten können grundſätzlich erreicht werden 
ebenſowohl mit dauernder Sonderſtellung wie nur mit einer Abergangsregelung. 
Daß aus der ſyſtematiſchen Einordnung der Vorſchrift ſich kein zwingender 
Grund für die Zuläſſigkeit einer nur vorübergehenden Sonderregelung ergibt, 
iſt bereits dargelegt worden (gl. oben S. 133). Die Entſtehungsgeſchichte gibt 
keine Klarheit s). Danach wird man nur zu dem Schluß kommen können, daß 
die RV. ihrerſeits die ganze Frage offen laßt und ſich mit der Vorſchrift einer wie 
auch immer gearteten „beſonderen Berückſichtigung begnügt, ſei es dauernder, 
ſei es nur für eine Übergangszeit vorgeſchriebener Sonderregelung. Die RV. 
hindert dauernde Sonderſtellung der Simultanſchulgebiete durch das Reichsgeſetz 
nicht, ſie ſchreibt ſie aber auch nicht zwingend vor. Ob die Gebiete nur vorüber; 


2 
gehend oder dauernd privilegiert werden, iſt eine politiſche, keine Rechtsfrage. 


b) Dagegen wird, obwohl der Wortlaut der Verfaſſungsvorſchrift auch hierfür 
feinen Anhalt gibt, aus ihrem Ginn und den Abſichten ihrer Schöpfer zu folgern 
ſein, daß unter „beſonderer Berückſichtigung“ nur eine ſolche Sonderregelung zu 
verſtehen iſt, die die Simultanſchule in ihrem Beſtande zu ſchützen, die Ein⸗ 
richtung von Sonderſchulen neben ihr zu erſchweren beſtimmt iſt ve). Ob die Rege⸗ 
lung dieſe Aufgabe praktiſch wirklich erfüllt, iſt rechtlich unerheblich, ſie muß indes 
mit dieſem Ziele, in dieſer Richtung ſich bewegen, um der RV. gerecht zu werden ). 

% Ebenſo Preuß. Denkſchr. A II 4b (Aktenſtücke S. 130); Roſin, Schulkompromiß S. 66; 
Meckbach, Ztſchr. f. Pol. 1928 S. 191. 

=) UStS. Schulz ſpricht (vgl. Anm. 433) wohl von Sperrfriſten, aber auch von der Forde⸗ 
tung einer ſtärkeren Zahl von Erziehungsberechtigten, und fügt hinzu „ſei es auf andere Weiſe“, 
ſcheint alſo vorübergehende oder dauernde Sonderregelung für sulaffig zu halten, Abg. Dr. S chiffer 


leb.) ſcheint davon auszugehen, daß die Simultanſchule dauernden Schutz genießen müſſe. 


4e) So auch Hoffmann, a. a. O. S. 96. Auch Maus bach (Kulturfragen, S. 109) ſagt 
„Die zweite Beſtimmung bevorzugt unzweideutig die Si multanſchule ..“ 


7) Daß dieſe Bedeutung des Art. 174 Satz 2 zugleich mittelbar ſtark für die Regelſchultheorie 


ſpricht, iſt 7 angedeutet worden. 
(KD 7 
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c) In dieſem Rahmen find die verſchiedenſten Möglichkeiten praktiſcher Ver⸗ 
wirklichung der „beſonderen Berückſichtigung“ denkbar. Den mit der Verfaſſungs⸗ 
vorſchrift verfolgten Abſichten kommt am nächſten die Aufſtellung ſachlich er— 
ſchwerender Erforderniſſe für die Einrichtung von Antragſchulen 
neben den landesrechtlich bereits beſtehenden Simultanſchulen; man wollte Ge⸗ 
biete, in denen die Simultanſchule beſteht, nicht ohne weiteres, nur mit Vorbehalt 
dem Antragsverfahren gemäß Art. 146 Abſ. 2 RV. ausſetzen, man wollte dieſe 
Antragſchulen „erſchweren“ 438), wollte „Sicherungen“ treffen as). Solche be⸗ 
ſonderen Erforderniſſe können beſtehen in fchärferer Anſpannung der Antrags⸗ 
vorausſetzungen, z. B. Einengung des Kreiſes der antragsberechtigten Eltern uſw., 
Forderung einer höheren Zahl von Antragsberechtigten für den einzelnen Schul⸗ 
verband 4%), ferner in ſtrengeren Anforderungen an das Erfordernis des ge⸗ 
ordneten Schulbetriebs 44) uſw. Alle dieſe Erſchwerungen können entweder nur 
auf Zeit oder für die ganze Geltungsdauer des Geſetzes beſtimmt ſein. Rechtlich 
möglich ifi ferner — in Verbindung mit ſachlichen Erſchwerungen oder für ſich 
allein — die Beſtimmung einer Sperrfriſt, während ben e Reichsgeſetz in den 
Simultanſchulgebieten entweder überhaupt nicht gelten, der während 5 er es 
dem Landesrecht freiſtehen ſoll, das Reichsgeſetz einzuführen oder nichl. ns 
zuläſſig iſt ſchließlich, für die Simultanſchulgebiete die Frage des Ob und des 
Wann der Einführung des Reichsgeſetzes dem Landesrecht zu überlaſſen, die 
„beſondere Berüdfihtigung“ alſo in der Form eintreten zu laſſen, daß für dieſe 
Gebiete ein reichsrechtlicher Zwang zur Einführung von Antragſchulen zunächft 
nicht geübt wird +42), 

d) Alle dieſe Formen einer „beſonderen Berüͤckſichtigung“ der Simultanſchul⸗ 
gebiete haben indes eine Grenze: ſie dürfen das Entſtehen von Antragſchulen 
gemaͤß Art. 146 Abſ. 2 RV. für dieſe Gebiete nicht von vornherein und nicht 
dauernd, weder unmittelbar noch mittelbar ausſchließen““s). Wenn dieſe Gebiete 


3) So UStS. Schulz, oben Anm. 433. 

) So Abg. Schiffer, oben Anm. 433. 

4) So ausdrücklich USS, Schulz, oben Anm. 433. 

% So für eine Übergangszeit § 20 Abſ. 2 Entw. 1927 (Aktenſtücke S. 77, 201), 

10 Der Einwand, daß mit folder Beſtimmung für die Simultanſchulgebiete „Grundſaäͤtze“, 
die das Reichsgeſetz nach Art. 146 Abſ. 2 Satz 3 aufſtellen muß, nicht aufgeſtellt werden, iſt nicht 
ſtichhaltig. Vgl. oben Anm. 334% 

% So im Ergebnis Maus bach, Kulturfragen S. 109: „. . . Dieſe darf natürlich den 
weſentlichen Inhalt des Abſ. 2 nicht antaſten; auch in ſolchen Gebieten ſind konfeſſionelle Schulen 
auf Antrag und unter möglichfter Berückſichtigung des Elternwillens zu errichten. Aber die 
näheren Vorausſetzungen, z. B. die erforderliche Zahl, der Zeitpunkt des Inkrafttretens können 
in anderer Weiſe und zugunſten der beſtehenden Ordnung feſtgeſetzt werden...“ — Vgl. auch 
Anſchütz, RV. S. 429 (die Erſchwerung ſoll ſo weit gehen, als ſich dies mit der Tendenz des 
Art. 146 Abſ. 2 vertrage) 1A. M. Meckbach, ztſchr. f. Pol. 1928 S. 191, Kehr IK. 
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nach Art. 174 „beſonders berüͤckſichtigt“ werden ſollen, ſo iſt damit eine geſetzliche 
Differenzierung in der Richtung verſtärkten Schutzes beſtehender Simultanſchulen 
angeordnet, dieſe Differenzierung muß ſich aber grundſätzlich im Rahmen des 
Art. 146 Abſ. 2 RV. halten. Hatte man vorſchreiben oder auch nur zulaſſen 
wollen, daß in dieſen Gebieten die Antragſchulen dauernd ganz ausgeſchloſſen 
werden, fo hätte eine fo tiefgreifende, die Wirkſamkeit des Art. 146 entſcheidend 
einengende Beſtimmung in der RV. das unzweideutig zum Ausdruck bringen 
müſſen !“); es iſt keine „beſondere Berückſichtigung“ eines Gebietes mehr, wenn 
dieſes Gebiet dauernd ein in den Grundlagen anderes Schulſyſtem erhält 
als das übrige Reichsgebiet. Das Simultanſchulgebiet erfährt eine „beſondere 
Berückſichtigung“ im Sinne des Art. 174 nur dann, wenn für dieſes Gebiet i m 
Rahmen des durch Art. 146 für das ganze Reichsgebiet vorgeſchrie— 
benen Schulaufbaus eine Sonderregelung geſchaffen wird, zeitlich — ſpaͤteres 
Inkrafttreten — oder ſachlich — Erſchwerungen. Jede Erſchwerung und jedes 
zeitliche Hinausſchieben, das von vornherein oder mittelbar einen Ausſchluß des 
Art. 146 Abſ. 2 bedeutet, iſt verfaſſungswidrig, ſo ſchwer auch die Grenzen zwiſchen 
Hinausſchiebung oder Erſchwerung einerſeits, Ausſchluß anderſeits im Einzelfalle 
zu ziehen ſein mögen. Das gilt auch für den Weg, die ganze Frage für die Simul⸗ 
tanſchulgebiete dem Landesrecht zu überlaſſen; wenn auch formal auch hierin eine 
iulaffige Sonderregelung zu erblicken iſt, fo iſt doch unzuläffig die Üiberlaffung an 
das Landesrecht sans phrase — ein vollkommener reichsrechtlicher Verzicht mit der 
völligen Freiheit für das Landesrecht, über das Ob und Wie der Einführung von 
Antragſchulen frei zu veſtimmen. Daß das Reichsgeſetz dem Landesrecht die 
formale Möglichkeit gibt, ſeinerſeits die Antragſchulen des Art. 146 Abſ. 2 
RV. dauernd und völlig auszuſchließen, iſt mit der Verfaſſung ebenſowenig 
vereinbar wie eine entſprechende Anordnung in dem Reichsgeſetz ſelbſt. 

Auch die Abgrenzung der Gebiete, die durch Art 174 Satz 2 RV. einer 
Sonderregelung unterftellt werden, begegnet erheblichen Schwierigkeiten. 

a) Voranzuſchicken iſt, daß die Sonderſtellung dieſer Gebiete nicht in dem Sinne 
eine ausſchließliche iſt, als dürften nur dieſe Gebiete in dem künftigen Reichsgeſetz 
beſonderer Berückſichtigung unterworfen werden. Das Reichsgeſetz hat volle 
Freiheit, das Nahere über die bekenntnismaͤßige und weltanſchauliche Geſtaltung 


444) Angeſichts dieſer ſyſtematiſchen Gründe iſt es nicht möglich, fid (ogl. z. B. Hoffmann 
a. a. O. S. 96) auf einen Zwiſchenſatz in der Erklärung des USt. Schulz vom 31. Juli 1919 
(ogl. oben Anm. 433) zu berufen. Dieſen Zwiſchenſatz legt Hoffmann aber m. E. auch unrichtig 
aus. Wenn es heißt: 
neve In ſolchen Fallen iſt die Abweichung von der gemeinſamen Schule, ſofern nicht ihre 
Aufrechterhaltung möglich iſt, zu erſchweren. .“, 
ſo iſt damit doch wohl nicht an die Möglichkeit gedacht, daß das Landesrecht allgemein die 
Simultanſchule aufrechterhalten darf, ſondern an den Fall, daß in der einzelnen Gemeinde 
die Aufrechterhaltung der dort beſtehenden Simultanſchulen nicht moͤglich iſt. 
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der Volksſchule gegebenenfalls nach Gebieten verſchieden zu regeln. Wie einer 
Teilregelung, ſo ſtehen auch einer regional verſchiedenen Regelung recht⸗ 
liche Hinderniſſe nicht im Wege, vorausgeſetzt nur, daß ſich alle Teile dieſer 
verſchiedenen Regelung im Rahmen des Art. 146 halten. Die Simultan⸗ 
ſchulgebiete nehmen gemäß Art. 174 Satz 2 eine Sonderſtellung nur inſofern 
ein, als eine Sonderregelung für ſie ſtattfinden muß („.. hat . .. zu berück⸗ 
ſichtigen“). Im übrigen bleibt auch für dieſe Gebiete im einzelnen — wie oben 
(S. 136) bereits dargelegt — Art. 146 Abſ. 2 maßgebend. Eine Differenzierung, 
die im übrigen fakultativ iſt, iſt für die Simultanſchulgebiete durch die Verfaſſung 
zwingend vorgeſchrieben. 

b) Die Sonderregelung iſt angeordnet für beſtimmte „Gebiete des Reichs“. 
Mit dieſer unbeſtimmten Formulierung iſt, offenbar abſichtlich, vermieden, die 
Sonderregelung nur für Länder oder für den Bereich anderer beſtimmt um⸗ 
grenzter öffentlicher Gebietskörperſchaften vorzuſchreiben; unabhängig von der 
politiſch⸗geographiſchen Begrenzung ſoll ein nur allgemein⸗geographiſch 
begrenztes „Gebiet“ der Regelung unterliegen. Nicht maßgebend iſt die Größe 
dieſes Gebiets; auch der kleinſte geographiſche Bereich kann „Gebiet“ in dieſem 
Sinne fein‘), Erforderlich iſt nur ein Stück Land, das zuſammengehalten, zu 
einer Einheit wird durch eine beſtimmte eben dieſem Lande, zum Unterſchied 
von umliegenden Gebietsteilen, eigentümliche ſchulrechtliche Regelung 4); in 
dieſem raumlich zuſammenhängenden Komplex von Schulverbänden muß die 
Simultanſchule geſetzlich beſtehen. Entſcheidend iſt alſo nicht die politiſche Zu⸗ 

gehörigkeit und nicht die Größe, ſondern das ſchulrechtliche Sondergeltungsgebiet 
mit ſeiner nach außen klaren Abgrenzung. Ein noch ſo großes Land, eine Provinz 
uſw. mit zahlreichen Simultanſchulen iſt Simultanſchulgebiet in dieſem Sinne 
erſt, wenn die Simultanſchulen auf ſolcher ſchulrechtlichen Sonderregelung be⸗ 
ruhen; eine einzelne Gemeinde kann Simultanſchulgebiet ſein, wenn ſie ſich nach 
außen deutlich als Sondergebiet abgrenzt ar). 

c) Von der Sonderregelung werden Gebiete erfaßt, „in denen eine nach 
Bekenntniſſen nicht getrennte Schule geſetzlich beſteht“. Es iſt außer 
Zweifel, daß die „nach Bekenntniſſen nicht getrennte Schule“ und die Simultan⸗ 
ſchule in herkömmlichen Sinne identiſch ſind ). Streitig iſt dagegen, was mit 


% Bgl. Poetzſch, RV. S. 505, 

4% Alſo doch wahl mehr als eine „raumli zuſammenliegende Mehrzahl“ von Simultan⸗ 
ſchulen (Poetzſch RV. S. 505). . a SBE. 

47) Bol. Inanſpruchnahme der Stadtgebiete von Frankfurt a. M. und Hanau als Simultan⸗ 
ſchulgebiete. Preuß. Denkſchr. A II 4 (Aktenſtücke S. 129). — Vgl. Poetzſch.a. a. O., Meckbach, 


Ztſchr. f. Pol. 1928 S. 191. La. K. La, ore 1 de 
“) Ufo die chriſtliche uſw. Simultanſchule (oben S. 119). Mit Recht weiſt aber Poetz ſch ze 
(RV. S. 505) darauf hin, daß auch die Simultanſchule ohne Religionsuntexricht (wie ſie vereinzelt 


zwiſchen November 1918 und Auguſt 1919 beſtanden hat) hierher gehört / 
AF. AL, u, n, Fide’ aa ade, Paul UI e, DA SSL 
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der Vorausſetzung „geſetzlichen“ Beſtehens der Simultanſchule gemeint iſt. 
Wörtliche Auslegung führt zu dem Ergebnis, daß nur Gebiete in Frage kommen, 
in denen ein Geſetz im formellen Sinne Rechtsquelle der Simultanſchule iſt. 
Dieſe Auslegung erweiſt ſich indes als nicht haltbar. Sie ſteht nicht nur im 
Widerſpruch zu den erklaͤrten Abſichten der Urheber der Vorſchrift! ), ſondern 
iſt auch innerlich ſinnwidrig: die Vorſchrift will die „Simultanſchulgebiete“ 
privilegieren, ohne daß die Natur der Rechtsquelle dabei irgend eine Rolle 
ſpielt! ); „geſetzlich“ ift hier, wie auch ſonſt oft, gleichbedeutend mit „rechtlich“, 
wo die Simultanſchule de iure befteht, fol eine Sonderregelung ſtattfinden. 
Das bedarf freilich finngemäß einer Einſchraͤnkung. De jure, zu Recht beſteht 
jede Schule, die RV. kann unmöglich hier die zu Recht beſtehenden Schulen 
meinen im Gegenſatz etwa zu unrechtmäßig beſtehenden Schulen. Der Gegenſatz, 
der hier ausgedrückt werden ſoll, iſt vielmehr der: nicht die einzelne, irgendwo 
zufällig neben anderen beſtehende Simultanſchule wird geſchützt, ſondern ein 
Gebiet, in dem die Simultanſchule die Form der öffentlichen Volksſchule iſt, in 
dem fie die geſetzmaͤßige, die regelmäßige Schulform iff. Wo ſchon bisher die 
Regelung beſteht, die Art. 146 RV. für künftig vorſieht, wo die Simultanſchule 
Regelſchule iſt, beſteht ein Simultanſchulgebiet im Sinne des Art. 174 2 RV. — 
nur dieſe Aus deutung des wenig glücklich gefaßten Wortlauts wird dem Sinn 
und Zweck der Beſtimmung gerecht“. 

d) Die Gebiete, die dieſen Erforderniſſen entſprechen, fallen unter Art. 174 2 
ohne Unterſchied, ob ſie zu den ſogenannten alten Simultanſchulgebieten — dem 
zuſammenhaͤngenden Gebiet der ſüdweſtdeutſchen chriſtlichen Simultanſchule — 
gehören oder nicht“), Gewiß hat man in Weimar wohl nur an dieſe, die klaſ⸗ 
ſiſchen Simultanſchulgebiete (Baden, Heſſen, Naſſau) gedacht!). Dieſe Eins 
ſchraͤnkung iſt aber nirgend zu einem Ausdruck gekommen, und es iſt die Folge⸗ 
rung unabweisbar, daß alle, auch die neueren Simultanſchulgebiete, ſofern ſie 
nur den dargeſtellten Anforderungen entſprechen, beſonderer Berückſichtigung 
zu unterwerfen ſind 8). 


3% Vgl. Erklarung des Abg. Schiffer, oben Anm. 433. hope 
461) So halten aud Gewohnheitsrecht (Herfommen) für ausreichend: Poetzſch⸗ S. 505; 


Hubrich, RV. S. 246; Stier⸗Somlo, Staatsr. S. 513. KA. fr. b, 40 
Dit} 


’ EL 
4%) Diefe Ausführungen folgen der Preuß. Denkſchr. A II 4 (Aktenſtücke S. 128 f.). Wie hier 
. 


Meckbach, ztſchr. f. Pol. 1928 S. 191. 4 Gitta SEC, Meth. &. A,. 7 
455) Bol. Preufi. Denkſchr. A II 4 (Uftenftäde S. 128). Die Begr. z. Entw. 1927 (Aktenſtücke 
S. 102) nennt die Vorſchrift inſoweit „nicht ganz eindeutig“. Ags . Aru be, 


454) Vgl. Erklaͤrung des UStS, Schulz (Anm. 410): „. durch Geſetz und Überlieferung Ay 


eingebürgert...“ 


455) Dieſe Interpretation hat ſich fonderbarermeife erſt neuerdings burchgeſetzt. Im Entw. 
1921 ($ 15) waren nur Baden, Heſſen und Naſſau genannt, Entw. 1925 ( 31) enthielt keine Auf⸗ 
sählung. 


* 
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10, Weiterführende Schulen. 
Im Gegenſatz zu allen dieſen Fragen, die (S. 104ff.) allein die Volks ſchule 


zum re hat das Problem der Gliederung e weſterfühten den 


Schulen (mi b höhere, Fach⸗ und-Jortbildungsſchulen) nach Bekenntnis 
und We tanſchauüng, wie frühere), weder in Weimar“) noch ſeithet / bei Gr; J Mey 
örterung und Auslegung der Schulartikel eine irgendwie weſentliche Rolle m 
geſpielt. Es ſteht feſt, daß die geſamten Erörterungen der Nat Verſ. um die kon⸗ 
feſſionelle Frage in allen Stadien der Verhandlungen allein der Volksſchule 
galten; die mißverſtändliche Faſſung des 2. Schulkompromiſſes („Schulen“) 
wird auf Veranlaſſung der Antragſteller ſelbſt ohne Debatte richtiggeſtellt ! e). 
Demgemäß, gilt 4246 Abſ. 2 nach ſeinem klaren Wortlaut nur für Volks; 
ſchulen; rad m , höhere Schulen iſt ein Antragsrecht der Erziehungs⸗ 
berechtigten auf Gründung von Bekenntnis; und weltlichen Schulen nicht 
vorgeſehen. 
Aus dieſer — m. W. unſtreitigen — Tatſache kann nicht, wie es gelegentlich 
geſchieht! o), gefolgert werden, daß die RV. die ganze Frage der Gliederung 
Öffentlicher mittlerer, hoherer uſw. Schulen nach Bekenntnis oder Weltanſchauung 
überhaupt nicht geregelt, ſie alſo dem Landesrecht überlaſſen habe. Dieſe Folgerung 
verkennt das Verhältnis des 2. zum ı. Abſatz des Art. 146. Wie oben dargeſtellt, 


iſt der zweite Abſatz nur geſchaffen worden, gerade weil der erſte Abſatz die ſimul⸗ 
tane Geſtaltung des öffentlichen Schulweſens als die einzig zulaͤſſige vorſieht; 
als Ausnahme von fimultaner Regelſchule läßt Abſ. 2 unter beſtimmten Vor⸗ 


ausſetzungen konfeſſionelle und weltliche öffentliche Volk EN Wenn dieſe 


Ausnahme ſich auf Volksſchulen beſchränkt, bleibt füt ete, höhere afw. Leg. 
Schulen die Regel des Abſ. x (Simultanſchule) ohne Ausnahme beſtehen. Gerade 
darin, daß die ſimultane Regelſchule nicht auf Abſ. x Satz 2 („für alle gemein⸗ 
ſamen Grundſchule“) beruht s), der nur die Volksſchule betrifft, ſondern auf dem 
Geſamtinhalt des Abſ. x in feinem Verhältnis zu Abſ. 21), liegt ſchon, daß 
Art. 146 Abſ. x nicht nur die ſimultane Volksſchule, ſondern die ſimultane Schule 
aller Grade vorausſetzt. Das iſt im übrigen auch nach dem Sinn des Abſ. 1 


°°) Bgl. oben S. 99. 

7) Bgl. Abg. Dr. Quarck, Verf A. (S. 526), der in der Polemik gegen den Antrag Gräber 
bemängelt, daß nur die Volksſchule konfeſſionell getrennt werden ſolle; ihm erwidernd Abg. 
Gröber (S. 529), der ſich bereiterklart, feinen Antrag auf alle Schularten auszudehnen (in 
der Niederſchrift zwei ſinnentſtellende Fehler!). 

458) Vgl. oben Anm. 68. 

%) So Maus bach, Kulturfragen S. 104; Luppe in Frankf. Ztg. Nr. 574 vom 6. Auguſt 1919; 


Friebe, Mädchenbildung 1927 S. 509 f. hitech, 4 u. 2 . acer lw ’ Ip . MAG Heeg, Prom . 


450) Vgl. oben S. 109. 


461) Vgl. oben S. 110. 4 S/O Pal 7929 4 1 
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nicht wohl anders denkbar: mit der Forderung organiſcher Ausgeſtaltung des 


Öffentlichen Schulweſens, mit dem Einheitsſchulpoſtulat ware nicht vereinbar 
die Annahme, daß Art. 146 Abſ. 1 ſimultane Geſtaltung, wenn überhaupt, 
dann nur in Beſchraͤnkung auf die Volksschule anordnete. Schließlich aber iſt 
der ſimultane Charakter gerade der weiterführenden Schulen dadurch unterſtrichen 
worden, daß nad. ayebzädlicher Vorſchrift im 3. Satz des Abſ. x die Aufnahme 
eines Kindes in Tie mi und höhere Schule von dem Religionsbekenntnis 


der Eltern unabhängig ſein ſoll; alſo eine unmißverftändliche Ablehnung kon⸗ 


feſſioneller Gliederung gerade dieſer Schulen Ke fmuftane Charakter der 
Öffentlichen mittleren und höheren, aber auch e e 


iſt danach durch Reichsverfaſſungsrecht zwingend vorgeſchrieben 462), entgegen⸗ 
ſtehende landesrechtliche Vorſchriften oder Übung ſind ohne rechtliche Kraft 418). 


IV. Öffentliche und Privatſchule 
(Art. 143 II, 147). 


1. Das Problem und ſeine Entwicklung bis zur Weimarer Verfaſſung. “ 


Das Problem, ob das Bildungsbedürfnis eines Landes durch öffentliche oder 
durch private Schulen, ganz oder doch vorwiegend, zu befriedigen, ob das Schul⸗ 
weſen Staats⸗ oder Privatſache ift, beſtand im Deutſchen Reich, als die RV. ge⸗ 
ſchaffen wurde, eigentlich mehr nur latent, als generelle, grundfägliche Frage der 
Weltanſchauung Und Politik. Praktiſch war es, ſeit über hundert Jahren, zugunſten 
der Staatsſchule gelöft, und in einem Schulſyſtem, in dem über die Staatlichkeit 
des Schulweſens grundſätzlich kein Streit war, waren der Privatſchule nur be⸗ 
ſchraͤnkte — und zwar eine Reihe ſachlich vollkommen verſchiedener — Aufgaben 
zugefallen, deren Umgrenzung und begrifflich ſcharfe Scheidung notwendig iſt, 
wiewohl in der Praxis Miſchformen auftreten: 

a) Es gab Gruppen von Privatſchulen, die Vorläufer der offentlichen Schule 
waren. Überall da, wo ſachlich — für eine beſtimmte Schulart — oder oͤrtlich — an 
einem Ort oder in einem Bezirk — die offentlichen Körperſchaften ſich der Er⸗ 
richtung und Unterhaltung einer offentlichen Schule noch nicht angenommen 

) Wie hier Hoffmann, Schule und Lehrer S. 55, Jaenecke S. ae, MonSdr. 1929 
S. 79 ff. und (für künftig) Friebe, Staats; u. Selbſtverw. 1924 S. 4⁰¹ Auch das Reichs⸗ 
gericht ſpricht das in der Begründung der Beſchlüſſe vom 4. November 1920 ausdrücklich aus. Eine 


offizielle Erklaͤrung der Reichs⸗ oder einer Landesregierung über dieſe Frage liegt m. W. bisher 
nicht vor. 


468) Ungültig find danach nicht nur ent 
ſondern auch ſt 


ca. yy 
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hatten, hatten Private Schulen gegründet. Zahlreiche mittlere und höhere 
Schulen an kleinen Orten gehören in dieſe Kategorie, vor allem aber die 
große Gruppe der privaten höheren Mädchenſchulen, die der ſpaͤteren Für⸗ 
ſorge der öffentlichen Hand für das Mädchenſchulweſen vorangegangen waren. 

b) Andere Gruppen von Privatſchulen ſind Begleiter der öffentlichen Schule, 
beſtehen nicht nur praktiſch, ſondern begrifflich neben ihr, ſetzen ſie voraus: 

a) Die einen find beſtimmt, da einzuſetzen, wo die öffentliche Körperſchaft vers 
ſagt. Wo öffentliche Schulen der betr. Art nicht beſtehen oder nicht beſtehen 
können, aus welchen Gründen auch immer, unterſtützen private Schulen das 
Sffentlide Schulweſen — Erſatzinſtitutionen, die nicht beabſichtigen, die öffent⸗ 
liche Schule zu verdrängen, ſondern in Ermangelung öffentlicher Schulen 
exiſtieren. 

9) Eine andere Gruppe beſteht für die Schüler, die die öffentliche Schule nicht 
beſuchen können oder wollen. Der Grund hierfür kann in Verſchiedenem liegen: 
die formalen oder ſachlichen Vorbedingungen für den Beſuch der öffentlichen 
Schule ſind nicht erfüllt (Vorbildung, Alter, Geſundheit uſw.), man iſt den An⸗ 
forderungen der öffentlichen Schule nicht gewachſen, iſt von ihr entfernt worden; 
aber auch Ablehnung der Einordnung aus Standesrückſichten, ermöglicht durch 
wirtſchaftlich beſſere Lage, gehört hierher. Die hier einſetzenden privaten Schulen 
find Erſatzinſtitute für einzelne, auch fie wollen ſich nicht an die Stelle der öffent- 
lichen Schule als Ganzen ſetzen, ſondern dieſe nur für einzelne, ganz bes 
ſtimmt umgrenzte Fälle erſetzen. Vorbereitungsanſtalten, Padagogien, manche 
Schülerheime, auch ausgeſprochene Preſſen, aber auch ſoziologiſch abgegrenzte 
Schulen gehören hierher. 

c) Eine dritte Kategorie privater Schulen iſt für ſolche beſtimmt, die die öffent⸗ 
liche Schule aus Gründen der Geſinnung, Überzeugung, Weltauffaſſung ab⸗ 
lehnen. Sie wird im weſentlichen gebildet aus den konfeſſionellen Privatſchulen; 
auch einzelne Landerziehungsheime uſw. ſind hierher zu rechnen. Dieſe Schulen 
ſind nicht Notbehelf für fehlende oder nicht zugängliche öffentliche Schulen, hier 
wird vielmehr die öffentliche Schule, als Einrichtung überhaupt oder in der be⸗ 
ſtehenden Geſtalt, bewußt abgelehnt und erſetzt. 

d) Eine letzte Gruppe endlich ſetzt ſich die Aufgabe, die öffentliche Schule, 
mindeſtens in der beſtehenden Form, zu überwinden durch beſondere Geſtaltung 
von Unterricht und Erziehung, wie fie — z. 3. oder immer — in der öffentlichen 
Schule nicht ohne weiteres möglich iſt. Auch hier wird die beſtehende öffentliche 
Schule abgelehnt. Hierher rechnen Reformſchulen, Verſuchsſchulen, Land⸗ 
erziehungsheime uſw. 

In dieſe Gruppen — die vor, neben, ſtatt und jenſeits der dffents 
lichen Schule beſtehenden — zerfallen die neben der großen Maſſe der öffentlichen 


IV. Öffentlihe und Privatſchule 143 
e 


Schulen in Deutſchland vorhandenen privaten Schuleinrichtungen. Die RV. 
fand alſo die Privatſchulen im einzelnen in ganz verſchiedener Funktion vor, allen 
gemeinſam nur die fubfidiäre Stellung, die Orientierung des Sinnes und der 
Zweckbeſtimmung an der offentlichen Schule. Einen manifeſten Schulkampf 
zwiſchen „ſtaatlichem Schulmonopol“ und „ Unterrichtsfreiheit“ gab es nicht. Die 
Erörterungen über die Privatſchule beſchränkten ſich im allgemeinen auf die Frage 
größerer oder geringerer Bewegungsfreiheit im Rahmen der ſtaatlichen Vor⸗ 
ſchriften, einen grundſaͤtzlichen Kampf führten — und konnten nur führen — nur 
die Gruppen c) und d). Konfeſſionelle Gruppen und Winderbeitenfüftten ARE 
ſich eingeengt durch ſtaatlichen Ausſchluß oder Erſchwerung der Zulaſſung, wie 
fie am ſtaͤrkſten in dem ſtaatlichen Anſpruch zum Ausdruck kam, es müſſe ein 
„Bedürfnis“ für die private Schule nachgewieſen ſein, damit ſie genehmigt 
werden könne; immerhin hielten ſich die Spannungen in engen Grenzen, da die 
konfeſſionellen Bedürfniſſe in der Regel in der offentlichen Schule hinreichend 
berädfichtigt wurden. Schulreformeriſche Gruppen bemühten ſich um Zu⸗ 
laſſung privater Schulverſuche, Duldung von Abweichungen von den Öffentlichen 
Normen in Unterricht und Erziehung, Zuerkennung gleicher Berechtigungen. 
Ausnutzung der ſtaatlichen Privatſchulnormen für politiſche Zwecke durch den 
Staat gab Anlaß zu Beſtrebungen auf Lockerung dieſer Normen. 

Dieſer Situation ſtand man gegenüber, als die Schulartikel geſchaffen wurden. 
Dabei beſtand die — in Weimar kaum bekannte — Schwierigkeit einer Regelung 


darin, daß für die oben dargeſtellten, ſoziologiſch, ſchulpolitiſch und ſchulfachhch 
ganz verſchiedenartigen Erſcheinungsformen nur der eine Rechtsbegriff der 
privaten Schule gegeben war, ganz formal an dem Gegenſatz zur öffentlichen 
Schule orientiert 6). Die Schwierigkeit, den verſchiedenen Gruppen gerecht zu 
werden, ſobald ſie unterſchiedslos unter dem einheitlichen Begriff der Privatſchule 
zuſammengefaßt wurden, hatte bereits in den Landesrechten beſtanden und iſt bei 
Auslegung der Normen der RV. in Rückſicht zu ziehen. 


— . 43 


2. Verlauf der Weimarer Beratungen. 


Es ſtand danach ebenſowohl im Einklang mit der ſchulgeſchichtlichen Entwicklung 
in Deutſchland, wie es der ſchulpolitiſchen Auffaſſung der Demokraten und der 
Sozialiſten entſprach, wenn der Reg. Entw. “es) das ganze Problem mit dem ein⸗ 
fachen Satz erledigen wollte: 


BerfR. S. 247) verſteht unter 

n Schulen, im Gegenſatz zu den 

cht auf den Schulträger, ſondern 

ſind alſo Privatſchulen alle nicht ais öffentliche anerkannte 
5 Ay 


gl. zum folgenden auch Schu werack S. 7 ff. ee. & 4 
3 6. A. c e. e,, 1 
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„Für die Bildung der Jugend und des ganzen Volkes ſoll durch öffent⸗ 
liche Anſtalten genügend geforgt werden 169), 
Privatſchulen wurden nicht erwähnt. Es konnte zweifelhaft ſein, ob ſie unzu⸗ 
laffig fein oder künftiger geſetzlicher Regelung überlaſſen werden ſollten 67). 
Indes konnten die im Verf A. ſofort einſetzenden Verſuche, das Schulweſen ein; 
gehender zu regeln, an der Privatſchulfrage naturgemäß nicht vorbeigehen. 

Im Verf A. war, ebenſo wie fpäter im Plenum in 2. und 3. Leſung, der Primat 
der öffentlichen Schule nicht eigentlich umſtritten!ss). Der Satz des Art. 143 
Abſ. 1 Satz 1: 

„Für die Bildung der Jugend iſt durch öffentliche Anſtalten zu ſorgen“ 
erſcheint in eben dieſem Wortlaut bereits in dem auch ſonſt grundlegenden Antrag 
Dr. Seyfert Weiß —Pfülf “e) und geht unverändert, ohne irgendeinen Gegen⸗ 
antrag, aber auch im weſentlichen ohne Erörterung durch die weiteren Beratungen. 
Anträge und Erörterungen befaſſen ſich ausſchließlich mit der Frage, ob, in 
welchem Umfange und unter welchen Vorausſetzungen neben den unſtreitig an 
erſter Stelle ſtehenden öffentlichen Schulen private Schulen zuläſſig ſein ſollen. 
In dieſer Frage ſtehen ſich von Beginn an während des ganzen Verlaufes der 
Beratungen die beiden bereits dargeſtellten grundfäglichen Auffaſſungen unver⸗ 
mittelt gegenüber. Das Prinzip der Unterrichtsfreiheit, jetzt gemildert 470) 
zu der Forderung der ganz oder möglichft uneingeſchränkten Zulaſſung und 
Sicherung privater Schulen neben den als primär anerkannten öffentlichen 
Schulen — das Prinzip des öffentlichen Schulmonopols, jetzt im weſent⸗ 
lichen abgeſchwaͤcht “) suber Forderung moͤglichſter Einſchraͤnkung des privaten 
Schulweſens und ſeiner Ausſchließung für beſtimmte Schularten. 


Das erſtere Prinzip kommt im Verf A. zum Ausdruck in zwei Zentrums; 
anträgen???), zunächſt dem Antrag Gröber ““): 


466) Vgl. alte Preuß. Verf. Urk. Art. 21 Abſ. 1: „Für die Bildung der Jugend ſoll durch öffent; 
liche Schulen genügend geſorgt werden.“ 

467) So RMF. Dr. Preuß im Verf A. (S. 216). 

458) Im Verf A. wird nur gelegentlich das Wort „genügend“ des Reg. Entw. beanſtandet 
(Abg. D. Traub, VerfA. S. 215) und von RMin. Dr. Preuß (Verf A. S. 216) erläutert. 

4) Nr. 98 (Verf A. S. 210) als Art. 31 Ziff. 2 Satz 1. — In den anderen Antraͤgen iſt nur 
nebenher von öffentlichen Schulen die Rede; fo im Antrag D. Naumann Nr. 82 (Verf A. S. 172) 
in Art. 32 Abſ. 2 und 6, im Antrag Dr. Quarck-Dr. Sinzheimer Nr. 89 (Verf A. S. 173) in 
Art. 32 Abſ. 2 Ziff. 1. 

%) Die „Lehrfreiheit“, die Abg. Dr. Spahn in 1. Leſung im Plenum fordert (Sten. Ber. 
Bd. 326 S. 380f.), wird im Verf A. in dieſer Form nicht verfochten; vgl. Anm. 475. 

1) Die ſcharfe, abſolute Stellungnahme des Abg. Fiſcher gegen die Privatſchulen (Sten. 
Ver. Bd. 326 S. 576), feine Forderung des „Staatsſchulmonopols“ wird von ſozialdemokratiſcher 
Seite im Verf A. nicht aufrechterhalten; vgl. Anm. 480. 

2) Die Deutſchnationalen erklaͤrten mehrfach ihre Zuſtimmung zu dieſen Anträgen. 

78) Nr. 91 (Verf A. S. 175), Art. 31 Ziff. 1. 
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„Von Einzelperſonen, Vereinen und Stiftungen können Privatunterrichts⸗ 
anſtalten errichtet werden. Solche Anſtalten zu leiten und an ihnen Unterricht 
zu erteilen, ſteht jedem frei, der den geſetzlichen Anforderungen in ſittlicher, 
wiſſenſchaftlicher und techniſcher Hinſicht genügt. 

Der Beſuch der Privatunterrichtsanſtalten entbindet von dem Beſuch der 
öffentlichen Schulen, wenn die Lehrperſonen die ſtaatlich vorgeſchriebenen 
Prüfungen abgelegt haben und der Lehrplan mindeſtens die Ziele der öffent⸗ 
lichen Schule erreicht. Anſtalten dieſer Art erhalten, ſoweit ihr Unterricht 
Kindern aller Volksſchichten ohne Entgelt zugänglich iff, einen der Entlaſtung 
der öffentlichen Schule entſprechenden Zuſchuß aus öffentlichen Mitteln“; 

ſpaͤter dem Antrag Dr. Mausbach 474); 

„Die Errichtung von Privatſchulen ſteht jedem frei, der den geſetzlichen 

Anforderungen in ſittlicher, wiſſenſchaftlicher und techniſcher Hinſicht genügt.“ 
Begründet werden dieſe Anträge durchweg mit dem ſchon beſprochenen Ge⸗ 
danken der Sicherung für Minderheiten, die ihre Kinder der Öffentlichen 


Schule aus gtundfäßlichen, regelmäßig teligiöfen Bedenken nicht anvertrauen 
mögen 475), 


Der gegenteilige Standpunkt kommt nicht einheitlich zum Ausdruck. Während 
es in dem Antrag D. Naumann (7e) nur heißt: 


„Privatſchulen find unter Staats aufſicht erlaubt! 


nud der Antrag Dr. Quarck—Dr. Sinzheimer! “) private Schulen gar nicht er⸗ 
wähnt, wird der Verſuch einer Formulierung beſchränkter Zulaſſung von Privat, 
ſchulen unternommen in den Anträgen Dr. Seyfert Weiß —Pfülf . 


„Die Errichtung von Privatſchulen bedarf der Genehmigung des Staates 
der hierbei die Bedürfnisfrage zu prüfen und zu entſcheiden hat. Die Privat⸗ 
ſchulen unterſtehen in ihrer äußeren Einrichtung, in ihren Lehrzielen und 
in den Anforderungen an ihre Lehrkräfte den Landesgeſetzen, die für die ent⸗ 


74) Nr. 127 (Verf A. S. 226) = Abaͤnderungsantrag zum Antrag Dr. Ablaß Nr. 116 (Verf A. 
S. 226). 

475) Bal. die Aus führungen der Abgg. Dr. Maus bach, Verf A. S. 192, 226 f., Dr. Düringer 
S. 194, Dr. Kaas S. 194 (der von „ſtaatlichen Simultanſchulen“ ſpricht!), Gröber S. 209 
(der mehr die grundſaͤtzliche Seite und die Sicherung für ſpaͤter betont), D. Traub S. 215 („not⸗ 
wendiges Sicherungsventil für die Zukunft“), Dr. Heinze S. 216, Dr. Beyerle S. 220 (der 
von „mißtrauiſcher Einengung der Privatſchulen“ ſpricht), Dr. Kaas S. 222 (der eine „grund⸗ 
ſaͤtzliche Vorliebe“ des Zentrums für Privatſchulen in Abrede ſtellt), D. Dr. Kahl S. 229. Auch 
v. Harnack (Verf A. S. 217 f.) vertritt dieſen Standpunkt. 

478) Nr. 82, Verf A. S. 172, Art. 32 Abſ. 5. 

77) Nr. 89, Verf A. S. 173. 

478) Nr. 98, Verf A. S. 210, Art. 31 Nr. 4. 
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ſprechenden öffentlichen Schulen gelten. Private Volksſchulen ſind nur zu⸗ 
zulaſſen, wenn fie in ihrem inneren Aufbau nicht hinter den örtlichen öffent⸗ 
lichen Schulen zurückſtehen“ 


und Dr. Ablaß “): 


„Die Errichtung von Privatſchulen bedarf der Genehmigung des Staates. 
Sie unterſtehen den Landesgeſetzen. Private Volksſchulen ſind nur zuzu⸗ 
laſſen, wenn ſie in ihrem inneren Aufbau nicht hinter den öffentlichen Schulen 
zurũckſtehen.“ 


In der Ausſprache iſt der Grad der Zurückhaltung gegenüber den Privatſchulen 
verſchieden. Für ein völliges Verbot wird keine Stimme laut. Schutz der öffent; 
lichen Schulen gegen unlautere Konkurrenz, Beſchraͤnkung der Privatſchulen auf 
die Fälle eines Bedürfniſſes, Garantie für gleichwertige Leiſtungen, Ausſchließung 
oder Beſchraͤnkung privater Volksſchulen — unter dieſen Geſichtspunkten wird 
die Debatte geführt 48%), 


Die 1. Leſung endet mit der Annahme des Antrags Dr. Ablaß ). 


Der in erſter Leſung im Verf A. fo im Grunde unausgetragen gebliebene, durch 
Mehrheitsbeſchluß erledigte Streit der Meinungen in der Privatſchulfrage ſetzt 
in zweiter Leſung mit einem neuen Antrag Gröber “s) ein: 


„Die Errichtung von Privatſchulen bedarf der Genehmigung des Staates. 
Die Genehmigung darf nicht verſagt werden, wenn die Leiter und Lehr⸗ 
perſonen den geſetzlichen Anforderungen in ſittlicher, wiſſenſchaftlicher und 
techniſcher Hinſicht genügen. 

Der Beſuch einer Privatſchule entbindet von dem Beſuch der öffentlichen 
Schule, wenn die Lehrperſonen die ſtaatlich vorgeſchriebene Prüfung abgelegt 
haben, der dem Unterricht zugrunde gelegte Lehrplan mindeſtens die Lehr⸗ 
ziele der öffentlichen Schulen erreicht. Private Volksſchulen ſind nur zuzu⸗ 
laſſen, wenn ſie Kindern aller Volksſchichten zugänglich ſind und im Klaſſen⸗ 
aufbau den geſetzlichen Beſtimmungen entſprechen.“ 


47) Nr. 116 (Verf A. S. 226). 

480) Vgl. Abgg. Meerfeld, Verf A. S. 189 (Privatſchulen hindern die „Vereinheitlichungs⸗ 
beſtrebungen“), Dr. Quard S. 193 („Damit iſt nicht geſagt, daß alles Privatſchulweſen forts 
fallen müſſe, wir bekämpfen aber energiſch die konfeſſionellen Privatſchulen, mindeſtens ſoweit 
ſie mit der allgemeinen Volksſchule konkurrieren“), 224, Frau Pfülf S. 111 („nicht durchaus ab⸗ 
lehnend“), 228, Dr. Seyfert S. 212 (Zulaſſung „in beſonderen Notfällen“), Weiß S. 226, 
Dr. Cohn S. 229. 

481) Verf A. S. 230. 

482) Nr. 305, Verf A. S. 530. — Hier erſcheint erſtmalig der Gedanke des Genehmigungs⸗ 
zwanges; vgl. dazu Abg. Dr. Maus bach, Verf A. S. 530. 
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Von der Gegenſeite wird in einem Antrag Dr. Quarck 48s) vorgeſchlagen, den 
letzten Satz der Faſſung erſter Leſung ſo zu faſſen: 

„Private Volks⸗(Grund⸗) Schulen find unzulaͤſſig,“ 

und, als Even tualantrag!s ) hinter, „Aufbau“ einzufügen: 

„in den geſundheitlichen Einrichtungen ſowie in der Ausbildung und Be⸗ 

ſoldung der Lehrer“. 

Dieſe drei Antraͤge werden — nach erneuter Ausſprache über das Privatſchul⸗ 
problem“se) — abgelehnt“). Angenommen wird, als einzige Anderung an der 
Faſſung 1. Leſung, auf einen Eventualantrag Gröber, die Zerlegung des erſten 
Satzes („Die Errichtung von Privatſchulen bedarf der Genehmigung des Staates“) 
in zwei Sätze se): 

„Die Errichtung von Privatſchulen iſt zulaͤſſig. Sie bedarf der Genehmi⸗ 
gung des Staates.“ 

Die beiden anderen Sätze bleiben. Die Vorſchrift lautet nun:“? 

„Die Etrichtung von Privatſchulen iſt zuläſſig; fle bedarf der Genehmigung 
des Staates. Privatſchulen unterſtehen den Landesgeſetzen. Private Volks⸗ 
ſchulen ſind nur zuzulaſſen, wenn ſie in ihrem inneren Aufbau nicht hinter den 
offentlichen Schulen zurückſtehen“. 

Die Löſung des r. Weimarer Schulkompromiſſes lautet für die Privat; 
ſchulfrage! ss): 

„Private Schulen als Erſatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmi⸗ 
gung des Staates und unterſtehen den Landesgeſetzen. Die Genehmigung 
iſt zu erteilen, wenn die Privatſchulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen 
ſowie in der wiſſenſchaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkraͤfte nicht hinter den 
öffentlichen Schulen zurückſtehen und im Falle der Erhebung von Schulgeld 
durch Abſtufung auch minderbemittelten Volksſchichten zugaͤnglich gemacht 
werden. 

Private Volksſchnlen ſind nur zuzulaſſen, wenn fuͤr eine Minderheit von 
Erziehungs berechtigten, deren Wille nach Art. 143 Abſ. 2 zu berädfichtigen 


464) Verf A. S. 531. 
466) Verf A. S. 530f. Die Debatte bringt im weſentlichen nur eine Wiederholung der früheren 
Argumente. Vgl. einerſeits Abgg. Dr. Maus bach S. 530 und D. Mumm S. 530f,., anderſeits 
Dr. Quard S. 530 und Weiß S. 531. 
466) Verf A. S. 531. ie 
407) Als Art. 144 (Verf A. S. 13): 4. Case ins Ges heben JAG „ 
) Antrag Löbe⸗Gröber, Oruckſ. Nr. 566 Ziff. 2, Bd. 337 S. 335. Der erſte Abſatz tnapf . zu 
an den Antrag Gröber (oben Anm. 482) an und verwirklicht die Forderung des Zentrums, . Lo. 
während das Verbot des Wf. 2 dem ſozialdemokratiſchen Wunſch Rechnung trägt, un. * 


8) Nr. 261 Ziff. 5, Verf A. S. 530. | | 
i 
| 
1 
) 
! 
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iſt, eine öffentliche Volksſchule ihres Bekenntniſſes in der Gemeinde nicht 
beſteht. 

Private Vorſchulen ſind unzuläſſig.“ 

Nach Einſchiebung der Worte „oder ihrer Weltanſchauung“ in den 2. Abſatz 
hinter die Worte „ihres Bekenntniſſes“ se), wird dieſe Faſſung im Plenum 
in 2. Leſung nach einer grundſätzlichen Ausſprache angenommen“ ), die die Gegen⸗ 
ſätze wiederum ganz unausgeglichen zeigt und die aus den Ausſchußberatungen 
bekannte grundſaͤtzliche Stellungnahme der Parteien bringt ). 

Das 2. Weimarer Schulkompromiß 2) bezieht die Privatſchulfrage als 
einzige grundſätzliche Frage nicht mit ein es). Die Demokratiſche Partei, mit der 
ſich Sozialdemokraten und Zentrum über dieſe Frage nicht einigen konnten, 
bringt einen beſonderen Antrag ein, den Antrag Schiffer“), der Abſ. x Satz 2 fo 
faſſen will: 

„Die Genehmigung iſt insbeſondere zu verſagen, wenn die Privatſchulen 
die Abſonderung der Schüler nach den Beſitzverhältniſſen der Eltern fördern, 
wenn ſie in ihren Lehrzielen und Einrichtungen hinter den offentlichen Schulen 
zurückſtehen, oder wenn die wirtſchaftliche und rechtliche Stellung der Lehr⸗ 
fräfte nicht geſichert iſt.“ 

Dieſer Antrag”), der alſo nur die Verſagung der Genehmigung reichsrechtlich 
regeln will und einen Genehmigungszwang nicht vorſieht, wird abgelehnt 4), 


Angenommen werden vier Anderungen“ der oben wiedergegebenen, in 2. Leſung 
gefundenen Faſſung: 

1. Am Schluſſe des 1. Abſatzes werden die Worte „im Falle .. werden“ erſetzt 
durch: 


46) Antrag Dr. Maus bach⸗Schulz, Sten. Ber. Bd. 328 S. 1716 B. 

490) Ebd. S. 1716C. 

61) Aus der Ausſprache vgl. für die Privatſchulen Abgg. Gröber, Sten. Ber. Bd. 328 
S. 1684 C, D, D. Traub S. 1690D, dagegen Abgg. Weiß S. 1676 D, Dr. Seyfert S. 1688 A 
(der von einem „Privatſchulmonopol für die kirchlichen Privatſchulen“ ſpricht), Kunert S. 1698 B, 
Haaſe S. 17110. — Das erſte Kompromiß verteidigen RMF. Dr. David S. 1678 B (der den 
Befürchtungen, daß die Privatſchule die öffentliche Schule verdrängen werde, den „großen finan⸗ 
ziellen Vorſprung“ der letzteren entgegenhält), USt. und Abg. Schulz S. 1692 D, 1681 B, C 
(hier wird erſtmalig neben den konfeſſtonellen Privatſchulen auf die Verſuchsſchulen hingewieſen), 
Abg. Katzenſtein S. 1710. 

492) Druckſ. Nr. 724, Bd. 338 S. 500. 

492) Bol. Sten. Ber. Bd. 329 S. 2161 D. 

4) Nr. 735, Druckſ. Bd. 338 S. 504. 9 

5) Ausführliche Begründung durch Abg. Dr. Luppe, Sten. Ber. Bd. 325 S. 2174. 

96) Ebd. S. 2175 B. 3 

7) Die Gründe legt UStS. Schulz (Sten. Ber. Bd. 328 S. 2161 D) ausführlich dar. — 
Sonſt in dritter Leſung nur einige kurze Bemerkungen der Abgg. D. Mumm (S. 21660) und 
Katzenſtein (S. 2172 B). 
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— 


„eine Sonderung der Schüler nach den Befigverhältniffen der Eltern nicht 
gefördert wird. Die Genehmigung iſt zu verſagen, wenn die wirtſchaftliche 
und rechtliche Stellung der Lehrkräfte nicht genügend geſichert ift;” 

2. Am Schluſſe des 2. Abſatzes wird hinzugefügt: 

„oder die Unterrichtsverwaltung ein beſonderes paͤdagogiſches Intereſſe an⸗ 
erkennt.“ 

3. Im 3. Abſatz wird das Wort vunzulaͤſſig“ durch „aufzuheben“ erſetzt. 

4. Als 4. Abſatz wird angefügt: 

„Für private Schulen, die nicht als Erſatz für öffentliche Schulen dienen, 
verbleibt es bei dem geltenden Rechte.“ 

Die Anderungen zu ı und 3 entſtammen unverändert 8) einem Antrag 
Löbe —Groͤber vo), die zu 2 und 4 einem gemeinſamen Antrag Löbe —Gröber — 
Schiffer 5%, 

Zu dem ganzen Artikel 144 wird dann noch auf Antrag der Abgeordneten 
Beuermann und Genoſſen oi), eine Entſchließung angenommen 2), die 
Abg. D. Mumm zuvor begründet hatte dos), und der die Regierung „wohl⸗ 
wollend“ gegendiberfteh ge N- 

„Wo private Schulen auf Grund des verfaſſungsmäßigen Auf⸗ und Aus⸗ 
baues der ſtaatlichen Schulen der Auflöſung verfallen oder ſchwere wirtſchaft⸗ 
liche Schaͤdigungen erleiden, ſorgt das demnächſtige Reichsgeſetz für die Ge⸗ 
währung einer angemeſſenen Entfhädigung”, 


3. Das Verhältnis von öffentlicher und privater Schule überhaupt. 


Es kann nach Wortlaut und Aufbau der Schulartikel der Verfaſſung, der ſich 
deckt mit ihrer Entſtehungsgeſchichte und mit dem bisherigen Rechts zuſtand, kein 
Zweifel darüber ſein, daß das Schulweſen nach der RV. grundfäglich öffentlich 
ift, und daß private Schulen von der Verfaſſung erſt in zweiter Linie vor⸗ 
geſehen werden. Das ergibt ſich aus dem lapidaren Satz, mit dem die Schul⸗ 
artikel beginnen: 

„Für die Bildung der Jugend iſt durch Öffentliche Anſtalten zu ſorgen“ 
5 ein Verfaſſungsbefehl, der, auch nach Streichung des Wortes „genügend“ 505), 

8) Stſen. Ber. Bb. 329 S. 2775. 

765) Nr. 725, Oruckſ. Bd. 338 S. sor, ; 

) Nr. 737, Oruckſ. Bd. 338 S. 505. Ein Antrag Schiffer (Nr. 735 lit. b. Oruckſ. Bd. 338 
S. 502), den 4. Abſatz zu faſſen: „Sonſtige private Schulen unterſtehen den Landesgeſetzen“, war 


vor der Abſtimmung zurückgezogen worden (Sten. Ber. Bd. 329 S. 2175 B C). 
sn) Nr. 712, Drudf. Bd. 338 S. 486. 


502) Sten. Ber. Bd. 320, S. 2175C, 
593) A. a. O. S. 21660. 

54) A. a. O. S. 2162 B. 

206) Bal. oben Anm. 468. 
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eine grundſätzlich vollſtändige Befriedigung allen Schulbedürfniſſes dos) durch 
oͤffentliche Schulen den öffentlichen Körperſchaften als verfaſſungsmäßige Pflicht 
auferlegt bo). Das folgt noch deutlicher aus der Gliederung der Schulartikel, die 
im Anſchluß an dieſen grundlegenden Satz in den Art. 143—146 nur das öffent⸗ 
liche Schulweſen behandeln, um dann erſt, in zweiter Linie, in Art. 147 das private 
Schulweſen zu regeln; ausdrücklich werden hier die privaten Schulen als ein 
„Erſatz für öffentliche Schulen“ bezeichnetdos). Das ergibt ſich beſonders einleuch⸗ 
tend aus dem Vergleich mit dem reinen Syſtem der Unterrichtsfreiheit soo), etwa 
in der belgiſchen Verfaſſung; wenn hier die Regelung des Schulweſens in der 
Verfaſſung mit der Verkündung der Freiheit des Unterrichts beginnt — und 
ſich im weſentlichen darauf beſchraͤnkt —, ſo folgt die Weimarer Verfaſſung der 
alten Preußiſchen Verfaſſungsurkunde, die in Art. 21 die öffentlichen Schulen 
an die Spitze ſtellt, und ſelbſt der Reſt des liberal⸗mancheſterlichen Syſtems, der 
in Art. 22 a. a. O. noch die Freiheit des Unterrichtens ſogleich hinter der Sorge 
für die öffentlichen Schulen proklamiert, iſt hier zurückgedraͤngt und zuſammen⸗ 
geſchrumpft zu der fpäten, ſehr viel eingefchränkteren Regelung des Art. 147 RV. 
Die RV. ſtatuiert wenn auch nicht das Monopoly, fo doch den Primat der 
offentlichen Schule su). 

Der Vorrang der offentlichen Schule iſt nicht Gegenſtand eines nur theoretiſchen, 
deklaratoriſchen Ausſpruchs in der Verfaſſung, ſondern dieſer Ausſpruch hat 
poſitive rechtliche Bedeutung. Es iſt reichsrechtlich, mit der Garantie des Ver⸗ 
faſſungsrechts, feſtgeleg / daß die öffentliche Schule voranſteht. Eine landesrecht⸗ 
liche Regelung des Privatſchulweſens, die dem nicht Rechnung trägt, wäre mit 
der Verfaſſung nicht vereinbar; die Überlaffung des Privatſchulweſens an das 
Landesrecht (Art. 147 Abſ. 1 Satz x) iſt inſoweit eingeſchraͤnkt. Aber auch die 
pofitiven Sätze des Art. 147 ſind zu verſtehen unter dieſem aus Art. 143 und dem 
Aufbau der Schulartikel ſich ergebenden Vorbehalt. Das macht keine Schwierig⸗ 


00) Der Satz umfaßt die geſamte „Bildung der Jugend“, alſo Schulen jeder Art, auch Hoch⸗ 
ſchulen (vgl. oben Anm. 248), nicht a Volksbildungseinrichtungen (oben S. 96). 


57) Vgl. Anſchütz, RV. S. >> (die Bedürfnisfrage für Öffentliche Schulen fet ſtets a 
unabhängig von beſtehenden privaten Schulen zu p üfen); Stier⸗Somlo, Staatsr. S. 505: . 
„Auf Privatſchulen fol niemand angewieſen ſein. N e. fe, ee, ven ec dee e, | N 
5) Wenn auch dieſe Worte in erſter Linie der Unterſcheidung der „Erſatzſchulen“ von den I | . -4, Lee. Soh a Wf, p ee 
anderen Schulen dienen (ogl. unten S. 152), ſo kommt doch außerdem mittelbar in dem Begriff | 
der 9 zum Ausdruck, daß dieſe ee Schulen eben den 1 er 
nachſtehen mg , eee, Angel Ahr Haug” rock ALG, E 1922 if . 
. 8 S. 6. Pag Mort, ene, Wrcchnen A. = 7 [ther Hr Aller 2.27 Aug Aue ee, e, u, Klang A ble AL 
°10) Ein ſtaatliches Schulmonopol gab es auch bisher nicht. Das ſcheint Hoffmann, S. 2, BC. ie, bee. K H. 7 2 
Au su überſehen, der in Art. 147 demge maß! zu Unrecht eine grundſaͤtzliche Rechtsaͤnderung findet. 7 = Servi : 5 : 
- in) So im Ergebnis auch Anſchütz, RV. S. 374 Anm. x zu Art. 143, 


Anm. 2 zu Art. 143. Ce. 7 394. IM) eee. oe 


a / si = : 
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keiten für private Volksſchulen, die durch ausdrückliche Vorſchrift (Art. 147 Abſ. 2) 
bereits auf zwei beſondere Fälle eingeſchraͤnkt find, auch nicht für private Vor⸗ 
ſchulen, deren Aufhebung beſtimmt iſt (Art. 147 Abſ. 3), und nicht für die in 
Art. 147 Abſ. 4 bezeichneten privaten Schulen, für die Art. 143 Abſ. x Satz x 
Öffentliche Schulen nicht erſt vorſchreibt. Dagegen iſt dieſer Vorbehalt allgemein 
zu unterſtellen auch für die privaten mittleren und höheren Schulen und die fie 
regelnden Satze der Verfaſſung (Art. 147 Abſ. 1). Wenn inébefondere nad 
Art. 147 Abſ. 1 Satz 2 die Genehmigung einer privaten Schule unter be⸗ 
ſtimmten, dort bezeichneten Vorausſetzungen erteilt werden muß, ſo ſteht auch 
dieſe Vorſchrift unter dem ganz allgemeinen Vorbehalt der primär öffentlichen 
Schule. Dies gilt in poſitivem und negativem Sinne. Poſitiv: Auch durch 
Beſtehen einer privaten mittleren oder höheren Schule werden die offentlichen 
Körperſchaften von der Rechtspflicht zur Errichtung öffentlicher Schulen nicht 
befreit 1). Negativ: Der Genehmigungszwang für private Schulen tritt zu⸗ 
rück hinter der Rückſicht auf beſtehende (oder zu errichtende) öffentliche Schulen, 
deren Beſtand, allgemein oder im Einzelfalle, durch Errichtung privater Schulen 
nicht in Frage geſtellt werden darf 513), 


Die Beſtimmungen der Verfaſſung über öffentliche und private Schulen haben 
unmittelbare rechtliche Geltung. Der Verfaſſungsbefehl an die öffent; 
lichen Körperfchaften, Reich, Staat und Gemeinden, öffentliche Anſtalten für 
die Bildung der Jugend zu errichten und zu führen (Art. 143 Abſ. 1 Satz 1), 
hat unmittelbar verpflichtende Kraft, ohne zuvor der Ausführung durch Reichs⸗ 
oder Landesgeſetz zu bedürfen 10). Aber auch die Sage des Art. 147 find un mittel⸗ 
bar geltende Rechtsſätze. Die hierüber entſtandene Streitfrage iſt ohne praktiſche 
Bedeutung für Abſ. 1 Satz 1, der die Genehmigungsbedürftigkeit und die 
Unterſtellung unter die Landesgeſetze vorſchreibt, ebenſo für Abſ. 4, der Weiter⸗ 
geltung des bisherigen Rechts verfügt; aber auch das Gebot der Aufhebung 
privater Vorſchulen (Abſ. 3) iſt im weſentlichen durchgeführt. Für dieſe Teile 
des Art. 147 beſteht nach Wortfaſſung und Sinn der Vorſchriften kein Anlaß, 
ihre Rechtsgeltung von vorheriger Ausführungsgeſetzgebung durch Reichs⸗ oder 
Landesgeſetz abhängig zu machen), Aber auch der zweite und dritte Satz des 


512) Bol. Anſchütz 8. Hs (Anm. 1 . zu Art. 143). 

25) Dieſer Geſichtspunkt wird angedeutet in der Vereinbarung der Unterrichtsverwaltungen 
der Länder über die Ausführung des Art. 147 vom 24. Januar 1928 (RMin Bl. 1928 S. 54f.) 
unter Ziff. 1: „Die Wahrung dieſer Grundſätze [der Art. 143 und 144] darf durch die Uns 
wendung des Art. 147 Abſ. 1 nicht gefaͤhrdet werden.“ Abweichend Hoffmann, Schule und 


Lehrer S. 72 (oben). — Y LS 
514) Das ift inſoweit wohl unbeſtritten / Die Frage ift zweifelhafter für den zweiten Satz des 


Art. 143 Abſ. 1 (vgl, oben S. 69). 
515) Ebenſo Wolf in Fiſchers Zeitſchr Bd. 54 S. 175 ff. K 
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Abſ. ı find nach Faſſung und Inhalt unmittelbar verbindliche Rechtsſaͤtze ) 
des Reichsrechts, das inſoweit in das im übrigen 

hineinragt; es iſt nicht abzuſehen, 

vorſchrift bedürfen ſollte, um landes 

beiden Satzen der Verfaſſung entge 

ſein, ob auch Abſ. 2 des Art. 147 fi 

Art. 146 Abſ. 2 unmittelbar rechtliche 

nicht etwa formal ſchon Art. 


ichen Volksſchulen handelte). 

daß inhaltlich Art. 147 Abſ. 2 vor 

s praktiſch nicht ausführbar ſei, weil 

geſehenen Fälle privater Volksſchulen 

iche Möglichkeit von Öffentlichen Bes 

Art. 146 Abſ. 2518), Diefe Deduktion 

E. die Geltungsfrage zu ſtark von den Worten des Art. 147 

Abſ. 2 abhängig und berückſichtigt nicht genügend den Grundgedanken der Vor⸗ 

ſchrift. Die von der Verfaſſung gewollte Beſchraͤnkung und zugleich Gewähr; 

leiſtung privater Volksſchulen auf zwei Fälle unmittelbar, ohne voraufgehendes 

Ausführungsgeſetz durchzuführen, beſteht kein Hindernis, wenn man die Vorſchrift 

dahin verſteht, daß — außer im Falle des anerkannten paͤdagogiſchen Intereſſes — 

bei Fehlen einer öffentlichen Bekenntnis⸗ oder weltlichen Schule eine private 

Volksſchule zuzulaſſen iſt; nur das will Art. 147 Abſ. 2 befagen, und der Hinweis 

auf Art. 146 Abſ. 2 kann nur demonſtrativ, nicht aber dahin verſtanden werden, 

daß dieſe Vorſchrift erſt einmal ausgeführt fein müffe. Art. 146 Abſ. 2 iſt in 

Art. 147 Abſ. 2 nur erwähnt zwecks kurzer Bezeichnung der Vorausſetzungen des 

Nichtbeſtehens einer öffentlichen Volksſchule der betreffenden Richtung, nicht als 
formale Vorbedingung des Inkrafttretens 10), $77 ~ 

Die RB. beſchaͤftigt ſich nur mit denjenigen privaten Schulen, die als Erſatz 

für öffentliche Schulen dienen (Art. 147 Abſ. 1 und 4). Für alle anderen 

Schulen „verbleibt es bei dem geltenden Recht“ (Abſ. 4), d. h. ſie unterliegen 

wie bisher ſo auch künftig reichg,51 bzw. landesrechtlicher Regelung, die an die 

reichsrechtlichen Normen der Abſ. ı und 2 für dieſe Schulen nicht gebunden iſt. 

Erſatzſchulen in dieſem Sinne ſind ſolche Schulen, für deren wae ait ig 

e 


594 In 
zie) Ebenſo Wolf a. a. O. S. 176f.; Anſchütz, RV. S. (Anm. 2 zu Art. 147 Weſthof 
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nech Bol, RG. 26. November 1926, Pr. Verw. Bl. 48 S. 372. 
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in Freie Bildung und Erziehung 1925 S. 101; Schuwerack S. 32. . . 5 * 
517) Vgl. oben S. 126. e Hag 4. 

518) So Wolf in Fiſchers Zeitſchr., Bd. 54 77 ff FE ( SI ; 
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nach jeweils geltendem Recht oder jeweils Jeuner ralſächlicher Abung die öffent; 
lichen Körperſchaften geundfäglih und planmäßig (nicht nur gelegentlich) ſorgen 
oder ſorgen ſollen deo); der Begriff der Erſatzſchule ſteht in unmittelbarem Zu⸗ 
ſammenhange mit Art. 143 Abſ. 1 Satz 1: nur inſoweit, als für die Bildung der 
Jugend durch öffentliche Anſtalten zu ſorgen iſt, aber inſoweit auch ſtets / gelten 
private Schulen als Erſatzſchulen im Sinne des Art. 147. 


Die RV. regelt nicht den Privatunterricht. Die Schulartikel haben zum 
Gegenſtand ausſchließlich „Schulen“, d. h. von dem Wechſel der Lehrenden und 
Lernenden unabhängige, auf die Dauer berechnete, verſelbſtändigte Organismen, 
nicht auch den nur in einer vergaͤnglichen Beziehung zwiſchen Lehrer und Schüler 
beſtehenden, mit Ausſcheiden der einzelnen Perſon erlöſchenden Privatunterricht, 
einzelnen oder gemeinſchaftlichen 2). Dieſer bleibt ganz landesrechtlicher Rege⸗ 
lung überlaſſen. Nur mittelbar wird er — durch grundſaͤtzlichen Ausſchluß während 
der Grundſchulzeit — durch die RV. berührg522), 


4 Die verfaſſungsrechtlichen Beſtimmungen über die 
Privatſchule im allgemeinen (Art. 147 Abſ. 1). 


Art. 147 Abſ. x enthält für die Erſatzſchulen drei Gruppen von Beſtimmungen 
grundſäͤtzlich verſchiedener Art. 


a) Einmal wird beſtimmt, daß private Erſatzſchulen den Landesgeſetzen 
unterſtehen. Dieſer Satz ſpricht rechtlich zunächſt nur Selbſtverſtaͤndliches 
aus. Daß inſoweit, als die RV. über private Schulen nichts beſtimmt, das 
Landesrecht zuſtändig bleibt, verſteht ſich von ſelbſt. Anderſeits iſt nicht an⸗ 
zunehmen, daß dieſer Satz der Verfaſſung eine weitergehende Bedeutung zu⸗ 
gunſten des Landesrechts haben ſoll, etwa die, das Recht des Reichs zur Grundſatz⸗ 
geſetzgebung für das Schulweſen (Art. 10 iff. 2) für das Gebiet des Privat⸗ 

b ry 5 ſchulweſens aufzuheben oder zu beſchränken ! He einzige Bedeutung des Satzes 

ee, dern 7 5 | beſteht vielmehr in der — an ſich nicht nötigen — Klarſtellung, daß die reichs⸗ 
' rechtliche Regelung des Art. 147 Abſ. 1 nicht erſchoͤpfend iſt, ſondern daneben 

das ihr nicht entgegenſtehende Landesrecht, geltendes ) und künftiges, gültig 


5 AB 20% Danach find nicht Erfag FW K 
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bleibts). Mit „Landesgeſetzen“ iſt in Art. 147 Abſ. 1 Satz 1 die Geſamtheit des 
Landesrechts gemeint, gleichviel, ob es auf Geſetz oder auf Verordnung beruht; 
es iſt nicht anzunehmen, daß Art. 147 zu der dem Landesſtaatsrecht angehörenden 
Frage, ob das Privatſchulrecht auf Geſetz oder auf Verordnung beruht, etwas 
hat beſtimmen wollen?“). 


b) Außerdem beſtimmt Art. 147 Abſ. 1 Satz 1 poſitiv, daß private Erſatzſchulen 
der Genehmigung des Staates bedürfen. Damit iſt die Genehmigungs⸗ 
pflichtigkeit der Privatſchule, die ſchon bisher nach Landesrecht die Regel bildete, 
zu einem Satz des Reichsrechts erhoben und inſoweit landesrechtlicher Regelung 
entzogen. Das Land, das bisher die Genehmigungspflicht vorſchreiben durfte, 
aber nicht mußte, kann jetzt auf das Genehmigungsrecht nicht verzichten; landes⸗ 
rechtlich nicht genehmigte Privatſchulen ſind jetzt reichsrechtlich als nicht zu Recht 
beſtehend anzuſehen. Die Genehmigungsbefugnis ſteht kraft reichsrechtlicher 
Vorſchrift dem „Staat“ zu, d. h. dem Land, das die Befugnis alſo nicht einer 
außerſtaatlichen Stelle, nicht der Kirche, auch nicht der Gemeinde als ſolcher, 
übertragen darf. Die Beſtimmung über die für die Erteilung der Genehmigung 
zuſtaͤndige ſtaatliche Dienſtſtelle iſt dem Landesrecht verblieben, ebenſo wie die 
Regelung des Verfahrens, die Beſtimmung der Modalitäten der Genehmigung, 
des Widerrufs, der Anfechtbarkeit uſw. 


c) Das eigentlich Neue der Verfaſſungsvorſchrift liegt in den beiden weiteren 
Sätzen des Art. 147 Abſ. 1. In dieſen Sätzen wird reichsrechtlich beſtimmt, daß 
bei Vorliegen beſtimmter Vorausſetzungen die Genehmigung „zu erteilen“, 
unter beſtimmten anderen Vorausſetzungen die Genehmigung „zu verſagen“ iſt. 
Dieſe Gruppe von Vorſchriften bedeutet nicht nur, wie die Beſtimmung der 
Genehmigungsbedürftigkeit (vgl. b), einen formalen, ſondern auch einen mas 
teriellen Einbruch in das Landesrecht: die rechtliche Freiheit des Landesrechts, 
durch Satz 1 des Art. 147 Abſ. x noch nicht berührt, die Vorausſetzungen der 
Erteilung der Verſagung oder Genehmigung beliebig zu beſtimmen, findet ihre 
Grenze an den in Satz 2 und 3 normierten Fällen. Im einzelnen mit unterſchied⸗ 
licher Wirkung. Die zuſtändige Landesbehörde muß kraft reichsrechtlicher Vor⸗ 
ſchrift die Genehmigung unter den in Satz 2 beſtimmten Vorausſetzungen er⸗ a 2 bey 


teilen, fie darf fie unter dieſen Vorausſetzungen nicht verfagen®?*y, fie iſt aber nicht N Ah ER 3 ‘ 
) „FFF ag cegpinpih Hogg A fig tocaglen 
524) Ebenſo Anſchütz, RV. S. of (Anm. 1 Ku Art. 147): „Die beſtehenden Landesgeſetze SH (GA) eee. eee, inter. b. hg 2 — ach e 


über das Privatſchulweſen bleiben in Kraft und können durch Landesgeſetz abgeändert werden, 


ſoweit dem nicht Art. 147 entgegenſteht.“ el ul. 15S f- 22 acyl Ger. lege. ace rue ¢ kt Vata a Une 1 Mag poi. 10 
525) Die Frage liegt hier ebenſo wie für Art. 146 Abſ. 2 Satz 3 (ogl. S. 105) und Art. 149 FD. 1 
Abſ. 2 Satz 2 (vgl. S. 194). Me; fr lem 22. . Wii 


zac) Darf fie insbeſondere nicht von weiteren Vorausſetzungen abhängig machen, vor allem 


1 8 o + Ly ’ = — 
nicht von Prüfung der „Bedürfnisfrage“ (vgl. oben S. 141 ff.). Vgl. Länder vereinbarung § 4 Satz x, : 24. le, As, Peak. FG: £ DA Sabb 2: 7 Bs, SIE 7 tf AA nag Beachy 
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gehindert, die Genehmigung auch dann zu erteilen, wenn dieſe Vorausſetzungen 
oder ein Teil von ihnen nicht gegeben finds»; Sag 2 ift, ebenfo wie die ents 

ſprechenden Beſtimmungen der 535 Schutzvorſchrift für 
den die Genehmigung Nachſuchenden, nicht auch eine Bindung der Verwaltung 
an Mindeſtvorausſetzungen. Satz 3 dagegen hindert die Verwaltung des Landes 
für den dort bezeichneten Fall reichsrechtlich an Erteilung der Genehmigung, die 
Verwaltung muß in dieſem Falle die Genehmigung verſagen; landesrechtliche 
Beſtimmungen, die weitere Verſagungsgründe aufſtellen, ſind dadurch nicht 
gehindert, immer mit dem Vorbehalt, daß ſie dem reichsrechtlichen Genehmigungs⸗ 
zwang des Satzes 2 nicht entgegenſtehen. Die Aufzählung in Satz 2 iſt alſo er⸗ 
ſchöpfend, die des Satzes 3 nicht. 


Die Vorausſetzungen, die demgemaͤß vorliegen müſſen, wenn kraft Reichsrechts 
die Genehmigung zur Einrichtung einer privaten Schule erteilt werden muß, 
ſind Gleichwertigkeit und allgemeine Zugänglichkeit, Vorausſetzung 
der Verſagung nicht genügende Sicherung der Lehrer. 


a) Die Privatſchule, die einen Anſpruch auf Genehmigung auf Art. 147 RV. 
fifigen will), muß einer entſprechenden öffentlichen Schule gleichwertig ſein, 
fie darf hinter der offentlichen Schule „nicht zurückſtehen⸗ (Art. 147 Abſ. 1 Satz 2). 
Das bedeutet nicht unter allen Umſtänden Gleichartigkeit; auch Andersartigkeit, 
ſofern ſie nur nicht minderen Wert hat, iſt möglich so). Die Gleichwertigkeit muß 
ſich erſtrecken auf Lehrziele, Einrichtungen sen) und wiſſenſchaftliche Ausbildung 


9 
537) Ebenſo Anfhäg, RV. G. f. (Anm. 2 zu Art. 147); Poetzſ 7272 (Anm. 3 zu 

Art. 147); Stier⸗Somlo, Reichs⸗ und Landesſtaatsrecht S. 518; Arndt S. 373 (Anm. x ae 

in Art. 147); Gieſe, RV. S. Anm. 1 zu Art. 147% Auch Ländervereinbarung § 5. > 

And. Unf. Hoffmann S. 72f. (dem zuzugeben iff, daß in Weimar in dieſem Punkte offenbar / A 

keine Klarheit beftand), anſcheinend auch Schulz, Leidensweg S. 46 unten. ue | 


588) Muſter für die Formulierung waren nicht unmittelbar die entſprechenden Rechtsformen 


des Gewerberechts, ſon dern § 19 Abſ. 6 Satz 2 der Badiſchen Verf. vom 21. Mary 1919 (oben 
Anm. 15). 


529) Art. 147 fordert alſo nicht etwa Gleichwertigkeit aller privaten Schulen mit entſprechenden 
offentlichen und läßt nicht etwa nur gleichwertige private Schulen überhaupt zu. Auch offen bar 
ungleichwertige Privatſchulen dürfen landesrechtlich genehmigt werden, ſie haben nur keinen 
Anſpruch auf Genehmigung. Vgl. oben S. 154. Für ſolche ungleichwertigen Schulen beſteht im 
übrigen ſchulfachlich geradezu ein Bedürfnis. 


0) So ausdrücklich § 6 der Ländervereinbarung (Anm. 513). — Nur ſo wird insbeſondere 
den Bedürfniſſen der privaten Schulen Rechnung getragen, in deren Plan es liegt, im Unterrichts⸗ 
plan uſw. von den öffentlichen Schulen abzuweichen (vgl. oben S. 142 lit. d). 


531) Daß die fimultane Einrichtung nicht unter die „Einrichtungen“ in dieſem Sinne fällt, 
ergibt ſich zwar nicht aus dem Wortlaut des Art. 147, folgt aber ohne jeden Zweifel aus dem 


Sinne der Zulaſſung privater Schulen überhaupt. Vgl. oben S. 141 ff. So auch Ländervereins 
barung § 4 Satz 2. 
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der Lehrkraͤfte bs); nur in dieſen, aber auch in allen dieſen Beziehungen muß die 
private Schule der öffentlichen gleichwertig ſein, will ſie ihren Anſpruch auf Ge⸗ 
nehmigung auf Reichsrecht ſtützen. 

b) Die Privatſchule muß ferner allgemein zugänglich fein, ſoll fie ein Recht 
auf Genehmigung haben. Nicht in dem Sinne, daß fie, wie die öffentliche Schule, 
jeden Schüler bei Erfüllung allgemeiner Vorausſetzungen aufnehmen muß: 
es gehört zum Weſen der Privatſchule, daß fie dieſem Zwange nicht unterliegt. 
Wohl aber in dem Sinne, daß ſie grundſaͤtzlich zugänglich iſt ohne Rückſicht auf 
die Wirtſchaftslage der Benutzerkreiſe, daß „eine Sonderung der Schüler nach 
den Beſitzverhältniſſen der Eltern nicht gefördert wird“ (Art. 147 Abſ. 1 Satz 2). 
Man wird hier finngemäß freilich hinzufügen müſſen: wie bei der entſprechenden 
oͤffentlichen Schule; denn Sinn der Vorſchrift ift, einer privaten Schule den An⸗ 
ſpruch auf Genehmigung nur zu geben, wenn ſie in etwa demſelben Maße wie 
die öffentliche die wirtſchaftlichen Verhaͤltniſſe der Eltern ausſchaltet (vgl. Art. 146 
Abſ. 1 Satz 3); darin mehr als die öffentliche Schule zu leiſten, wird man ihr 
nicht wohl zumuten konnen sss). 

c) Darüber, ob dieſe beiden Vorausſetzungen gegeben ſind, entſcheidet, 
ſolange reichsgeſetzliche Regelung der Einzelheiten fehlt, das einzelne Land 534), 

d) Die genannten Vorausſetzungen ſind notwendig und ausreichend für den 
Anſpruch auf Genehmigung der privaten Schule als Organismus. Dagegen 
behandelt Art. 147 nicht die davon grundſaͤtzlich verſchiedene Frage der — per; 
fonliden und fachlichen — Qualifikation von Unternehmer, Leiter und Lehrer. 
Die Prüfung dieſer Qualifikation regelt ſich nach wie vor nach Landesrecht, 
ſolange reichsrechtliche Grundſätze hierfür fehlen s). 

e) Iſt die wirtſchaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte an der 
Privatſchule nicht genügend geſichert, ſo muß die Genehmigung kraft Reichs⸗ 
rechts (Art. 147 Abſ. 1 Satz 3) verſagt werden. Welche Anforderungen an dieſe 


555) §§ 6, 7 der Ländervereinbarung umſchreiben dies näher dahin: „Die Anforderungen. . . 
an Lehrziele und Einrichtungen ... find erfüllt, wenn nach der Entſcheidung des Landes Lehr⸗ 
plan, Stoffverteilung, Unterrichts und Erziehungseinrichtungen und die ſonſtige innere und 
äußere Geſtaltung der Schule den Anforderungen, die in dem Lande an entſprechende öffentliche 
Schulen geſtellt werden, gleichwertig (nicht notwendig gleichartig) find ... Das Land kann in 
beſonderen Fallen davon abſehen, die Ablegung der für das Lehramt an entſprechenden öffentlichen 
Schulen vorgeſchriebenen Prüfungen zu fordern.“ — Zur Gleichwertigkeit in dieſem Sinne ge⸗ 
hört dagegen nicht notwendig, daß die private Schule alle Klaſſen der entſprechenden öffentlichen 
Schule umfaßt. 

80) Alſo nicht Lernmittelfreiheit, ſolange die sf. Volksſchule ſie nicht hat. — Das erſte Kom⸗ 
promiß (oben S. 147) enthielt nur die Forderung geſtaffelten Schulgeldes, die geltende Faſſung 
drückt den Gedanken allgemeiner aus. v geg "ur 

*4) Bgl. Ländervereinbarung §§ 6, 7, 9. 


86) So zutreffend § 8 der Ländervereinbarung. H. 77. Ach be, Seed. BG aun 3 gu, “ Wi . 
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| Weiden u, ie lr A 2 3 Gurt = AB ae Sicherung zu ſtellen find, iſt in der RV. nicht beſtimmtsse); auch hier entſcheidet 
egen, , Gasca pomp Ud fowls, ta AS REP Oe . Landesrecht, das gebunden iſt nur infofern, als es allgemein die Pflicht hat, 


Air — Leu dieſem Moment bei Erteilung der Genehmigung augemeſſene Beachtung zu 
22 eee, he eee. of SPA a La forse a | ſchenken. 5 


, — 4 . e,. e- ter + Mag - ss er a bs 
Kan 22 5 aes dd A fr Ctr? 97 by, fre SY plo le lle i 5. Die private Volksſchule tm beſonderen (Art. 147 Abſ. x, 2). 


* Die Verfaſſung ſieht für private Volksſchulen 53”) andere, ſtaͤrker einfchräns 
E, e e, IL e bat eee, lee. ee lee. hi faſſung ſieht für p f chu 


z kende Vorausſetzungen vor als für private mittlere und höhere Schulen. Der 
10 tee, riggs (a, 99 fa . eee. l, Beefy? Gedanke der Zuſammenfaſſung der Kinder aller Volksſchichten dss) einerſeits, 


Db y A LAL fat fe PB das Streben nach Sicherung der ſimultanen Volksſchule und nach Beſchraͤnkung 
eee 4 , tls ro — er: Aue, von Sonderſchulen konfeſſioneller oder weltanſchaulicher Prägung???) anderſeits 


PL ade. 3 ... 22 Sul f führten wie zu den Vorſchriften der Art. 145, 146 für die öffentliche Volks⸗ 


4 . 2 8 ‘ a CLL he Ye, AA Äsa“ 2 | ſchule, fo zwangsläufig weiter zu den befonderen Beſtimmungen für die private 
ae V. “7 GY 3 2 e ; Volksſchule; die Anwendung der allgemeinen Privatſchulgrundſätze auch auf die 


i, fa . ee. Ae u, 1% ER u ur, &; d ö private Volksſchule hatte notwendig Grundſchule und Simultanſchule in Frage 
Heer, ge bed. a "ya .. S. eee. GL, 2 a geſtellt. 


So ergibt ſich für die private Volksſchule eine verfaſſungsmäßige Regelung 
unter doppeltem Geſichtspunkt: einmal unter dem allgemeinen der Sicherung 
privater Schulen überhaupt, wenigſtens in gewiſſen Grenzen, dann aber daneben 
der Beſchränkung dieſer Sicherung auf ganz beſtimmte, der öffentlichen Volks⸗ 
ſchule nicht abträgliche Fälle. 

a) Die Beſchränkung drückt ſich darin aus, daß die Verfaſſung private Volks⸗ 
ſchulen „nur“ zuläßt für die beiden in Art. 147 Abſ. 2 genannten Fälle entweder 
des Fehlens einer öffentlichen Bekenntnis⸗ oder bekenntnisfreien Schule in der 
einzelnen Gemeinde — oder eines von der Unterrichtsverwaltung anerkannten 
beſonderen paͤdagogiſchen Intereſſes. Nur wenn einer dieſer beiden Fälle ges 
geben iſt, darf eine private Volksſchule zugelaſſen werden; für alle anderen Fälle 
iſt die Zulaſſung privater Volksſchulen den Unterrichtsverwaltungen der Länder 
durch unmittelbar geltendes 0), reichsrechtliche, mit Verfaſſungsgarantie ums 

7, by al. e eee e . e.. kleidete Vorſchrift unterſagt. : : 


«f/f 


10 der Ländervereinbarung erwähnt beiſpielsweiſe als wichtig die folgenden Momente: 
wa) Hen Nachweis der für dieſe Sicherheit erforderlichen finanziellen Leiſtungsfaͤhigkeit des 
Schultraͤgers (Unternehmers); 
d) den ſchriftlichen Abſchluß erſchöͤpfender Anſtellungs vertrage; 
c) die Einhaltung der Beſtimmungen über Sozialverſicherung; 
d) die genügende Sicherung der Lehrkräfte gegen unbegründete friſtloſe Entlaſſung.“ 
537) Nicht auch für private Senger OF Wolf, Fiſchers Ztſchr. Bd. 54 
S. 183). Dieſe fallen alſo lediglich unter Art. 147 Abſ. 5 2 if pr free? Gres eee. 
538) Mol, oben S. 79. oe: 2 poi) 4 Re Pace hig" 
539) Bol, oben S. 106. 


540) Bol. oben S. 151. las E whl pa f., . 
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a) Der eine dieſer Fälle ſetzt einen konſtitutiven Akt der Unterrichtsverwaltung 
des betreffenden Landes voraus: Anerkennung eines beſonderen pädago⸗ 
giſchen Intereſſes ). Die Vorausſetzungen dieſes Aktes ſind in der Ver⸗ 
faſſung nicht näher beſtimmt, die Unterrichtsverwaltung hat jede Freiheit in der 
Wahl deſſen, was ſie als Gegenſtand beſonderen paͤdagogiſchen Intereſſes an; 
ſehen wills). Nur in einer Beziehung beſteht eine in Art. 147 Abſ. 2 ſelbſt mittel⸗ 
bar ausgeſprochene Schranke: das Intereſſe an einer bekenntnis mäßig oder welt: 
anſchaulich gegliederten oder ausgeſtalteten privaten Volksſchule kann niemals 
als „paͤdagogiſches Intereſſe“ im Sinne der Verfaſſungsvorſchrift gelten, weil die 
Zulaſſung einer fonfeffionellen oder weltlichen privaten Volksſchule in Art. 147 
Abſ. 2 ſelbſt (erfie Alternative) auf einen beſtimmten Fall, den des Fehlens einer 
offentlichen Volksſchule dieſer Art in der Gemeinde, eingefchränft iſt. Bei Aner⸗ 
kennung des pädagogifchen Intereſſes muß alſo hier das Moment von Bekenntnis 
oder Weltanſchauung außer Betracht bleiben“). 


6) Der andere der Fälle liegt vor bei Fehlen einer öffentlichen Bes 
kenntnis- oder weltlichen Volksſchule in der Gemeinde. Art. 147 Abſ. 2 
ſetzt inſoweit die in Art. 146 Abſ. 1 und 2 gegebenen Vorſchriften über die bes 
kenntnismäßige und weltanſchauliche Gliederung der Volksſchule fort?! ). Nicht 
dagegen iſt — bei ſinngemäßer Auslegung — zugelaſſen die Errichtung von pri⸗ 
vaten ſimultanen Volksſchulen s). 

b) Die Sicherung beſteht darin, daß private Volksſchulen, wenn einer dieſer 
beiden Fälle gegeben iſt, nicht nur zugelaſſen werden konnen, ſondern „zuzu⸗ 
laſſen“ ſind. Der Ton des Satzes liegt gleichmaͤßig auf den Worten „nur“ und 
„zuzulaſſen“. Der Satz enthält in der Beſchraͤnkung auf zwei Fälle zugleich die 
Gewahrleiftung der privaten Volksſchule für dieſe beiden Fälle e). Dieſe Gewähr⸗ 
leiſtung ſteht freilich unter den Vorausſetzungen des Art. 147 Abſ. ı, der für 
private Schulen aller Grade gilt, auch für private Volksſchulen ?““; private 
Volksſchulen find alſo in Linen der beiden in Abſ. 2 genannten Fälle zu ge⸗ 


%) Nur an dieſer Stelle iſt in der RV. zu erkennen, daß neben den konfeſſionellen Privatſchulen 
(oben S. 138 Gruppe c) auch eine andere Gruppe (d, oben S. 130) berückſichtigt wird. 


*42) „Modernes Verſuchsfeld für Volksſchulweſen“ (Maus bach, Kulturfragen S. 114). 
90) Der Fall liegt hier ähnlich wie bei Umgrenzung der „beſonderen Falle“ im Sinne des 94 mates ; 
GeSSSef. Vgl. dazu Lande, Grundfgule 2. Aufl. S. 200 Ynm. 5 a. E. f . ge. Juen, . e. gg; 72. 
48) S. o6ff, 3 
4) Ebenſo Poes(HyS. 473. — Über die daraus für die Regelſchulf Theorie zu ziehenden 
Folgerungen vgl, oben S. 117. 


= 
46) So auch Unfhäs, RV. S. A (Anm. 3 zu Art. 147); Arndt S. 373 (Anm. 2 zu Art. 147); 
Gieſe, RV. 8. (Anm. Tzu Art. 2 Hoffmann S. 73 unten. 7 


„%) So auch Anſchätz, RV. S. (Anm. 3 zu Art. 147); Poetzſch S. 472 (Anm. 3 zu 
Art. 147); Gieſe S. $ (Anm. 2 zu Art. 147); Hoffmann S. 72, 73. 

Lee e w kh, Lehe, feu, vage. J, Gigs. ee. agg 3.2. d 
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nehmigen, ſofern die Vorausſetzungen des Art. 147 Abſ. 1 Satz 2 gegeben find, 
fle dürfen auch ſonſt genehmigt werden, ſie dürfen nicht genehmigt werden, 
wenn der Verſagungsgrund des Abſ. 1 Satz 3 vorliegt. 


c) Die Vorſchrift des Art. 147 Abſ. 2 betrifft die „private Volksſ chule“. 
Welche Schulgebilde hierunter zu verſtehen finds), wird nur im einzelnen Falle 
nach Aufbau, Zweckbeſtimmung und Lehrplan der betreffenden privaten Schule 
zu entſcheiden ſein. Nur eine nach Art der offentlichen Volksſchule organiſterte 
Schule kann als private Volksſchule gelten; dazu ift nicht erforderlich Gliederung 
in 8 Stufen, auch die geringer gegliederte und die einklaſſige private Schule kann 
eine Volksſchule ſein. Nur eine Schule, die lehrplanmaͤßig hinter den Anforderun⸗ 
gen der öffentlichen Volksſchule nicht weſentlich zurückbleibt, ſie aber auch nicht 
weſentlich überſteigt, wird als private Volksſchule angeſehen werden können. Nur 
eine Schule, die — immer innerhalb der Begrenzung auf ein Bekenntnis, auf eine 
Weltanſchauung oder auf die Kriterien, die ſich aus der beſonderen paͤdagogiſchen 
Ausgeſtaltung ergeben — grundſaͤtzlich beſtimmt iſt, Kinder im ſchulpflichtigen 
Alter ohne Unterſchied aufzunehmen “e), darf beanſpruchen, private Volksſchule 
genannt zu werden. Dieſe ganze Abgrenzung iſt wichtig nach zwei Richtungen. 
Einmal iſt es unzuläſſig, andere private Schulen als die ſo umgrenzten unter 
Hinweis auf Art. 147 Abſ. 2 von der Zulaſſung auszuſchließen. Anderſeits kann 
nur in den ſo geſtalteten privaten Schulen der allgemeinen Schulpflicht genügt 
werden. 


d) Die Rechts folge der Zulaſſung einer privaten Volksſchule iſt nämlich, daß 
in dieſer Schule der allgemeinen Schulpflicht im weiteren Sinne (Art. 145) eben⸗ 
ſo wie der Grundſchulpflicht im beſonderen (Art. 146 bf. 1) genügt wird. Die 
private Volksſchule tritt inſoweit an die Stelle der öffentlichen Volks⸗ bzw. 


Grundſchule s). 
— ._ 


46) Die Frage ergibt ſich, weil die formale Begriffs beſtimmung der offentlichen Volksſchule 
als der Schule der allgemeinen Schulpflicht (vgl. oben S. 83) hier nicht weiterführt; hier fragt es 
ſich gerade, welche privaten Schulen im einzelnen der Öffentlichen Volksſchule derart gleichſtehen, 
daß der allgemeinen Schulpflicht auch in ihnen genügt werden kann. 


4) Dagegen iſt Schulgeldfreiheit und Unentgeltlichkeit der Lernmittel nicht ſchon notwendiges 
Merkmal einer privaten Volksſchule (fo Hubrich, Verf. S. 248/49; Gieſe, RB. S. 382 Anm. 4 
in Art. 147 u. a.), fondern ingung für den Genehmigungs anſpruch nach Abſ. 1 („Eins 
richtungen“); vgl. Doegfi .S. 473. 

50) Der Beſuch einer privaten Volksſchule während des grundſchulpflichtigen Alters iſt alſo, 
obwohl im Gr Sch Geſ. nicht genannt, ſachlich ein weiterer Grund für Befreiung von der Grund⸗ 
ſchulpflicht. Eine „private Grundſchule“ gibt es nicht, „Grundſchule“ iſt nach Idee und Wort⸗ 
finn nur die Unterſtufe der offentlichen Volksſchule. Der der Grundſchule entſprechende 
Teil der privaten Volksſchule iff Er ſatz für die Grundſchule. Vgl. Lande, Grundſchule 
2. Aufl. S. 20f. Anm. 2, S. 36 Anm. 3. / Abweichend Anſchütz, RV. S. 386 (Anm. 3 a. E. 


zu Att. 147). Meith we B pp de slag! TPE GC asa. V, 


E. Die einzelnen in den Schulartikeln geregelten Gebiete 


V. Schulpflicht und Schulbeſuch 
(Art. 145, 146 J 2, 3, III). 


Erwerb einer beſtimmten Mindeſtbildung enden laͤßt 
Grunde zwieſpältige Regelung: 


der ſich durchſchnittlich 


tragen, neben der Unterhaltung d 
gende Beſchäftigung, 
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a . V. Schulpflcbt und Schulbeſuch 
(Kar 25 2 2 L 27 a = a = 
: an ot zu den Bildungseinrichtungen von wirtſchaftlichen Hemmungen, das kollekti⸗ 
hid ne Lae 


viſtiſche Moment an einer Reihe von Punkten des überkommenen Syſtems 
2 ſtaͤrker zu betonen verſucht: 2 
‘ 1. in der Frage der Schulpflicht durch ihre ftärfere Betonung, Aufggben des 
Habe. i Grundſatzes der bloßen Unterrichtspflicht, Verſtärkung der Schulpflicht der erften 
Jahre zur Grundſchulpflicht, reichsrechtliche Feſtlegung und Ausdehnung ihrer 
Dauer; 
Ve 2. in der Frage der Schüleraus wahl für die weiterführenden Schulen durch 
: : #7 ſtaͤrkere Betonung der fachlichen Auswahlmomente, des Ausleſeprinzips ſtatt des 
A.. e Ga. IP BR, jl bl. SS! TM / 4 : an : bisherigen laisser faire; 
ee 1 3. in der Frage der wirtſchaftlichen Hemmungen des Schulbeſuchs durch 
reichsrechtliche Feſtlegung der Unentgeltlichkeit des Beſuchs der Pflichtſchulen, 
durch Neueinführung der Unentgeltlichkeit der Lernmittel in dieſen Schulen und 


durch prinzipielle und praktiſche Befreiung der weiterführenden Schulen von dem 
wirtſchaftlichen Moment. 


1. Schulpflicht (Art. 145 1, 2, 1461 2). . 

Die Vorſchrift der RV., daß allgemeine Schulpflicht beſtehe, und daß ihrer 
Erfüllung grundſaͤtzlich die achtjaͤhrige Volksſchule und die Fortbildungsſchule 
bis zum 18. Lebensjahr diene (Art. 145 1, 2), gehört zu den Beſtandteilen der 
Schulartikel, die faſt ohne Erörterung zuſtande gekommen ſindssz). Die beiden 
Sage enthalten nach Inhalt und Faſſung ohne Zweifel unmittelbar verpflichtendes 
Reichsrecht, das zu ſeiner Wirkſamkeit einer vorherigen Aus führungsgeſetz⸗ 
gebung nicht bedarfö e). Ihr rechtlicher Inhalt beſtehts se) 


552) Art. 31 Reg. Entw. enthielt keine Vorſchrift über die Schulpflicht und ihre Dauer. Die 
jetzige Faſſung entſtammt dem Antrag Dr. Seyfert Nr. 98 (Verf A. S. 210) Art. 31 Nr. 2 Satz 2: 
„Die allgemeine Schulpflicht umfaßt die Volksſchule mit mindeſtens acht Schuljahren 
und die an dieſe anſchließende Fortbildungsſchule bis zum [vollendeten — Verf A. S. 213] 
achtzehnten Lebensjahre“, 
begründet von den Abgg. Frau Pfülf, Verfa. S. 211, 227 und Pr. Seyfert S. 212, bekämpft 
oe 1: von Bayern (Verf. S. 219, 224, 228f.) wegen der „ungeheuren finanziellen Aufwendungen, 
N 3 3 I5 die die Durchführung dieſer Forderung erheiſchen würde“, und Abg. Dr. Beyerle (Verfa. 
4327 * Po fore 6 = ft: ? RR; ® S. 220), der die Frage der Landesgeſetzgebung überlaſſen wiſſen will, in erſter Lefung angenommen 
3, Zee, MI | (alg Art. 31a Abſ. 1 Satz 4, BerfA. S. 230) und in 2. Lefung redaktionell zu der jetzt geltenden 


eee 22 Faſſung umgeformt (als Art. 142 Satz 1, 2, Verf. S. 12), ſeither nicht mehr angefochten oder 


> Je erörtert, 
7 dos) Ebenſo KG. 16. Januar / 29. Mat 1923, Jue. Wows 1 S. 63 ff.; -en 


24. März 1925 3 Blu. S. 79 
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| 554) And erfchöpft ſich hierin. So fehlt der Verfaſſungsvorſchrift die reichsrechtliche Creal Mah 


ſanktion. In diefer und allen anderen Beziehungen tritt ergänzend Landesrecht hinzu. 
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16 
op in reichsrechtlicher Feſtlegung des Beſtehens allgemeiner Schulpflicht über, 

upt, Damit iſt, weniger praktiſch als grundſaͤtzlich, vielfach noch beſtehendes 
älteres Landesrecht unwirkſam geworden, das die Verpflichtung zum Schulbeſuch 
nur ſubſidiaͤr kannte, dann namlich und inſoweit, als die Kenntniſſe nicht durch 
häuslichen oder ſonſtigen Privatunterricht vermittelt würden ds ). Indem Art. 145 
Satz 2 beſtimmt, daß die Schulpflicht „grundſätzlich“ in Volks; und Fortbildungs⸗ 
ſchule erfüllt wird, wird das vielfach beſtehende Verhaltnis im Prinzip umgekehrt: 
Erfüllung der Schulpflicht außerhalb der Volks⸗ und Fortbildungsſchule iſt nur 
noch als Ausnahme zugelaſſen. Freilich beſchränkt ſich die Wirkung dieſer Um⸗ 
kehrung auf das Grundſaͤtzliche; praktiſch find die Ausnahmen nach Art und 
Umfang nicht beſchränkt, ſo daß Beſuch weiterführender oͤffentlicher Schulen, 
privater Schulen jeder Art und Privatunterricht auch im ſchulpflichtigen Alter 
durch Art. 145 an ſich noch nicht eingefchränft wird. Ate einzige Einſchränkung 
fügt Art. 1461 2 dadurch hinzu, daß er die Unterſtufe aller öffentlichen Schulen, 
die Grundſchule — darin über die allgemeine Schulpflicht des Art. 145 hinaus⸗ 
gehend — als „für alle gemeinſam“ bezeichnet und damit die allgemeine 
Schulpflicht für 4 bzw. 3 Jahre zur Grundſchulpflicht ſteigert derart, daß für dieſe 
Jahre der Beſuch anderer Schulen und Privatunterricht prinzipiell ausgeſchloſſen 
wird; 

b) in der Einbeziehung der Fortbildungsſchule in die allgemeine Schulpflicht se); 

o) in reichsrechtlicher Feſtlegung der Dauer von Volks⸗ und Fortbildungs⸗ 
ſchule bs) und damit der Dauer der allgemeinen Schulpflicht. 


2. Schüleraus wahl (Art. 146 J 2). 


Für die Aufnahme in mittlere und höhere Schulen se) gibt Art. 146 
Abſ. 1 Satz 3 beſtimmte Momente als maßgebend, andere als nicht maßgebend an. 
Der Ton liegt auf den letzteren. Unabhängigkeit der Aufnahme in weiter⸗ 
führende Schulen von äußeren Momenten, von wirtſchaftlicher und geſellſchaft⸗ 
licher Stellung der Eltern iſt eine der hauptſächlichſten Forderungen der Einheits⸗ 
ſchulbewegung se), die beſtrebt iſt, die organiſche Gliederung der Schulen auf 
planmäßige Begabtenausleſe aufzubauen, die fremden Zwecken dienenden 


555) Sog. Unterrichtspflicht. Vgl. bef. AER. II 12 § 48. Vgl. KG. 16. anuar / 29. Mat 1923 
in Jur. Woch. 1924 S. 63 ff.; 22. Dezember 1925 in 3 Blu B. 1926 S. 14% Frank, Schulpflicht * 
Anm. 1 zu § x. 4.9.28 Pruvir.23 9 we g “Li ee ug 139 Lofer i 
8) Darüber oben S. 84. apa? F ue x 88f. WERL Panu ’ 
7) Darüber oben S. 84. = N 
3) Aufnahme „in eine beſtimmte Schule“ ſoll heißen Aufnahme in eine Schulart, nicht 6 
in die Einzelſchule. a ' 
1) Pgl. oben S. 71. 
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weiterführenden Schulen nach paͤdagogiſchen Geſichtspunkten zu orientieren. 
Daher die ſchroffe Ablehnung des Hineingeborenwerdens in Schulen höheren 
Grades. 


Demgegenüber nennt Art. 146 als — einzige — poſitive Geſichtspunkte für die 
Ausleſe „Anlage und Neigung“ des Kindes 5%), Der rechtliche Gehalt dieſer 
Worte ſtellt ſich, fo ſelbſtverſtändlich fie klingen, bei naͤherem Eingehen auf Sinn 
und Wortlaut als nach verſchiedenen Richtungen verwertbar heraus 561). 


Formal zunächſt ein Befehl an Schulgeſetzgebung und Schulverwaltung, die 
Aufnahmebeſtimmungen entſprechend zu geſtalten. Inhaltlich liegt darin grund⸗ 
fäglich zweierlei, ein pofitives und ein negatives Moment. Negativ der Befehl an 
Schulgeſetzgebung und Schulverwaltung, dafür zu ſorgen, daß da, wo Anlage 
und Neigung fehlen, die Aufnahme des Kindes von der um Aufnahme ange⸗ 
gangenen Schule verſagt und ſinngemäß darüber hinaus dem die Schule bereits 
beſuchenden Kinde der weitere Beſuch verwehrt wird. Inſoweit iſt der Gehalt der 
beſprochenen Worte eindeutig. Fraglich kann ſein, ob und inwieweit die Worte 
darüber hinaus einen poſitiven Gehalt haben. Sie bedeuten, im Rahmen der 
ſonſtigen Verfaſſungsbeſtimmungen geſehen, jedenfalls nicht den Befehl an die 
Schule zu poſttiver Ausleſetaͤtigkeit ohne oder gegen den Willen des einzelnen 
Erziehungsberechtigten. Ein Anklang daran liegt ja freilich in den Worten. Der 
Wille des Erziehungsberechtigten, in Abſ. 2 bei der konfeſſionellen Geſtaltung der 
Volksſchule ausdrücklich erwähnt, wird hier nicht genannt. Und es entſpricht der 
ſchulpolitiſchen Auffaſſung, auf deren Grundlage die Worte entſtanden ſind, 
fie in der Richtung verflärkten Einfluſſes der Schule auf die Schülerausleſe zu 
verſtehen. Trotzdem kann man nicht ſo weit gehen, aus den beſprochenen Worten 
eine Ausſchaltung des Erziehungsberechtigten zu folgern ez). Die poſitive Be⸗ 
ſtimmung darüber, ob und welche über das Ziel der Volksſchule hinausgehende 
Schule ein Kind beſuchen ſoll, iſt Beſtandteil des Rechtes der Sorge für die Perſon 
geblieben; es liegt kein Anlaß vor, einer Norm, deren Gegenſtand in erſter Linie 
der Aufbau des öffentlichen Schulweſens iſt, ohne eindeutige Weiſung eine der⸗ 
artige Einſchraͤnkung des Elternrechts zu entnehmen. Vorausſetzung für Auf⸗ 
nahme nach Anlage und Neigung bleibt ein Aufnahmegeſuch, mindeſtens die 
Einwilligung der Erziehungsberechtigten. Will man den Worten der RV. über 
den erwähnten negativen Gehalt, Nichtaufnahme oder Ausſchluß Ungeeigneter, 


5) Die Worte entſtammen dem Antrag Dr. Seyfert (Verf A. S. 210), Eine Erlaͤuterung 


findet (id in den Materialien nicht. 


561) Aber die mittelbare organiſatoriſche Bedeutung dieſer Worte vgl. oben Anm. 219. 


562) Ebenſo Bredt, Seiſt d. dt. RV., Berlin 1924 S. 307. — Bemerkenswert Danziger 


Verf. Art. 104 Abſ. 2 Satz 3: „Für die Aufnahme. . . find neben den Erziehungsberech⸗ 
tigten Anlage ... maßgebend.“ 


11 
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hinaus einen Reſt poſitiven Gehalts zugeſtehen, ſo iſt es höchſtens die Weiſung 
an die Schule, Kinder, die Anlage und Neigung beſitzen, in der Volksſchule oder 
anderswo zu ermitteln, ihren Zugang in die weiterführende Schule anzuregen und 
zu fördern, die Zuſtimmung dem Erziehungsberechtigten nahezulegen, a 
höchſtens Erkundung, Sammlung, Förderung, Beratung, nicht Zwang. se 

Man könnte den fraglichen Worten nod in anderer Richtung poſitiven Gehalt 
entnehmen und in ihnen eine Weiſung nicht nur an die Schule, ſondern außerdem 
auch an den Erziehungsberechtigten ſehen — des Inhalts, Anlage und Neigung 
ſeines Kindes, nichts anderes, für die Auswahl der Schule maßgebend ſein zu 
laſſen. Es kann zweifelhaft ſein, ob man ſo weit gehen darf, in einer an ſich nur 
den Aufbau des öffentlichen Schulweſens regelnden Beſtimmung eine Weiſung 
an den Erziehungsberechtigten zu ſuchen. Will man das tun, ſo iſt es eine Mah⸗ 
nung, kein Befehl, der erzwungen werden könnte. Trotzdem würde dieſer Mahnung 
nicht unbedingt jeder rechtliche Gehalt und jede Sanktionsmöͤglichkeit fehlen. Denn 
wenn auch normalerweiſe der Erziehungsberechtigte die Freiheit behält, der Mah⸗ 
nung entgegen zu handeln, ſo iſt doch dieſe Freiheit nicht ganz ohne Schranken. 
Völlig unbegründete, etwa frivole Nichtachtung von Anlage und Neigung des 
Kindes kann, in ſeltenen Fällen, zu einem Anſpruch des Kindes gegen den Er⸗ 
ziehungsberechtigten führen, in ſeltenen Fallen auch zu vormundſchafts⸗aufſicht⸗ 
lichen Maßnahmen, äußerftenfalls zu Entziehung der elterlichen Gewalt. Freilich 
darf dabei nicht überſehen werden, daß dieſe Anſprüche und Maßnahmen auch 
ſchon vor der RV. möglich waren, daß alſo die RV., wenn den beſprochenen 
Worten überhaupt die Richtung auch an den Erziehungsberechtigten gegeben 
werden darf, hier nur einem beſtehenden geſellſchaftlichen Werturteil über ein bes 
ſchränktes Individualrecht des Kindes verfaſſungsmäßigen Ausdruck verleiht. 
Damit iſt bereits geſagt, wer über Anlage und Neigung des Kindes entſcheidet ““). 
Die Schule nur gegebenenfalls ablehnend, entfernend, initiativ grundſätzlich der 
Erziehungsberechtigte. Damit iſt nichts geſagt darüber, wie Anlage und Nei⸗ 
gung feſtgeſtellt werden ſoll. Die RV. ſetzt die Feſtſtellbarkeit voraus. Das ent⸗ 
ſpricht der ſchulpolitiſchen Grundlage der ganzen Vorſchrift. 


3. Wirtſchaftliche Hemmungen (Art. 145, 146 15, III). 


Die, in dieſer Art neuen, Verſuche, die die RV. macht, um den Schulbeſuch 
nach Möglichkeit unabhängig von der wirtſchaftlichen Lage der Erziehungsberech⸗ 
tigten zu machen, find, da das überkommene Syſtem grundfäglich nicht berührt 
wird, nach Art und Stärke verſchieden für den Beſuch der Pflichtſchulen und der 
weiterführenden Schulen. 


583) Pgl. Abg. D. Traub, Verf A. S. 215. 
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— 


1 — — = 


a) Für die Pflichtſchulen wird vorgeſchrieben Unentgeltlichkeit des Beſuchs 
und der Lernmittel (Art. 145 ) 860). Entgegen der herrſchenden Auffaſſung, die 
in dieſem Satz nur einen programmatiſchen Ausſpruch ſieht 6e), beſteht m. E. kein 
Anlaß, an der unmittelbaren rechtlichen Verbindlichkeit auch des 3. Satzes des 
Art. 145 zu zweifeln: Die Faſſung iſt apodiktiſch, ſie enthält keine Einſchrankung, 
auch nicht den Vorbehalt eines Ausführungsgeſetzes, und aus dem Umſtande, daß 
die Durchführung der Vorſchrift — übrigens doch nur des auf Lernmittel bezüg⸗ 
lichen Teiles! — erhebliche Koſten verurſachen würde, deren Träger in Art. 145 
nicht beſtimmt ſei, kann unmöglich auf eine beſchränkte Rechts wirkſamkeit des 
Satzes geſchloſſen werdende). Die vorgeſchriebene Unentgeltlichkeit des Beſuchs 
bedeutet rechtlich das reichsrechtliche Verbot jeder de? Gebührenerhebung an den * 
Pflichtſchulen; die in den Landesrechten regelmäßig bereits beſtehende / Schulgeld⸗ /[ 
freiheit wird zum Reichsrecht mit Verfaſſungsgarantie erhoben und ausnahmslos 
geſtaltet “ee). Unentgeltlichkeit der Lernmittel bedeutet, ſachlich mindeſtens in 
dieſer Allgemeinheit und als Rechtsſatz neu, das reichsrechtliche Verbot gegen⸗ 
über den öffentlichen Pflichtſchulen, von den Erziehungsbere figten, die Bes 
ſchaffung der Lernmittel 5) auf ihre Koſten zu verlangen. 7 <A 7 7 

6% In Anknüpfung an alte Vorbilder (Frankf. Grundrechte § 27, Preuß. Verf. Urk. Art. 25 
Abſ. 3) (ah bereits der Reg. Entw. (Art. 31 Abſ. 2) Unentgeltlichkeit des Unterrichts in den oͤffent⸗ 
lichen Volksſchulen vor (dazu kritiſch Abg. Dr. C ohn, Sten. Ber. Bd. 326 S. 402). Die jetzige 
Faſſung entſtammt, zunächſt noch ohne Erwähnung der Fortbildungsſchule, dem Antrag Dr. 
Seyfert Nr. 98 (Verf A. S. 210) Art. 31 Nr. 7 Satz 1, begründet von Abg. Frau Pfülf (Verfa. 
S. 210), gegen die Bedenken Bayerns vom finanziellen Standpunkt aus (Verf A. S. 220) in 
1. keſung angenommen (Verf A. S. 230). Ju 2. Leſung hat weder der Verſuch, die Unentgeltlich⸗ 
keit der Lernmittel zu ſtreichen (Verf A. S. 527) noch ein Verſuch, die Unentgeltlichkeit auf die 
offentlichen Schulen aller Grade zu erſtrecken (Verf A. S. 527 f.) Erfol 
vgl. Abgg. Rheinländer S. 527, 


S. 529. ¥ 
5%) So Anſchiltz, RV. S. rende S. 


anſcheinend auch 


ndig / unenigelt⸗ 7 


7 


durchgeführt. 


eee, wes poss nia, 7 


0 Bgl. oben S 60. , Mey Or gene. eee, S 20%, 

567) Ausgeſchloſſen iſt alſo, dem Zweck der Vorſchrift entſprechend, nicht nur die Erhebun 
„Schulgeld“, fondern auch jede andere Gebühr für eine Sonderleiſtung der Schule, etwa für 
beſonderen Unterricht, ſchulärztliche Verſorgung, Unfallverſicherung uſw. FE 

ss, Danach iſt z. B. die in einzelnen Landesrechten z. 3. noch übliche Erhebung von Fremden - 
ſchulgeld an öff. Volksſchulen m. E. nicht mehr zulaͤſſig. 

6) Der Begriff des „Lern mittels“ iſt hier in dem Sinne zu verſtehen, in dem er bisher i 
Schulleben gebräuchlich war. Danach zählen zu den „Lernmitteln“ die für den Unterricht na 
Auffaſſung und Beſtimmung der Schule benötigten, für den dauernden Gebrauch des einzelne 
Schülers beſtimmten Gegenſtände — im Gegenſatz zu den „Lehr mitteln“, die, ebenfalls für de Lay. 
Unterricht benötigt, nicht oder nicht dauernd für die Hand des einzelnen Schülers, ſondern (iy A. B. 


den gemeinſamen Ge brauch einer Schülergruppe (Klaſſe uſw.) beſtimmt ſind. aoa 
Iz), 
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b) Für die weiterführenden Schulen hatten vereinzelte Verſuche das 
gleiche in der RV. vorzuſchrieben, keinen Erfolgs de); man ſcheute die Koſten 
allgemeiner Unentgeltlichkeit auch ihres Beſuchs. Demgemaͤß beſchraͤnkte man A 5 ' 
die Durchführung des Gedankens für dieſe Schulen auf die „Minderbemittelten“. tn 20H Mitnimn . beg f 2 yl fle 4, Sy 734 26 flag 4.3 4/: 
Zur Förderung ihres Zugangs zu den weiterführenden Schulen beſtimmt Art. 146 
Abſ. 3 zweierlei: Bereitſtellung öffentlicher Mittel durch Reich, Lander und Ges 
meinden — Bereitſtellung insbeſondere von Erziehungsbeihilfen 7). / Die 


Beſtimmung, deren unmittelbare rechtliche Geltung nicht zu bezweifeln iſt, Ae. ee, ae. A. Ame eee, « Ceci. cue, 2 Lad. feof. | 


verpflichtet Reich, Länder und Gemeinden, freilich ohne die Höhe der bereits 
ö ; . id A. vie fe ee eee . 3 
juftellenden Mittel zu nennen und die Vorausſetzungen und Grenzen der Ges . a7 755 — 


währung näher zu beſtimmen; praktiſch iſt ſo vorläufig die Durchführung im ? | Cap yo ’ GEH fin fb fee, v, S., GL SIT: 
weſentlichen dem Ermeſſen der öffentlichen Körperfchaften überlaſſen y. 


VI. Unterricht und Erziehung 
(Art. 148 I-II). 


1. Allgemeines. 


Waͤhrend alle bisherigen Verfaſſungsſätze über das Schulweſen ausſchließlich 
den äußeren Aufbau der Schulen, ihre Organiſation, Gliederung, Unterhaltung, 


570) Bol, Anm. 564. 


571) Der Reg. Entw. enthielt nichts über die poſitive Förderung minderbemittelter Schüler 77 tlm Ad 6F 4 baofflorse. As Here Mag + A: Ggf 


Eine erſte, noch undifferenzierte Beſtimmung war in dem Antrag Dr. Seyfert Nr. 98 (Verf 


S. 210) in Art. 31 Nr. 7 Satz 2 vorgeſehen: thy Bug 7727 adıa, Hafen el Gar Saat wg, 
„Durch Bereitſtellung öffentlicher Mittel iſt jedem Unbemittelten der Zugang zu der 
feiner Begabung und Neigung entſprechenden mittleren und höheren Schule zu ermöglichen ;* | 7 e, . Eu .. fee tty A. 9 . + 
og! dazu Abg. Frau Pfülf, Verf A. S. 210, dagegen Bayern (Verf A. S. 220) und Abg. Dr. 
Beyerle (ebenda). Diefer Antrag wird in x. Leſung im Verf A. unverändert angenommen . : 7 t ee 
(als Art. 31a Abſ. 6 Satz 2, Verf A. S. 230). In 2. Leſung im Verf A. wird dieſe Faſſung ohne 


Ausſprache wie folgt geändert: 
„Für den Zugang Unbemittelter zu den mittleren und höheren Schulen find öffentliche 


Bd. 337 S. 335) bringt die ſehr viel konkretere, jetzt geltende Faſſung und mit ihr zuerſt den Begriff 
der „Erziehungsbeihilfe“. Eine eingehende Begründung der neuen Vorſchrift gibt im Plenum 


in 2. Leſung RMdJ. Dr. David, Sten. Ber. Bd. 328 S. 1678 D. Sonſt wird Abſ. 3 in der Aus : Lyn ugh bey Per A eee, oth ee, Coe 
ſprache nur gelegentlich berührt (vgl. Abg. Schulz, ebd. S. 1681B), ohne von irgendeiner Seite K. A 2 
Widerſpruch zu finden. 4 5 ha eee. A Fee. #3 A. (it I 7 


72) Das Reich ſtellt ſeit 1923 alljährlich einen Betrag (102. ein. RM., vgl. Kap. 2 Tit. 4 
des Reichshaushaltsplans) für Erziehungsbeihilfen zur Verfügung, deffen Verteilung den Ländern 
nach beſtimmten allgemeinen Grundfägen (abgedr. bei Friebe, Schulgeld S. 44 f.) überlaſſen . 
wird; über die Art der nne oat z. an ge are 5 vom 21. ae 1927 85 
[ BIB. S. g. — Se Binder ee here Ges a Nagel plaid fale Beträge 
Rt. Ara ge, Part e e 


e, Sager 


Mittel bereitzuſtellen.“ 
(Art. 143 Abſ. 3, Verf A. S. 13) 
Das 1. Weimarer Schulkompromiß (Antrag Löbe⸗Gröber, Druckſ. Nr. 566 Ziff. 1 b, Sr. os g 
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VI. Unterricht und Erziehung 


ihre Beziehungen zu Staat und Geſellſchaft und die Aufſicht über ſie zum Gegen⸗ 
fand haben, unternimmt es die Weimarer Verfaſſung in einigen Sägen, Normen 
für das innere Leben der Schulen, für ihre unterrichtliche und erzieheriſche Arbeit 
zu geben“). Waͤhrend nun ein zu dieſen Normen gehörender Satz über den 
Religionsunterricht — daß dieſer Unterricht „in Ubereinſtimmung mit den Grund⸗ 
ſaͤtzen der betreffenden Religionsgeſellſchaft“ zu erteilen ſei (Art. 149 J 3) — in 
ſo unmittelbarem Zuſammenhang mit der Regelung der äußeren Stellung 
dieſes Lehrfaches ſteht, daß er als beſonderer Rechtsſatz fiber das innere Schul⸗ 
leben nicht gewürdigt zu werden braucht, enthält Art. 148 ei ige Vorſchriften 
über Unterricht und Erziehung in der Schule, die geſonderter rechtlicher Betrach⸗ 
tung bedürfen. Dieſe Vorſchriften beziehen ſich auf drei verſchiedene Gegenſtaͤnde: 
ein Satz formuliert ganz allgemein die Aufgabe der Schulen (Abſ. 1) — ein 
zweiter beſonderer Satz fügt das Gebot der Rückſicht auf Andersdenkende an 
(Abſ. 2) — endlich werden zwei Lehrfächer der Schulen hervorgehoben und 
normiert (Abf. 3). a 

Die befonderen Dafeinsbedingungen der Zeit, in der die Verfaſſung entſtand, 
haben — vielleicht von dem Abſchnitt „Wirtſchaftsleben“ abgeſehen — nirgends 
einen ſo wenig verhüllten Niederſchlag gefunden wie hier. Ohne erkennbaren 
Verſuch eines Ausgleichs, einer Syſtematiſierung erſcheinen hier wahllos einige 
faſt zuſammenhangloſe Sage, geboren aus dem doppelten Streben, einmal fort⸗ 
ſchrittliche Schulforderungen, deren Verwirklichung bis dahin nicht gelungen war, 
in der Verfaſſung zu verkünden und zu ſichern, anderſeits Sicherungen gegen 
Strömungen der Revolution verfaffungsmäßig feſtzulegen. Der Niederſchlag 
liegt, beinahe unretouchiert, in den drei erſten Abſätzen des Art. 148 vor. Sie 
Können, nach Inhalt und Entſtehung, nicht als eine irgendwie erfchöpfende Rege⸗ 
lung der inneren Schularbeit angeſehen werden, ſondern nur je als einzelne 
reichsrechtliche Säge, die, jeder für ſich, in das Landesrecht hineinragen, das im 
übrigen nach wie vor Unterricht und Erziehung in den Schulen ſelbſtaͤndig regelt. 
Mit dieſer Ein ſchraͤnkung enthalten dieſe Sätze der Verfaſſung nach Wortlaut, 
Abſicht und Entſtehung ohne Zweifel unmittelbar perbindlides Recht;): fie 
verpflichten die Unterrichtsberwaltungen der Lander amd — außer dem 3. Abſatz, 
zu deſſen Verwirklichung es Aer Verwaltungsmaßnahme bedarf — auch die 
Leiter und Lehrer der Schulen ohne daß es einer voraufgehenden reichs⸗ oder 
landesrechtlichen Ausführung 575) oder — bis auf Abf. 3 — auch nur einer die 

578) Bal. dazu v. Harnad, Verfel. S. 217. (. che. A 

574) So auch Anſchütz, RV. S. wd Anm. 1.) Ole unmittelbare Geltung der Abſ. 1 und 2 
bejaht auch ein preuß. Erlaß vom 30. Dezember 1921 (3 Blu. 1922 S. 241). F 

575) Ausführungsvorſchriften zu Art. 148 Abſ. x enthält ein braunſchweigiſcher Erl. vom 


14. Auguſt 1920 (Amtl. Nachr. f. d. braunſchw. Schulw., 3g. 1920 S. 103 ff.) und fordert ein 
Beſchl. d. Preuß. Verf. geb. Land. Verſ. dom 14. Januar 1921 (Sten. Ber. S. 15869). 
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Verfaſſungsſätze wiederholenden, erklärenden oder in Kraft ſetzenden Verwaltungs⸗ 
anordnung bedürfte. 


2. Die allgemeine Aufgabe der Schule (Att. 148 J). 


Abſ. 1 des Art. 148 formuliert in einem einzigen Satze das Bildungsziel aller 
Schulen. Dieſer Satz wird nur verſtanden werden konnen, wenn man die einzelnen 
Etappen ſeiner Entſtehung in Rückſicht zieht. 

Der Reg. Entw. ſagt über die innere Geſtaltung der Schule nichts. Eine erſte 
Anregung, der Teile des jetzigen Abſ. x entſtammen, gibt hier wiederum der 
Antrag Dr. Seyferts “e): 


„In allen Schulen iff perfönlihe und ſtaatsbürgerliche Tüchtigkeit und 
ſittliche Bildung auf deutſch⸗volkstümlicher Grundlage zu erſtreben ... 577). 


Dieſer Satz wird in erſter Leſungs“e) unverändert angenommen, nachdem 
ein Antrags“), zur Vermeidung der Auffaſſung als Parteibezeichnung ſtatt 
„deutſch⸗ volkstümlich“ nur „volkstümlich“ zu ſagen ssc), abgelehnt worden 
war). In zweiter Leſung im Verf A. werden auf Antrag des Abg. Dr. Beyerle 
die Worte „und im Geiſte der Völkerverſözhnung“ gegen den Widerſpruch des 
Abg. D. Mumm eingefügts s), fo daß die Vorſchrift nach den Beſchlüſſen des 
Verf A. nun lautet'ss): 

„In allen Schulen iſt perſönliche und ſtaatsbürgerliche Tüchtigkeit und 
ſittliche Bildung auf deutſch⸗volkstümlicher Grundlage im Geiſte der Voͤlker⸗ 
verſöhnung zu erſtreben.“ 

Eine neue Faſſung erſcheint im 1. Weimarer Schulkompromiß s): 


„In allen Schulen iſt ſittliche Bildung, ſtaatsbürgerliche Geſinnung und 
perſönliche und berufliche Tüchtigkeit auf deutſch⸗ volkstümlicher Grundlage 
im Geiſte der Völkerverſöhnung zu erſtreben ds). 


7) Nr. 98 (Verf A. S. 210), Art. 31 Nr. 6.4 

*77) Bol. dazu die Außerungen von Frau Abg. Pfülf (Verf A. S. 211), Abg. Dr. Seyfert 
(ebd. S. 213) und v. Harnack (ebd. S. 217), der den Satz als „beſonders bedeutſam“ begrüßt. 

7) Als Art. 31a Abſ. 5 (Verf A. S. 230). 

5) Bader u. Gen. Nr. 102 (Verf A. S. 215). 

58°) Bgl. dazu Abg. Katzenſtein, BerfA. S. 215, D. Traub, ebd. S. 216, Weiß, Sten. Ber. 
Bd. 328 S. 1675 B. 

581) Verf A. S. 230. 

582) Ebd. S. 531. 

52) Art. 145 Abſ. 1 (Verf A. S. 13). 

84) Antrag Löbe⸗Gröber, Oruckſ. Nr. 566 Ziff. 3a, Bd. 337 S. 335. 


568) Aber den damit neueingefügten Begriff der „beruflichen Tüchtigkeit“ äußert (ich in zweiter 
Leſung im Plenum Abg. Schulz, Sten. Ber. Bd. 328 S. 1681 D. 
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— ZUEEERE 


Dieſer Antrag wird in zweiter Leſung im Plenum sse) mit der Anderung an⸗ 
genommen), daß es am Schluſſe heißt: 
ms auf deutſch⸗ volkstümlicher Grundlage und im Geiſte der Walters 
verſöhnung ..“. 
Eine von Abg. Dr. Heinze und Gen. vorgeſchlagene andere Faſſung sse): 
„In allen Schulen iſt perſönliche ſtaatsbürgerliche Tüchtigkeit und fitts 
liche Bildung auf deutſch⸗volkstůmlicher Grundlage und in ſozialem Geiſte 
zu erſtreben“. 
findet keine Mehrheit. Das zweite Kompromiß so) bringt ſchließlich als wiederum 
neue Formulierung, ohne inhaltliche Anderung, die jetzt geltende Faſſung sc). 
Dieſe Entſtehungsgeſchichte des Satzes ergibt deutlich, daß der Satz herrührt 
nicht ſowohl aus dem Ringen um den ſprachlich zureichenden Ausdruck von etwas, 
das der Idee der Schule ohne weiteres immanent iſt, als mindeſtens ebenſo aus 
dem Bemühen, einzelne, der Mehrheit wichtige Poſtulate der Schularbeit von 
außen aufzulegen; Deklaratoriſches und Konſtitutives miſchen ſich hier in der 
Entſtehung. Deſſen ungeachtet kann der Satz rechtlich nur als eine Einheit 
aufgefaßt werden, als unmittelbar verbindliche) Norm für die geſamte Arbeit 
der Schule in Unterricht und Erziehung. Aus der Entſtehungsgeſchichte ergibt 
ſich indes ferner, daß die in Abſ. 1 enthaltene Aufzählung der Bildungsziele 
nicht erſchöpfend iſt; die ausdrücklich genannten Ziele ſind maßgebend, ihnen 
Widerfprechendes iſt ohne weiteres aus der Schularbeit ausgeſchloſſen, nicht aber 
auch andere Aufgaben der Schule, die in Art. 148 1 nicht ausdrücklich genannt, 
den dort genannten aber nicht zuwider ſind und ſie nicht zurückdraͤngen 5%), 


Der Satz hat aber noch eine weitere rechtliche Bedeutung. Einmal die Bes 
deutung, daß der Schule neben den bloßen Unterrichten, der Wiſſensübermitt⸗ 
lung, die Aufgabe der Erziehung geſetzt wird, die ſie zwar ſeit je her 5) für 
ſich in Anſpruch genommen hat, die ihr aber z. B. gelegentlich von katholiſcher 
Seite ſtreitig gemacht wird ; dem gegenfiber ift die Erziehungs aufgabe der ſtaat⸗ 
lichen Schule nunmehr durch Art. 148 Abſ. 1 RV. reichs rechtlich mit Verfaſſungs⸗ 
garantie feſtgelegt. Indem das Bildungsziel aller Schulen formuliert wird, 


580) Die Ausſprache berührt den Gegenſtand mehrfach, ohne daß ſie für die Auslegung von 
Bedeutung iſt. - 

587) Sten. Ber. Bd. 328 S. 1716. 

5) Antrag Nr. 422 Ziff. 18, Oruckſ. Bd. 337 S. 285. 

5) Antrag L be⸗Groͤber⸗Schiffer, Druckſ. Nr. 724 Ziff. 2a, Bd. 338 S. 500. 

5) Angenommen (Sten. Ber. Bd. 329 S. 2175) ohne weitere Ausſprache in z. Leſung. 

#1) So ware es mit der RV. vereinbar, neben der Völkerverſöhnung auch die „Volksver⸗ 
; ſohnung“ als Schulziel zu nennen, wie ſchon Abg. Beuer mann, Sten. Ber. Bd. 328 S. 1694 A, B 
, 22 ger, wollte und bei Beratung des Entw. 1927 im Bild A. d. R. beantragt wurde. 

7 518) Der Verſuch von Kühn / DJ. 1928 S. 1446, aus den Worten des MER, abzuleiten, 
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wird ferner nochmals — über die organiſatoriſchen Normen des Art. 146 Abſ. 1 
hinaus — betont, daß alle in Art. 146 zugelaſſenen Schulformen auch innerlich 
eine gemeinſame Aufgabe haben, deren Erfüllung Schranke für das Aus⸗ 
einanderfallen in Schulformen mit beſonderer Aus praͤgung iſt o. 

Die einzelnen Ziele, die Art. 148 J der Schularbeit ſetzt, ſind a priori gleichwertig. 
Eine Rangordnung liegt in der Reihenfolge der Aufzählung nicht. Der mögliche 
und angemeffene Ausgleich zwiſchen ihnen iſt Sache der praktiſchen Schularbeit, 
nicht theoretiſcher Erwägung; grundſaͤtzlich muß genügen, daß die einzelnen in 


eine Syntheſe nicht verſucht, 
Bildungsaufgaben danach auch nur einzeln würdigen, 

Daß in allen Schulen ſittliche Bildung zu erſtreben iſt, bedarf keiner Er⸗ 
laͤuterung. Dieſes Bildungsziel findet ſich in allen vorangehenden Formulierun⸗ 
gen und war nicht umſtritten. Daß alle Bildungsarbeit ſittliche Bildung erſtrebt, 
iſt eine Art Tautologie. 

Nicht ſo ſelbſtverſtändlich, 


gogiſchen Forderung, 
ihre ſelbſtverſtändliche 
Moment beſonders be 
aus einer eit politif 
Epiſoden leicht erklaͤrli rſtaͤndnis für 
die Verbundenheit des Bürgers 
Soweit die Forderung ſtaats bürgerlicher Erziehung 
in der ſtaatlich geleiteten oder doch wenigſtens beaufſichtigten Schule nicht wieder⸗ 


um eine Selbſtverſtaͤndlichkeit iſt, bedeutet ſie grundſätzliche Ablehnung einer — 


denkbaren — rein individualiſtiſch eingeſtellten Erziehungsarbeit. 
Daß eine Schule nicht zu anderer als zu „perſönlicher Tüchtigkeit“ erziehen 
kann, hätte der Normierung nicht bedurft. Rechtlich iſt damit nichts ausge⸗ 


582) Das wird mit Recht betont in § x Abſ. 1 Entw. 1927 (Aktenſtücke S. 70, 84). So auch 
bereits ausdrücklich Abg. Wei „Sten. Ber. Bd. 328 S. 1674D („gibt die den Schulen ges 
meinſame Bildungsaufgabe“). — Daneben ſpielt der Gedanke eine Rolle, daß die Schule aller 
Srade nun nicht mehr qualitativ verſchieden fein, Alle (Abg. Weiß ebd. S. 1675 A). 

95) Der Wibderſpruch, den Anſchütz (RV. S. Anm. 2) in dem Nebeneinander nationaler 
und völferverfähnender Erziehung finder, beſteht m. E. nicht. 
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ſprochen d). Eine pofitive Beſtimmung, wenn auch ſehr allgemein gehalten, 
liegt dagegen in der Hervorhebung beruflicher Tüchtigkeit als einer Bil⸗ 
dungsaufgabe aller Schulen. Es klingt hier — nicht ſo ſtark wie in Art. 146 J 3, 
wo die „Mannigfaltigkeit der Lebensberufe“ geradezu als „maßgebend“ für den 
Aufbau des mittleren und höheren Schulweſens bezeichnet wird — die bildungs⸗ 
politiſche Forderung an, das Moment der Berufsvorbildung ſtärker als bisher 
in die Arbeit der Schule einzubauen dos). Ablehnung nur abſtrakter Bildungsziele, 
Einſtellung von Lehrſtoff und Lehrmethode auf den künftigen Beruf der Kinder 
kommt hier zum Ausdruck. Auf welchen Wegen, in welchen Formen, in welchem 
Maße dieſes Moment die innere Schularbeit beſtimmen ſoll, iſt nicht geſagt. 
Vorgeſchrieben iſt damit nur, daß das Moment der Berufs vorbildung eines der 
Leitmotive der Schule ſein ſoll, und zwar aller, auch — und beſonders — der „als 
gemeinbildenden“ Schulen, gegen deren bisherige Einſtellung ſich die Worte im 
weſentlichen richten. 


Dieſe Ziele ſind zu erſtreben „im Geiſte des deutſchen Volkstums ss, 
Mit dieſem, an ſich wiederum ſelbſtverſtändlichen, Hinweis wird zweierlei zum 
Ausdruck gebracht. Einmal, im Zuſammenhang des Art. 148 Abſ. 1 ſelbſt, die 
Gegenuͤber⸗ und Zuſammenſtellung des nationalen Gedankens mit dem dann 
erwaͤhnten internationalen als maßgeblich für Unterricht und Erziehung in allen 
Schulen. Dann aber auch, wieder aus dem Gedankenkreis des Einheitsſchul⸗ 
poſtulats 7) ſtammend, die Betonung des Deutſchen, der Deutſchkunde als 
eines Mittelpunkts allen Schulunterrichts, im Gegenſatz zu bisheriger Betonung 
der Fremdſprachen. 


„Und der Völkerverſöhnung“. Dieſe Worte, die einzigen, die von außen 
her eine durchaus neue Forderung an die Arbeit der Schule ſtellen, erklären ſich, 
der Initiative der Zentrumspartei entſtammend ess), aus der gegen früher bes 
wußt anderen Einſtellung zu internationalen Problemen, die der neue Staat 
einnimmt, und aus dem Vorwurf gegen die bisherige Schulerziehung, daß fle 

dies Moment bisher vernachlaͤſſigt oder ihm bewußt entgegengearbeitet habe. 
Neben den anderen teils ſelbſtverſtäͤndlichen, teils nur mehr im Akzent verſchobenen 
Momenten des Art. 148 Abſ. x erſcheint hier eine neues Moment: die mit Ver⸗ 


54) Bol. über den Begriff Abg. Dr. S enfert, Sten. Ber. Bd. 328 S. 1686 A. 

5) Bol. oben S. 86. 

˙%0 Bol, dazu Abg. Dr. Seyfert, Verf A. S. 213, Abg. Katzenſtein, Verf, S. ors; 
Abg. Weiß, Sten. Ber. Bd. 328 S. 1675 B. 

597) Bol. oben S. 73. 

598) Vgl. oben S. 168. — Aus den Verhandlungen vgl, Abgg. Seyfert, Sten. 


Ber. Bd. 328 S. 2686 B; Beuer mann S. 1694 A; Philipp S. 1703 A; Frau Blog 
S. 1706 D. 


172 E. Die einzelnen in den Schulartikeln geregelten Sebiete 


faſſungsgarantie umgebene Verpflichtung der Schule, im Geiſte der Balter, 
verſöhnung zu unterrichten und zu erziehen 5%), 


3. Die Rückſicht auf Andersdenkende (Art. 148 II). Ps 


— * = 


Ein Satz, der dem Art. 148 Abſ. 2 entſpricht, war im Reg. Entw. nicht enthalten, 
erſcheint aber auch in der erſten Leſung im Verf A. nocht nicht. Der Satz iſt ent⸗ 
ſtan den ſaus einem Antrag D. Mumm in 2. Leſung im Verf A., der Vorſchrift 
über den Religionsunterricht einen Satz einzufügen: 

„Im Unterricht der Schulen ſollen die religisfen Empfindungen der 
Schüler nicht verletzt werden 6%)”, 
Nach einer lebhaften Ausſprache or) wird der Antrag zurückgezogen zugunſten 
eines Antrages Koch, der den jetzigen Art. 148 (nicht 140) durch den allgemeinen 
Satz ergaͤnzt wiſſen will: 
„Beim Unterricht in offentlichen Schulen iſt darauf Bedacht zu nehmen, 
daß die Empfindungen Andersdenkender nicht verletzt werden vor). 
Dieſer Antrag, faſt genau mit der heutigen Faſſung übereinſtimmend, wird 
„mit großer Mehrheit“ angenommen ), bleibt im Plenum in 2. und 3. Leſung 
faſt undiskutiertsoe) und völlig unangefochten os). 
Der Satz iſt, wie der ganze Artikel, obwohl er ſchulgeſetzgeberiſche Vorbilder 


hat), in dem überlieferten Beſtande der Grundrechtsſätze über die Schule 


*) Nähere Ausführungsvorſchriften für dieſe Aufgabe fehlen in den meiſten Ländern, find i 
aber auch (vgl. oben S. 167) für die Rechtsgeltung der Vorſchrift nicht notwendig. Vgl. preuß. 
Merl. von 1921 (oben Anm. 574) und die oben Anm. 575 angezogene braunſchw. Ausf. Vorſchr. Hl, 


| Zee, 
zu Art. 148 Abſ. 1. thre eg. a afr 5 See 4 sea ten e Ge Marsh | 
60) Verf A. S. 534. D. Mumm gibt (pater noch eine andere Formulierung: „Beim Unterricht a 5 . Pail TR! + 
iſt die den religidfen Empfindungen Andersdenfender geſchuldete Rückſicht zu nehmen“ (Verf A. f ame, bart 2 frig ue G. , „ “ig 
S. 536). i 3 28 
1) Verf A. S. 535f. 7 eee, E. 42 4. . , 
$2) Verf A. S. 537. 


Pi 

$3) Verf A. S. 537; als Art. 145 Abſ. 2 (Verf A. S. 13).— Anträge Dr. Quarck, die Schonung | 
der Gefühle Andersdenkender allgemein „bei amtlichem Verkehr mit dem Publikum“ und „beim f ; 
dienſtlichen Verkehr der Offiziere mit den Mannſchaften“ vorzuſchreiben (Verf A. S. 536), dringen 8 Mr 
nicht durch. 

% Bgl. nur Abg. Philipp (Sten. Ber. Bb. 328 S. 1703 B), der betont, daß die Deutſch⸗ f 
nationalen beſonderen Wert auf die Beſtimmung legen. Vgl. ferner Abg. D. Mumm, Sten. Ber. ! 
Bd. 329 S. 2165B, C, UGG. Schulz ebd. S. 2ı69B, 

5) Sten. Ber. Bd. 328 S. 1716D, Bd. 329 S. 2175 D. 

oe) Bei den Beratungen im Verf A. (S. 535) verwies man auf die Verfaſſung der Schweiz 
Art. 27: 

„Die öffentlichen Schulen ſollen von den Angehörigen aller Bekenntniſſe ohne Beein⸗ 4 I 
tradtigung ihrer Glaubens; und Gewiſſensfreiheit beſucht werden koͤnnen“, 
auf die Hollän diſche Verfaſſung Art. 23: 
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. ein Novum. Inhaltlich dagegen iſt er nicht fo neu, wie vielfach ange⸗ 


nommen wird: die Pflicht einer Rückſicht auf Andersdenkende beſtand für Schule 
Zund Lehrer ſtets und wurde im Verwaltungswege gelegentlich erneut einge⸗ 
ſchärft ve), manchmal faſt mit den gleichen Worten, die Art. 148 II RV. jetzt 


wahlt. Das Neue der Vorſchrift beſteht in der Erhebung dieſer für die Schul⸗ 


arbeit ſchon aus inneren Gründen faſt ſelbſtverſtändlichen Richtlinie zu einer 
Rechtsnorm nicht nur, fondern zu einem mit der Garantie der Verfaſſung 7 7 
ausgeſtatteten Rechtsſatz. Verletzung der Empfindungen Andersdenkender iſt 

jetzt nicht mehr nur ein Verſtoß gegen pädagogifche oder ethiſche Geſetze, ſie iſt 
rechtswidrig und iſt Verfaſſungsverletzung. 

Der Satz hat unmittelbare Rechtswirkung, er verpflichtet ohne weitere Aus⸗ 
führungsvorſchrift den Lehrer o). Er gilt, anders als Abſ. x, ausdrücklich nur 
für die öffentlichen Schulen ds). Man wird bas nicht ſo aufzufaſſen haben, 
als ſei damit verfaſſungsrechtlich den privaten Schulen die Freiheit gegeben, 
beliebig mit den Empfindungen Andersdenkender umzuſpringen. Der Unter⸗ 
ſchied iſt wohl nur der, daß die verfaſſungsmäßige Garantie der Toleranz 
nur für die öffentlichen Schulen notwendig ſchien und gegeben worden iſt, nicht 
auch für die privaten Schulen, in die niemand gezwungen wird; daß im Wege 
der Lehrplaͤne und der Schulaufſicht, alſo im Wege der Verwaltung, auch die 
private Schule zur Rückſicht verpflichtet wird, hindert Art. 148 II nicht. cos jeg 


Die Pflicht der Rückſicht auf Andersdenkende liegt allen offentlichen Schulen 
ob. Nicht nur der Volksſchule als der Schule der allgemeinen Schulpflicht, ſondern 
auch den Schulen, für die Schulzwang nicht beſteht. Nicht nur der Gemeinſchafts⸗ 
ſchule, die für Schüler verſchiedener Bekenntniſſe und Weltanſchauungen beſtimmt 
iff, ſondern ebenfo der Bekenntnisſchule und der weltlichen Schule 10). Sie beſteht 
„beim Unterricht“; es iſt nicht anzunehmen, daß hier der Unterricht in einen 
Gegenſatz zu der Erziehung oder zu aller nicht im Unterrichten beſtehenden 
Schularbeit überhaupt gebracht werden ſollte, gemeint iſt vielmehr die geſamte 


Arbeit der Schule), für die „Unterricht“ nur eine landlaͤufige kurze Bezeich⸗ 3 
5 . 
„Der Lehrer enthält ſich, etwas zu lehren, zu tun oder zu laſſen, was mit der den relis 25°74 7227 
giöſen Begriffen Andersdenkender ſchuldigen Achtung im Widerſpruch fteht” 


und auf das Sächſiſche Volksſchulgeſetz Alle dieſe Vorſchriften ſchützen allein die religiöfen 


7. Gefühle; eine allgemeinere Vorſchrift nach Art des Art. 148 Abſ. 2 iff mir nicht befanntges 
worden. AY e Sen. S. 


07) Pgl. z. B. preuß. MErl. vom 6. Mai 1907, 3BlU V. S. 552, 
We) Bal, oben S. 167.80 aay ge, HP. 1930 e, 57 ca. A, , ). Hi ] 
) Während in dem erften Unträg D. Mumm (oben S. 172) noch allgemein von dem 

„Unterricht der Schulen“ die Rede war, , key A, 2.7930 6.0.0. 


| 
| 


e) So ausdrädlich Begr. zu § 1 Wb. 3 Entw. 1927 (Aktenſtücke S. 84). Pe . 


4) Alſo auch Schulausflug, Schulfelern u. dgl. / Aber auch Wandſchmuck, Embleme uſw. 
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nung iff), Die Pflicht trifft in erſter Linie den Lehrer, aber auch alle ſonſt an 
der Schule Beteiligten, auch die Schüler 1s). 


Die Empfindungen Andersdenkender ſind zu ſchonen. Gleichgültig, auf 
welchem Gebiete. Nicht nur die teligiöfen 100 Empfindungen, ſondern auch polis? 
tiſche 15), die Empfindungen einer ſonſtigen geſellſchaftlichen Gruppe, etwa eines 
Berufsſtandes, ſchließlich die Empfindungen jedes einzelnen 1e). Und zwar nicht 
nur „berechtigte“ Empfindungen, fondern Empfindungen ſchlechthin, ohne daß 
es der Schule zuſteht, zuvor zu werten!“ Ste Vorſchrift (hase jeden „An ders⸗ 
denkenden“, nicht nur den anweſenden Schülern:), der anders denkt, ſon dern 
jede irgendwie draußen vorhandene andere Auffaſſung oder Anſchauung: ſie 
ift feine Schutzvorſchrift / für die Schüler, ſondern für die Minoritaͤten ſchlechthin, 
auch die abweſenden. . €, 


In dieſen ſachlichen und perſönlichen Grenzen gebietet Art. 148 II, es ſei 
„Bedacht zu nehmen“, daß die Empfindungen Andersdenkender „nicht verletzt 
werden. So ſelbſtverſtändlich das Gebot pädagogiſch wie ethiſch, zumal im 
demokratiſchen Staate, ſcheint, ſo ſtark bedarf es doch der Begrenzung. „Ver⸗ 
letzung“ von „Empfindungen“ iſt verboten, ein Gefühl alſo iſt geſchützt. Nicht 
ſchon das Andersdenken anderer iſt Grenze für den Unterricht, ſondern erſt die 
Verletzung ihrer Gefühle. Art. 148 II kann alſo grundſaͤtzlich nicht der freien " 
Aus wahl des Lehrſtoffes entgegenſtehen, kann die Wiedergabe wiſſen⸗ ., 
ſchaftlicher Erkenntniſſe im Unterricht grundfäglich nicht hindern. Nicht das Was, N = ER, Y . MeN ye 7 PE cee 
ſondern das Wie des Vorbringens ſteht hier allein in Frage ne). Die Form > : Ay . en,. Zz PGA; 
des Vorbringens, die unnötige Betonung eines Punktes, einſeitige Stoffaus wahl, | 7 
Haͤufung der gleichen Dinge und ähnliches ert können Anlaß zur Beanſtandung = 
werden, Aber aud ein Werten des Lehrers ſchließt Art. 148 II nicht aus, if z ＋. 
ſondern nur beſtimmte Formen ſolchen Wertens, das Anzweifeln der Motive \ Beh Kon > ER ‘ ; 
anderer Anſchauungen, ein Verächtlichmachen uſw. Beide Einſchraͤnkungen find f at An end Da Dome pie 3 . 2 e EL zu 
notwendig, da font der Satz der Verfaſſung, auf die Spitze getrieben, benutzt 4 3 2 e, 62,2 7 ( EZ AA —a-| 
werden könnte, jede Schularbeit praktiſch unmöglich zu machen. Die Einfchräns 4 .. = , e, e 5 —— — 
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kungen entſprechen aber auch dem Wortlaut und Sinn der Toleranzvorſchrift, die | 4 | ih by My Lik fag A Ale A 
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2) Dem entſprach § x Abſ. 3 Entw. 1927 (Aktenſtücke S. 70): „In allen Volksſchulen iſt 
darauf Bedacht zu nehmen, . .* 


2 
au) Bal. Poetzſc⸗ eg Anm. 3 ju Act. 148, f. &. HRA IL3. 2 | [ auch, Ara SPC fee, eee eee ee, Ser 
4) Nur die rellglöſen Empfindungen wollte der Antrag D. Mumm (oben 6, 172) ſchützen ve : Au,. eue Le er 55 — oom 
"*) Das betont ſchon Abg. Philipp, Sten. Ber. Bd. 328 S. 1703 B. fee. e,. e,. | Ran ee thy Coeff ona, 5 
ee) Val, Stier⸗Somlo, Staatér. S. 508. &. 7 4e. 5 4 ZU e, ARL ; : BR 
*) So auch Poetzſch S. 474 (Anm. 3 zu Art. 148). ' er : 
ue) So fon Abg. Koch, Verf, S. 536: „Es handelt ſich nicht darum, daß ein Lehrer die ö 

Dinge nicht fagt, ſondern nur darum, daß er ſie nicht verletzend fagt.” Bc. er Al oF CLI 9 | 
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der Schule nicht Ziele ſetzt, ſondern Schranken, die ſuhdiar gedacht iſt, nicht etwa [ . 
ais allem anderen vorangehende Normen). 


a 4. Einzelne Lehrfächer (Art. 148 III). 
Der 3. Abſatz des Art. 148, gleichfalls dem Reg. Entw. fremd, iſt entſtanden 
gem grundlegenden Antrag Dr. Seyferte n, in dem es hieß: 
eutſche n) Staatsbürgerkunde iſt Lehrgegenſtand in allen Schulen.“ 
Antrag Dr. Cohn 2) wird, einer erſten Anregung der Frau Abg. Pfülf 3) 
id, der Satz hinzugefügt: 
„Jeder Schüler erhält bei der Beendigung der Schulpflicht einen Abdruck 
der Verfaſſung.“ 

Dieſe beiden Sätze ze) werden im Verf A. in zweiter Leſung nur inſofern geaͤndert, 
A im erſten Satz ſtatt „allen Schulen“ „die Schulen“ geſagt wird), Ein 
: Antrag D. Traub auf Streichung des zweiten Satzes wird abgelehnt ee). Art. 145 

Abſ. 3 lautet in der Ausſchußfaſſung 0) demgemaͤß: 

„Staatsbüͤrgerkunde iſt Lehrgegenſtand in den Schulen. Jeder Schüler 
erhält bei Beendigung der Schulpflicht einen Abdruck der Verfaſſung.“ 

Durch das r. Weimarer Schulkompromiß er) wird hinter „Staatsbürgerkunde“ 

eingefügt: 

„und Arbeitsunterricht ore); 


19) Das wird deutlich z. 
zum demokratiſch⸗republikan 


eee pp k. CORY ben eg le, ee. dee e e. he De, =) Me. 98 (Verff. folg 8 
eee 2 » a 8 vg is r. 9 erf A. G. 8 R A 5 verfolgt wurde der Satz 
ong 2 55 —— — r aay Au “Greek, des Antrages Naumann „Arbeitsſchule und Bildungs⸗ 
a = hee all tte / 22 > — { ſchule gehören zuſammen.“ 
eee * ache pi ? = 1) Dieſes Wort wurde fpäter von dem Antragſteller ſelbſt geſtrichen (Verf A. S. 213, 230); 
An Abg. Dr. Beyerle ebd. S. 220. 
) Nr. 128 (Verf A. S. 220, 230). Dagegen Abg. Dr. Spahn ebd. S. 229. 
23) Verf A. S. 211. 
% Art. 31a Abſ. 5 (Verf A. S. 230). Nicht weiter verfolgt wurde eine Formulierung Dr. 
Qnuarck⸗Dr. Sinzheimer (Antrag Nr. 89 Art. 32 Abſ. 2 Ziff. 3, Verf A. S. 173): 
af „Inhalt und Geiſt der Verfaſſung ſind zum Lehrfach des Volks, oder Fortbildungs⸗, 
des Mittel⸗ und Hoch ſchulunterrichts und in allen Zweigen des offentlichen Prüfungsweſens 
zum Prüfungsgegen ſtand zu machen.“ 
5) Verf A. S. 531. 
%) Verf A. S. 13. 
7) Antrag £5besGriber, Drucks. Nr. 566 Ziff. 3b, Bd. 337 S. 335. Begründung durch 
Abg. Schulz, Sten. Ber. Bd. 328 S. 1681 D. 
$38) Die Einfügung begründet Abg. Schulz, Sten. Ber. Bd. 328 S. 1681 D. 
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in 2. Leſung im Plenum ) wird eso) weiter die Volkswirtſchaftslehre als Lehr⸗ 
gegenſtand eingefügt, im 2. Kompromiß ber, aber wieder geſtrichen ese). Der 
Abſatz erhält die jetzt geltende Faſſung, die faſt ohne Ausſprache sss) in 3. Leſung 
angenommen mwirds34), : 
Die Hervorhebung von zwei Unterrichtsfächern durch die Verfaſſung 
iſt erflarbar nur aus den oben S. 167 berührten beſonderen Verhaͤltniſſen, aus 
denen die Schulbeſtimmungen der Verfaſſung entſtanden ſind. Wenn hier die 
Umſchreibung der allgemeinen Ziele aller Schularbeit ergänzt wird durch die 
namentliche Aufführung zweier Difsiplinen, fo entſpringt dieſe Hervorhebung 
einmal dem Beſtreben, die Erfüllung von zwei fortſchrittlichen paͤdagogiſchen 
Einzelforderungen, deren Verwirklichung bis dahin nicht gelungen was i 
nunmehr durch Aufnahme in die Verfaſſung ſicherzuſtellen ee); ebenſo ftart _ 
wirkt anderſeits die Umſtellung der Staatsverfaſſung zur Demokratie auf die · 
Aus wahl gerade dieſer Fächer als der beſonders namhaft zu machenden ein”), 
Rechtlich iſt damit ausgeſprochen, daß, wie auch immer der Unterricht reichs; 
oder landesrechtlich, durch Geſetz oder Verordnung geordnet wird, jedenfalls 
Staatsbürgerkunde und Arbeitsunterricht Lehrfaͤcher der Schulen ſein müſſen. 


Die Vorſchrift hat unmittelbare rechtliche Geltung ess). Es bedarf keiner 
reichs⸗ oder landesgeſetzlichen Ausführungsvorſchrift. Anders als die beiden 
erſten Abſätze des Art. 148 verpflichtet Abſ. 3 ſeiner Natur nach nicht unmittelbar 
die Lehrenden, ſondern zun aͤchſt nur die Unterrichtsverwaltungen der Laͤnder de). 


Die beiden Fächer ſind Lehrfächer „der Schulen“. Es iſt damit wohl kaum 
weniger geſagt als in Abſ. ı mit den Worten „in allen Schulen“ 40). Durch 
den Gegenſatz zu Abſ. 2 iſt jedenfalls klargeſtellt, daß hier wieder, wie in Abſ. x, 


629) Aus der Debatte dgl, Abg. Schulz, Sten. Ber. Bd. 328, S. 1681 D, 1682 C, Abg. Beuer⸗ 
mann ebd. S. 1694 B, Abg. Philipp ebd. S. 1703 B, C; Abg. Rheinländer ebd. S. 1707 C. 

0 Sten. Ber. Bd, 328 S. 1717 A (Antrag Gröber-Schulz). 

$1) Antrag Löbe-Gröber-Schiffer, Druckſ. 724 Ziff. 2 b. 

$32) Die Streichung begründet USS, Schulz, Sten. Ber. Bd. 329 S. 2162 C. 

3) Vgl. Abg. Dr. Runkel, Sten. Ber. Bd. 329 S. 2167 B, C. 

2% Sten. Ber. Bd. 329 S. 2175 D. 

*8°) Noch 1907 hatte der preuß. Kultus miniſter im Abg. H. (Sten. Ber. S. 3292) erklart, er 
wolle „unter keinen Umſtaͤnden eine umfaſſende Bürgerkunde in den oberen Klaſſen der Gym⸗ 
naſien gelehrt wiſſen“. Vgl. auch AbghH. 4. Mai 1909 (Sten. Ber. S. 5740 f), 26. April 1910 
(S. 4762). > 

ese) „Auf Wünſche von außen“ iſt die Staatsbürgerkunde aufgenommen worden (Abg. Dr. 
Seyfert, Verf A. S. 213). 

7) Bgl. z. B. Abg. Rheinländer, Verf A. S. 214. 

$38) Vel. oben S. 167. 593 

=) Bgl. Anſchütz, RV. S. 33 („da es ſich hier nicht ſowohl um Lehraufgaben als um 
or ganiſatoriſche Maßnahmen handelt). 

40) Vgl. auch Art. 149 Abſ. 1 Satz 1 bez. des Religionsunterrichts. 
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oͤffentliche und private Schulen gemeint ſind. Aber auch die Fach⸗ und Berufs⸗ 
ſchulen werden hier neben den allgemeinbildenden Schulen einbezogen werden 
müſſen ). 

Die Faͤcher ſollen „Lehrfacher“ fein. Bis zum 2. Schulkompromiß waren 
ſie als „Lehrgegenſtand“ bezeichnet; die Anderung geht der entſprechenden Neu⸗ 
faſſung des Art. 149 Abſ. 1 über den Religionsunterricht parallele). Obwohl 
ſie damals autoritatib nur als yſtiliſtiſche Korrektur bezeichnet worden iffy, 
wird man doch, dem allgemeinen Sprachgebrauch und dem Wortſinn folgend, 
hierin eine inhaltliche Anderung ſehen müſſen. Es iſt ein Unterſchied, ob die 
Verfaſſung die Einordnung einer Diſziplin in den Schulunterricht nur in der Form 
ſichert, daß ſie „Lehrgegenſtand“ ſein ſoll, d. h. daß ſie inhaltlich überhaupt im 
Unterricht behandelt werden muß, gleichviel in welchen Formen, oder ob ſie zum 
„Lehrfach“ erhoben wird, d. h. zu einem beſonders zuſammengefaßten, für ſich 
geſondert erſcheinenden, äußerlich abgegrenzten Teil des Unterrichts. Es gibt 
viele Stoffe, die m Unterricht mitbehandelt werden, ohne beſonderes „Lehrfach“ 
zu fein; das Lehrfach trägt eigene Bezeichnung, ihm iſt eine beſtimmte Wochen⸗ 
ſtundenzahle ) vorbehalten, es erſcheint im Zeugnis mit beſonderem Praͤdikat, 
es iſt beſonderes Prüfungsfach für den Lehrer uſw. Erſt die Erhebung zum Lehr⸗ 
fach ſichert vor Verſchwinden in der Fülle des Stoffes, vor Vernachlaͤſſigung. 
Dieſe Sicherung iſt hier gemeint und für zwei Stoffgebiete ausgeſprochen ?). 

Unter die derart verfaffungsmafig gewaͤhrleiſteten Lehrfacer fällt einmal die 


Staatsbürgerkunde. Inhalt und Bedeutung dieſes Faches ſteht, wenigſtens ; 
in großen Zügen, fe die Bezeichnung iſt eine techniſche. Sie iſt „eine dem Bers / e 
ſtaͤndnis der Altersſtufe angepaßte Einführung in die ſtaatlichen, wirtſchaftlichen 
und geſellſchaftlichen Zuſtände“ 40). her die yſtaats bürgerliche Gef innung“ 


% Bgl. die entſprechende Frage bez. des Religionsunterrichts S. 207. 

) Pgl. S. 205, 

%) ISIS, Schulz, Sten. Ber. Bd. 329 S. 2162C. 

640) Nicht notwendig in allen Klaſſen. Vgl. Abg. Rheinländer, Verf A. S. 214. Über die 
entſprechende Frage für den Religionsunterricht vgl. unten S. 208. 

845) Dieſe Auslegung des Wortes „Lehrfach“ wurde auch faft einhellig auf der Reichsſchul⸗ 
konferenz von 1920 vertreten. Vgl. Amtl. Bericht S. 743 ff. (6. Ausſchuß), 886 ff. (Referat Rad⸗ 
bruch); a. M. Gürich, Rechtl. Grundlagen S. 5 f. 

4%) Preuß. Richtlinien zur Aufſtellung von Lehrplaͤnen für die oberen Jahrgänge der Volks⸗ 
ſchule vom 15. Oktober 1922 (3 Blu V. 1923 S. 177 ff.). 

Der Forderung der Reichsverfaſſung, Staats bürgerkunde als be 
iſt bisher in den Ländern n 


12 
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hinaus, die Art. 148 Abſ. 1 der Schularbeit allgemein als ein Ziel voranſetz 5 
wird hier die Übermittlung des Wiſſens von den Grundbedingungen des Staats⸗ 
bürgers in Form des beſonderen Lehrfaches den Schulen zur Pflicht gemacht. 

Als weiteres Lehrfach der Schulen nennt Art. 148 Abſ. 3 den „Arbeits- 
unterricht“. Die Bedeutung dieſes Wortes ergibt ſich weder aus dem Wort 
ſelbſt noch aus der Entſtehungsgeſchichte mit voller Klarheit. Es ſteht nur ſe viel 
feſt, daß das Wort hier nicht in dem Sinne gebraucht iſt, den man ihm in der 
pädagogiſchen Welt gemeinhin beilegt, nämlich im Sinne des grundſätzlich für 
alle Unterrichtsfächer geltenden methodiſchen Prinzips, die Selbſttaͤtigkeit der 
Schüler zur Grundlage des Unterrichts zu machen a7). Daß der Ausdruck 
„Arbeitsunterricht“ hier in dieſem Sinne nicht gemeint iſt, ergibt ſich daraus, daß 
er als Lehrfach bezeichnet iſt, läßt ſich aber auch aus der Entſtehungsgeſchichte 
ableiten ?!). Welchen poſitiven Inhalt dieſes — bis zur Verfaſſung in der Schul⸗ 
praxis nicht vorhandene — Unterrichtsfach haben ſoll, iſt dagegen dem Wort als 
ſolchem nicht ohne weiteres zu entnehmen, und auch die Erläuterungen, die man 
in den Weimarer Beratungen gegeben hat, ſind nicht einheitlichs e). Man wird 


Method. Bemerk. Abſ. II; Weidm. Taſch. Ausg. Heft 26° S. 73: „Für die Staatsbürgerkunde ſind 
beſondere Stunden im Lehrplan nicht anzuſetzen. Sie iſt vielmehr mit dem Geſchichtsunterricht 
aufs engſte zu verbinden“); Richtl. f. d. Lehrpl. d. höheren Schulen vom 6. April 1925 (3 BlUV. 
S. 116, Weidm. Taſch. Ausg. Heft 19 S. 170 ff., Heft 20 S. 372 ff.). Dagegen iſt in Preußen 
Staatsbürgerkunde als beſonderes Prüfungsfach (Zuſatzfach) innerhalb der Prüfung für das 
Lehramt an höheren Schulen beſtimmt (durch MErl. vom 10. November 1922, 3BlU V. S. 484; 
dgl. Prüf O. vom 28. Juli 1917 §§ 8 Cb und 24b, Weid m. Taſch. Ausg. Heft 23 S. 17, 41). 
Über Weſen und Aufgabe der Staatsbürgerkunde unterrichten näher Verhandlungen der 
Reichsſchulkonferenz, Amtl. Bericht S. 743 ff.; 886 ff.; Staats bürgerliche Bildung, Denkſchrift des 
R Min. d. J., Leipzig 1924; Kerſchenſteiner, Staatsbürgerliche Erziehung, in Die deutſche Schul⸗ 
reform S. 108 ff.; Neubauer, in Die Reichsſchulkonferenz in ihren Ergebniſſen S. 122 ff.; 
Kerſchenſteiner, Der Begriff der ſtaatsbürgerlichen Erziehung, Leipzig 1910 m fue ce: Lem 
Vgl. aud Kühn, DJurgtg. 1922 Heft 11/12. 
47 Näheres hierüber in den Schriften von Kerſchenſteiner, Gaudig, Scheibner; vgl. auch 
Löweneck in „Die deutſche Schulreform“ S. gaff.; Seyfert in Die Reichsſchulkonferenz in 
ihren Ergebniſſen S. 99ff. Duard, Sdhultampfe S. 20 Anm. 1, meint, daß das methodifche 
Prinzip „eigentlich gewollt“ war! 
%) Vol. Abg. Rheinländer, Sten. Ber. Bd. 328 S. 170% C: 5 

„. . + daß Arbeitskunde in der Vergangenheit allerdings ſchon methodiſches Prinzip 
war, aber doch in der Zukunft etwas mehr, naͤmlich ein Unterrichtsgegenſtand werden ſoll.“ 

Auch Abg. Schulz ebd. S. 1682 C, D. — Vgl. Schulz, Leidensweg S. 47. 
%) Vgl. Abg. Schulz, Sten. Ber. Bd. 328 S. 1681 D: 

m . . Der wichtigſte Grundſatz für uns Sozialdemokraten... iff. . . die Einbeziehung 
der Arbeit in den Plan und Geiſt der offentlichen Erziehung. Wir glauben, daß eine Berück⸗ 
ſichtigung des Arbeitsprinzips beſonders infolge der Auswirkungen der Revolution auf die 
Geſetzgebung notwendig iff... Wenn wir für eine wirkliche Sozialiſierung unſeres Wirt⸗ 


ſchaftslebens und für die Schaffung von Betriebsräten die richtigen Vorausſetzungen ſchaffen 4 
wollen, dann müſſen wir durch die Erziehung die heranwachſende Generation in den . 


Stand ſetzen, den Arbeitsprozeß, den Produktionsprozeß zu erſchauen, zu erfaſſen, zu be⸗ 
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— 


den Abſichten der Verfaſſung ſo nur gerecht werden können, wenn man ſich die 
kritiſche Grundhaltung vergegenwaͤrtigt, der das Poſtulat eines Arbeitsunterrichts 
entſtammt. Dieſe Kritik ging von zwei Punkten aus: einmal ganz allgemein dem 
Gedanken der Verſͤͤhnung von Kopf⸗ und Handarbeit, Kennenlernen und Hoͤher⸗ 
wertung der körperlichen Arbeit, ſozialen Erwägungen alſo — daneben paͤda⸗ 
gogiſchen Reformforderungen, die eng sufammenhängen mit der ſchon erwähnten 
Forderung der größeren Rückſicht auf geſellſchaftliche Umwelt und fpäteren Beruf 
der Schüler im Lehrplan der Schule. Beiden entſpringt der zunächft ganz unklare 
Gedanke einer „Arbeitsſchule“, der dann, allmaͤhlich befreit von dem erwähnten 
methadifden Moment, ſchließlich in die Forderung eines beſonderen Lehrfaches 
mündet. Es iſt alſo mit dem Arbeitsunterricht ein Lehrfach gemeint, das die 
Schule mit der körperlichen Arbeit, ihren Bedingungen, ihrem Wert und ihrer 
Bedeutung bekannt macht — lehrend oder (in Form des Werks oder Hand⸗ 


fertigkeitsunterrichts) ſelbſttaͤtig sc). Ver 


‘He weitere Beſtimmung (Abſ. 3 Satz 2), daß jeder Schüler bei Beendigung 
der Schulpflicht einen Abdruck der Verfaſſung erhalten ſoll, knüpft an die 
Forderung der Erziehung zu ſtaatsbürgerlicher Geſinnung (Abſ. x) und an die 


greifen.. Aus dieſem Grunde muß. 
plan eingezogen werden..“ 


Abg. Gröber ebd. S. 1685 A: 


m + es iſt überaus zweckmäßig und in ſozlaler Beziehung ſehr wichtig, daß man den 
Kindern in der Schule moͤglichſt bald klar macht, welch große Bedeutung der Arbeit zukommt 
nicht nur für die einzelnen Menſchen, ſondern vor allem auch für das ganze Voltsleben,. . . 
und daß man ben Kindern mit dieſer Erläuterung der Bedeutung der Arbeit die Hoch⸗ 
ſchätzung vor der Arbeit beizubringen ſucht, ſie mit Arbeitsfreudigkeit erfüllt. 


Abg. Rheinländer ebd. S. 1707 C: 


.. Wenn unſern Kindern bisher in der Schule Helden vorgeführt wurden, ſo waren 
In Zukunft ſoll der Mann, der den Pflug führt, 

„den Hammer ſchwingt, der das Werkzeug gebraucht, der in Fabrik und Bergwerk, im 
Vaboratorium und in der Werkſtatt arbeitet. . Meiſter und Vorbild der Jugend (ein, 
Arbeitsbedürfnis und die Arbeitsfähigkeit 
auf Anfänge in Werk; und Arbeitsunter⸗ 
richt, auch auf die Verſuche, durch Schulgarten die Jugend in die Bodenpflege einzuführen. 
Das kann in Zukunft ein Leitſtern ſein, wir werden nicht nur in Gartenbau und Landwirt 
ſchaft, ſondern auch in Handwerk und Gewerbe Wege ſuchen müſſen, um unſere heranwach⸗ 
ſende Jugend in die Hochſchätzung der Arbeit, in den Arbeitsgeiſt und in die Arbeitsgeſchick⸗ 
lichkeit einzuführen..“ 


Vgl. auch Schulz, Leidensweg S. 47: „ .. womit die unmittelbare Einführung der koͤrper⸗ 
lichen Arbeit in Schulen aller Art erreicht werden ſoll.“ 


„die körperliche Arbeit mit in den Erziehungs, 


ſchon früh geweckt werden. Ich will nur hinweiſen 
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Einführung der Staatsbürgerkunde als Lehrfach (Abſ. 3 Satz ı) an), Auch 
dieſe Vorſchrift hat unmittelbare Rechtsgeltung und verpflichtet die Landervers 
waltungen, ohne daß es beſonderer Ausführungsbeſtimmung bedarfssz). Sie 
gilt für Schüler aller Schulen; eine Beſchrankung auf öffentliche oder allgemein⸗ 
bildende Schulen fehlt. Die Koſten der Beſchaffung und Verteilung fallen 
grundſätzlich, wie bei allen anderen von der Verfaſſung der Schule auferlegten 
Pflichten, dem Unterhaltsträger der Schule zur Laſt, falls und ſoweit nicht eine 
andere Stelle fie übernimmt; hier hat bisher das Reich die Koſten getragenes). 
Der Zeitpunkt der Verteilung kann nach dem Wortlaut der Verfaſſungs⸗ 
vorſchrift zweifelhaft fein. Bei wörtlicher Auslegung wären die Abdrucke bei 
Beendigung des Beſuchs der Fortbildungsſchule auszuhändigen (ogl. Art. 145 
RB.), an Schüler mittlerer oder höherer Schulen bei Erreichung der entſprechenden 
Altersſtufe; man wird die Vorſchrift aber wohl dahin verſtehen dürfen, daß 
Beendigung des Schulbeſuchs gemeint iſtss⸗). Wenn ein Abdruck der Verfaſ⸗ 
ſung ausgehändigt werden ſoll, ſo iſt damit nicht mehr vorgeſchrieben, als daß 
das auszuhändigende Buch oder Heft“ ss) den vollſtaͤndigen Text der RV. ents 
halten muß; daß darin außerdem noch anderes se) enthalten ift, ein Borwort®s’) 
oder eine Erläuternug, iſt rechtlich nicht ausgeſchloſſen, unterliegt vielmehr allein 
pädagogiſcher oder politiſcher Beurteilung. 


222 3 
VII. Religionsunterricht 
(Art. 149 J. II). 
1. Die allgemeine Lage des Problems. 


Neben den Unserrichtsfächern, die Art. 148 aus der Geſamtheit der Schularbeit 
herausgreift und nennt, iſt einem Unterrichtsfach faſt ein ganzer eigener Verfaſſungs⸗ 


551) Über die Entſtehung der Vorſchrift vgl. oben S. 175. Sie hat m. W. kein früheres oder 
außerdeutſches Vorbild. Vgl. auch ue Erl. v dish isc 3 et 1930 bie es ZUR. S. 637) 
betr. Einführung in die RV. as yj Tov fap 

652) Bgl. oben S. 167. / I TR Chae 2 al 

853) Der Reichshaushalt für ſetzt unter Kap. 2 Tit. 41 hierfür 91000 RM. aus für dk 
Koſten der Beſchaffung und Verteilung an die Länder. Die Koſten der Verteilung an die = 
tragt das Land. 

654) So jedenfalls die bisherige Verwaltungspraxis. 


$55) Würdige Ausgeſtaltung „nach Art von Familienbüchern“ wurde auf der Reichsſchul⸗ 


konferenz gefordert (Amtl. Bericht S. 755). 

686) Vielfach — auch ſchon in Weimar (Abg. Philipp, Sten. Ber. Bd. 328 S. 1703 B, C) — 
wird Aushändigung auch der Verſailler Friedensbedingungen are. 

857) Die Abdrucke, die das Reich feit Oſtern 1920 zur Verteilung zur Verfügung ſtellt, enthalten 
ein von Hugo Preuß verfaßtes Vorwort, das beſtimmt iſt, die Schüler in den Geiſt der Verfaſſung 
einzuführen. Zuläſſigkeit und Zweckmäßigkeit dieſes Vorworts waren früher umſtritten. Vgl. 
Antrag Arnſtadt u. Gen. vom 8. März 1921, R. T. Druckſ. Nr. 1618 (abgelehnt am 16. Mary 
1921, Sten. Ber. Bd. 348 S. 3029 D). 
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artikel gewidmet: dem Religionsunterricht. Der Grund dafür liegt nicht in 
der Eigenart von Stoff oder Methode dieſes Faches, auch nicht, wie man wohl 
gemeint hat, darin, daß dieſes Unterrichtsfach fein Geſetz von außen her erhält 
(denn das iff grundſäͤtzlich auch bei den anderen wiſſenſchaftlichen und bei den 
künſtleriſchen Fächern der Fall). Der Grund liegt darin, daß primar zur Pflege 
des Lebensgebiets, das der Religionsunterricht ſekundaͤr ſchulmäßig behandeln 
ſoll, beſondere außerſtaatliche Organiſationen, die Religions— 
geſellſchaften, beſtehen. Damit iſt ohne weiteres pädagogiſch wie rechtlich ein 
Problem gegeben, das für die ſchulmäßige Behandlung von Wiſſenſchaft und 
Kunſt nicht beſteht: während im wiſſenſchaftlichen und künſtleriſchen Unterricht 
keine organiſierte Macht der Schule das Recht ſtreitig macht, ſelbſt zu beſtimmen, 
ob, wie weit, in welchen Formen ſie ſich den inneren Geſetzen von Wiſſenſchaft 
und Kunſt unterwirft, erhebt für den Religionsunterricht die Religionsgeſellſchaft 
den Anſpruch darauf, mindeſtens den Lehrinhalt dieſes Schulfaches autoritativ 
zu beſtimmen. Es bedarf hier einer Grenzziehung zwiſchen Schule und Religions⸗ 
geſellſchaft. 

Dieſe Gegebenheit wird kompliziert durch die — davon an ſich unabhängige — 
Tatſache, daß auf dieſe Weiſe nun gerade Staat und Kirche zuſammentreffen. 
Damit wird, nachdem Staat und Kirche wie Schule und Kirche ſich grundſätzlich 
felbftändig gegenüberſtehen — vorher exiſtierte das Problem natürlich nicht —, 
der Religionsunterricht einer der beiden Punkte auf dem Schulgebiet, an denen 
die Kirche unmittelbaren Anſpruch auf die Schule auch dann erhebt, wenn ſie 
die Staatsſchule grundſätzlich anerkennt. Die Forderung der Gliederung des 
offentlichen Schulweſens nach dem Bekenntnis und die Forderung der Beſtim⸗ 
mung des Inhalts des Religionsunterrichts ſind die beiden natürlichen kirchlichen 
Anſprüche an die Staatsſchule. Der Religionsunterricht wird ſo zu einer der 
beiden Einbruchsſtellen, an denen die Religionsgeſellſchaften naturgemäß vers 
ſuchen müſſen, die ihnen verlorengegangene Schule mittelbar in Abhängigkeit 
zu halten. Das rechtliche und ſchulpolitiſche Problem Staat — Kirche —Schule 
kommt wie in der Frage der Simultan⸗ oder Bekenntnisſchule ſo in der Frage 
des Religionsunterrichts zu ſichtbarem Ausdruck. 

Es gibt grundſätzlich zwei mögliche Löſungen des Religionsunterrichts⸗ 
problems: feine Zuteilung an die Staatsſchule oder feine Überlaffung an die 
Religionsgeſellſchaft. Alle praktiſch beſtehenden Abergangsformen gehören 
doch grumdfäglic zu einem dieſer beiden Syſteme. In Deutſchland beſtand vor 
der Weimarer Verfaſſung ausſchließlich das erſte dieſer Syſteme, der Religions⸗ 
unterricht war überall' ss) Beſtandteil des in der Staatsſchule erteilten Unters 


7e) Auch in Baden und Wärttemberg. Wenn der Religionsunterricht dort ſcheinbar ganz der 
Religionsgeſellſchaft überlaſſen war, fo doch nur feine Erteilung, nicht auch feine Einrichtung. 
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oo 
richts. Verſchieden war in den einzelnen Ländern nur Art und Maß des der be, 
ligionsgeſellſchaft auf dieſes Unterrichtsfach zuſtehenden Einfluffes, In einigen 
Ländern unterſtand der Religionsunterricht allein und ausſchließlich, wie alle 
anderen Unterrichtsfächer, ſtaatlicher Beſtimmung, Erteilung, Leitung und Auf⸗ 
ſicht beſorgte der Staat, die Religionsgeſellſchaft war weder unmittelbar noch 
mittelbar beteiligt‘), In einer zweiten Gruppe von Ländern hatte man der 
Religionsgeſellſchaft die „Leitung“ des Religionsunterrichts überlaſſen, Erteilung 
und Aufſicht dagegen dem Staate vorbehalten so). In einer dritten Gruppe 
endlich war auch die Erteilung des Religionsunterrichts der Religionsgeſellſchaft 
zugeſtanden, der Staat hatte ſich lediglich die Aufſicht vorbehaltene). 

Das zweite der Syſteme, vollkommene Überlaffung des Religions- 
unterrichts an die Religionsgeſellſchaften, beſtand in Deutſchland nur 
als Forderung. Das Poſtulat der „Weltlichkeit des Schulweſens“ 62) enthielt 
neben der Ablehnung der Bekenntnisſchule, einer Organiſationsform der Schule, 
die Verweiſung des Religionsunterrichts an die außerſtaatlichen Organiſationen 
der Religionsgeſellſchaften. Der Schule ſollte nur ein religionskundlicher oder 
religionsgeſchichtlicher Unterricht verbleiben, nicht die Aufgabe der Übermittlung 
eines Bekenntnisgehalts als ſolchen an die Schüler. 


2. Der Verlauf der Weimarer Beratungen‘®), 


Der Reg. Entw. enthielt keine Beſtimmung über den Religionsunterricht. 
Das war um ſo auffallender, als gerade dieſe Frage Gegenſtand der Regelung 
in früheren Verfaſſungen und ſeit langem der Kampf um die Schulfrage ein 
Kampf in erſter Linie um Zulaſſung, Stellung und Inhalt des Religionsunter⸗ 


) Hierher gehören Sachſen (jedenfalls ſeit dem Abergangsſchulgeſetz vom 22. Juli 1919, 
Gef. u. Vdgs Bl. S. 171), Braunſchweig (Gef. vom 21. November 1918, GS. S. 307), Meckl.⸗ 
Schwerin, Anhalt, Lippe, Meckl.-Strelitz, Schaumburg-Lippe, Hamburg, Bremen 
und Lübeck. Dabei iſt freilich der Sache nach zu ſcheiden zwiſchen den Ländern, in deren Schul⸗ 
behörden die Religionsgeſellſchaften — allgemein, nicht nur für den Religionsunterricht! — ver⸗ 
treten ſind, und den Ländern mit rein ſtaatlich zuſammengeſetzten Schulbehörden. Ferner iſt zu 
beachten, daß in dieſen Ländern dieſer Zuſtand wohl durchweg erſt mit Aufhebung der Geiſtlichen 
Schulaufſicht eingetreten iſt. 

960) Hierher gehört Preußen, vgl. bef. Art. 24 Abſ. 2 Pr. Verf. Urk., MErl. vom 18. Februat 
1876 (3 Blu. S. 120) und vom 21. Januar 1880 (3 Blu V. S. 227); in im einzelnen verſchiedener 
Ausprägung auch Württemberg für den evang. Rel. Unt. (Geſ. vom 17. Mai 1920), Heſſen, 
Thüringen (beſonders vereinbarte Regelung), Oldenburg. 

9er) So in Bayern (Gef. vom x. Auguſt 1922), Württemberg (Geſ. vom 17. Mai 1920), 


962) Wie es in ſchulpolitiſchen Schriften und Parteiprogrammen zu finden war. Vgl. auch 
Anm. 402. 


des) Weſentliches Material hierzu gibt, außer den oben Anm. ar angeführten Schriften, Maus⸗ 
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richts geweſen war. Vor allem aber, weil (eit den preußiſchen Novembererlaſſen 
die Frage im Mittelpunkt des ſchulpolitiſchen Kampfes ſtand und dem Wahl⸗ 


kampf weſentliche Nahrung gegeben hatte, auch ſeitdem infolge des Vorgehens 
einiger weiterer Länder nicht zum Stillſtand gekommen war. 


So ſpielte denn auch in der x. Leſung der Verfaſſung im Plenum der 
Nationalverſammlung, ſo ſehr bei ihr die Schulfragen zurücktraten, die Frage 
des Religionsunterrichts eine gewiſſe Rolless+), 


In den Anträgen se) im Verf A. erſcheint dann in x. Leſung ſogleich 
die Frage des Religionsunterrichts, im einzelnen in den verſchiedenſten For⸗ 


mulierungen. Zuerſt enthält der Naumannſche Entwurf der Grundrechte den 
Satzes e): 


„Religionsunterricht wird in offentlichen Schulen angeboten, aber nicht 
aufgezwungen.“ 


Dann findet ſich in dem Antrag Gröber und Gen.“) die erſte ausgearbeitete, 
für die Frage grundlegende Formulierung: 


„Der Religionsunterricht iſt ordentliches Lehrfach in den Schulen. 

Die Leitung des Religionsunterrichts iſt Sache der Religionsgeſellſchaften. 

Kein Lehrer darf wider feine erflärte religiöſe Überzeugung zur Erteilung 
des Religionsunterrichts oder zur Vornahme kirchlicher Verrichtungen, 
kein Schüler gegen die erklaͤrte teligiöfe Überzeugung des Erziehungsberech⸗ 
tigten zum Beſuch des Religionsunterrichts oder zur Teilnahme an kirch⸗ 
lichen Handlungen gezwungen werden ...“ 


In dem ſonſt grundlegend gewordenen Antrage Dr. Seyfert⸗Weiß⸗Pfülf 
heißt es dagegen nurse); 


6%) Beibehaltung und Sicherung des Rel. Unt. forderten Abgg. Dr. v. Delbrück, Sten. Ber. 


Bd. 326 S. 389A, Dr. Heinze S. 399 D, Dr. Düringer S. 474 B, kirchliche Leitung des Rel. 
Unt. Abg. Dr. Spahn S. 380f. 


86) Aber die Vorgeſchichte dieſer Anträge macht Ouard, Schulkaͤmpfe S. 4f. einige Mits 
teilungen. Danach lautete eine erſte Formulierung Naumann⸗Kahl, die vor Beginn der 
erſten Leſung im Verf A. entworfen worden war, wie folgt (a. a. O. S. 4): 

„Der Religionsunterricht iſt ein Unterrichtsfach der offentlichen Schulen. Kein Kind kann 
gegen den Willen des Erziehungsberechtigten zur Teilnahme an dem Religionsunterricht, 
kein Lehrer zur Erteilung des Religionsunterrichts gezwungen werden. Die Freiheit der 
Kirchen und Religionsgeſellſchaften sur Erteilung von Religionsunterricht unterliegt keinen 
Beſchraͤnkungen .“ 

$e) Antr. Nr. 82 (Verf A. S. 177 ff.) Art. 31 Abſ. 8. — In dem gleichzeitig vorliegenden 
Antrag Dr. Quard⸗Dr. Sinzheimer (Verf A. S. 173) fehlt jede Erwähnung des Rel. Unt. 


#67) Nr. or (Verf A. S. 175) Art. 300. — Begründung durch Abg. Grö ber, Verf A. S. 209. — 
Dem Antrage treten die Abgg. D. Kahl u. Gen. (Antr. Nr. 92, Verf A. S. 276, ber. S. 189) 22 
und Dr. v. Delbrück u. Gen. (Verf. ©, 227) bei. 

7%) Nr. 98, Verf A. S. 210, Art. 31a, 
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„Die Erteilung des Religionsunterrichts wird im Rahmen der Schul, 
geſetzgebung geregelt. Kein Lehrer darf zur Erteilung des Religions⸗ 
unterrichts oder zur Vornahme kirchlicher Verrichtungen, kein Schüler gegen 
den Willen des Erziehungsberechtigten zum Beſuche des Religionsunter⸗ 
richts oder zur Teilnahme an kirchlichen Feiern und Handlungen gezwungen 
werden.“ 


Einen grundſätzlich anderen Standpunkt vertritt der Antrag Dr. Quarck und 
Gen. “s): 


„Der Religionsunterricht als ordentliches, jedoch nicht verbindliches 
Lehrfach wird in der Schule durch die Religionsgemeinſchaften erteilt. 
Kein Lehrer darf zur Erteilung des Religionsunterrichts, zur Vornahme 
kirchlicher Verrichtungen oder zur Teilnahme an kirchlichen Feiern und 
Handlungen, kein Schüler gegen den Willen des Erziehungsberechtigten 
jum Beſuch des Religionsunterrichts oder zur Teilnahme an kirchlichen 
Feiern und Handlungen gezwungen werden.“ 


Eine Vermittlung zwiſchen den ſich gegenüberſtehenden Auffaſſungen bezweckt 
ein Antrag D. Naumann’); 

„Die Erteilung des Religionsunterrichts, der ordentlicher Lehrgegenſtand 
der Schulen iſt, wird im Rahmen der Schulgeſetzgebung geregelt. Lein 
Lehrer darf zur Erteilung des Religionsunterrichts oder zur Vornahme 
kirchlicher Verrichtungen, kein Schüler gegen den Willen des Erziehungs⸗ 
berechtigten zum Beſuche des Religionsunterrichts oder zur Teilnahme an 
kirchlichen Feiern und Handlungen gezwungen werden. Der Religions⸗ 
unterricht wird in Übereinſtimmung mit den Lehren und Satzungen der 
betreffenden Religionsgemeinſchaften erteilt; y).“ 

In der Ausſprache, die dieſe Anträge in x. Leſung im Verf A. begleitete, 
ſtand die Frage des Religionsunterrichts mit an vorderſter Stelle. Einigkeit 
beſtand von vornherein darüber, daß grundſätzlich der Religionsunterricht eine 


260) Nr. 119, Verf A. S. 224. 

9) Nr. 122, Verf A. S. 224. 

7) Die Deutſchnationale Volkspartei, die ſich in erſter Linie dem Antrag Nr. 91 (Gedber) 
angeſchloſſen hatte, beſchränkt (id) demnaͤchſt auf zwei Eventualantraͤge. Für den Fall der Abs 
lehnung des Art. 30c Abſ. 2 in der Faſſung des Antrages Nr. gt beantragt Abg. Dr. v. Delbrück 
(Antrag Nr. 120, Verf A. S. 227) als Faſſung der beiden erſten Abfäge: 

„Der Religionsunterricht iſt ordentliches Lehrfach in den Schulen und im Einvernehmen 
mit den Religionsgeſellſchaften zu erteilen“; 
für den Fall der Annahme der Anträge Nr. 119 oder Nr. 122 folgenden Zuſatz (Antrag Nr. 126, 
Verf A. S. 227): 
„Die Koſten des Religionsunterrichts trägt bis zu einer vollkommenen finanziellen Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen Staat und Kirche der Staat oder die Gemeinde.“ 


VII. Religionsunterricht 185 


Sonderſtellung gegenüber allem anderen Unterricht einnehmen follte: er ſollte 
weder für Lehrer noch für Schüler verbindlich fein. Alle im Verf A. vorliegenden 
Anträge enthalten einen ſolchen Ausſpruch, und Meinungsverſchiedenheiten bes 
ſtanden in der Folgezeit nur über die Formen, in denen dieſem Grundſatz 
Ausdruck gegeben werden ſollte. 


Im übrigen ſchieden ſich in der Ausſprache, den drei Gruppen von Anträgen 
entſprechend, vollkommen klar drei Richtungen. 


a) Die eine Auffaſſung, vertreten vom Zentrum und den Rechtsparteien, 
wollte den Religionsunterricht in allen Schulen als Unterrichtsgegenſtand 
erhalten wiſſen, den der Staat in den Schulen unter allen Umſtänden zur Vers 
fügung ſtellen muß und wie den anderen Unterricht beaufſichtigt, den die Reli⸗ 
gionsgeſellſchaft indes ſeinem Inhalt nach beſtimmt, den ſie „leitet“. Wenn auch 
die Abgrenzung der Zuftändigfeiten des Staates und der Religionsgeſellſchaften 
im einzelnen nicht von allen Vertretern dieſer Richtung genau ebenſo vorgenom⸗ 
men wird, fo beſteht doch über die grundſätzliche Seite der Frage Einigkeit *). 


7) Ihr wird am klarſten ſogleich bei der Berichterſtattung durch den Abg. Gräber (Verfa. 
S. 209) Ausdruck gegeben: 

„Nur über den Punkt muß vollſtändige Einheitlichkeit in der Regelung beſtehen, daß in 
jeder öffentlichen, der Zwangspflicht unterliegenden Volksſchule Religionsunterricht im In⸗ 
tereffe der einzelnen Konfeſſionen und der allgemeinen Kultur erteilt werden muß. Das 
Erziehungsrecht der Eltern fordert unbedingt, daß die Kinder auch in der Religion den Unter⸗ 
richt bekommen ſollen, der der religidfen Überzeugung ihrer Eltern entſpricht. Aus dieſem 
Grundgedanken heraus iſt unſer Antrag entſtanden, den Religionsunterricht als ordentliches 
Lehrfach in den Schulen, vor allem in den Volksſchulen und, ſoweit es möglich iſt, auch in den 
anderen Schulen zu bezeichnen. — Wenn wir hier den Ausdruck „ordentliches Lehrfach“ 
gebrauchen, ſo iſt es nicht bloß von redaktioneller Bedeutung. Wir betrachten es vielmehr 
als eine Notwendigkeit, den Religions unterricht als Pflichtfach für die Schule zu bezeichnen, 
in dem Sinne, daß die Schule verpflichtet iſt, dieſes Fach lehren zu laſſen, aber nicht in dem 
Sinne, daß die Schüler genötigt find, den Religionsunterricht zu beſuchen. 

Die Leitung des Religionsunterrichts iſt Sache der Religlonsgeſellſchaften, weil dieſe den 
Inhalt dieſes Unterrichts zu beſtimmen haben. Dagegen wird aus der allgemeinen Aufſicht 
des Staates über alle Schulen zu folgern fein, daß die äußeren Verhältniffe und die Methode 
des Religionsunterrichts der ſtaatlichen Regelung unterſtehen. Die Eingliederung in den 
Unterricht ſelbſt muß alſo vom allgemeinen Geſichtspunkt der Schule aus betrachtet und ent⸗ 
ſchieden werden. 

Die Frage, wie ſich im übrigen das Verhältnis zwiſchen der ſtaatlichen Aufſicht und der 
Leitung des Religionsunterrichts durch die Religlonsgeſellſchaften zueinander verhält, tft 
dadurch genügend gekennzeichnet, daß die Religtonsgemeinfhaft den Inhalt des Religions⸗ 
unterrichts beſtimmt und dafür verantwortlich iſt, während die äußeren Verhältniſſe des 
Religionsunterrichts und die Methode desſelben vom Staat beſtimmt werden...“ 

In der gleichen Richtung bewegen ſich die Ausführungen des Abg. D. Traub (Verf A. S. 216): 

m . - daß meine politiſchen Freunde und ich die Erhaltung des Religionsunterrichts als 
Pflichtfach für notwendig halten. Es wird (ich fragen, welches die Inſtanz iſt, die für den Reli⸗ 
gions unterricht in den Schulen maßgebend iſt. Ich habe für den Fall der Annahme des 
Art. 31a im Antrag Nr. 98 beantragt einzufügen, daß die Leitung des Religionsunterrichts, 
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unbeſchadet des techniſchen und didaktiſchen Aufſichtsrechts des Staates, Sache der Religlons⸗ 

geſellſchaften iſt. Damit ſoll kein geiſtliches Aufſichtsrecht über die Schule hergeſtellt werden. 

Man kann aber doch den Religionsunterricht keiner anderen Inſtanz zur Aufſicht übertragen, 

als den Religionsgeſellſchaften, welche die Fachleute beſitzen“ 
und des Abg. Dr. Maus bach (Verf A. S. 226): 


„Beſonders wichtig iſt die Kennzeichnung des Religionsunterrichts als ordentlichen Lehr⸗ 
fachs in den Schulen. Sie hat den Sinn, daß dieſes Fach zur weſentlichen Ordnung der Schule 
gehört, alſo ein verpflichtendes iſt, abgeſehen von den geſetzlichen Ausnahmen. Daher müſſen 
wir den neuen Vorſchlag des Herrn Abg. Dr. Quarck ablehnen. Er ſetzt die Religion zu einem 
unverbindlichen Wahlfach herab und ſchaͤdigt ſo ihr Anſehen. Er führt, indem er auf Privat⸗ 
verträge mit den Lehrern hinweiſt, zu großen praktiſchen Schwierigkeiten. Er ſchließt die 
bereits angedeutete ſchlimmme Folgerung ein, daß der Religionsunterricht in den Lehrer⸗ 
ſeminaren ganz ausfält. Großes Gewicht legen wir auf die kirchliche Leitung des Religions⸗ 
unterrichts, und zwar vor allem auch im Intereſſe der Eltern, die als Katholiken für ihre 
Kinder einen wirklich katholiſchen Religionsunterricht fordern. Sollte dieſer Antrag nicht 
durchgehen, ſo können wir uns auf den Boden des Antrags Nau mann ſtellen, der mit der 
Wendung, daß der Unterricht dem Lehren und Satzungen der betreffenden Religionsge⸗ 
meinſchaft entſpreche, eine indirekte Gewähr für jene Forderung bietet..“ (ogl. hierzu 
die Erklarung von Maus bach in RelUnt. u. Kirche S. 7). 


In dieſen Bereich gehören, im großen und ganzen, auch die wichtigen und eindrucksvollen Aus⸗ 
führungen, die v. Harnack im Verf. zur Frage des Religionsunterrichts als Sachverſtaͤndiger 
der Reichsregierung gemacht hat (Verf A. S. 217, 227, 228). v. Harnack polemiffert (a. a. O. 


S. 217) gegen die Abſichten des Antrages Nr. 98, die ganze Frage fpäterer Geſetzgebung zu übers 
laſſen, und fährt fort: 


m . . Religionsunterricht kann nur von ſachverſtaͤndigen Kräften erteilt werden. Sie " 
allein find verantwortlich. Nachdem Sie geſtern angenommen haben: es gibt keine Staats⸗ 
kirche, der Staat hat ſich um die Religion ſeiner Mitbürger nicht zu kümmern, muß jetzt, 
wenn der Religionsunterricht nicht ins Leere fallen ſoll, eine Kraft genannt werden, die ver⸗ 
antwortlich iſt. Dieſe Kraft iſt die Kirche. Ich ſehe nicht ein, wie dadurch irgendwie der Be⸗ 
deutung der Schule als einer auf den Lehrerſtand gegründeten, ihrem eigenen Recht folgenden 
Größe Eintrag geſchieht, da ja zugegeben wird: der Religionsunterricht gehört hinein, If} 
aber nicht in derſelben Weiſe Unterrichtsgegenſtand wie die übrigen Faͤcher. 


So komme ich trotz meines liberalen Standpunktes zu dem Schluß, daß der Antrag 
Nr. 123 dem Inhalt nach nicht umgangen werden kann, daß er den liberalſten Standpunkt 
nicht ſchaͤdigt, daß er logiſch notwendig iſt, daß er das enthält, was vom Volke in weiteſten 
Kreiſen erwartet wird, nämlich das Bekenntnis: der Religionsunterricht iſt einerſeits Lehr⸗ 
fach in den Schulen und unbeſchadet des techniſchen und didaktiſchen Aufſichtsrechts des 
Staates iſt die Leitung — oder nehmen Sie ein anderes Wort — (Zuruf: Geſtaltung) Sache 
der Religionsgeſellſchaft. Wenn Sie hier keine entſprechende Formulierung vornehmen, 
wird eine ſchwere Kriſis über das Land kommen (Zuſtimmung). Ich glaube daher, Sie 
würden dem deutſchen Volke in Zukunft einen außerordentlichen Dienft tun, wenn Sie 
iwiſchen die Säge 1 und 2 im Art. 31a einfügen wollten: „Der Religionsunterricht iſt ein 
Lehrgegenſtand. Sein materieller Teil — nicht der didaktiſche, nicht der formale — iſt Sache 
der Religionsgeſellſchaft“ .. So komme ich hier zu dem Schluſſe: es waͤre richtig, wenn 
einerſeits der Satz, der hier über das Weſen der Schule zum Ausdruck gekommen iſt, aus⸗ 
geſprochen würde, und wenn andererſeits geſagt würde, daß das Materielle Sache der Reli⸗ 
gionsgeſellſchaften iff... IS. 2281. daß nämlich die Konfeſſionen den materiellen 
Inhalt des konfeſſionellen Religionsunterrichts zu beftimmen haben. Das iſt genan ſo, 
wenn man Großes mit Kleinem vergleichen darf, wie beim Geſangs⸗ und Zeichenunterricht, 
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b) Diefer Auffaſſung ſteht gegenüber die grundſätzlich andere Auffaſſung, 
daß die Erteilung des Religionsunterrichts den Religionsgeſellſchaften zu über⸗ 
laſſen fet, grundſätzlich außerhalb der Schule, in deren Bereich der Religions⸗ 
unterricht nicht gehöre. Innerhalb dieſer Auffaſſung beſtehen dann Unterſchiede 
nur über Art und Maß des Entgegenkommens und der Rückſichtnahme der 
Schule auf dieſen Unterricht). 

c) Zwiſchen dieſen beiden Richtungen ſteht eine vermittelnde Auffaſſung, 
die — im einzelnen in verſchiedener Ausprägung — die Demokraten vertreten 
haben, anfangs mehr negativ in der Form der Überlaſſung der ganzen Frage 
an die fpätere Geſetzgebung ? ), fpäter pofitio durch den Vermittlungsantrag 
des Abg. D. Naumann. Sie gehen dabei davon aus, daß der Religionsunter⸗ 
richt organiſcher Beſtandteil des Schulunterrichts ſein ſoll, alſo nicht der Reli⸗ 
gionsgeſellſchaft zu überlaſſen iſt; die Verbindung zur Religionsgeſellſchaft wird 
dann dadurch gezogen, daß der Inhalt des Religionsunterrichts ſich nach 
ihren Lehren zu richten hat, ohne daß ihr Aufſicht oder Leitung zugeſprochen 


der ſich nach den Geſetzen der Kunſt und des Zeichnens richtet. Andererſeits bin ich, da es 
ſich um eine gemiſchte Zuſtän digkeit handelt und der Staat auch ein Intereſſe am Religlons⸗ 
unterricht hat, der Meinung, daß der Lehrer der berufene Leiter dieſes Unterrichts iſt. 


*) So bemerkt Abg. Frau Pfülf (Verf A. S. 211): 


„ . . Nach meiner Anſicht iſt Religion letzten Endes Privatſache. Der Religionsunters 
richt ſollte ben Religionsgeſellſchaften unter der Bedingung überlaſſen bleiben, daß ſie die 
Räumlichkeiten und die Zeit dafür zur Verfügung ſtellen. Das iſt allerdings meine per⸗ 
ſönliche Anſchauung, während meine Partei ſich mit der Erteilung des Religionsunterrichts 
in der Schule einverſtanden erklärt hat..“ 


Und Abg. Dr. Quarck (Verf A. S. 223): 


„. . . wollen wir die Erteilung des Religionsunterrichts den Religionsgeſellſchaften 
überlaſſen. Das ergibt ſich ganz von ſelbſt, wenn unſer in Art. 30 und zoa feſtgelegtes Be⸗ 
ſtreben, der Kirche die ſeeliſchen Dinge, dem Staate die weltlichen Dinge zuzuweiſen, folge⸗ 
richtig weitergeführt wird. Eine Trennung des Religionsunterrichts von der Kirche iſt ganz 
undenkbar. Nur entſpricht es nicht unſeren Wünſchen und Anſchauungen, daß der Religious⸗ 
unterricht in der Schule, d. h. in den Schulraͤumen, erteilt wird. Aber wir haben leider keinerlei 
Ausſicht, dieſen Standpunkt hier durchzuſetzen, und ſind deshalb in dieſem Nebenpunkt 
su einer Einigung bereit, um die Hauptſache durchzuſetzen. Deshalb wollen wir den Religions⸗ 
unterricht als fakultatives Lehrfach im Lehrplan zugeben. .. Diefe Löſung der Frage dahin, 
daß die Geiſtlichen den Religionsunterricht in der Schule erteilen, bietet auch gewiſſe praktiſche 
Schulvorteile. Sie beſeitigt u.a. den Zweifel, ob einem Lehrer von der katholiſchen Kirche 
die missio canonica gegeben werden kann oder nicht. Auch die proteſtantiſche Kirche müßte 
dankbar ſein, da ſie durch dieſe Löſung in die Lage verſetzt wird, ihren Unterrichtsapparat zu 
vermehren; wenn ſie auch heute zur ſelbſtaͤndigen Erteilung des Religionsunterrichts noch 
nicht genügend Kräfte beſitzt, ſo könnte ſie einſtweilen mit den Lehrern private Anſtellungs⸗ 
vertrage abſchließen und fie beauftragen, in ihrem Namen den Religionsunterricht zu erteilen. 
Der Lehrer ſteht dann nur im Vertragsverhaltnis zur Kirche, nicht aber im beamteten Ver⸗ 
haͤltnis . 


e) So Antrag Nr. 98. 
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wird — auch hier im einzelnen nicht ohne Verſchiedenheiten in der Formu⸗ 
lierung? ). 


76) Hierher gehören die Ausführungen des Abg. Dr. Seyfert (Verf A. A 213): ‘ 
wes» daß ich den Religionsunterricht für durchaus notwendig halte, aber eine Schwierig⸗ 
keit darin ſehe, ihn in der jetzigen Form weiter beſtehen zu laſſen. Ich will den Anſpruch der 
Kirche nicht beſtreiten, daß fie den Inhalt des Religionsunterrichts mitzubeſtimmen habe, 
aber die Kirche ſoll in den Unterrichtsbetrieb nicht unmittelbar eingreifen, ſie ſoll ihn weder 
leiten noch beaufſichtigen. Der Religionsunterricht ſei ein Lehrfach, das wie jedes andere im 
Auftrag des Staates erteilt wird. Einen Moralunterricht, wie er in Frankreich an Stelle 
des Religionsunterrichts getreten iſt, halte ich als Erſatz nicht far geeignet. Ich bin überzeugt, 
daß die gemeinſame Grundlage aller chriſtlichen Religion in der Schule gelehrt werden ſolle, 
iunäͤchſt als bibliſche Geſchichte und dann als chriſtliche Sittenlehre. An dieſem Religtonss 
unterricht können die Kinder aller chriſtlichen Bekenntniſſe ohne Schaden teilnehmen. Erſt 
fpäter, von einem gewiſſen Alter des Kindes an, ſoll die Kirche mit einem ſelbſtändigen 
ſyſtematiſchen, bekenntnismäßigen Religionsunterricht einſetzen. Auf dieſe Weiſe kämen wir 
in einem Zuſammenarbeiten von Kirche und Schule in Form der Arbeitsteilung, wobei auch 
die geiſtige Entwicklung des Kindes berückſichtigt würde. Dies iſt der Weg, auf dem der 
Religionsunterricht als Schulfach beibehalten werden kann. Vielleicht liegt eine gewiſſe 
Ausſicht auf Verſtändigung vor, da ja die Herren der Zentrumspartei zugeſtanden haben, 
daß der Staat die Methode des Religionsunterrichts beſtimmen ſolle.“ f 
Nachdem auch Abg. Haußmann (Verf A. S. 218) für Beibehaltungdes Religionsunter⸗ 
richts in der Schule aus inneren und äußeren Gründen und gegen ein Hinausſchieben der 
Entſcheidung geſprochen hat, begründet Abg. D. Naumann (Verf A. S. 224) feinen Vers 
mittlungsantrag (Nr. 122): 

m. zu der ſchwierigen Frage, wie dieſer Religionsunterricht erteilt werden ſoll. Da 
find nach den bisherigen Vorſchlägen drei Gruppen zu unterſcheiden: 

1. Es iff möglich, daß der Religionsunterricht von den Religionsgemeinſchaften in den 
Schulraͤumen gegeben wird (ſogenanntes badiſches Syſtem); den Religionsgemeinſchaften 
bleibt es dabei überlaſſen, den Unterricht nach ihtem Belieben zu regeln. 

2. Unternehmer des Religionsunterrichts iſt die Schulverwaltung, ſie hat zu entſcheiden 
über die Perſonalien und die Schulmaterie. Hier erhebt ſich die Frage, ob überhaupt noch 
eine Gemeinſamkeit der Leitung beſteht oder nicht. Es ergibt ſich jedenfalls noch die Rots 
wendigkeit, über die Form der kirchlichen Mitbeeinfluſſung die Grenze zu ziehen. 

3. Bei dem ſog. gemiſchten Syſtem, daß die Schulverwaltung einen bibliſchen Geſchichts⸗ 
unterricht, die Religionsgemeinſchaften den eigentlichen Religionsunterricht zu erteilen haben, 
kehren die Schwierigkeiten der beiden erſten Syſteme kombiniert wieder. 

Oas badiſche Syſtem hat den großen Vorteil, daß die theoretiſche Reinlichkeit der Aus⸗ 
einanderſetzung abſolut gewahrt iſt, aber demgegenüber ſtehen erhebliche Nachteile: Alle 
Forderungen der Lehrer, daß der Religionsunterricht ein weſentlicher Beſtandteil des Geſamt⸗ 
unterrichts bleiben müſſe, werden dadurch einfach übergangen. Zudem iſt der Zuſtand der 
evangeliſchen Kirchen, die zur Zeit noch keine neuen Verfaſſungen haben, ein derartiger, 
daß ſie jetzt ſchon einen neuen Haushaltsplan unmöglich aufſtellen können. Ich fürchte 
deshalb daß wir ihnen mit der Übertragung des Religionsunterrichts eine Laſt zuſchieben, 
die ſie heute zu tragen nicht imſtande ſind. 

Ich habe deshalb eine andere Löſung dieſer ſchwierigen Frage zu finden verſucht und ſie 
in dem letzten Satz unſeres Antrags Nr. 122 niedergelegt. 

Es handelt ſich dabei nicht um eine Inſpektion der einzelnen Lehrſtunde durch die Kirche, 
ſondern die Religionsgemeinſchaften haben nur den allgemeinen Charakter des Lehrfachs 
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Die Ausſprache endet im Verf A. in 1. Leſung mit der Annahme des Vers 
mittlungsantrags Nr. 122 des Abg. D. Naumann (als Art. 31 b) mit 
der kleinen Anderung, daß vor „Satzungen“ das Wort „den“ eingeſchoben 
wirds de). 

Der ganze grundſätzliche Streit um die Stellung und den Inhalt des Rell⸗ 
a e nterrichte erhebt ſich von neuem im Verf A. bei der 2. Leſung. Und 


zun beſtimmen. Dieſe Faſſung enthält eine weſentliche Konzeſſion an die Zentrumspartei, 
ſo daß dadurch eine allgemein befriedigende Löſung erzielt werden könnte.“ 


Die grundſätzliche Auffaſſung, aus der dieſer Vermittlungsantrag entſtanden iſt, legt Abg. 
Weiß (Verf A. S. 225f.) noch einmal ausführlich dar: 


m . ich habe damals ausdrücklich betont, daß ich mir einen offentlichen allgemeinen, 
menſchen bildenden Unterricht nicht ohne Religionsunterricht denken könne. Wir wollen 
deshalb den Religionsunterricht als ordentlichen Lehrgegenſtand aufgenommen wiſſen, das 
heißt als ein weſentliches Stück des Lehrplans, deſſen Beſuch verbindlich iſt, ſoweit hierfür 
nicht beſondere geſetzliche Ausnahmen beſtehen. Wenn er dem Lehrer genommen und aus 
dem Lehrplan allgemein bildender Anſtalten und Schulen geſtrichen würde, ſo würde damit 
eine Herabmin derung der Erziehungsarbeit erfolgen. Denn nur durch Konzentration des 
Gefamtunterrichts, die durch die Einheit der Lehrerperſönlichkeit und durch inhaltliche Be⸗ 
zugnahme der Unterrichtsſtoffe gegeben iſt, können Perfönlichfeiten gebildet werden. Des⸗ 
halb können wir auf keinen Fall dem ſozialdemokratiſchen Antrag auf vollſtaͤndige Loss 
loͤſung des Religionsunterrichts von dem Unterricht des Lehrers beitreten.. Nun iſt 

Abg. Gröber unferer gtundfagliden Anſchauung inſofern entgegengekommen, als er aus⸗ 
drücklich erklärt hat, die paͤdagogiſche Geſtaltung des Religionsunterrichts obliegt der Schul⸗ 
verwaltung, die Beſtimmung des Lehrinhalts, das „Was“ des Religionsunterrichts, der 
Kirche. Ich teile auch dleſen vermittelnden Standpunkt, der uns in der weiteren Entwicklung 
eine paͤdagogiſche Umgeſtaltung des Religionsunterrichts, eine Eingliederung des Religions⸗ 
unterrichts in die Beſtimmungen der Schulgeſetze und auch die ſtaatliche Aufſicht über die 
äußeren Verhaͤltniſſe, unter denen der Religionsunterricht ſtattfindet, und unterrichtliche 
Erteilung verbürgt. 
Darauf beruht Antrag Nr. 122.“ 
Abg. Dr. Seyfert wiederholt (Verf A. S. 228): 

„Ich bin in meinen früheren Ausführungen inſofern mißverſtanden worden, als ich der 
Kirche eine Mit wirkung bei der geſetzlichen Regelung des Religionsunterrichts einräumen 
will, insbeſondere bei der Aus wahl des Stoffes des Religionsunterrichts . .” 


: und ſtellt ſchließlich zu Protokoll feſt (Verf A. S. 229): 


„1. Unſer Antrag, daß der Religionsunterricht, der im Rahmen der Schulgeſetzgebung 
geregelt werden ſoll, ordentliches Lehrfach ſein ſoll, heißt nicht, daß er in allen Schulen, 
etwa auch in den Fach⸗ und Fortbildungsſchulen, eingeführt werden ſoll; er bedeutet nur, 
daß er dort, wo er durch Geſetz überhaupt eingeführt wird, ordentliches Lehrfach ſein 
ſoll. 

2. In dem Antrag D. Naumann (122) bezieht ſich der letzte Satz lediglich auf den Lehr⸗ 
inhalt; er faßt für die katholiſchen Lehrer zwar den Lehrauftrag durch die Kirche in ſich, ſchließt 
aber jede Leitung und Aufſicht des Religionsunterrichts in der Schule durch die Kirche 
aus.“ 


7e) Verf A. S. 230. — Der Aner. Nr. 98 des Abg. Dr. Seyfert u. Gen. war zuvor zurück⸗ 
gezogen worden (Verf A. S. 230, Ziff. 8), die übrigen Anträge, die den Religions unterricht betreffen, 
wurden abgelehnt (Verf A. S. 230). 


190 E. Die einzelnen in den Schulartikeln geregelten Gebiete 


zwar iſt es charakteriſtiſch und nicht unwichtig für die Auslegung, daß es hier — 
in geradem Gegenſatz zu der Konfeſſionsſchulfrage — die Linksparteien ſind, die 
das in r. Leſung erzielte Kompromiß angreifen. Die Sozialiſten, indem ſie 
erneut ihrer grundſätzlichen Auffaſſung, die fie in erſter Leſung nicht haben 
durchſetzen können, in einem Antrag Ausdruck geben: 8 
„Die Erteilung des Religionsunterrichts bleibt den Religionsgeſellſchaf⸗ 
ten überlaſſen. Die Schule nimmt bei Feſtſetzung des Stundenplans 
und auf Wunſch durch die Überlaſſung von Unterrichtsraͤumen darauf 
Rückſicht? )“. 
Weſentlicher iſt der Umſtand, daß die Demokraten, obwohl ihr eigener Vermitt⸗ 
lungsantrag in 1. Leſung angenommen worden war, nun in 2. Leſung das 
Ergebnis 1. Leſung angreifen, und zwar gerade den Satz, der an dem Antrag 
D. Naumann Nr. 122 (oben S. 184) die eigentliche Neuerung darſtellte (ogl. 
unten S. 197): 
„Der Religionsunterricht wird in Übereinſtimmung mit den Lehren und 
Satzungen der betreffenden Religionsgemeinſchaften erteilt ““)“. ; 


7) Antr. Dr. Quard Nr. 261, Verf. S. 532. Sie werden unterſtützt von der Sächflfchen 
Regierung, die erklären läßt (Verf A. S. 531): 

„daß der Religionsunterricht keine ſtaatliche Veranſtaltung fein ſolle, ſondern der Kirche, 

den Religionsgemeinſchaften zu überlaſſen iſt, wahrend der Schule lediglich die Aufgabe einer 

ſittlichen Unterweiſung der Schulkinder zufallen wird. Von dieſem Standpunkt aus hat 


die Sächſiſche Regierung den Wunſch, daß der erſte Satz des Art. 31g wegfallen möge. 2 


Aber ſelbſt wenn der Satz beſtehen bleibt, fo hat fie Bedenken dagegen, daß in ihm der Relts 
gionsunterricht als ein „ordentlicher“ Lehrgegenſtand bezeichnet wird. Man kann kaum 
einen Gegenſtand als ordentlichen Lehrgegenſtand bezeichnen, der weder für den Lehrer 
noch für den Schüler verbindlich iſt. ..“ 
Die Auffaſſung der Sozialdemokraten wird erneut von dem Abg. Dr. Quarck kurz dargelegt 
(Verf A. S. 532, 533): 
878) So ſagt Abg. Dr. Seyfert (Verf A. S. 532): 

m .Wir haben aber Bedenken gegen den dritten Satz des Abſ. x und ich beantrage 
deſſen Streichung, weil er eine ganz verſchiedene Ausdeutung in den protokollariſch feſt⸗ 
gelegten Ausführungen bei der erſten Leſung bekommen hat. Er hat für die evangeliſche 
Kirche eine andere Bedeutung als für die katholiſche. Die beiden laſſen ſich miteinander 
nicht vereinbaren. Deswegen halten wir es für zweckmäßig, daß dieſe Frage im Rahmen der 
Landesgeſetzgebung geregelt wird.“ 

Ahnlich führt Abg. Koch aus (Verf A. S. 533): 

„. . . Hier find rein fachmänniſche Bedenken, die ſchwer zu erledigen find. Was bedeutet 
„Abereinſtimmung mit den Lehren und Satzungen der betreffenden Religionsgemeinſchaft“? 
Ich weiß nicht, ob nach dem Schickſal, das Herr D. Traub bisher erlebt hat, der Religions⸗ 
unterricht in dem Geiſt, in dem ihn Herr Traub erteilen würde, als in Abereinſtimmung 
mit den Lehren und Satzungen der betreffenden Religionsgemeinſchaft aufgefaßt würde. 
Wir ſind gern bereit, eine Faſſung zu finden, die den gegenſeitigen Bedenken gerecht wird. 
Dieſe Faſſung aber würde unter Umſtänden dazu führen können, daß ein Aufſichtsrecht der 
Kirche konſtruiert würde.“ 
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Dem gegenüber halten Rechtsparteien und Zentrum au der Faſſung 1. Leſung 
feſt, die ſie in ihrem Sinne interpretieren). 


Und ſchließlich Abg. Dr. Seyfert (Verf A. S. 534): 

„Ich bin durchaus einverſtanden, daß der Religionsunterricht in Abereinſtimmung mit 
den Religionsgemeinſchaften geregelt wird. Herr Dr. Maus bach hat in das Protokoll zu 
deg Ausführungen bei der erſten Leſung in dieſen Satz das Aufſichtsrecht der Kirche über den 

i wir haben zu Protokoll erklart, da i 


Auch die Sächfife Regierung hat ähnl 
. Dieſer Satz läßt namlich nich 

recht über die Erteilung des Religions 
Lehrplans haben ſoll. Eine kirchliche 
einſtimmung mit der Saͤchſiſchen V 


des Artikels. Vielleicht könnte man ausdrücklich hinz 
Religionsgeſellſchaften darf nur durch fach maͤnniſch 
werden.“ Ich bin bereit zu konzedieren, daß nicht der O 


in einer elaſtiſchen For 
Abg. Rheinländer (Verf A. S. 533): 

„Die Beſtimmung über das Verhältnis zwiſchen Lehrer und Religionsgemeinſchaft if 
hauptſaͤchlich auf den Einfluß des Herrn v. Harnack zurückzuführen, der geſagt hat: es kann 
nur ein Religionsunterricht erteilt werden, der den Inhalt hernimmt von der Kirche und auch 
in Übereinfimmung bleibt mit dem Geifte der Kirche, weil fie die allein Sadverftindige iſt. 
Das muß ich aber befonders betonen in bezug auf die katholiſche Kirche: der Satz ſoll durchaus 
nicht ein Aufſichts recht bedingen, ſondern er bedeutet, daß die missio canonica von der Kirche 
erteilt werden muß, daß die Kirche Einfluß haben muß auf den Lehrplan, die Lehrbücher und 
die religiöſen Übungen. Das ſind Rechte, auf die die Kirche nicht verzichten kann, wenn ſie 
den Religionsunterricht als ihren Religionsunterricht anerkennen ſoll.“ 

Auch Abg. Gröber ſpricht eindringlich gegen eine Anderung der in x, Leſung beſchloſſenen 
Faſſung und fügt hinzu (Verf A. S. 533): 

„. . . Wenn hier vorgebracht wird, man ſollte ſagen: im Geiſte der betreffenden Religions⸗ 
geſellſchaft, ſo iſt das eine weitgehende Verallgemeinerung. Man hat die Sache in Gegenſatz 
geſtellt zum Buchſtabenglauben, darum handelt es ſich aber nicht, ſondern um den Inhalt 
der Lehre der betreffenden Kirche..“ 

Und Abg. Dr. Heinze (ebd.) folgert aus der Beſchraͤnkung der Privatſchule: 

„Infolgedeſſen muß den Kindern wenigſtens in den ordentlichen Schulen die Möglichkeit 

gegeben werden, Religionsunterricht zu erhalten, und zwar im Sinne ihrer Konfeſſion oder 
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Eine Kompromißfaſſung, die zwar in den Ausſchußverhandlungen überhaupt 
nicht erläutert oder beſprochen wird, aber offenbar dem Ausgleich dienen ſoll, wird 
auf Antrag Dr. Seyfert⸗Weiß 68) angenommen®®!), den dritten Satz des 
Abſ. x zu faſſen: 

„Der Religionsunterricht wird in Abereinſtimmung mit den Grundſätzen 
der Religionsgeſellſchaften erteilt, unbeſchadet des Aufſichtsrechts des 
Staates.“ 


Streitig wird in 2. Leſung im Verf A. ferner die Formulierung der S tellung 
don Lehrer und Schüler zum Religionsunterricht. Die Sozialdemokraten 
greifen die Faffung 1. Leſung (Abſ. 1 Satz 2 des Antrags D. Naumann Nr. 12a, 
oben S. 184) inſofern an, als ſie die Faſſung nicht negativ („Kein Lehrer darf... 
gezwungen werden“), ſondern poſitiv haben wollen “s): 


Religion. Und das kann nur ſein, wenn der Religionsunterricht von der Religionsgemeinſchaft 
kontroliert wird. Es iſt richtig darauf hingewieſen worden, daß, wenn die Religionsgemein⸗ 
ſchaft den Religionsunterricht nicht kontroliert, er im religionsfeindlichen Sinne erteilt 
werden kann...“ 


Abg. Dr. Maus bach erläutert ſeine Auslegung des Satzes noch einmal (Verf A. S. 534): 


„Ich habe niemals geſagt, daß der Antrag die Aufſicht, ſondern daß er die ‚Leitung‘ 
des Religionsunterrichts ſeitens der Kirche feſtſtellen ſoll; das iſt zweierlei.“ 
Alle dieſe Ausführungen zugunſten der Faſſung 1. Leſung führen ſchließlich zu einem Antrag 
D. Mumm (Verf A. S. 534): : 
„Der Religionsunterricht wird im Einvernehmen mit der betreffenden Religionsge⸗ 
meinſchaft erteilt. Kommt eine Abereinſtimmung nicht zuſtande, ſo haben die Religions⸗ 
geſellſchaften das Recht zur eigenen Erteilung des Religionsunterrichts. Zu den Koſten dieſes 
Unterrichts wird ein angemeſſener Beitrag gewaͤhrleiſtet. Das Nähere regelt ein „Reiches 
geſetz“, den der Antragſteller erläutert (ebd. S. 534): 


„Dieſer letzte Vorſchlag ſagt: das, wonach zu ſtreben iſt, iſt ein Vernehmen mit der be⸗ 
treffenden Religlionsgeſellſchaft, und das, was Herr v. Harnack ſagt: Wie ſoll der Religions⸗ 
unterricht erteilt werden, wenn nicht in Abereinſtimmung mit der Religionsgeſellſchaft', 
hat auch heute noch Bedeutung. Man muß alſo verſuchen, ein Vernehmen mit der betreffenden 
Religionsgemeinſchaft herbeizuführen; wenn aber ein ſolches Vernehmen nicht zuſtanbe 
kommt, möchte ich als letzte Notmaßregel den Weg der Sozialdemokratie in Vorſchlag bringen, 
daß eine eigene Erteilung des Religionsunterrichts durch die betreffende Religionsgemein⸗ 
ſchaft ſtattfinden ſoll. Das iſt durchaus nichts Ideales; der Religionsunterricht tritt dann 
aus dem Zuſammenhange mit dem übrigen Unterricht heraus. Aber es iſt doch ein Notweg, 
der im Notfall beſchritten werden kann. Die Frage der Koſten muß ſo geregelt werden, 
wie auch die Sozialdemokratie es bei der erſten Leſung wollte, nämlich zu Laſten des Schul⸗ 
unterhaltungspflichtigen, das Naͤhere müßte das Reichsgeſetz regeln, damit eine gerechte 
Abwägung nach beiden Seiten hin eintritt.“ 


$8) Verf A. S. 534. 
1) Verf A. S. 537. Der Eventualantrag D. Mumm iſt damit erledigt (ebd.). 
2) Antrag Katzenſtein u. Gen. Nr. 339 Ziff. 2, Verf A. S. 532. — Außerdem ſtellt Abg. 


Dr. Cohn den Antrag (Nr. 358, Verf A. S. 532), vor „Schüler“ „religionsmündige“ einzufügen. 
Abg. Dr. Quarck begründet den ſozialdemokratiſchen Antrag (Verf A. S. 532): 
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„Die Erteilung des Religionsunterrichts und die Vornahme kirchlicher 
Verrichtungen bleibt der Willenserklärung der Lehrer, die Teilnahme der 
Schüler am Religionsunterricht, an kirchlichen Feiern und Handlungen dem 
Ermeſſen der Erziehungsberechtigten überlaſſen.“ 

Die ſozialiſtiſchen Anderungsanträge werden abgelehnt“ s), der Satz erhält — 
nunmehr als Abſ. 2 — die Faffung des Antrags Dr. Seyfert⸗Weiß s): 


„Die Erteilung des Religionsunterrichts und die Vornahme kirchlicher 
Verrichtungen bleibt der Willenserklärung der Lehrer überlaſſen. Gegen 
den Willen der Erziehungsberechtigten darf kein Kind zum Beſuche des 
Religionsunterrichts oder zur Teilnahme an kirchlichen Feiern und Hand⸗ 
lungen gezwungen werden.“ 

In dieſer Faſſung verlaſſen dieſe Vorſchriften als Abſ. ı und 2 des Art. 146 
den Verf A.“ 88). 
Das x. Weimarer Schulkompromiß “s) fügt dem Abſ. 1 Satz 1 die Worte 
hinzu: 
„mit Ausnahme der bekenntnisfreien (weltlichen) Schulen“ 
und gibt dem Abſ. 2 die folgende neue Faſſung: 

„Die Erteilung religiöſen Unterrichts und die Vornahme kirchlicher 
Verrichtungen bleibt der Willenserklärung der Lehrer, die Teilnahme 
an religiöſen Unterrichtsfächern und an kirchlichen Feiern und Handlungen 
der Willenserklaͤrung der Erziehungsberechtigten überlaſſen“ ?“.“ 


„Die Faſſung iſt fachlicher in bezug auf die Gegenſtände, die der Antrag betrifft. Er will 
nur ſagen, die Leute melden ſich dazu, die das wollen, und nicht umgekehrt, wenn ſie nicht 
wollen, müſſen ſie es angeben.“ 

Gegen den Antrag ſpricht Abg. Dr. Maus bach (Verf A. S. 532): 

Bei der Faſſung 1. Leſung „bleibt der Einfluß der Sitte und Gewöhnung beſtehen, der⸗ 
jenigen Mächte, die im ſozialen Volksleben unentbehrlich find. Dieſe Sitte darf allerdings 
nicht die individuelle Freiheit einſchraͤnken. Daher iſt für den Fall, daß ſich ein Widerſtand 
im Gewiſſen des Lehrers, der Eltern oder der Schüler regt, vorgeſehen, daß der normale 
ſtill wirkende Einfluß der Sitte und der Umgebung durchbrochen wird. Wenn aber von 
vornherein geſagt wird, daß die Teilnahme am Religionsunterricht dem Ermeſſen der Eltern 
und Schüler ü berlaſſen wird, dann wird jeder einzelne Schüler vor die Frage geſtellt, dann 
ſoll die individuelle Wahlfreiheit der Jugend zu den ſchwerſten Problemen Stellung nehmen, 
und der wohltätige Einfluß der Umgebung wird durchbrochen. Dagegen haben wir gegen die 
neue Formulierung, was den Lehrer angeht, nichts einzuwenden.“ 

$83) Verf A. S. 537. 

464) Verf A. S. 534, 537. 

685) Verf A. S. 13. 

68e) Antrag Lö be⸗Gröber, Druckſ. Nr. 566 Ziff. 4, Bd. 337 S. 335. 

$87) Bgl. im Plenum in 2. Lefung RMF. Dr. David, Sten. Ber. Bd. 328 S. 1678 B; 
Abg. Gröber S. 1683 C, 1685 A, B; Abg. Dr. Seyfert S. 1689 A, B; Abg. Kunert S. 1700; 
Abg. Dr. Luppe S. 1704 A, 1705 B; Abg. Rheinländer S. 1707D; Abg. Katzenſtein 
S. 1709 D. 
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An dieſer Faſſung werden durch das 2. Weimarer Schulkompromiß ss) 
nur zwei Anderungen vorgenommen sse): i 
a) in Abſ. 1 Satz 1 wird ſtatt „ordentlicher Lehrgegenſtand“ geſagt: „orbent⸗ 
liches Lehrfach“; 7 
b) in Abſ. 2 lautet der Schluß ſtatt „der Erziehungsberechtigten berlaffen⸗: 
„desjenigen überlaſſen, der über die teligiöfe Erziehung des Kindes zu be⸗ 
ſtimmen hat.“ 
Dieſe Anderungen werden von USE, Schulz in 3. Leſung im Plenum kurz 
erlaͤuterts de). Sonſt wird die Frage des Religionsunterrichts dann nur noch kurz 
geſtreift ?!). 


3. Staat und Religionsgeſellſchaft. 


Dieſe Entſtehungsvorgänge laſſen, eben ſo ah wie der Wortlaut des Art. 149 
Abſ. 1, keinen Zweifel darüber, daß die RV. ſich grundfäglich für die Löſung des 
ſtaatlichen Religionsunterrichts entſchieden hat.“ Indem der Religionsunter⸗ 
richt zum „Lehrfach der Schulen“ erklärt (Satz 1) und feine Erteilung der Wages 
lung durch die „Schulgeſetzgebung“ überantwortet wird (Satz 2), wird dass 
ſchon bisher in den Ländern beſtehende Syſtem des ſtaatlichen Religionsuntesn 
richts zum Reichsverfaſſungsrecht erhoben. 29 8) 

Diefe Regelung des Religionsunterrichts iſt ohne Zweifel unmittelbar 
verbindliches Reichsrecht. Der r. und 3. Satz des Abſ. ı und der ganze Abſ. 2 
ſind apodiktiſch gehalten, Wortlaut und Inhalt ſpricht für den Anſpruch ſofortiger, 
unmittelbarer Geltung, ein Ausführungsgeſetz des Reichs iſt weder aus formalen 
noch aus ſachlichen Gründen erforderlich“). Auch Abſ. 1 Satz 2 kann nicht im 
Sinne einer ſuspendierenden Vorſchrift verſtanden werden: wenn dort von der | 
„Schulgeſetzgebung“ die Rede iſt, in deren Rahmen die Erteilung des Religions⸗ i 


unterrichts geregelt wird, fo wird damit nur das eine beſtimmt, daß Schul⸗ N BE ask ther Ye * a . 
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$88) Antrag Lo be⸗Gröber-Schiffer, Druckſ. Nr. 724 Ziff. 3, Bd. 388 S. 500. 

5e) Sten. Ber. Bd. 329 S. 2176A, B. 4 

650) Sten. Ber. Bd. 329 S. 2162D. * 
0) Abg. D. Mumm S. 2165 A, Abg. Kunert S. 2170 D. 2 
2) Für unmittelbare Gelt ng des Art. 149 RG. in den 3 Beſchlüſſen vom 4. November 1920 
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Mit der Wirkung fofortiger Verdrängung entgegenſtehenden Landesrechts alſo 
wird der Religionsunterricht als Schulfach und Gegenſtand des Schulrechts 
von Art. 149 Abſ. x hingeſtellt. Im beſonderen: 


a) Die Erteilung des Religionsunterrichts beſorgt die Schule und ſie allein. 
Wenn die RBW., ſtatt den Religionsunterricht den Religionsgeſellſchaften zur 
Beſorgung zu überlaſſen, wie im Verlaufe der Weimarer Beratungen ange⸗ 
regte), ihn zum Lehrfach der Schulen erklaͤrt, ſo wird die Schule — und damit 
der Staat als der alleinige Schulherr — zur alleinigen Traͤgerin der Verpflichtung, 
den Religionsunterricht zu geben, und des Rechtes, ihr erteilen zu dürfen. Der 
Religionsunterricht wird in ſtaatlichem Auftrage erteilt, die Religionsgeſellſchaft 
iff durch pofitive, eindentige Verfaſſungsvorſchrift von der Erteilung aus⸗ 
geſchloſſen. 

Sie kann dieſes Recht nicht durch freiwillige Aberlaſſung ſeitens des Staates 
oder durch Delegation mit der Befugnis, es in ſtaatlichem Auftrage auszuüben, 
erhalten. s) Denn die Grenzziehung zwiſchen Staat und Religionsgeſellſchaft 
auf dem Gebiete des Religionsunterrichts, die Art. 149 Abſ. 1 vornimmt, iſt 
nicht verzichtbar., unterliegt nicht der Vereinbarung, iſt erſchöpfend und ends 
gültig. Wenn nach ſchwierigen Verhandlungen über dieſes Grenzgebiet zwiſchen 
Staat und Kirche eine Einigung erzielt worden iſt, deren Ausdruck Art. 149 
Abſ. x iſt, fo hat dieſe Beſtimmung — wie die übrigen Schulartikel — nicht nur 
ſubſidiäre Geltung, ſie tritt nicht ein nur für den Fall, daß anderes zwiſchen 
Staat und Kirche nicht vereinbart wird, ſondern ſie gilt mit dem Anſpruch an) 
primäre Ausſchließlichkeit. Sie enthält öffentliches, ſtaatliches Recht, das, hier 
wie ſonſt, nicht verzichtbar iſt. Sie enthalt eine erſchöpfende Regelung 
des Einfluſſes von Staat und Kirche auf den Religionsunterricht, nicht 
nur die Beſtimmung eines Minimums von Rechten der einen oder anderen 
Seite, dem, im Wege des Zugeſtändniſſes, weitere Rechte hinzugefügt werden 
fonnten®*), 

Dieſes Recht kann die Religionsgeſellſchaft auch nicht etwa — wie oft angenom⸗ 
men wird — aus Abf. 1 Satz 3 des Art. 149 herleiten, wo beſtimmt iſt, daß der 

Religionsunterricht „in Abereinſtimmung mit den Grundſätzen der betreffenden 
Religionsgeſellſchaft erteilt wird. Denn dieſe Norm hat zum Gegenſtand allein 
den Inhalt des Religionsunterrichts, nicht die über ihn beſtimmende Stelle. Der 


**) Bal. oben S. 184ff. 


’ Led 
2 Hg. heey 2 wy, BYAGRRS, 52. 5 ) Ich kann inſoweit Anſchütz, RV. S. ncht folgen, der meint, daß Übertragung der 
5 Leitung, Beſorgung und Überwachung, jg, de Erteilung des Rel. Unt. an Rel. Geſ. Art. 149 
nicht . Wie hier Poesy S. 478; Jaenecke S. 35, E. ſci .. 2 oa . 
ch 


; ilar % „ Die badiſch⸗württembergiſche Löſung (oben Anm. 661) iff daher m. E. mit Att. 149 nicht Ay. ne 
Suu Au 7 RK verträglich, Peg] 


Tu: Ualday Eur At bape At yea bal |] 


b e, . e. / f 
. ee me A, 


* i Bree e re 
196 E. Die einzelnen tn den Schulartikeln geregelten Gebie 7 Ihr te, oy 7 
9 5 0 gereg te 2 7 — . 
= „5 n = | | Nadal. (ype? fe u, DU e, bes „„ 
Religionsunterricht wird nicht in Übereinfimmung mit der Religionsgefells 2, ae 22 er, Lath, 5 e Ae, eee. Modes , K. 


ſchaft erteilt — ein dahingehender Antrag iſt im Verf A. abgelehnt worden”) —, 
ſondern in Ubereinſtimmung mit den Grundſätzen der Religionsgeſellſchaft. 
Mit dieſer Beſtimmung wird nicht die Religionsgeſellſchaft als an der Ertei⸗ 
lung des Religionsunterrichts beteiligt neben den Staat geſtellt, nur ihre 
„Grundſätze“ find für den Staat verbindlich, wenn er den Inhalt des Reli⸗ 
gionsunterrichts beſtimmt s). Abſ. 1 Satz 3 enthält die Feſtſetzung einer 
Verpflichtung des Staates, nicht eine Minderung ſeines alleinigen Beſtim⸗ 
mungsrechtes 6%), 


b) Die Leitung des Religionsunterrichts hat nach dem Syſtem des Art 149 
allein der Staat. Art. 149 erwähnt dieſen Begriff nicht, der feit der Preuß.⸗Verf. 
Urk. von 18507) im Schulrecht verwendet wird, um die Befugnis der Religions: 
geſellſchaft zu kennzeichnen, den Inhalt des vom Staate erteilten und von ihm 
beaufſichtigten Religionsunterrichts allgemein zu beſtimmen. Die Verſuche in 
der NV., das Recht der Leitung des Religionsunterrichts für die Religionsgeſell⸗ 
ſchaften zu erhalten, find erfolglos geblieben“). Die RV. hat, als Erſatz für die 
den Religionsgeſellſchaften nicht zugeſtandene Leitungsbefugnis, die Verpflichtzs nate 
des Staates zur Erteilung befenntnisgemäßen Religionsunterrichts verfaffuck Be 
rechtlich geſichert. Statt daß, wie im früheren preußiſchen Recht, die Religions- 
geſellſchaft zwiſchen den Staat, der den Religionsunterricht erteilt, und die all⸗ 
gemeine Schulaufſicht, die der gleiche Staat ausübt, als Inſtanz eingeſchoben 
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jetzt dieſes Beſtimmungsrecht dem Staate allein gegeben und nur inhaltlich U. pay 
gebunden an die Befolgung der Grundfäge der betr. Religionsgeſellſchaft. Aus le, e, C ˙ 1 £ 


der unmittelbaren Beſtimmungsbefugnis der Religionsgeſellſchaft ift eine mittels „ 5 u), ee... . lig 
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657) Bgl, Antrag Nr. 120 v. Delbrück, wiedergegeben oben Anm. 671. 5 
98) Sertber - waitor-untan-untr- b. Ney eee, ee, , ee, uf mee. | #7 mau. er JE Sey. Zi 0% 2 geg. Ye Chi dam, ALPS 22 ICH SIS LC 
$9) Zu dieſem Ergebnis kann man auch nicht — wie gelegentlich verſucht — auf dem a Zu 4 GM. rec c .. Ze, Ase GG Caylicecees “Ge ntl ain” 
Umwege kommen, daß die „Grundſätze“ z. B. der katholiſchen Kirche die Erteilung jeden Rel.⸗ | A AL Nel dle 4, Sb DEF2eA Bergen a Ar — . “a, Du, 
Untzs durch die Kirche bzw. in ihrem Auftrage fordern, der Staat alfo gehalten ſei, ſich = “yl, Le Gow wa Alay, 
in Übereinfimmung auch mit dieſem Grundfag zu halten. Satz 3 kann — fofern unter N ee engl wolf Gang” = er AA 
„Grundſätzen“ überhaupt mehr als der abftratte Bekenntnisinhalt zu verſtehen fein ſollte Er. a . pid 
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und 2 des Art. 149 Abs. 1 Pate zu machen; a. M. Maus bach, Rel. Unt. u. Kirche, S. 8 ff., 
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1) Bgl. Anträge Gräber (S. 183 Anm. 668) und die Anm. 672 wiedergegebenen Aus⸗ 
fahrungen im Verf A. 


VII. Religionsunterricht 


befolgen :). Eine kirchliche Leitung des Religionsunterrichts wird durch Art. 149 
ausgeſchloſſen “?). Darin liegt, daß auch Lehrpläne, Lehrbücher uſw. für den Re⸗ 
ligionsunterricht grundſätzlich dem Beſtimmungsrecht des Staates unterliegen, 
der nur verpflichtet iſt, für ihre Ubereinſtimmung mit dem Bekenntnis zu ſorgen; 
er kann dieſe Übereinſtimmung wie auf andere Weiſe fo durch Verſtandigung 
mit der Religionsgeſellſchaft ſicherſtellen — an ein Einvernehmen mit ihr, an ihre 
Zuſtimmung iſt er rechtlich nicht gebunden doc). 

c) Auch die Aufſicht über den Religionsunterricht ſteht allein dem Staate zu. 
Das folgt ſchon aus Art. 144, deſſen Geltung auch für den Religionsunterricht 
überdies noch klargeſtellt wird durch einen Vorbehalt in Art. 149 Abſ. 1 Satz 3% 
„unbeſchadet des [sc. in Art. 144 bereits ſtatuierten] Aufſichtsrechts des Staates“; 
die Verpflichtung, ſich bei Geſtaltung des Religionsunterrichts nach den Grund⸗ 
fagen der Religionsgeſellſchaft zu richten, gibt dieſer kein Aufſichtsrecht, ſondern 
läßt das Aufſichtsrecht des Staates unberührt. Dieſe Aufſicht hat der Staat 
allein, die Kirche iſt daran nicht beteiligt und darf an ihr nicht beteiligt werden; 


7) Daß dieſes auch das gewollte Ergebnis der Auseinanderſetzungen im Verf A. war, 
kommt in der oben S. 182 ff. wiedergegebenen Entſtehungsgeſchichte deutlich zum Ausdruck. Es 
war gerade Sinn und Zweck des vermittelnden Antrages Naumann (oben S. 184), zwiſchen den 
Forderungen auf Leitung des Rel. Unt. durch die Kirche einerſeits, auf Aberlaſſung des Rel. Unt. 
an die Religionsgeſellſchaften anderſeits ein Kompromiß zu finden dergeſtalt, daß zwar die Schule 

den Rel. Unt. erteilt und ihn bekenntnisgemaͤß geſtaltet, daß aber die Religionsgeſellſchaft ſelbſt 

als Inſtanz dabei nicht in Erſcheinung tritt; die Anm. 675 wiedergegebenen Ausführungen von 

demokratiſcher Seite, geſteigert bis zu den ſolennen protokollariſchen Feſtſtellungen des Abg. 

Seyfert, beweiſen das eindeutig. Dies Ergebnis wird beftätigt durch die Außerung des Abg. 

Dr. Maus bach (Verf. S. 226, wiedergegeben oben Anm. 672), der die Bereitwilligkeit des 

Zentrums erklärt, falls deſſen Antrag auf kirchliche Leitung des Rel. Unt. nicht durchgehe, dem 

Antrag Naumann zuzuſtimmen — eine Außerung, die einen Sinn nur hat, wenn auch nach 

Auffaſſung des Zentrums in dem Antrage Naumann die kirchliche Leitung des Rel. Unt. eben 

nicht enthalten iſt; ſehr treffend nennt Maus bach hier die Naumannſche Formulierung eine 

„indirekte Gewähr” für die Forderung wirklich bekenntnisgemaͤßen Rel. Unt.“s — sc. ftatt der 

direkten Gewaͤhr kirchlicher Leitung (Maus bachs Erklaͤrungen dazu in Rel. Unt. u. Kirche, 

S. 7 ändern m. E. nichts an diefen aus feiner Außerung zu ziehenden Folgerungen). Wenn (pater 

= 2 in 2. Leſung die Demokraten gerade die Naumannſche Formulierung angreifen, und zwar 

RR Yo a er Vortag, a Ar Rhee 131, PELL, nicht nur, weil ihnen die damit übernommene Bindung zu weit geht, ſondern auch, weil fle fie 
7 für mehrbeutig halten und daran zweifeln, ob ſie nicht doch kirchliche Befugniſſe zulaſſen, fo find 
dieſe Zweifel im Ergebnis unberechtigt. Die geltende Faſſung bringt, den Intentionen ihrer 

Urheber in r. Leſung gemäß, das alleinige Beſtimmungsrecht des Staates klar zum Ausdruck. 

2 — 2 2 2 Se Bis . WG Ag. 4 4 > & Z PS Es find nicht nur „neue unbelaſtete Ausdrücke“, die Art. 149 Abſ. 1 Satz 3 wählt (wie Maus bach 


a. a. O. S. 11 meint), ſondern eine ganz neue Konſtruktion. 


(7-42). ö das) Wie hier Hu brich, Verf. R. S. 251. 24. ee a, u -e, #856. * 
74) Die Verſuche des Entw. 1925 § 5 Abſ. 6 (Aktenſtücke S. 47), Feſtſetzung des Lehrplans 
für den Rel. Unt. in der Bekenntnisſchule an das Einvernehmen, Einführung von Lehr⸗ und 
Lern büchern an ein Benehmen mit der Rel. Geſ. zu binden, und des Entw. 1927 § 14 Abſ. 3 (Akten⸗ 
ſtücke S. 76, 98), dieſes Einvernehmen auf Lehrplan, Lehr⸗ und Lernbücher für den Rel. Unt. in 
allen Schulen zu erftreden, find danach mit Art. 149 nicht vereinbar. Hen. Mu- mtn S 


1930 0: 
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das folgt bereits aus Art. 14405). Eine religionsgeſellſchaftliche Aufſicht über den 
Religionsunterricht gibt es nach der RV. nicht 7%), 


d) Die Verfaſſungsregelung ſteht indes dem nicht entgegen, daß der Religions⸗ 
geſellſchaft die Möglichkeit gegeben wird, ſich davon zu überzeugen, ob der Reli⸗ 
gionsunterricht in Ubereinſtimmung mit ihren Grundſätzen tatſächlich erteilt wird. 
Art. 149 gibt ihr kein Recht auf dieſe unmittelbare Information; dem zur 
Beobachtung der Grundfäge der Religionsgeſellſchaft verpflichteten Staat hat 
Art. 149 keinen Forderungsberechtigten gegenübergeſtellt, für dieſe verfaſſungs⸗ 
mäßige Pflicht des Staates gilt das Gleiche wir für alle anderen ſolchen Pflichten, 
die Regierung iſt der Öffentlichkeit, dem Parlament, gegebenenfalls dem Vers 
waltungsrichter, das Land dem Reich für Erfüllung verantwortlich, nicht aber dem 
Intereſſenten (der Religionsgeſellſchaft, den Erziehungsberechtigten) “?). Art. 149 
hindert aber nicht, ſofern nur Erteilung, Leitung und Aufſicht dem Staate ge⸗ 
wahrt bleibt, den Religionsgeſellſchaften zu geſtatten, ſich durch eigene Beauftragte 
zu überzeugen, ſtatt auf indirekte Information angewieſen zu ſein. Die Ge⸗ 
währung der Cinf icht ſin den Religionsunterricht an die Religionsgeſellſchaft 
iſt mit der Verfaſſung vereinbar “es). 

e) In den ſo umſchriebenen Rechten des Staates liegt bereits, daß der einzelne 
Religionslehrer, Geiſtlicher oder nicht, den Religionsunterricht ausſchließlich 
in ſtaatlichem Auftrage erteilt. Ein beſonderer Lehrauftrag der Kirche als not⸗ 
wendige Vorausſetzung für die rechtgemäße Erteilung des Religionsunterrichts 
iſt dem Staatsrecht unbekannt, die missio canonica iſt ein rein kirchenrechtliches 
Inſtitut. Daß ſie zu den Grundſätzen der katholiſchen Kirche über den Religions⸗ 
unterricht gehört, bindet den Staat nicht, da mit „Grundſätzen“ im Sinne von 
Art. 140 Abſ. 1 Satz 3 allein der Bekenntnisinhalt gemeint iſt, nicht aber ein 
kirchlicher Satz über das in Satz ı und 2 erſchöpfend geregelte Verhältnis von 
Staat und Kirche in Beziehung auf den Religionsunterricht. Wenn auch nichts 

705) Dl. oben ©. 62, A. baie ve ety Kita tye «yo, MN 


706) DV Einpige-mir-belannie- 
4. fl Busnehmer. Maus bach, Rel. Unt. u. Kirche S. 13f. (weil Art. 149 nich 15 alleiniger Auf⸗ 


ſicht des Staates ſpreche) nd Art. 8 § ı des bayr. Konkordats (Anm. 115), derſu. a. „die Beaufſichti⸗ 
gung“ des Rel. Unt. der Kirche gewährleiſtet und inſoweit ohne Zweifel berfaſſungswidrig iſt. F 


77) Vgl. Anſchütz, RV. S. 505 (der Staat iſt verantwortlich, aber nicht den Religions⸗ 
geſellſchaften; Art. 149 überläßt d el. Geſ., wie fie ſich von Übereinſtimmung überzeugen 
will) P Zutreffend verweiſt Poetz RV. S. 478 die Kirche gegebenenfalls auf den Rechts weg. 

708) Dem entſpricht die für Schleswig⸗Holſtein (Amtl. Schulbl. f. d. Reg.⸗Bez. Schleswig 19:4 
Nr. 8) und Naſſau (Verfaſſung der evang. Landeskirche in Naſſau; Kirchl. Amtsbl. 1924 Nr. 9) 
getroffene, für die altpreuß. Union beabſichtigte (ogl. Beſchluß des Evang. Kirchenſenats 1927) 
Regelung. Dagegen iſt es mit der Struktur dieſer „Einſicht“ nicht zu vereinbaren, daß der Staat 
die Beauftragten beſtimmt, wie es Entw. 1927 § 16 Satz 1 wollte. Vgl. über die gary Frage 
Preuß. Denkſchr. D. II 2 (Aktenſtücke S. 156ff.). = 
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im Wege ſteht, ſich freiwillig im Einzelfalle zuvor der Zuſtimmung der Kirche zur 
Betrauung des einzelnen Lehrers mit Religionsunterricht zu verſichern, ſo iſt doch 
der Staat an dieſe Zuſtimmung nicht gebunden, und die geſetzliche Begründung 
einer folder Verpflichtung ware mit der RV. nicht vereinbar“). 


4. Religionsunterricht und religidfer Unterricht. 


Art. 149 erwähnt zwei Begriffe, ohne fle zu beſtimmen: in Abſ. x zweimal den 
„Religionsunterricht“, in Abſ. 2 den „religiöſen Unterricht“ bzw. „das 
religidfe Unterrichtsfach“. ag 

Dieſe beiden Ausdrücke ſollen offenbar grundſätzlich Verſchiedenes beſagen. 
Denn wenn derart in dem gleichen Artikel der Verfaſſung nach langen Verhand⸗ 
lungen um jede Einzelheit ſeiner Formulierung an entſcheidender Stelle zwei 
verſchiedene Ausdrücke erſcheinen, wird man Gleichheit des Begriffs nur annehmen 
dürfen, wenn die Abſichtlichkeit verſchiedener Formulierung nicht nachweisbar iſt. 
dere, 8 Hier aber iſt zur Genüge bezeugt 0), daß der ungewöhnliche Ausdruck „religiöſer 

Br ce, lee, IX. 2.1930 falar, /9 32,86. Unterricht“, „religiöſes Unterrichtsfach“ in Abſ. 2 ſtatt der üblichen, anfangs auch 
a dort verwendeten Bezeichnung „Religionsunterricht“ im erſten Schulkompromiß 
mit voller Abſicht gewaͤhlt worden iſt. 


Es kann ferner feinem Zweifel unterliegen, daß der Na me, die bloße Bezeich⸗ 
nung eines Lehrfaches grundfäglich rechtlich unerheblich iff. Damit daß der Staat 


* ae be Kibet . 3 CARLOS CA. eee 5 | ein beſtimmtes Lehrfach im Lehrplan uſw. „Religionsunterricht“ nennt, ift abs 
HA Vk: . ſchließend noch nichts darüber ausgeſagt, ob dieſes Lehrfach nun auch „Religions⸗ 
unterricht“ im Sinne von Art. 149 RV. iſt, ebenſo wie ein Unterricht „Religions⸗ 
unterricht“ in dieſem Sinne ſein kann, ohne dieſe Bezeichnung zu tragen. Ent⸗ 


U er 22 ze 709) Dabei ift nicht zu verkennen, daß man im Verf A. beabſichtigte, den Vorbehalt der 
F missio canonica in Art. 149 zum Ausdruck zu bringen (ogl. die protokollariſche Feſtſtellung 
i A IE, ; 2 ly £ des Abg. Dr. Seyfert, Verf A. S. 229, oben Anm. 675, und vor allem Maus bach, Rel. Unt. 
a u. Kirche S. 8ff., der die Vorgeſchichte der Wahl des Ausdrucks „Lehren und Satzungen“ im 
Oa, Lil A. ci, clay if 2 Antrag Naumann ausführlich darſtellt). Es iſt aber (vgl. oben Anm. 699) ſyſtematiſch unmöglich 4 
4 3 ag 4 , oy yy, 2, anzunehmen, daß der 3. Satz des Art. 149 Abſ. 1, indem er Einhaltung der „Grundſätze“ der ;. 
i fe Uf fa fot Ft f cA ae Rel. Geſ. verlangt, damit mittelbar das alleinige ſtaatliche Beſtimmungsrecht, das Satz 1 u. 2 
, ee, fF Fr (fll = 3, 7 uf ; des gleichen Artikels unzweideutig feftfegen, und zu dem auch die alleinige Beauftragung des 
, Rel. Lehrers gehört, zunichte macht. Mit ſolchem Schluß könnte man ſchließlich das ganze Kirchen⸗ 
7, recht über das Verhältnis von Staat und Kirche in Beziehung auf religiöſen Unterricht und religiöſe 
/ 2 byl pile A hy hak 7 23 Vi Erziehung auf einem Umwege zu Reichsſtaatsrecht machen. Das bisherige preußiſche Recht 
/ un (vgl. Entſcheidung d. Preuß. Ob. Trib. v. 12. Oktober 1874, 351 NV. 1875 S. 12 u. MErl. v. 
re ee 2 Lar A 2 20 2 Morn A 2 Jute 6. . 21. Dezember 1874 u. 16. April 1875 K Bl. uV. 1875 S. 20, 306), iſt vielmehr durch Art. 149 
€ RV. 108 worden; auch der Rel. Unt. wird allein im ſtaatl. Auftrage erteilt. Wie hier 
Poe 478; a. M. vor allem Maus bach a. a. O. und Bayr. Konkordat Art. 3 § 1, 


5 9 Anm. 115), auch Anſchütz, Allg. Ot. Lehr.⸗Ztg. 1925 S. 185, R. aa Zi en 


Vgl. unten Anm. 711. 
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ſcheidend iſt Form und Inhalt des Unterrichts, nicht ſein Name. Dabei iſt für 
die Frage, ob etwas Religionsunterricht iſt oder nicht, nicht maßgebend die Art, 
wie der Unterricht in der einzelnen Schule von dem einzelnen Lehrer im Einzelfalle 
erteilt wird, ſondern die Art, wie er erteilt werden (oll: „Religionsunterricht“ als 
Lehrfach wird nicht dadurch zu etwas anderem, daß ein Lehrer in Abweichung von 
den geltenden Vorſchriften nach Inhalt oder Methode einen Unterricht gibt, der 
nicht mehr „Religionsunterricht“ iff — ein anderes Unterrichtsfach aber wird 
ebenſowenig dadurch Religionsunterricht, daß es im Einzelfalle nach Inhalt 
oder Form beſtimmungswidrig eine Ausgeſtaltung erhält, die alle Merkmale des 
Religionsunterrichts trägt. In beiden Fällen iſt es Sache der ſtaatlichen Schul⸗ 
aufſicht, die Übereinſtimmung des einzelnen Unterrichts mit den allgemeinen 
Beſtimmungen wiederherzuſtellen und zu verbürgen, ohne daß der einzelne in 
ſolchem Falle etwa das Fehlen eigentlichen Religionsunterrichts rügen oder einer 
Unterrichtsſtunde fernbleiben könnte. Alles dieſes gilt gleichermaßen von dem 
„religiöfen Unterricht“ des Abſ. 2. 

Innerhalb dieſer Vorausſetzungen iſt der Begeiff des „Religionsunterrichts jm 
Sinne des Art. 149 zu beſtimmen zunächſt aus dem Inhalt des Art. 149 1. 
Ohne daß der Begriff des Religionsunterrichts hier definiert wird Laer 


vielmehr erſichtlich vorausgeſetzt —, ergibt ſich dieſer Begriff doch unzweideutig i 


aus Abſ. 1 Satz 3. Wenn hier angeordnet wird, daß der Religionsunterricht „in 
Ubereinſtimmung mit den Grundſätzen der betreffenden Religionsgeſellſchaft“ 


1 
3 


erteilt wird, ſo iſt damit vollkommen klargeſtellt, daß „Religionsunterricht“ im 
inne von Art. 149 Abſ. 1 RV. nur ein dogmatiſcher Unterricht, und zwar 


ein Unterricht über den Bekenntnisinhalt der einzelnen Religions 


geſellſchaft ſein kann. 


Ein dogmatiſcher Unterricht. Gegenüber dem alten Streit über West 1 


und Inhalt des Religionsunterrichts nimmt Antrag 149 RV. — unter Erhaltung 
des bis zur Staatsumwälzung faſt durchgehend in den deutſchen Ländern be⸗ 


ſtehenden Rechtszuſtandes — klar dahin Stellung, daß nicht Religionsgeſchichte, 


Religionskunde, Ethik, Lebenskunde Inhalt des „Religionsunterrichts“ fein foul, 3 


ſondern daß der Inhalt „in Übereinſtimmung mit den Grundfägen der betreffen, 
den Religionsgeſellſchaft“ ſtehen ſoll. Wie die Beſtrebungen auf Abſchaffung 
ſo ſind damit auch alle die pädagogiſchen und politiſchen Beſtrebungen verneint, 
die den Religionsunterricht zwar erhalten, ihm aber einen anderen als den be 
kenntnismäßigen Inhalt geben wollten. Mit dieſer verfaſſungsmäßigen Bez 
ſtimmung ſeines Inhaltes iſt der Religionsunterricht ſcharf von allen andere 
Unterrichtsfächern geſchieden. Gegenſtand des Religionsunterrichts iſt der Be⸗ 
kenntnisinhalt einer Religionsgemeinſchaft als ſolcher, als Summe objektiv feſt⸗ 
ſtehender Glaubensſätze, die nicht als Gegenſtand des Berichts, der Betrachtung, 
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bid ge Kritik gegeben werden, ſondern als geltender, verpflichtender, verbindlicher 
: Normenbeſtand. Über nur referierende Religionskunde, Religionsgeſchichte uſw. 
— Difsiplinen, die auch ihrerſeits die Religion zum alleinigen, ausſchließlichen 
Lehrinhalt haben — hinaus hat der Religionsunterricht, darin in grundſaͤtzlichem 
Unterſchied zu allen wiſſenſchaftlichen, künſtleriſchen und techniſchen Unterrichts⸗ 
fächern, zum Gegenſtand die Übermittlung von Glaubensſätzen als beſtehenden 
i iten“ Dabei macht es keinen Unterſchied, in welcher Weiſe, im einzelnen 
verſchieden, die einzelne Religionsgeſellſchaft das Verhältnis ihrer Angehörigen 
zu dieſen Glaubensſätzen auffaßt und beſtimmt, wie in Art und Maß eine Bindung 
an diese Sätze beſteht — jeder Religionsunterricht, der evangeliſche, der katholiſche 
unde jeder andere, iſt nur dann Religionsunterricht in dem hier beſprochenen 
Rechtsſinne, wenn er ſich die Aufgabe ſetzt, die Glaubensſätze als Sätze des 
Glaubens — nicht oder nicht nur des Wiſſens, Verſtehens, Beurteilens uſw. — 
an die Schüler heranzubringen. Alle Probleme der Religionsgeſellſchaften, der 
ionsgemeinſchaft, der Didaktik des Religionsunterrichts bleiben hierdurch 
vollkommen unberührt — rechtlich iſt es unmöglich, den Religionsunterricht im 
Sinne des Art. 149 RV. anders als geſchehen von allem übrigen Unterricht aller 
Art abiugrenzen. 7092) 
Bekenntnisinhalt einer Religionsgeſellſchaft muß Inhalt des 
Wed unterrichts fein. Das beſtimmt ausdrücklich Art. 149 Abſ. 1 Satz 3 RV. 
j Dogmatiſcher Unterricht iſt an ſich möglich auch mit anderem Inhalt, auch Sätze 
der Moral und anderes können mit dem gleichen Anſpruch abſoluter Geltung an 
den Schuler herangebracht werden. Dogmatiſcher Unterricht in dieſem Sinne iſt 
Refighonsuntecricht nur, wenn das übermittelte „Dogma“ zugleich die Geſamtheit 
der Glaubensſätze einer Religionsgeſellſchaft umfaßt. 
Nur der Bekenntnisinhalt einer einzelnen Religionsgeſellſchaft iſt nach poſi⸗ 
fiver Beſtimmung des Art. 149 RV. möglicher Inhalt des Religionsunterrichts. 
pat, I Denn Abſ. 1 Satz 3 ſagt, daß der Religionsunterricht in Übereinſtimmung mit 
2 8 Se Be x . den Grundlagen „der betreffenden“ Religionsgeſellſchaft erteilt werden muß. Inter⸗ 
ee, laf a ee, e, 9. . i konfeſſioneller Religionsunterricht iſt dadurch grundſätzlich ausgeſchloſſen. Nur 
c . BULLET Bun u Anl lick, ten N penn und ſoweit etwa die „Grundſätze“ einer einzelnen Religionsgeſellſchaft es 
Il. 707 to Al au han “awe, 1 5 f 4 feftatten oder vorſchreiben follten, religiöfe Unterweiſung Schülern in Gemein; 
* aft mit Schülern anderer Religionsgeſellſchaften auf einer irgendwie gearteten 
gemeinſamen Grundlage zu geben, wäre ſolch Religionsunterricht mit der Ver⸗ 
faſſung vereinbar, 
Von dem ſo beſtimmten „Religionsunterricht“ des Abſ. 1 unterſcheidet ſich der 
„religiöſe Unterricht“ (das „religiöſe Unterrichtsfach“) des Abſ. 2 dadurch, 
daß dieſer Begriff der umfaſſendere iſt. „Religiöſer Unterricht“ umfaßt mit den 
„Religionsunterricht“, nicht auch umgekehrt. Das ergibt ſich ohne weiteres aus 
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dem Wortſinn und dem geſamten Zuſammenhang der Verfaſſungsvorſchrif.. 
Fraglich kann nur fein, wie weit, über den Religionsunterricht hinaus, der Begriff 
des religiöſen Unterrichts zu erſtrecken iſt, welche Gegenſtaͤnde er ſonſt noch umfaßt. 

Dazu iſt aus der Entſtehungsgeſchichte feſtzuſtellen, daß in den Saͤtzen, die 
zu dem jetzigen 2. Abſ. des Art. 149 geführt haben, bis zum erſten Schulkompromiß 
nur von Religionsunterricht die Rede war. Die Ausdrücke „religiöfen Unterrichts“ 
und „religiöſen Unterrichtsfächern“ erſcheinen zum erſten Male in der Faſſung des 
Antrags Löbe —Gröber Nr. 566 und bleiben (pater durch alle Verhandlungen 
hindurch unverändert. Was mit dieſem Wechſel im Ausdruck beabſichtigt worden 
iſt, iſt den Erläuterungen zu entnehmen, die Abg. Gröber im Plenum der 
Nat⸗Verſ. in zweiter Leſung dazu gegeben hat n). Der umfaſſendere Ausdruck 
iſt danach gewählt worden, um Lehrern und Schülern in der bekenntnisfreien 
Schule — die in dem erſten Kompromiß zum erſten Male auftritt — die gleiche 
Freiheit zu geben, die die frühere engere Faſſung Lehrern und Schülern in den 
Schulen mit Religionsunterricht bereits gegeben hatte. 


Man wird aber, unabhängig von dieſem konkreten Anlaß der erweiterten 
Faſſung, aus dem objektiven Zuſammenhang der Verfaſſungsvorſchrift dem 
Ausdruck, religidſer Unterricht“ eine andere und weitere Bedeutung beilegen müſſen 
als die: Religionsunterricht und Erſatzunterricht. Art. 149 Abſ. 2 gibt Lehrern 
und Schülern für den „religiöfen Unterricht“ Erteilung und Beſuch frei, während 
der geſamte übrige Unterricht grundſätzlich verbindlich iſt. Dieſe Freiheit wird ges 
geben, weil es ſich hier um eine beſondere Art von Unterricht handelt, um Unterricht, 
der ſich mit Glaubensdingen befaßt. Die Idee der Beſtimmung, wie die anderer 
Verfaſſungsbeſtimmungen (Art. 136, 137 uſw.), iſt die, in religiöſen Dingen 
jeden Zwang dem einzelnen gegenüber zu vermeiden — hier in der beſonderen 
Anwendung, daß ſchon die ſtaatlich ſtatuierte Verpflichtung zur Erteilung oder 
zum Beſuche des betreffenden Unterrichts einen ſolchen unzuläſſigen Zwang dar⸗ 
ſtellen würde. Von dieſem offenkundigen Grundgedanken der ganzen Verfaſſung 
wie des Art. 149 aus wird man unter „religiöfen Unterricht“ im Sinne der Des 


711) Sten. Ber. Bd. 328 S. 1685 B: „Freilich bauen wir die Konſequenz auch nach einer anderen 
Richtung hin aus, nämlich in der Richtung, daß, wenn ein Erſatz für den Religionsunterricht 
ſtattfindet, fei es nun in der Form eines religionsgeſchichtlichen Unterrichts oder einer allgemeinen 
Sittenlehre, den Eltern ebenſo wie beim konfeſſionellen Religionsunterricht die Befugnis einge⸗ 
räumt iſt, ihre Kinder von dem Beſuch dieſer Art des Religionsunterrichts, dieſes Erſatzreligions⸗ 
unterrichts, fernzuhalten.“ 

Aufſchluß darüber gibt ferner das Zeugnis von Maus bach, Kulturfragen S. 120: „Nachdem 
. . . die weltliche Schule die Möglichkeit einer Verwirklichung gefunden hatte, forderte nun das 
Zentrum, daß auch in dieſen Schulen die volle Freiheit für Lehrer und Schüler beſtehen müſſe, fid 
am ‚Erfagunterriht‘ für Religion (bekenntnisloſe Weltanſchauung, Religionskunde uſw.) zu 
beteiligen oder nicht. Aus dieſem Grunde wurde in Abſ. 2 ſtatt Religionsunterricht der allge⸗ 
meinere Ausdruck eingefegt ,religtdfer Unterricht‘, religiöſe Unterrichtsfacher“.“ 
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freiungsvorſchrift des Abſ. 2 alle die Unterrichtsgegenſtände ſubſumieren müſſen, 
die dem Inhalt nach ſich mit Religion beſchaͤftigen, oder die der Form nach 
„dogmatiſcher Unterricht“ in dem oben beſprochenen Sinne ſind. Beide Arten 
von Unterricht. Alſo einmal neben dem eigentlichen Religionsunterricht auch 
allen anderen Unterricht, wenn er die Aufgabe hat, ſich inhaltlich mit religiöfen 
Dingen zu befaſſen (Religionskunde, Religionsgeſchichte uſw.); die Idee des 
Art. 149 Abſ. 2 verträgt es nicht, daß Lehrer und Schüler gezwungen werden, 
außerhalb des Religionsunterrichts im engeren Sinne an einem undogmatiſchen 
Unterricht bende er anch w. wenn dieſer religidfe Probleme auch nur zum 
Gegenſtand hat. Aber auch neben dem Unterricht, der ſich mit Religion befaßt, 
allen den Unterricht, der dogmatiſch iſt, ohne religiöſe Dinge zum Gegenſtand 
zu haben d); denn wenn auch hier — in Abweichung von dem ſonſtigen Sprach⸗ 
gebrauch der RV., die ſonſt ſtets Religion und Weltanſchauung nebeneinander 
ſtellt — neben dem religiöfen ein „weltanſchaulicher“ Unterricht nicht genannt iſt, 
ſo wird man doch aus dem Sinn der Vorſchrift — der ſich inſoweit mit den Abfichteu 
der Verfaſſer deckt (vgl. oben S. 202) — jeden Zwang zu dogmatiſchem Unterricht 
anderer als religidfer Art (Moralunterricht, Lebenskunde uſw.) mit für verboten 
halten. Beides übrigens für Schulen jeder Art und jeden Grades, nicht nur für 
die bekenntnisfreien Schulen, an die die Verfaſſer der Vorſchrift zunächſt gedacht 
hatten. 


Freilich bedarf dies einer Einſchränkung. Art. 149 Abſ. 2 bezeichnet als „reli⸗ 
gldfen Unterricht“, „religiöſes Unterrichtsfach“ nach feinem ganzen Zuſammenhang 
nur einen einzelnen Unterrichtsgegenſtand in ſeiner Geſamtheit. Nur wenn ein 
ganzes Lehrfach die oben angegebenen Merkmale aufweiſt, iſt es „religiöſer Unters 
richt“. Es iff nicht angängig, eine einzelne Unterrichtsſtunde, ein einzelnes Thema 
eines Unterrichtsfaches herauszuſchälen und deswegen als „religiöſen Unterricht“ 
zu bezeichnen, weil hier einmal — in Oeutſch, Geſchichte uw. — religidfe Probleme 
mit hineinſpielen. Die Sonderſtellung des Religiöſen geht nach den Abſichten des 
Art. 149 Abf. 2 nicht fo weit, daß die Sache als ſolche Gegenſtand der Sonder⸗ 
regelung iſt, ſondern nur das „Unterrichtsfach“ als Ganzes, das, im ganzen 
geſehen, als „religiös“ bezichnet werden kann. Nur wo ein Lehrfach ſich mit 
Religion zu beſchäftigen hat oder ſonſt dogmatiſcher Natur iff, ift es als „religiöſes“ 
im Ganzen wahlfrei. Wann der religiöſe Einſchlag ſo ſtark iſt, ein ganzes Fach — 
welcher Bezeichnung auch immer (vgl. oben S. 199) — zum „religiöfen “ zu machen, 
iſt Tatfrage des einzelnen Falles. 


13) Grundſätzlich hat alſo Maus bach recht, wo er (Schule und Erziehung 1924 S. 100ff.) 
den Philoſophie⸗Un terricht an hoh. Schulen gegebenenfalls unter Art. 149 Abſ. 2 ſubſumieren 
will; freilich nur dann, wenn dieſer Unterricht dogmatiſch erteilt wird bzw. werden ſoll. — Vgl. auch 
Poetzſ 2 RV. S. 478: „ . alle Unterrichtsfächer, die religiös gegeben werden ſollen“. 


“ 
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Schwierigkeiten bietet in dieſem Zuſammenhange das Weſen des „Geſamt⸗ 
unterrichts“, ſoweit er Religionsunterricht oder auch nur religidfen Unterricht 
mit einſchließt *). Wenn ſtatt ſtrenger Scheidung der Unterrichtsfächer nach be⸗ 
ſtimmten Stunden ein Geſamtunterricht ſtattfindet, in dem ohne äußere ‘Haters 
ſcheidbarkeit die verſchiedenen Disziplinen zwanglos abwechſeln, fo würden durch 
Einbeziehung des Religionsunterrichts oder eines religiöſen Unterrichts in dieſem 
Geſamtunterricht die übrigen einbezogenen Unterrichtsfächer nicht notwendig zu 
/teligidfen” im Sinne des Art. 149 Abſ. 2 RV. Das kann der Fall fein, wenn 
in der Form ſolchen Geſamtunterrichts auch der font nicht „religiöſe“ Unterricht 
zu „religibſem“ dadurch gemacht wird, daß religiöſe Unterrichtsſtoffe oder dog⸗ 
matiſche Form auch den Profanunterricht in ſeinem Weſen derart umgeſtalten, 
daß ohne Gewiſſenszwang ſein Beſuch nicht verbindlich geſtaltet werden kann. Es 
muß aber nicht ſo ſein und wird in der Regel nicht ſo ſein. 

Es ergibt ſich in dieſem Zuſammenhange ſchließlich noch die Frage, ob und unter 
welchen Vorausſetzungen die an ſich nicht religiöſen Unterrichtsfächer in einer 
Bekenntnisſchule dadurch zu „religiöſen“ werden, daß der geſamte Liners 
richt in der Bekenntnisſchule „im Geiſte des Bekenntniſſes“ oder „gemäß; dem 
Glauben“ oder nach ähnlichen Formeln in bekenntnismäßiger Ausprägungder⸗ 
teilt werden muß und erteilt wird. Auch hier wird an ſich alles Tatfrage des ein⸗ 
zelnen Falles ſein. Eine gewiſſe Rückſicht, die im übrigen Unterricht auf das 
Bekenntnis, dem die Schule dient, genommen wird, braucht dieſen Unterricht 
noch nicht zum „religiöſen“ zu machen, dieſe Rückſicht kann aber leicht einen Grad 
annehmen, der allen Unterrichtsfächern der Bekenntnisſchule — allen Schulen 
dieſer Form oder einzelnen beſtimmten Schulen — die entſcheidenden Merkmale 
des „religiöfen” Unterrichtsfaches aufprägt. So unterliegt es m. E. keinem 
Zweifel, daß, wenn die Bekenntnisſchule auch im Profanunterricht entſprechend 
den Wünſchen geſtaltet wird, die die Religionsgeſellſchaften gemeinhin vorzu⸗ 
bringen pflegen, aus dem Sinn des Art. 149 Abſ. 2 nichts anderes übrigbleibt, 
als alle Unterrichtsfächer dieſer Bekenntnisſchule als „religiös“ anzuſprechen. 
Daraus würden ſich dann für die Volksſchule u. U. erhebliche Schwierigkeiten der 
Beſchulung für die Schulverbände geben, in denen nur eine Volksſchule beſteht — 
Schwierigkeiten, die nur zu löͤſen find, wenn Art. 146 RV. im Sinne der ſtrengeren 
Spielart der Regelſchultheorie interpretiert wird 714), 


5. Ordentliches Lehrfach. 
Art. 149 Uf. 1 Satz x ſchreibt vor, daß der Religionsunterricht „ordentliches 
Lehrfach“ iſt. 


712) Über Zuläſſigkeit dieſes Verfahrens vgl. unten S. 206. 
714) Bgl. oben S. 119. 
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a) In dieſer Vorſchrift iſt zunaͤchſt die Beſtimmung enthalten, daß der Religions: 
unterricht überhaupt Lehrfach der Schule iſt. Damit iſt abgelehnt die an ſich 
mögliche Löſung des ganzen Problems, den Religionsunterricht außerhalb der 
Schule zu ſtellen (vgl. oben S. 181 f.). Die Beſtrebungen im Verf A., die Erteilung 
des Religionsunterrichts in irgendeiner Form den Religionsgeſellſchaften zu 
überlaſſen (vgl. oben S. 186ff.), haben nicht nur keinen Ausdruck in der Vers 
faſſung gefunden, ſie werden vielmehr durch die Erklärung des Religionsunterrichts 
zum Lehrfach der Schulen unzweideutig abgelehnt. Indem der Religionsunterricht 
zum Lehrfach der Schulen erklärt wird, iſt er — mit verfaſſungsmäßiger Garantie 
— integrierender Beſtandteil der Schulorganiſation, der Schularbeit, des Lehr⸗ 
plans. Daß er Lehrfach „der“ Schulen iſt, iff nicht räumlich, ſondern organiſch zu 
verſtehen: Religions unterricht zu erteilen, iſt Sache der Schule als Organismus. 
Es ware mit der Verfaſſung nicht vereinbar, die Erteilung des Religions⸗ 
unterrichts außerhalb des ordentlichen Schulgefüges anderen, Privaten, den 
Religionsgeſellſchaften, den Erziehungsberechtigten zu überlaſſen, die Schule 
muß den Unterricht ſelbſt erteilen laſſen, weſſen fle ſich auch dazu bedienen mag. 
Sie darf dieſe Aufgabe niemand überlaſſen, ſie darf ſie auch nicht gewiſſermaßen 
vergeben, delegieren, ausführen laſſen “!); auch nicht der Religionsgeſellſchaft: 
der Geiſtliche, der in der Schule Religionsunterricht erteilt, kann das nur tun im 
Auftrage der Schule, im Rahmen der Schularbeit, auf Koſten des Schulträgers. 
Die Schule kann die Erteilung des Religionsunterrichts auch nicht mit der Maß⸗ 
gabe anderen überlaſſen, daß ſie Räume und Einrichtungen zur Verfügung ſtellt, 
die Koſten trägt, im Stundenplan die nötige Rückſicht nimmt uſw. — auch das 
wäre ein Religionsunterricht anderer, nicht der Schule. Pflicht zur Bereitſtellung 
des Unterrichts, Koſtenlaſt, Verantwortung für ſeine Darbietung trifft nach 
ausdrücklicher Vorſchrift der Verfaſſung die Schule und ſie allein. 


b) Der Religionsunterricht ift Lehrfach, nicht Lehrgegenſtand der Schulen. 
Während im Verf A. und im erſten Schulkompromiß von „Lehrgegenſtand“ die 
Rede war, wurde dieſer Ausdruck im zweiten Schulkompromiß — übrigens ent⸗ 
ſprechend dem Wortlaut aller zu Beginn der Beratungen im Verf A. geſtellten 
Anträge“ !“) — in „Lehrfach“ verändert!). Für dieſe Anderung iſt in den Vers 
handlungen der Nat. Verſ. eine Erklärung nicht zu finden. H. Schulz gibt“) als 
Grund an: „weil dem Zentrum die Bezeichnung Lehrfach wertvoller zu ſein und 


716) Vgl. auch oben S. 195. 
e) Pgl. oben S. 183f. 
17) Gleichzeitig mit entſprechender Anderung des Art. 148 Abſ. 3, oben S. 177. 


718) Leidensweg S. 60. — Die anderen, an dem Kompromiß Beteiligten ſchweigen über dieſen 
Punkt; vgl. Maus bach, Kulturfragen S. 118; Quarck, Schulkämpfe S. 20; Hoff mann, 
Schule und Lehrer. S. Sof. 


* 
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weiterzugehen ſchien“ und entkraͤftet damit die an ſich mögliche?) Deutung, daß 
nur ſprachliche Gründe für die Anderung maßgebend waren. Nicht nur angeſichts 
dieſer Entſtehung, ſondern auch nach dem Sprachgebrauch und dem Sinn des 
ganzen Art. 149 wird man die Bezeichnung des Religionsunterrichts als „Lehr⸗ 
fach“ dahin zu deuten haben, daß dieſer Unterricht eine beſondere, felbftändige 
Diſtiplin in der Reihe der „Fächer“ darſtellen muß. Nicht alles, was Unterrichts⸗ 
gegenſtand in der Schule iſt, bildet ein beſonderes Unterrichtsfach, mancher 
Lehrinhalt wird in einem umfaſſenderen oder andersartigen Fach nur mit be⸗ 
handelt 20). In Art. 149 RV. dagegen wird kein Zweifel darüber gelaſſen, daß 
der Religionsunterricht eine ſelbſtändige, in ſich abgeſchloſſene Disziplin fein fol. 
Das wird durch die Anderung von „Lehrgegenſtand“ in „Lehrfach“ wenn nicht erſt 
beſtimmt, ſo doch jedenfalls verdeutlicht. In einem oder mehreren anderen Unter⸗ 
richtsfächern Religionsunterricht mit zu betreiben, würde alſo der RV. nicht ge⸗ 
nügen. Anders iſt es mit dem Geſamtunterricht, deſſen Erſtreckung auch auf den 
Religionsunterricht die RV. nicht im Wege ſteht. Denn beim Geſamtunterricht 
geht der Religionsunterricht nicht in einem anderen, ihm an ſich nebengeordneten 
Unterrichtsfach auf, ſondern in einer allen Fächern übergeordneten Zuſammen⸗ 
faſſung der Unterrichtsfächer zu einem Ganzen; der Geſamtunterricht negiert bis 
zu einem gewiſſen Grade die Teilung in Fächer. Wenn und ſoweit es getrennte 
Lehrfächer überhaupt nicht gibt, fordert die RV. keine Sonderſtellung des 
Religionsunterrichts, ſie fordert dieſe nur unter der Vorausſetzung beſtehender 
Einteilung in beſondere Fächer. 

c) Der Religionsunterricht iſt nach Art. 149 nicht nur Lehrfach, wie nach Art 148 
Abſ. 3 Staatsbürgerkunde und Arbeitsunterricht, ſondern „ordentliches“ 
Lehrfach. Die Bedeutung dieſer Heraushebung des Religionsunterrichts aus der 
Reihe der übrigen Fächer, (hon im Verf A. mehrfach erläutert“ n), liegt nicht darin, 
daß der Religionsunterricht, obwohl nach Abſ. 2 freiwillig, von der Schule ans 
geboten werden muß ie); dafür hätte genügt, den Religionsunterricht, wie die 
in Art. 148 Abſ. 3 erwähnten Fächer, als „Lehrfächer” der Schulen feſtzulegen. Der 
Sinn der Bezeichnung als ordentliches Lehrfach wird nur klar, wenn man dieſen — 
im Schulrecht neuen — Begriff einzuordnen verſucht in die überkommenen Be⸗ 


719) und von ihm für die entſprechende Anderung in Art. 148 Abſ. 3 auch gegebene (oben S. 177). > 
720) Bol, die Ausführungen zu Art. 148 Abi. 3, oben S. 177. ge, Brent ge 2 . 4 
721) Abg. Gröber (Verf A. S. 209): „.. Pflichtfach für die Schule .., in dem Sinne, daß 
die Schule verpflichtet iſt, dieſes Fach lehren zu laſſen, aber nicht in dem Sinn, daß die Schüler 
genötigt find, den Rel. Unt. zu beſuchen ..“. Abg. Dr. Maus bach (Verf A. S. 226): „..- daß 
dieſes Fach zur weſentlichen Ordnung der Schule gehört, alſo ein verpflichtendes iſt, abgeſehen 
von den geſetzlichen Ausnahmen. 9 
782) So die allg. Meinung. Vgl. Anſchütz, RV. S. Se. RG. 17. Dezember 1926, Pr. Verw.⸗ 
Bl. 48 S. 432. 
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= 
griffe des obligatoriſchen und fakultativen Lehrfaches, die ſich nicht ſchlechthin in 
der Frage der Verbindlichkeit erſchöpfen. Der Religionsunterricht ſoll nicht ein⸗ 
fach fakultatives Lehrfach fein, was ſich an ſich aus Art. 149 Abſ. 2 ergeben würde, 
wenn er in Abſ. 1 als Lehrfach ſchlechthin bezeichnet worden waͤre. Er ſoll obliga⸗ 


. ſein bis auf die in Abſ. 2 ſtatuierte Ausnahme, d. h. er ſoll in 
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alle ren Beziehungen, abgeſehen von der Verbindlichkeit für Lehrer und 
Sch n obligatoriſchen Lehrfächern gleichſtehen, nicht den fakultativen. 
In der Bedeutung für das Ganze der Schularbeit, Bewertung ſeiner Wichtigkeit, 
in der Gußßenordnung der Lehrfächer ſoll er — unbeſchadet der weiteren Frage 
nach # und Nebenfächern — zu den Lehrfächern zählen, die, obligatoriſch ges 
nannt W ſonſt ſämtlich verbindlich, der Schule als weſentliche gelten“). 


d) Der Religionsunterricht iſt nach Art. 149 ordentliches Lehrfach „der 
Schylen mit Aus nahme der bekenntnisfreien (weltlichen) Schulen“. Damit 
sl nerfgffungsmäßig feſtgelegt, daß — mit der genannten Ausnahme — in allen 
* en und privaten, allgemein bildend au (Volks⸗, mittlerer, höherer), und 
Serufs ag Fache ( Fortbildungs⸗ en 2 igionsunterricht von Schule 
wegen zur Verfügung geſtellt, angeboten werden muß 725), Wenn die „bekenntnis⸗ 
freien weltlichen) Schulen“ hiervon ausgenommen find, fo find darunter nicht nur 
die in Art. 146 Abſ. 2 erwähnten öffentlichen Volksſchulen („Schulen ihrer Welts 
anſchauung“) 726) zu verſtehen, ſondern auch die bekenntnisfreie private Volks⸗ 
ſchule des Art. 147 Abſ. 2, aber auch bekenntnisfreie — private, da es öffentliche 
nicht gibt 727) mittlere and höͤherz / Schulen. Dieſe Schulen werden durch die 
RV. nicht genötigt, Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach zu geben, fie / 
werden aber durch Art. 149 auch nicht daran gehindert, ihn unter ihre Lehrfächer 
aufzunehmen“), da Sinn dieſer Verfaſſungsvorſchrift nicht ſchlechthin die 


a) Zur weſentlichen Ordnung der Schule gehört“ (Maus bach a. a. O.). „Normales“ 
Lehrfach (Hubrid, Verf. A S. 253). „Als weſentlicher Beſtandteil“ (Jaenecke S. 21). 

m4) Es iſt zwar mehrfach bezeugt, daß man dieſe Schulen in Weimar nicht hat einbeziehen 
wollen (Abg. Dr. Seyfert Verf A. S. 229, oben Anm. 675; Abg. Dr. Heinze, Verf A. S. 533: 


anf 


* 


„wenigſtens in den ordentlichen Schulen“), kann aber nicht zugegeben werden, daß diefe Abſicht ry, 
2 2 4 


in Art. 149 zu irgendeigem erkennbaren Ausdruck gekommen iſt. A. M. Anſchütz, RV. S. 289. 
Pi e e. 
725) Nicht in den Hochſchulen (vgl. oben S. 90), nicht in den Volksbildungsinſtituten, nicht 
im Privat unterricht. 
726) Aber das Verhaltnis bieſer beiden Beſtimmungen vgl. oben S. 121. 
37) Oben S. 140. 


. 728) Die Beſtimmung des Entw. 1925 § 8 Abſ. 1 (Aktenſtück S. 48, 64), daß in weltlichen Schulen os 
Rel. Unt. nicht erteilt werden darf — ähnlich („Rel. Unt. wird nicht erteilt“) Entw. 1927 § 5 Abſ. 2 


Satz 2 (Aktenſtücke S. 72, 89) —, kann ſich danach auf Art. 149 nicht berufen, wenn auch die Reichs⸗ 2 


geſetzgebung nicht gehindert iſt, eine derartige Beſtimmung zu treffen (a. M. Preuß. Denkſchr. 
B III ab, Aktenſtücke S. 143). 
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Regelung des Religionsunterrichts in den Schulen verſchiedener Art iſt, ſondern 
eine verfaſſungsmäßige Gewährleiſtung in allen Schulen bis auf die bekennt⸗ 
nisfreien. 

e) Art. 149 beſtimmt nichts über den Umfang des Religionsunterrichts, ins⸗ _ 

beſondere nichts darüber, ob Religionsunterricht notwendig in allen Klaſſen ; 
gegeben werden muß, und mit welcher Wochenſtundenzahl er anzuſetzen iſt. 
In beiden Beziehungen iſt allein der Staat der Beſtimmende und iſt, ſolange eine 
reichsgeſetzliche Regelung fehlt Y, das Landesrecht nicht gebunden. Dagegen 
ſteht nach Art. 149 außer Zweifel, daß Religionsunterricht nicht nur in beſtimmten, 
etwa den chriſtlichen, ſondern in allen Bekenntniſſen ordentliches Lehrfach iſt, 
auch für konfeſſionelle Minderheiten, grundſätzlich ohne Rückſicht auf die Zahl der 
vorhandenen Kinder se). 1 


6. Freiwilligkeit. 


Die Vorſchrift des Art. 149 Abſ. 2 über die Freiwilligkeit der dae * 
Religionsunterricht iſt aus dem elementaren Beſtreben entſtanden, den Ses 
wiſſenszwang, der bis zur Staatsumwälzung in dem größeren Teile des Reich 
durch den Zwang zur Teilnahme am Religionsunterricht ausgeübt worden dar”), 
mit Verfaſſungsgarantie ein für allemal unmöglich zu machen; in Entſtehung 
und Idee alfo eine Grundrechtsvorſchrift im urſprünglichen Sinne des Freiheits⸗ 
rechts s2). Aus dieſem Urſprung der Vorſchrift erklärt es ſich, daß fie der einzige 
Beſtandteil der Schulartikel iff, den die Nat. Verſ. in dem nachrevolutionären 
Schulrecht der meiſten Länder bereits vorfand und, dem Inhalt nach, einfach 
nur zu übernehmen hatte rs). Das geſchah bei Aufſtellung der Schulartikel im 


Aue Mb . e 
729) Ebenſo Poetzſ . ©, entw. 1927 § 3 Abſ. 3 Satz 2 u. § 4 Abſ. 4 (Aktenſtücke 


S. 71) ſah ausdrücklich Rel. Unt. „für alle Klaſſen“ vor. Wenn er in § 14 Abſ. 3 Satz 2 „Mit⸗ 
wirkung“ der Rel. Gef. bei Feſtſetzung der Wochenſtundenzahl anordnete, fo war das, wie oben 
Anm. 704 auseinandergeſetzt, mit Art. 149 nicht vereinbar, ebenſowenig wie inſoweit Art. 4 93 
und Art. 7 51 des Bayr. Konkordats (vgl. Anm. 115). aM. Rude aa C. 


ſtſetzung-gewiſſer Mind g THs -p 
8 D 8 


ele- Reet S070 AN- % 
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733) Bel, tl. v. 15. November 1918, der die Befreiung zunächft nur der Diſſidenten⸗ 
kinder vom Rel. Unt. ausſprach, Preuß. Erl. v. 29. November 1918 (3 Blu. S. 719 ff.), der 


allgemein den Religionszwang in der Schule beſeitigte, gemildert zu dem Erl. 1. April 1919 
(3 Blu. S. 427), der Befreiung vom Rel. Unt. auf Antrag vorſah. Inzwiſchen hatte die 


E ae. badiſche Verfaſſung v. 21. März 1919 § 19 Abſ. 3 (abgedr. oben Anm. ıs)fden Gedanken 


e nei anderer Form aufgenommen. / Ahnlich geſetzliche und Verwaltungsbeſtimmungen anderer 
4. F. . J. 


7 Sander vgl, Anm. 48. — Sonderbar bei dieſer Situation, daß der Reg. Entw. die Frage nicht 
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Verf A.“), ohne daß das Prinzip der Freiwilligkeit felbft im Verlaufe der ge; 
„ ann der Nat. Verſ. irgendwie umſtritten war. 


3 Ze ; og unmittelbare rechtliche Geltung der Vorſchrift, ohne Notwendigkeit 
. pagers : . LIL e, Gi bet LS jf, ES AGRO, LF LOC ee; 44 * “Ne H : wt eeines Ausführungsgeſetzes “?), kann Wortlaut, Sinn und Abſicht nicht 
ges ane 110), - 8.1923 A no bby, £573. 19 2S ru Oc. ST. en) zweifelhaft fein und ift nicht beſtritten. At. 149 Abſ. 2 tritt, für das innere Schul; 
4 by d ALL MAL, 2 AM LP DA, UNTFER wer leben, an die Stelle der entſprechenden, im Verhältnis von Staat und Staat; 
EEE Lp 2 e Yr 6) 152: Ma ‘Mot. u, V)6. 4 Why. 2 > Ms 33 ; bürger ſonſt allgemein geltenden Grundrechtsvorſchrift des Art. 136 Abſ. 4, und 
ee. 2 11 = zwar als lex specialis mit der Wirkung, daß Art. 136 Abſ. 4 im Verhältnis von 2 
N Lehrer und Schüler zur Schule nicht anzuwenden iſt. Die Vorſchrift gilt ſelbſt⸗ 2 J * 
verſtändlich für alle Schulen 739), 
b) Subjekte des Freiheitsrechtes ſind Lehrer und Erziehungsberechtigter bzw. 
Schüler. Für den Lehrer bedeutet die Vorſchrift rechtlich eine Durchbrechung 
feiner Beamtenpflichten mit der Wirkung, daß er, indem er die Erteilung von 
yg unterricht ablehnt, von einem verfaſſungsmäßigen Recht Gebrauch 
d & „ te : achteiligung, rechtliche oder fatfächltche, aus dieſem Anlaß 
. ee, AM Am b. g. eee, lb, Nie he cer, N er r Garantie der Verfaſſung geſchützt iſt ). Fur Erziehungsberechtigte [Pty 
bzw. Schüler bedeutet fie rechtlich eine Durchbrechung der allgemeinen Schul; 
pflicht baw. der Beſuchsordnung der weiterführenden Schulen derart, daß Nach⸗ 
nahme, Ausſchluß uſw. wegen Nichtteilnahme am Religionsunter⸗ 


734) Den Grun dſatz der Freiwilligkeit ſprach zuerſt in Anlehnung an die Formulierung der 
bad. Verfa der Antrag Gröber Nr. 91 (oben S. 183) aus, dann ähnlich (aber ohne die 


= 2 5 s, potted, ig os i Forderung „erklaͤrter religiöſer Überzeugung“) die Anträge Dr. Seyfert und Dr. Quarck (oben 
733 Ya re,, fee e 41934 4 A S. 18 enommen wurde im Verf A. in 1. Leſung der Antrag D. Naumann (oben 
8 2 (bel | & e Seyfertſche Formulierung wörtlich übernommen hatte. Streitig wird daran 
2 Ge Gite, 2 HOSE 4 It, | im Leſung und in den Verhandlungen über das 1. Kompromiß allein die Frage der 
0 Ans oder Abmeldung; darüber oben S. 192 ff. Das 2. Kompromiß bringt nur noch eine formale 
Anderung (oben S. 194). 
Ta. 4 785) Das RGel. üb. d. relig. Kindererziehung v. 15. Juli 1921 (RG Bl. 939) kann, auch in 
F * 4 ben Zeilen, die fih mit dem Rel. Unt. befaſſen (§ 2 Wf. 2), nicht eigentlich als zur Ausführung 
ne freed bao ag , Str 252 ey e Aal AL A: A des Art. 149 Abſ. 2 beſtimmt gelten, weil die Frage, wem als Erziehungsberechtigten das 
AN Beſtimmungsrecht zuſteht, durch Art. 149 Abſ. 2 nicht berührt wird (vgl. unten Anm. 738). 
heel. LTR ey tye Lem, Mrd ton DEN PVP ive = 49 Abſ 2 iff demgemäß durch Verwaltungsvorſchriften der Länder im einzelnen 
kraut. 55 N Pg: nolo fA oie? ML een” Sc { : ausgeführt worden; für Preußen vgl. Erlaffe vom 1. April 1919 (3 Blu. S. 427), 30. Mai 1919 
Se de ay { > 2 : | (S. 486), 22. Auguſt 1919 (S. 594), 15. Oktober 1919 (S. 643), 4. März 1920 (S. 248), 
g. ee eee A e. arg “ad frien Geh aad ad ‘ 10. April 1920 (S. 316), 25. Februar 1921 (S. 131), 29. Marz 1924 (S. 122), 14. Juni 1928 
eue, techn A ce. la, gebe 1223, Ip CB ir, Gil 282228 n S u 

pa A Sin, owe te fro Wl. ae, x47 Kirn herve vty Alor, and 2 mt J redt, Geiſt der RV. S. 315, will fie „logiſcherweiſe“ auf Simultanſchulen bes 

7 S . 119 ſchraͤnken. ugar Arab WP S9S (vita) 


27 K. . vary [omit dieſer Idee des Art. 149 Abſ. 2 iſt ſchwer vereinbar die Beſtimmung in den Bayer 
Li fy u. Kirchenvertraͤgen (Konkordat Art. 5 § , oben Anm. 115), wonach an katholiſchen Volks ſchulen 
at 8 nur oe Erteilung des Rel. Unt. bereite Lehrer unterrichten dürfen. So auch Anſch ütz, RV. 
(Nichtigkeit, ſoweit Konkord. Bet. Möglichkeit der Benachteiligung wegen Niederlegung 
ee, lee L l beg. | ie 7 Rel. Unt. eröffnen) und Allg. Ot. Lehr.⸗Ztg. ae S. 186, L e Hav, fe. ,. CEU 
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richt an allen Schulen, offentlichen und privaten, auch an der Befenm ute, 
unzuläſſig ſind. Dabei beſtimmt Art. 149 Abſ. 2 nichts über die 8 Wer 
als Erziehungs berechtigter und inwieweit der Schüler ſelbſt zu der vorgeſahenen 
Willenserklärung berechtigt iſt; das Beſtehen eines irgendwie gearteten Veßim⸗ 
mungsrechts über die religiöſe Erziehung, auf ſonſtigem Reichs⸗ oder auf org 

recht beruhend, wird in Art. 149 Abſ. 2 vorausgeſetzt, fein Inhalt unker! Ste 
gelaſſen“ s). Je, N. KA rh bb AR . Sitte gie, 


c) Der Gegenſtand des Freiheitsrechtes iſt für Lehrer und Schüler je ver: 
ſchieden umſchrieben. Für beide iſt freiwillig „Erteilung religiöfen Unterrichts“ 
bzw. „Teilnahme an religiöſen Unterrichtsfächern“; über Inhalt und Begrenzung 
dieſer Begriffe iſt bereits geſprochen worden“). Neben dem Unterricht nennt 
Art. 149 Abſ. 2 für den Lehrer „Vornahme kirchlicher Verrichtungen“ den 
Schüler „Teilnahme an kirchlichen Feiern und Handlungen“. Die Mrmu⸗ 
lierungen find erſichtlich beſtimmt, die Betätigungen außerhalb des eigefiichen 
Unterrichts, auf die ſich nach überkommenem Schulrecht Schulpflicht und Sduiz 
ordnung mit erſtreckt““), ſoweit fle religiöfen Einſchlag haben, in die A. g⸗ 


keit einzubeziehen. Man wird, um dieſem Sinn der Vorſchrift gere werden, 5 


die Freiwilligkeit daher nicht befchränfen dürfen auf die dem Wortlaßß 9 
erwähnten „kirchlichen“ Veranſtaltungen (alſo Schulgottesdienſt uſtd. , juuvetis : 
auch innere Schulveranſtaltungen mit religiöfem Einſchlag (Schulan dachten. 
ſoweit ſie konfeſſionellen Charakter haben, religidfe Schulfeſte uſw.) enn beziehen 
haben? n). Die Beſtimmung des Umfanges der dee durch Art. 149 
Abſ. 2 hat demgemäß die Bedeutung, daß inſoweit die Freiwilligkeit mit 
verfaſſungsrechtlicher Garantie umkleidet iſt, nicht die erſchöpfender Aufzäh⸗ 
lung aller freiwilligen Schulakte: Reichs⸗ und Landesrecht iſt nicht gehin⸗ 
dert, die Freiwilligkeit auf beliebige weitere Akte zu erſtrecken, ſoweit die 
Durchführung der allgemeinen Schulpflicht und die Aufgaben der Schule das 
zulaſſen. 


d) Die Form der Durchführung des Freiheitsrechtes iſt umſtritten. Es kann 
kein Zweifel darüber beſtehen, daß beabſ ichtigt war nicht Abmeldung, ſondern 
Anmeldung: Lehrer und Schüler ſollte freiſtehen, poſitiv den Willen der Beteili⸗ 
gung am religiöſen Unterricht uſw. kun dzugeben, er ſollte nicht erſt zu einer Er⸗ 


733) Ebenſo KG. 11. Juli 1919, OLG Rſp. Bd. 40 S. 80; 17. Oktober 1919, RJA. Bd. 16 
S. 185 ff.; 30. April 1920, KG Jahrb. Bd. 52 S. 33 ff. (Oe Rſp. Bd. 41 S. 57 ff.); 7. Januar 
1921, DY3. S. 205; 8. April 1921, OFZ. S. 372; 28. Oktober 1921, K GJahrb. Bd. 53 S. 93 
Kipp, Relig. Kindererziehung, S. 6 Anm. 1, 15. Zee, tte be. Aug Abe. i Mert, FICS. 

739) Rel, oben S. 199. : 

740) Rol, Frank, Schulpflicht S. ı6f. 

741) So z. B. preuß. MErl. v. 1. April 1919. 
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flarung genötigt fein für den Fall, daß er nicht teilzunehmen wünſcht“ ). Dieſe 
Abſicht hat, wenn man Art. 149 Abſ. 2 allein aus ſeinem Wortlaut auszulegen 
verſucht, darin einen ganz unzweideutigen Ausdruck nicht gefunden: man kann 
zweifeln, ob in der Überlaſſung einer Sache an die „Willenserklärung“ einer 
Perſonengruppe notwendig liegt, daß ſie nur herangezogen werden kann, wenn 
ſie ihrer Bereitwilligkeit poſitiv Ausdruck gibt, daß ihr Schweigen alſo als Ab⸗ 
lehnung zu gelten hat. Immerhin iſt auch das Gegenteil nicht unzweideutig 
herauszuleſen und fo außer Frage, daß die Formulierung des Art. 149 Abſ. 2 
inſoweit, allein nach dem Wortlaut beurteilt, zu Zweifeln Anlaß gibt, zu deren 
Behebung es erlaubt ſein wird, auf die Entſtehungsgeſchichte im allgemeinen 
und befonders auf die mit der eigentümlichen Formulierung („. .. bleibt der 
Willenserklaͤrung .. . überlaſſen“) verfolgten Abſichten zurückzugreifen; das führt 
eindeutig zu der Auslegung, daß am religiöſen Unterricht uſw. nur teilnimmt, 
wer ſeine Bereitwilligkeit dazu erklaͤrt hat, daß Schweigen als Ablehnung gilt, 
und daß eine „Abmeldung“ von dieſem Unterricht uſw. als Vorausſetzung recht⸗ 
mäßigen Fernbleibens nicht gefordert werden darf“). Inwieweit etwa kon; 
kludente Handlungen eine ausdrückliche Willenserklärung zu erſetzen geeignet 
ſind, iſt Sache des Einzelfalles; ausgeſchloſſen ſind ſie nicht, ſofern ſie den Willen 
der Beteiligung unzweideutig kundtun““ ). Außer Zweifel ſteht bei alledem, daß 


) Die negative Faſſung der Ausſchußfaſſung 1. Leſung („Kein Lehrer darf .. gezwungen 
werden“) wird, nachdem in 2. Leſung der Verſuch der Sozialdemokraten, ſie Hanz durch eine 
pofitive Faſſung („... bleibt der Willenserklärung der Lehrer, ... dem Ermeffen der Erziehungs⸗ 
berechtigten überlaſſen“) zu erſetzen, geſcheitert war, für die Lehrer poſitiv gefaßt („.. bleibt der 
Willenserklärung der Lehrer überlaſſen ...“) — dagegen hatte das Zentrum nach Erklaͤrung 
des Abg. Dr. Maus bach (Verf A. S. 532) keine Bedenken —, für die Schüler dagegen 
negativ belaſſen („. .. darf kein Kind ... gezwungen werden“). Näheres: oben S. ıgaff. 
In den Verhandlungen, die dem 1. Kompromiß vorangingen, wurde der ſozialiſtiſchen 
Auffaſſung auch inſoweit Rechnung getragen, als die Schüler in Frage ſtanden, und dem⸗ 
gemäß erſchien in dem Kompromißantrage nunmehr für beide, Lehrer sind Schüler, die 
poſitive Faſſung („... bleibt der Willenserklärung ... überlaſſen“), die unverändert in Art. 149 
Abſ. 2 übergegangen iſt. 

740) Wie hier Poetzſch/RV. S. 478, Duard, Schulkämpfe S. 15, Hoffmann, Schule und 
Lehrer S. 84 ff., Jaenecke S. 35f. Aber auch Kley, Zentrum und Schule (1920) S. 12 gibt das zu, 
ebenſo Maus bach, Kulturfragen S. 120. Keine klare Stellung nimmt die Antwort der Reichs⸗ 
regierung auf Kl. Anfrage Pfülf vom 17. Oktober 1919, Sten. Ber. S. 3199 A; die Erklärung der 
Reichsregierung vom 4. Februar 1921 (Sten. Ber. S. 2384) hält ſowohl die (hamburgiſche) Fors 
derung einer pofitiven Erklärung wie die (ſächſiſche) Befragung, ob Teilnahme an Rel. Unt. oder 
nicht, mit Art. 149 Abſ. 2 für vereinbar. — Wenn das NGef. üb. d. rel. Kind. Erz. vom 
15. Juli 1921 (RG Bl. S. 939) in § 2 Abſ. 2 von „Abmeldung“ vom Rel. Unt. ſpricht, fo iſt 
das m. E. mit Art. 140 Abſ. 2 nicht vereinbar. — A. M. KG. 17. Dezember 1926 (3 BlU V. 
1927 ©, 1 Bgl. übrigens Danziger Verf. Art. 156 Abſ. 2 (das „Fernbleiben“ bleibt 
dem Erz. Ber. überlaſſen An. 992 Nu, 

744) Bol, Poetzſch/ MB. S. 2510 ob freilich Anmeldung zur Bekenntnisſchule unter allen 
Umſtänden ſolche Handlung darſtellt Aiſt mir 
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{ 


die Willenserklärung — pofitive oder negative — allein genügt; eines Befrei⸗ ae 
ungsaktes der Schule bedarf es nicht / das Eintreffen der Erklarung bei der Schule A . 
befreit bereits“). 


VIII. Lehrer und Lehrerbildung 
(Art. 143 II, III, 14713, 149 II). 


Die mannigfachen Fragen über die rechtliche Haltung des Lehrers, die das 
Schul⸗ und Beamtenrecht der Länder im Laufe der Zeit aufgeworfen hatte, 
werden von der RV. nicht zum eigenen Gegenſtand reichsrechtlicher Regelung 
gemacht. Sie finden Beantwortung in der RV. nur nebenher, einmal bei Ge⸗ 
legenheit der Regelung einiger Grundfragen des Beamtenrechts in Art. 129ff., 
die die Lehrer an öffentlichen Schulen — vgl. Art. 143 Abſ. 3 — mit umfaßt, 
dann in den Schulartikeln in vier einzelnen Beziehungen, jeweils im Zuſammen⸗ 
hang mit den in den Schulartikeln behandelten ſchulpolitiſchen Problemen. Ohne 
jedes Streben nach Vollſtändigkeit ſind hier, während alles andere dem Landes⸗ 
recht bleibt, vier einzelne Fragen reichsrechtlich geregelt: 

1. die beamtenrechtliche Stellung der Lehrer an öffentlichen Schulen 

(Art. 143 III), 
2. die Lehrerbildung (Art. 143 ID, 
3. die Stellung der Lehrer zum Religionsunterricht (Art. 149 ID, 


4. die rechtliche und wirtſchaftliche Stellung der Lehrer an Privatſchulen a . 2. Dee, . «——— 
(Art. 1471 3). ° .. e, be. Ae Ae, . ,. 
Während die beiden letzten Beſtimmungen eng mit den Fragen des Religions⸗ 
unterrichts und der Privatſchule zuſammenhängen und in dieſen Zuſammen⸗ 
hängen bereits behandelt ſind“ e), bedürfen die beiden erſten Vorſchriften ge⸗ 
ſonderter Behandlung. 


1. Die beamtenrechtliche Stellung des Lehrers (Art. 143 III). 


Beſondere Beſtimmungen über die rechtliche Stellung des Lehrers fanden 
ſich bereits — z. T. weitergehend — in den früheren deutſchen Verfaſſungs⸗ 
beſtimmungen über das Schulweſen““), und man brauchte im Verf A. — der 


745) Unrichtig KG. 31. Auguſt 1921 O3. 1921 S. 835 und preuß. MErl.e 1919—1921 (vgl. 
Anm. 735), zutreffend preuß. MErl. vom 29. März 1924 (3 BlU V. S. 122), KG. 17. Dezember 1926 
(3 Blu V. 1927 S. 246 f.) OG. Dresden 8. Dezember 1926 (Volksſch A. Bd. 25 S. 66f., Schule 
und Erziehung 1928 S. 68f.) erklart ſogar Beſchraͤnkung der Abmeldung im Verwaltungs wege auf 
Beginn eines Halbjahrs (fo z. B. auch preuß. Erl. vom 22. Auguſt 1919, 3 Blu V. sift uns 
vereinbar mit RV.; entgegen KG. 17. Dezember 1926 a. a. O. 

748) Oben S. 208, 156. 

747) Frankf. Grundrechte § 26 (oben Anm. 7), Pr. Verf. Urk. Art. 23 Abſ. 2, 24 Abſ. 3, 


Satz 2, 25 Abſ. 2 (oben Anm. 12). Br bf Zz - en — „ ER ae 
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Lee plichn for) die cee. ds Mall Reg. Entw. enthielt keine Beſtimmung darüber — nur an diefe früheren Rege⸗ 


lungen anzuknüpfen“). Freilich war die Situation, der eine ſolche Vorſchrift 
damals und jetzt gegenüberſtand, und damit ihre Bedeutung ſehr verſchieden: 
Während in den Jahren 1848/50 die Betonung der Staatsbeamteneigenſchaft 
der Lehrer ganz weſentlich den Sinn hatte, den Anſpruch der Kirche auf Unter⸗ 
ordnung des Lehrers unter die kirchliche Gewalt zu verneinen?“), war in den 
letzten Jahrzehnten vor der RV. die Staatsſtellung des Lehrers unbeſtritten 
und nur mehr ſeine Beziehungen zu Staat und Gemeinde Gegenſtand der 
Auseinanderſetzung, bei der die geſamte Lehrerſchaft begehrte, unter die unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten eingereiht zu werden, während von kommunaler Seite 
wie die Schule als Selbſtverwaltungsſache, fo der Lehrer als Kommunalbeamter 
in Anſpruch genommen wurde — beides nicht nur de lege ferenda, ſondern, 
wenigſtens in den Ländern, in denen eine klare geſetzliche Regelung der Frage 
fehlte, in Auslegung des geltenden Rechtes). 


748) Die geltende Faſſung entſtammt dem Antrag Nr. 91 Gröber u. Gen. (Verf A. S. 175); 
vgl. dazu Abg. Gräber, Verf. S. 209. Der Verſuch, darüber hinausgehend zu beſtimmen: 
„Die Lehrer an den öffentlichen Schulen find Staatsbeamte“ (Antrag Nr. 98 Dr. Seyfert; 
Verf A. S. 210, Art. 3x Ziff. 3 Satz 1) — dazu Abgg. Frau Pfülf S. 211, Dr. Seyfert S. 212, 
228, Weiß S. 225 — ſcheitert an dem Bedenken, in der RV. über die Frage, ob Staats⸗ oder Ges 
meindebeamter, etwas zu beſtimmen (vgl. NMI. Verf A. S. 211f., Preußen S. 222, Bayern 
S. 219f. Abg. Dr. Qu arck S. 223, Abg. Katzenſtein S. 228). Eine Anregung, flatt „Staats⸗ 
beamte“ „Beamte“ zu ſagen (Verf. S. 226), ſcheint nicht weiter verfolgt worden zu fein. Die Bes 
ſtimmung (Verf A. S. 230) wird im VerfA. in 2. Leſung nicht beanſtandet (S. 522) und blieb 
weiterhin unerörtert. Vgl. auch Bericht des Abg. Weiß, Sten. Ber. Bd. 328 S. 1675 A. 

74) Vgl. Anſchütz, Pr. Verf. Urk. S. 402, 418. 

7) Für Preußen war in der rechtswiſſ. Literatur überwiegend die Meinung vertreten, 
daß die Lehrer an öff. Schulen unmittelbare Staatsbeamte ſeien. So Unf his, Pr. Verf. Urk. 
S. 418ff., F Rechtsgutachten S. 3ff., Berl. Feſtſchr. f. Gierke (1910) Bd. I S. 2gaff. 
Sieſe, Der Beamtencharakter det Direktoren und Oberlehrer, 2. Aufl. 1912, Der Beamten⸗ 
charakter der preuß. Volksſchullehrer in Feſtſchr. f. Zitelmann (1913), Rechtsgutachten S. 17 fl., 
Volksſch. Arch. Bd. 12 S. 1ff., Bd. 16 S. 1ff., 83 ff.: Zorn, Pr. Verw. Bl. 1910 S. 538ff.; 
Wenzel, ebd. S. 389 ff; Brinkwerth, OPhil Bl. 1924 S. 404 ff.; Fuuck, Staatsrechtl. Charakter 
d. hoh. Schule (1014) u. Korr. Bl. f. d. akad. geb. Lehr. 1911 Mr. 25; Louis, Städt. Schulrecht 
(1918) u. OPhil Bl. 1924 S. 520ff. u. a. 

A. M. Preuß, Städt. Amtsrecht S. 207ff.; Laband, Pr. VerwBl. 1910 S. 54off.; Weber 
ebd. S. 438ff.; Friebe, Ztſchr. f. Komm. Wirtſch. 1924 ©. 1125 Die Rechtſprechung 
hält die Volksſchullehrer teils für unmittelbare Staatsbeamte (RG3. Bd. 80 S. 338 ff. 
Bd. 85 S. 22ff., Bd. 97 S. 315, Pr. Verw. Bl. Bd. 42 S. 242), teils für mittelbare Staats⸗ 
beamte (früher RG.: RG. Bd. 37 S. 298 ff., Bd. 70 S. 416 ff.; OVG. Bd. 14 S. off.; 
8 Bd. 58 S. 190ff., Bd. 66 S. 266 ff., Bd. 72 S. 234ff., Pr. Verw. Bl. 39 S. 89) /die Lehrer 

ie L: A mer, der Forthildungss, mittleren, nichtftaatl. höheren Schulen für mittelbare Staats; 

fe pa ; beamte (R S3. Bd. 84 S. 27ff., DVS, Bd. 72 S. 228 ff.) oder für Kommunalbeamte (RG. 
Df. 33 SLs. 70, 259 Bd. 97 ©. 312ff., Bd. 108 S. 345, Jur Woch. 1920 S. 786, Pr. Verw. Bl. Bd. 42 S. 242, 

= PERS, Athi. * Mitteil. d. Ot. Städtetages 1914 S. 3ff.) ./ — Die Verwaltungspraxis behandelt alle 

* . 7 5 Lehrer 5 nichtſtaatl. öff. Schulen als mittelbare Staats beamte. 
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Wenn bei dieſer Sachlage Art. 143 Abſ. 3 den Lehrern an Öffentlichen Schulen 
die Rechte und Pflichten der Staatsbeamten zuſpricht — und zwar ohne Zweifel 
mit unmittelbar rechtlicher Wirkung / ſo iſt damit ohne weiteres zweierlei mit 
Verfaſſungsgarantie reichsrechtlich feſtgeſtellt: daß die Lehrer an öffentlichen 
Schulen, im Gegenſatz zu denen an Privatſchulen, Beamteneigenſchaft haben, 
nicht Privatangeſtellte ſind — daß ſie ferner als Beamte nicht den Religionsgeſell⸗ 
ſchaften zugehören, ſondern dem Staate, die Kirche alfo dienſtherrliche Befugniſſe 
über ſie ebenſowenig hat wie über irgendwelche anderen Staatsbeamten ds). Und 
zwar gilt das für Lehrer jeder Art ese) und für Lehrer an allen offentlichen Schulen des). 

Zweifelhaft kann dagegen die poſitive Bedeutung der Verfaſſungsvorſchrift 
ſein. Man beabſichtigte bei ihrer Schaffung — das ſteht feſt da) —, über die Frage, 
ob die Lehrer an öffentlichen Schulen unmittelbare oder mittelbare Staatsbeamte 
EGemeindebeamte) ſeien, in der RV. nichts zu ſagen, ſondern ihnen nur, 
früherem preußiſchen Recht entſprechend'ss), die Rechte und Pflichten der 
(unmittelbaren) Staatsbeamten zu gewabrleiften, fie dieſen in Rechten und 
Pflichten gleichzuſtellen. Im Gegenſatz zu der allgemeinen Auffaſſung, die dieſe 
Unterſcheidung akzeptiert hat“ ss), find m. E. die öffentlichen Lehrer damit kraft 
Reichsrechts unmittelbare Staatsbeamte geworden. Denn juriſſiſches Sein einer 
Perſon fällt zuſammen mit der Trägerfchaft von Rechten und Pflichten, und indem 
Beamtenrechte und spflidten — reſtlos und ohne Vorbehalt — einer Perſonen⸗ 
gruppe zuerkannt werden, ſind dieſe Beamte; man kann gewiß vertraglich oder 
in ähnlicher Weiſe Private den Beamten gleichſtellen, ohne ſie dazu zu machen — 
wenn aber die Rechtsordnung, das Geſetz ſelbſt dieſe Gleichſtellung ohne Vor⸗ 
behalt vornimmt, fo ſchafft es damit notwendig Beamte rs). Danach würde 


*) Damit dürften Art. 3 § 2 und Art. 8 § 2 des bayr. Konkordats (Anm. 11 5) inſoweit nicht sc, 1 J 
vereinbar fein, als fie der Kirche dem Staate gegenüber ein förmliches Recht auf Einſchreiten gegen . ab er e, Boe secon “On 
einen Lehrer zuſprechen. 

) Für angeſtellte, noch nicht angeſtellte Lehrer im Vorbereitungsdienft uſw. Dadurch iſt SS = - 2. 
indes nicht ausgeſchloſſen, vorübergehend, aushilfswelſe, nebenamtlich oder für ſpezlell⸗ Sunts 8 „ Taue Jol e, 1392 =, 2 LLRIILG, Ja GS 0. lithe 
tionen Lehrende auf Privatvertrag auch an öffentl. Schulen anzunehmen. — Art. 143 Abſ. 3 
umfaßt nur den Lehrerſtand im eigentlichen Sinne. 

8) Nicht an Hochſchulen (oben Anm. 248), öff. Volksbildungsinſtituten uſw. 

754) Bol, Anm. 748. 

5) So ALR. II 12 § 65 (für Lehrer an höh. Schulen), Pr. Verf. Urk. Art. 23 Abſ. 2. 

758) Vgl. Anſchütz, RV. S. : Gieſe, Rechtsgutachten S. 22f.; Hubrich, Verf, 
S. 241; Stier⸗Somlo, Staatsr. S. 50 u. a. Wie hier Lan dé, OpPhil Bl. 1926 S. 52a; 
auch Bühler, Die RV. (1922) S. 101 nähert ſich meiner Auffaſſung / OLG. Dresden 8. Mary 
1927 (Leipz3. S. 871) kommt dem gleichfalls recht nahe, ear : 7 

757) Das hindert nicht, die Lehrer einzelnen Sondervorſchriften zu unterſtellen, die für die 


— 


Fee, le. A be-. 9 LT 26 Lean 7. 


Kenn men, 19 Che, JA bar song. 1931, 059 Bean , 4. wife 
Se... ; 
übrigen unmittelbaren Staatsbeamten nicht gelten und durch die Tatſache, daß die Schulen nicht ; ‚betr uon 44 Hrze LZ 297 


vom Staate unterhalten werden, u. a. notwendig werden. So ſchrumpft die praktiſche Bes 


deutung der ganzen Frage ſtark zuſammen; vgl. dazu Ref. Entw. eines Geſetzes über die Unter⸗ eg 2 y ue. A lb , Ee, fegt gibt . . 


— 22 Ä— 


haltung der nichtſtaatl. öff. höh. Schulen, Berlin 1926 S. 22}. 4 
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Art. 143 Abſ. 3 die Kontroverſe einiger Landesrechte über die beamtenrechtliche 
Stellung der öffentlichen Lehrer“ J gegenſtandslos machen, dieſe find (don 
kraft Reichsrechts — das ſich inhaltlich deckt mit der faſt einhelligen Auffaſſung 
der Theorie über die Auslegung des Landesrechts ) — unmittelbare Staats; 
e 


* 2. Die Lehrerbildung (Art. 143 II). 


Die Verfaſſungsvorſchrift über die Lehrerbildung gehört, im Gegenſatz zu der 
Beſtimmung über die Beamteneigenſchaft der Lehrer, zu den neuen Vorſchriften, 
zu denen, die einer ſchulpolitiſchen Reformforderung der letzten Jahrzehnte Aus⸗ 
druck geben, deren Verwirklichung bisher nicht gelungen war, 


Dieſe Refdrmforderung chatte nicht eigentlich die Vorbildung der Lehrer 
überhaupt zum Gegenſtand, ſondern allein die Vorbildung der Volksſchul⸗ 
lehrer! Ihr Bildungsgang beſtand bisher, nach Abſolvierung der Volksſchule, 
in dem drei ahre umfaſſenden Beſuch einer Praͤparandenanſtalt und dem weitere 
drei Jahre dauernden Beſuch eines Lehrerſeminars, nach deſſen Abſchluß die erſte 
Lehrerprüfung abgelegt wurde“). Die Kritik an dieſem Syſtem, das ſich im 
Laufe des 19. Jahrhunderts allmählich herausgebildet hatte, hatte bereits um 
die Mitte des Aehrhunderts eingeſetzt und, getragen vornehmlich von der Volks⸗ 
fhull:yrerfchaft ſelbſt, fpäter übernommen und unterſtützt von der paͤdagogiſchen 
Theorie, vor dem Kriege eine betrachtliche Kraft erreicht. In engſter Verbindung 
mit dem Einheitsſchulgedanken ““) beanſtandete dieſe Kritik die äußere und 
innere Abſonderung dieſes Bildungsganges von der für alle anderen geiſtig 
arbeitenden Berufe beſtehende Vorbildungseinrichtung der höheren Schule und 
der Hochſchule; vor allem von dem Bildungsgange der Lehrer für die höheren 
Schulen. Ausſchluß der künftigen Volksſchullehrer von dem großen, allgemeinen 
Strom wiſſenſchaftlicher Vorbildung — künſtliche Niedrighaltung und Veren⸗ 
gung ihrer Vorbildung in Fachinſtituten mit begrenztem, auf das Methodiſche 
beſchraͤnktem Lehrplan — Beſchränkung der aus der Volksſchule nicht in hands 


Rare gay the or al 
758) Aus dem Schrifttum vgl. beſonders Reichsſchulkonferenz, 


Amtl. Bericht S. zı2ff., 616 ff., 764 ff., 1035 ff.; Karſtaedt in Die Oeutſche Schulreform S. 15off. 
und dort S. 163 Angeführte; Mutheſius in Die Reichsſchulkonferenz in ihren Ergebniſſen 
S. 174 ff.; Spranger, Gedanken über Lehrerbildung 1920; Kerſchenſteiner, Die Seele des Er; 
jiehers u. das Problem der Lehrerbildung, 2. Ausg. Leipzig⸗Berlin 1927; Die Neuordnung d. Volts: 
ſchullehrerbildung in Preußen, Oenkſchrift Berlin 1925; Becker, Die Padagog. Akademie im Auf⸗ 
bau unſeres nationalen Bildungsweſens, Leipzig 1926; Weidel, Die neue Lehrerbildung in 
Preußen, Erfurt 1929; Eckardt, Der gegenwärtige Stand der neuen Lehrerbildung in den einz. 5 


Ländern Deutſchlands u. in außerdeutſchen Ländern, Weimar 1927. Leue fe. 
7 
759) Pgl. v. Bremen, Preuß. Volksſchule 1905 S. 195 ff. e OSS Zaun, 


vee) Oben 6.73. er „ 
Frhr, Ar henragel.z afi 
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arbeitende Berufe Übergehenden in dieſen einen abgeſonderten Bildungsgang 

und Beruf — fo erzwungene Frühzeitigkeit der Berufswahl und Mangel 
an Übergangs möglichkeiten. Aus dieſer Kritik war die Forderung erwachſen, 
die Vorbildung der Volksſchullehrer hineinzubauen in die allgemeine wiſſen⸗ 

ſchaftliche Vorbildung überhaupt. Dabei beſtand im weſentlichen 3 

darüber, daß der künftige Volksſchullehrer die allgemeinbildende höhere (Schule 

durchlaufen müſſe, ſtreitig war die Frage, ob die dann einſetzende Fachausbildung 

des Volksſchullehrers auf den Univerſitäten — den beſtehenden oder einer 

beſonderen Fakultät — oder auf beſonderen hochſchulartig aufgebauten In⸗ 

ſtituten ſtattfinden ſolle. f 


Dieſer Reformforderung trug die Nat. Verſ. Rechnung, indem fie eine Vor⸗ 
ſchrift über die Lehrerbildung in die Schulartikel einfügte “!). Dieſe Vorſchrift 
iſt, als einzige neben Art. 146 Abſ. 2, ſchon nach ihrem Wortlaut allein an; 
den künftigen Geſetzgeber gerichtet, und zwar ausdrücklich nur an den Reichs⸗ 
geſetzgeber; indem einheitliche Regelung für das Reich angeordnet wird, for⸗ 
dert die RV., da das Reich eine Verordnungsgewalt auf dem Schulgebiet 
nicht beſitzt, ein Reichsgeſetz“s?) — inhaltlich übereinſtimmende Geſtaltung der 
Materie etwa durch Vereinbarung der Länder würde, da ihr die verpflichtende 
Kraft fehlte, der Verfaſſungsvorſchrift nicht genügen („für das Reich“ alſo = 
„durch das Reich !“) 762). Bis zum Inkrafttreten dieſes Reichsgeſetzes““ “) gilt 
Landesrecht, und zwar nicht nur das beſtehende, vielmehr ſind — zum Unter⸗ 
ſchied von Art. 146 Abſ. 2, 1741 — die Länder formal nicht gehindert, ihr Recht 


x 
70) Im Reg. Entw. fehlte ſolche Vorſchrift, im Verf A. mar in 1. hun Jon dem Problem 
nicht mit einem Wort die Rede. Erſt bei der 2. Leſung im Verf A. greift ein Antrag Dr. Quards 
Katzenſtein (Verf A. S. 522) die Frage auf: pr A TTRE ‘ 
Ile dehrerbübong I für das Gane Mesh einfeitie zu regeln. ) 

— Nach kurzer Debatte (Verf A. S. 522), die ſich nur um die Frage der konfeſſionellen Lehrerbildung 
bewegt, wird der Antrag in der jetzt geltenden, von Dr. Seyfert vorgeſchlagenen Faſſung „wi: 
großer Mehrheit“ angenommen (vgl. auch Bericht des Abg. Weiß, Sten. Ber. Bd. 328 S. 1675 A 
und fpäter nicht mehr angefochten. 

762) Die Befugnis zur Grundſatzgeſetzgebung (Art. zo?) wird alſo hier — wie in Art. 146 
Abſ. 2 — zur Pflicht (NG. 19. Mai 1926, RGZ. Bd. 114 S. 19). 


re dar: . = om N | 8 
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ea) Ebenſo Hubrich, VerfR. S. 241 Anm. 4. u) : 

78) Das Reichsgeſetz iſt bisher nicht ergangen. ee nicht „ii we egies = : F 
über das Stadium der Vorberatungen hinausgekommen. Initiativanträge im Reichstag — — A,. 119 2 SI ots 7 hy Aa . big BIER, 4 JE 
Anträge Müller (Franken) vom 7. Februar 1925, Druckſ. Nr. 514 (Geſ. Entw., beſtehend aus | ger. spa (Pan. 
ſechs Paragraphen, Hochſchulſtudinm), und vom 10. März 1926, Druckſ. Nr. 2041 (Geſ. Entw., 
beſtehend aus zwei Paragraphen, Reifeprüfung), Antrag Schulze u. Gen. vom 25. Mary 1926, 

Drudf. Nr. 104 (Geſ. Entw., beſteh. aus einem Paragraph, Reifeprüfung) — find nicht verab⸗ 
ſchiedet worden. — Der Verſuch des Entw. 1925 § 23 (Aktenſtücke S. 54, 67), eine Beſtimmung 
über die Lehrerbildung in das Reichsvolksſchulgeſetz aufzunehmen, will nur die Ausbildung für 


die beſonderen Zwecke der Bekenntnisſchule ſichern, nicht Art. 143 Abſ. 2 ausführen. t 
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bis dahin beliebig — in der Richtung auf Art. 143 Abſ. 2764) oder auch ohne 
Rückſicht darauf!“ «) — umzugeſtalten (Art. 12 J 1 RV.) 76s). 
Art. 143 Abſ. 2 hat zum Gegenſtand „die Lehrerbildung“. Es kann zweifel⸗ 
haft fein, welchen Inhalt dieſer Begriff haben fol. Nach dem dargeſtellten ſchul⸗ 
politiſ n Urſprung der Vorſchrift brauchte allein die Vorbildung der Volks⸗ 
r gemeint zu ſein, wie auch gegenwärtig im Schulleben und in der 
ſchaluol Aten Auseinanderſetzung das Wort „Lehrerbildung“ dieſe eingeſchränk⸗ 
tere Bedeutung hat. Trotzdem wird man unter „Lehrerbildung“ in Art. 143 
Abſ. 2 die Vorbildung aller?°%, Lehrer zu verſtehen haben, da das Wort ohne 
Andeu zung einer Einſchränkung dieſen Sinn gibt und der Sinn der Vorſchrift 
C einheitlich!“) gerade eine zuſammenfaſſende Regelung der Vorbildung der 
Lehrer aller Grade, die Idee des einheitlichen Lehrerſtandes iſt. 76 
Für die Lehrerbildung beſtimmt die RV. „einheitliche“ Regelung. Darin 
liegt ein Doppeltes. Der Geltung nach: übereinſtimmende Regelung für das 
Geſamtgebiez des Reichs. Aber auch ſachlich: gleichartige — nicht notwendig 
gleiche — Melung für alle Lehrergruppen “e. 


64 Das haben inzwiſchen, als ein RGeſ. nicht kam, die meiſten Linder getan: Preußen durch 

a Aufhebung der Pröpar.⸗Anſt. und Lehrerſeminare, An nung der Reifeprüfung als Vorbe⸗ 

ht dingung der Fachausbildung und Gründung von 6. 3. D Pädagogifhen Akademien mit jähr. 
Tahar f Sehrgange Sachſen durch Einführung zjähr. Studiums an Univ. Leipzig u. Techn. Hochſch. 
v — Dresden (Gef, vom 4. April 1923, GVBl. S. 68, Prüf. vom 17. Juni 1925, GVBl. S. 175); 
2. (« tale, Baden durch Begründung 2jähr. Lehrerbildungsanſtalten in Karlsruhe, Freiburg, Heidelberg 


3 . = TEE 53 8 , (Gef. vom 30. Marz 1926, GVBl. S. 6 Heffen durch Einführung 2jähr. Studiums! Th as 
e ze. Seel, Bay, Era tue, U vun, e, zl. Ce, A , : 8 Einführung z ahr. . an der Univerfität Jena (Gef. vom 8. Juli 1922 68. 


P hed) best p ih. — — F kt aes S. 299, Hamburg durch Einführung zjähr. Studiums an der Unio. (Gef. vom 20. Dezember 
ze, e, f, ee Long; ̃ eee, ga, e ae, . | 1926, GBI. S. 280); Braunſchweig durch Einführung zjähr. Univ.,sStudiums (Bbg. vom 
es e, 4. 1. April 1927, ors. 75); An halt durch Einführung 3jäpr. Univ.⸗Studiums (Vfg. vom 16. April 

j 1925, Amtsbl. S. 104); Meckl.⸗Schwerin durch Begründung 2jähr. Pädagog. Inſtituts in Roſtock 


72 5 24 a se meet . I 7; (Gef. vom 27. Juni 1925, Reg. Bl. S. 208, 26. Januar 1927 Reg Bl. S. 27); Oldenburg durch 
VV ue : id che, 9 2 2 : 4 5 ‘7 As ? Begründung 2jähr. pädagog. Lehrgangs in Oldenburg; Lippe durch Einführung 3 jahr. Studiums 
.. Puh. ze. 2 Marz 1 


(Erl. vom 16. Mary 1926, Staatsanz. G. 139). — Die alte Ordnung der Lehrerbildung (be⸗ 
ſondere Lehrerfeminare) haben beibehalten Bayern (Lehr O. Kult. Min. Bl. 1912 Nr. 25, Prüfd. 


ebd. 1914 Nr. 10) und Württemberg (Lehrpl. vom ar. Februar 1911, Amtsbl. S. 25, Prüfd. 
vom x. Mat 1917, Amtsbl. S. 69). 


7648) EN. Anſchütz, Allg. Ot. Lehr. Ztg. 1925 S. 185. Wie hier Erkl. d. Reichsregierung 
17. Juni 1925, R. T. Sten. Ber. Bd. 386 S. 2377 Cf Sh, vi , 

200) Ebenſo RG. 19. Mal 1926, NRG. Bd. 114 S. 10f. Aictler bu’ 

768) Dabei kann zweifelhaft fein, welche ſpeziellen Kategorien von Lehrern noch unter Art. 143 
Abſ. 2 einzubeziehen ſind. Gewiß nicht alle Lehrenden, ſo nicht Perſonen, die nur neben ihrem 
Hauptberuf auch gelegentlich Unterricht erteilen, 
handwerklicher uſw. Ausbildung“ 2 
Gewerbes ufiw.) Lehrer. A. M. id. x 
Schule Lbs 

o RS. vom 19. Mal 1926, RGZ. Bd. 
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Als Inhalt des künftigen Reichsgeſetzes iſt außer dieſer Einheitlichkeit nur 
vorgeſchrieben, daß die Regelung „den Grundſätzen, die für die höheze 
Bildung allgemein gelten“, folgen ſolle. So allgemein und unbeſtimmt an 
ſich dieſe Richtlinie klingen mag ““), fo iſt doch auf dem Hintergrunde ihrer Vor; 
geſchichte . in gewiſſen Grenzen mit hinreichender Sicherheitz n, „ 
ſtimmen. 3 

a) Abgelehnt wird damit eine beſondere Berufsvorbildung allein für gehrer i 
oder eine Gruppe von Lehrern, die „Abſeitsbildung“. Die Lehrerbildung. fol 
nicht abſeits von dem allgemeinen Bildungsgang ſtattfinden, die bisherige 
Seminarvorbildung der Volksſchullehrer darf nicht Inhalt des Reichsgeſetzes ſein. 


b) Die Lehrerbildung ſoll vielmehr ein Teil ſein der „höheren Bildung“. 
Dieſer Begriff, dem bisherigen Schulrecht nicht geläufig, iſt ein — offenbar 
bewußt — allgemein gehaltener Ausdruck, der höheres und Hochſchulweſen 
umfaßt. Nicht ſeminariſtiſche Fortbildung des Volksſchülers ſoll die Lehrer⸗ 
bildung ausmachen, ſondern es ſoll — einheitlich, d. h. gleichartig mit der Bildung 
der Lehrer für die höheren Schulen — auch der Volksſchullehrer in den allgemeinen 
höheren Bildungsformen, nach AB Grundſätzen der höheren Schule id ber 
Hochſchule, ausgebildet werden. «„ 

c) Nach den allgemeinen Grundſätzen der höheren Bildung, nicht notwendig 
auf den für ſie bereits beſtehenden Inſtituten. Die Lehrer müſſen nicht notwendig 
auf höherer Schule und Hochſchule ſelbſt vorgebildet werden???). Wo man aber 
auch dieſe Vorbildung ſtattfinden läßt: die allgemeinen Grundſätze höherer 
Bildung müſſen, für alle Lehrergruppen gleichartig, maßgebend ſein. Alſo nach 
Stoffauswahl, Methode, Bildungsziel qualitativ ebenſo wie auf höheren Schulen 
und Hochſchulen. Insbeſondere grundſätzlich Wiſſensübermittlung nicht mit Aus⸗ 
wahl und in Beſchränkung auf den ſpäteren Lehrſtoff der Volksſchule, ſondern 
Übermittlung der für die Hochſchulreife erforderlichen Allgemeinbildung über⸗ 
haupt — Unterricht mit der Tendenz der Erziehung zu wiſſenſchaftlichem Denken — 
in den ſpäteren Jahren hochſchulartige Lehrmethoden. 

d) Zu den Grundſätzen, die für die höhere Bildung allgemein gelten, gehören 
aber auch die weſentlichen Momente des äußeren Bildungsaufbaus. Das 
Reichsgeſetz wird ſo für die Lehrerbildung Allgemeinbildung und darauf auf⸗ | 

788) Auch RG. a. a. O. S. 19f. weiſt auf die Vieldeutigkeit dieſes Begriffes hin, a0 for e 


| Ar. ; ; . 
des) Wenn man auch bei Schaffung der Vorſchrift wohl an einen Bildungsgang auf höherer F* Lee,. S00 0-534: Fe MOL - ,„ arm HY G daa, wen, 


Schule und Univerfität gedacht haben mag (vgl. Karſtädt in Die Deutſche Schulreform S. 150f.). ‘tb 2 2 
Da man das aber nicht beſtimmt hat — es hätte fich einfacher ſagen laſſen als mit der kompli⸗ | 2 et 
zierten Formulierung des Art. 143 Abſ. 2! —, und da bis zur RV. in der Reformbewegung 

Abereinſtimmung über die Frage Univerfität oder beſonderes Fach⸗Inſtitut nicht erzielt war, 

kann man nur annehmen, daß Art. 143 Abſ. 2 über den Ort der Lehrerbildung abſichtlich nichts 

Bindendes beſtimmt hat. — So auch RG. 19. Mai 1926, RGZ. Bd. 114 S. 20. 


wes, 2 » ‚ 
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bauende Fachbildung vorſehen müſſen. Vor allem werden für die Frage ſimul⸗ 
taner oder konfeſſioneller Organiſation der Lehrerbildung / keine anderen Grund; 
ſätze gelten dürfen als für die höhere Bildung allgemein. Wenn und inſoweit 
alſo für den Aufbau der höheren Schulen und der Hochſchulen der Grundſatz 
ſtegener Organifation gilt — kraft Reichsrechts oder kraft inhaltlich über⸗ 
cinta kenden Landesrechts — würde es dem Grundgedanken des Art. 143 
Abſ. 2 Niderſprechen, für die Lehrerbildung eine Gliederung nach Bekenntnis 
und Weltanſchauung zuzulaſſen. Aber (don innerhalb der Syſtematik der Schul⸗ 
artikel — ohne dieſe beſondere Vorſchrift — iſt die konfeſſionelle Organiſation 
der Lehrerbildungsinſtitute eine ſchwer vorſtellbare Anomalie“). Das hindert 
nicht, die für die beſonderen Bedürfniſſe der Bekenntnis⸗ und bekenntnisfreien 
Wha Schulen notwendigen Vorbildungseinrichtungen auf den Lehrerbildungsanſtalten 
5 =: 8 h zu treffen??) — eine Frage, die grundſätzlich von der Gliederung dieſer Anſtalten 
Gayeernarteg Yt ta Lfpeetiiite — A c,. | | ſelbſt nach Bekenntnis und Weltanſchauung vollkommen unabhängig iſt“ :). 
. Am Ar . Arber 2/2 A cee. Saar. PERE 770) Man dente an die grundſätzlich ſimultane Organifation der öffentlichen Volksſchule, 
f neben der nur ausnahms weiſe Sonderſchulen möglich find, an die ausnahmslos ſimultanen 
fr „Ar Sffentliden mittleren und höheren Schulen, an die Beſchraͤnkung des maßgeblichen Einfluffes 
€ von Bekenntnis und Weltanſchauung außer auf den Religionsunterricht auf die Zulaſſung von 
\ Antragſchulen gemäß Art. 14611, ohne Folgerungen auf Schulaufſicht (ogl. oben S. 96 ff.) uſw. 
Dazu die wenn auch in der RV. nicht angeordnete, ſo doch überkommene ſimultane Verfaſſung 


der / deutſchen Hochſchulen. 
771) Wie es § 2 Entw. 1925 (Aktenſtücke S. 54) reichsgeſetzlich anordnen wollte. 


Srterung fehlt m. W. bisher; wie hier Anſchütz, Allg. Ot. Lehr. Ztg. 1925 S. 1893 vgl. auch Friebe 
Staats: u. Selbſtverw. 1924 ©. 523 Soweit man die Lehrerbildung nach ded neuen Vorſchriften 
der Länder (Anm. 764) auf die beſtehenden höheren und Hochſchulen verlegt, iſt die Frage gegen⸗ 
ſtandslos. Sie wird praktiſch nur für die beſonderen Paͤdagogiſchen Akademien (Inſtitute), ohne 
daß für dieſe bisher ein Prinzip aufgeſtellt ware (Preußen z. B. kennt z. Z. ebenſo konfeſſionelle wie 
ſimultane Akademien). — Selbſt die bayer. Kirchenverträge (Konkordat Art. 5; vgl. Anm. 115) 
verlangen nicht, wenigſtens nicht ausdrücklich, konfeſſionell organiſierte Lehrerbildungsanſtalten, 
ſondern nur eine zum Unterricht in Bekenntnisſchulen fachlich befähigende Vorbildung. 
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Verfaſſung des Deutſchen Reichs. 16 Aufl. f. 192 chulaufſicht un restliche Stellung der 22 . ADAG, tf 
Volksſchullehrer in Preußen, in Feſtgabe der Berliner juriſtiſchen Fakultät für Otto Gierke, 
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Anſchütz⸗Gieſe, Der Beamtencharakter der Lehrer an den offentlichen höheren Lehranſtalten 
in Preußen, zwei Rechtsgutachten, Leipzig 1925. 
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Bredt, Der Geiſt der deutſchen RV. Berlin 1924 ©. Erg 7225 5: 7 ot 10g 
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öffentlichen Schule auf?, in Staats; und Selbſtverwaltung 1925 S. 337ff., 369f., 401 ff., = . 7 BR, eee, e, 


493 ff., 522 ff., 615f. % Faplere 55 ce. = 
Gieſe, Der Beamtencharakter der Direktoren und Oberlehrer. 2. Aufl. 1912. — Der Be⸗ f = 
amtencharakter der preußiſchen Volksſchullehrer, in Feſtgabe für Zitelmann. München 1913. 2 
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473) Hier iſt nur die wichtigere allgemeine Literatur aufgeführt. Weitere Angaben finden 4 
ſich bei den einzelnen Verfaſſungsartikeln. Zeitungsartikel ſind hier nur vereinzelt aufgenommen, bye AJ. 7 
ſoweit fle wichtige unmittelbare Erkenntnisquellen für die Abſichten darftellen, die man in Weimar & Ya 
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mit der Verfaſſungsregelung verfolgte. Eine Zuſammenſtellung des wichtigſten Schrifttums 1 75 SY. ALLE 27 Sa. 
zur Frage des Reichsvolksſchulgeſetzes findet man bei Lande, Aktenſtücke S. 167 ff. 5 
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Sürich, Die rechtlichen Grundlagen der Schulreform, in Die deutſche Schulreform. Leipzig 

1920 Cy ıff. — Die Privatſchulex/ in Die Reichsſchulkonferenz in ihren Ergebniffen, Leipzig 1921 

DI Die rechtliche Stellung der Mittelſchulen und ihrer Lehrperſonen, in Die Mittelſchule, 

22 ig 26 S. raff. 
Hafa, Die Schulgeſetzgebung der Gegenwart und das Elternrecht. Sonderdruck aus Freie 

Bildung und Erziehung. Gnadau. — che ra . N. 
Haltekhoff, R., Schulaufſicht und Gemeinden, in Pr. Verw. Bl. Bd. 41 S. 4roff. a 7929 

agn Reng ahnen dey Kulturpofitit, Stuttg.⸗Berlin 1921. Unt hpthougys I 34 

7 9 ends Me a. eau 2. Aufl. Leipzig 1926. 
Henſelmann, Schule und evangeliſche Kirche in Preußen. Zuſammenſtellung der wichtigſten a 

gefeglichen Beſtimmungen und Verordnungen. Langenſalza 1927. — 47) ee, . I 2 ek 
Hildebrand, Der Religionsunterricht an den öffentlichen Schulen 1922. 1 A a ie 
Hoffmann, Joh., Schule und Lehrer in der RB Spptaget Berlin 192 r. C A. A. x 
Holſtein, Elternrecht, RV. und Séulveewattungd Ped e ien Recht. N. F. Jg. 12 "> „ 
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Jaenecke, Die Stellung der Schule in der RV. und der Geſetzgebung der deutſchen Länder. 
Oſterwieck 1923. 
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Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer 
Lehrer und Lehrerinnen seziırKSGRUPPE BERLIN 


EINLADUNG Sehr geehrter Herr Kollege, sehr geehrte Frau Kollegin! 
Am Montag, dem 11. November 1929, % Uhr, 
veranstaltet die A.s.L. in den »Sophien-Sälen«, Sophien- 
str. 17-18 (Nähe Bahnhof Börse, Hackescher Markt) eine 


GROSSE WAHLKUNDGEBUNG 


mit dem Thema: 


Schule und Kommunalwahlen 


Redner: Stadtschulrat Nydahl. — Ihre Teilnahme 
haben ferner zugesagt: Regierungsdirektor König, 
M. d. L, Vizepräsident des P. S. . Grimme u. a. Wir 
laden Sie freundlichst ein und hoffen auf Ihr E¥scheinen. 
Mit kollegialem Gruß 


Rich. Schröter, 2.Vors. Käthe Feuerstack, Schriftführerin Ernst Schultz, |. Vors. 
N 58, Danziger Straße 23 Charlottenbg., Neidenburg-Allee 12 Neukölln, Geygerstf, 12 
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A. Abhandlungen. 


1. 
Sammelſchule und diſſidentiſcher Lehrer. 


Eine Entgegnung 
von Miniſterialrat Walter Lands in Berlin. 


Über die Frage, ob die Einrichtung von Sammelſchulen und 
die Anſtellung diſſidentiſcher Lehrer an öffentlichen Volksſchulen in 
Preußen mit der Reichsverfaſſung vereinbar ſind, hat Armbruſter 
in dieſer Zeitſchrift Bd. 28 S. 107 ff. und 295 ff. ſowie im Preuß. 
Pfarrarchiv Bd. 19 S. 97ff. Ausführungen veröffentlicht, die ich 
nicht unwiderſprochen laſſen möchte. Zur Klärung der an⸗ 
geſchnittenen Rechtsfragen möchte ich nicht nur deswegen beitragen, 
weil Armbruſter in dem erſten dieſer Aufſätze gegen Darlegungen 
in meinem Kommentar zu den Schulartikeln der Reichsverfaſſung 
polemiſiert, ſondern vor allem um deswillen, weil — unabhängig 
von Armbruſters Ergebniſſen, mit denen ich mich großenteils ein- 
verſtanden erklären kann — ſeine Deduktionen leicht dazu führen 
können, in dieſen ſchwierigen und wichtigen Rechtsfragen draußen 
die Unklarheit und Verwirrung noch zu ſteigern, die die ſchul— 
politiſchen Auseinanderſetzungen um dieſe Probleme verurſacht 
haben. Unter rechtlichen Geſichtspunkten iſt zu den Ausführungen 
Armbruſters folgendes zu unterſcheiden: 

1. Armbruſter begründet (Volksſch Arch. 28, 108) die Zu⸗ 
läſſigkeit der Einrichtung von Sammelſchulen, trotz der durch 
Art. 174 Satz 1 RV. aufrechterhaltenen §§ 33 ff. VII G., wenn ich 
ihn recht verſtehe, derart, daß die ſeit 1920 eingerichteten Sammel⸗ 
ſchulen unter keine der im BUG. genannten und normierten 
einzelnen Schulformen gehören, ſondern neben ihnen ſtehen als 
eine neue Schulform für Kinder, „die bekenntnisfrei unterrichtet 
werden wollen“; bei Aufrechterhaltung ſämtlicher Beſtimmungen 
des VUG. habe man einem „tatjächlichen, neu hervorgetretenen 
Bedürfnis“ „im Verwaltungswege“ Rechnung getragen. Dieſe 
Deduktion ſcheint mir nicht haltbar. Wenn es ſo wäre, daß neben 
den Schulformen des BUG. hier im Verwaltungswege eine neue, 
im BUG. noch nicht vorgeſehene Schulform geſchaffen worden wäre, 
ſo würde die Einrichtung von Sammelſchulen gegen Art. 174 


— 


Volksſchularchiv. XXIX. f 
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Satz 1 RV. verſtoßen. Die gegenteilige Meinung von Armbruſter 
ſcheint mir von zwei unrichtigen Vorausſetzungen auszugehen. Ein⸗ 
mal von der Annahme, daß im Syſtem des BUG. neben den dort 
normierten Schulformen prinzipiell noch für eine weitere Schul⸗ 
form Raum ſei; das ſcheint mir irrig, weil die Aufführung und 
nähere Abgrenzung der einzelnen Schulformen im BUG. nach Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte, Wortlaut und objektivem Sinn bedeutet und 
nur bedeuten kann eine erſchöpfende, irgendeiner Ergänzung nicht 
erſt fähige Aufzählung der ſchulrechtlich möglichen Schulorganismen. 
Es war nicht angängig (vor Erlaß der Reichsverfaſſung), bei auf⸗ 
tretendem praktiſchen Bedürfnis unter grundſätzlicher Aufrecht⸗ 
erhaltung der §§ 33 ff. BUG. irgendeine neue Schulform zu 
kreieren. Indem Art. 174 RV. dieſe geſetzlichen Beſtimmungen 
einſtweilen für unabänderbar erklärt, hat er die erſchöpfende, weder 
einer Ausnahme noch einer Ergänzung fähige Aufzählung der 
Schulformen, wie fie im VII G. enthalten iſt, mit reichsrechtlichem 
Zwang konſerviert. Daß die Verwaltung einem „tatſächlichen, neu 
auftretenden Bedürfnis“ durch Zulaſſung einer neuen Schulform 
Rechnung trägt — eben dieſes will Art. 174 RV. gerade ver⸗ 
hindern dadurch, daß er das geltende Landesrecht aufrechterhält; 
man denke nur an das Motiv des Art. 174 Satz 1 RV., zu ver⸗ 
hindern, daß die einzelnen Länder weiter, wie bis kurz vor der 
Reichsverfaſſung geſchehen, von ſich aus Rechtsänderungen auf 
dieſem Gebiete vornehmen. Auch aus einem anderen Grunde ſcheint 
mir Armbruſters Deduktion anfechtbar: Art. 174 Satz 1 RB. 
hindert die Anderung des Landesſchulrechts nicht nur, ſoweit es in 
Geſetzen enthalten iſt, ſondern konſerviert ebenſo und mit der 
gleichen reichsrechtlichen Kraft das Landesſchulrecht des hier frag⸗ 
lichen Gebiets, das in Verordnungen) enthalten iſt; ſelbſt 
wenn alſo, entgegen dem eben Geſagten, das BUG. ſeinerſeits eine 
weitere neue Schulform zuließe, wäre die preußiſche Verwaltung 
doch gehindert, dieſe neue Schulform zu ſchaffen, die dem Geſamt⸗ 
beſtand an in Verordnungen enthaltenem Landesſchulrecht fremd 
iſt, alſo eine Anderung dieſes Rechts bedeuten würde. 

2. Aber auch die Polemik Armbruſters gegen meine Theorie, 
die Zuläſſigkeit der Einrichtung der Sammelſchulen ergebe ſich aus 
den Worten „in der Regel“ in § 33 VUG., geht von einer irrigen 
Vorausſetzung aus. Eine ſolche Theorie habe ich niemals auf⸗ 
geſtellt. Meine Ausführungen (S. 130 ff. des Kommentars „Die 
Schule in der Reichsverfaſſung“, Berlin 1929) enthalten kein Wort 
davon, daß die Sammelſchule deswegen im Rahmen des UG. zu⸗ 


1) Daher ijt z. B. die Aufhebung der bayeriſchen Simultanſchul⸗ 
verordnung vom 1. 8. 1919 (GVBl. S. 391), die, weil vor Inkraft⸗ 
treten der RV. erlaſſen, durch Art. 174 Abſ. 1 RV. konſerviert iſt, durch 
Verordnung vom 22. 6. 1920 (GVBl. S. 347) ohne Zweifel rechts⸗ 
ungültig; vgl. auch Piloty „Die gegenwärtige Rechtslage des bayeriſchen 
Schulweſens“, München 1920, S. 8f., 33. 
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läſſig ſei, weil § 33 die Bekenntnisſchule nur als „Regel“ zulaſſe, 
das VUG. alſo für eine Ausnahme — die Sammelſchule — Platz 
laſſe. Die bezeichneten Worte ſind auf S. 131 a. a. O. lediglich als 
Inhalt der §§ 33 ff. BUG. referierend wiedergegeben. Ich ſtimme 
mit Armbruſter darin ganz überein, daß die Worte „in der Regel“ 
in § 33 BUG. eine vollkommen andere Bedeutung haben und aus 
ihnen ein ſolcher Schluß nicht gezogen werden könnte. 


3. Die Vereinbarkeit der Einrichtung von Sammelſchulen mit 
den §§ 33 ff. BUG. läßt ſich, im Gegenſatz zu den Deduktionen 
Armbruſters und zu der von ihm angenommenen, nicht beſtehenden 
„Landéſchen Theorie“, m. E. nur jo erweiſen, wie ich das S. 131f. 
a. a. O. angedeutet habe. Die §§ 33 ff. BUG. find durch die reichs⸗ 
rechtliche, mit unmittelbarer Rechtswirkung 2) ausgeſtattete Ver— 
faſſungsvorſchrift des Art. 149 Abſ. 2 RV. inſofern materiell ab- 
geändert, als in den öffentlichen Volksſchulen des VG. ſich nun⸗ 
mehr auch Kinder befinden, die am Religionsunterricht nicht teil- 
nehmen. Die Exiſtenz dieſer Kinder, die dem Syſtem des VUG. 
und ſeinen Vorſchriften an ſich unbekannt find, innerhalb der öffent- 
lichen Volksſchule iſt rechtlich und tatſächlich Ausdruck einer 
Anderung des VUG., die Art. 149 RV. herbeigeführt hat. Dabei 
ſpielt es an fic) keine Rolle, ob dieſe Kinder, die am Religions- 
unterricht nicht teilnehmen, verſtreut in den einzelnen Schulen und 
Klaſſen ſich befinden, oder ob ſie in einer Klaſſe oder einer 
Schule zuſammengefaßt werden. Die rechtliche Zuläſſigkeit ſolcher 
Zuſammenfaſſung iſt trotz Art. 174 Satz 1 RV. dann, und nur 
dann, gegeben, wenn eine preußiſche Schulrechtsnorm aus der Zeit 
vor dem 14. Auguſt 1919 (Geſetz oder Verordnung), die das hindert, 
nicht beſteht. Es kommt alſo für die Rechtsfrage, ob die Sammel- 
ſchulen zuläſſig ſind, einzig und allein darauf an, ob es in Preußen 
eine landesrechtliche Norm gab, die die Zuſammenfaſſung von 
Kindern in einer Schule oder einer Klaſſe unter beſtimmtem (etwa 
regionalem) Geſichtspunkt vorſchrieb oder unter anderen Geſichts⸗ 
punkten unterſagte. Solche Normen beſtanden im preußiſchen Schul⸗ 
recht vor der Reichsverfaſſung nicht. Deshalb und nur deshalb, 
war und iſt die Einrichtung von Sammelſchulen rechtlich zuläſſig — 
wobei die ſchulfachliche und ſchulpolitiſche Frage, ob ſie notwendig 
oder erwünſcht iſt, keinerlei Rolle ſpielen kann. Eine „Umgehung“ 
des Art. 174 Satz 1 R., eine Gründung weltlicher Schulen in 
dem formalen Gewande einer Bekenntnisſchule, kann rechtlich ſchon 
deswegen nicht angenommen werden, weil einmal Art. 174 Satz 1 
RV., wie allgemein anerkannt,) eine Anderung der tatſäch⸗ 
lichen Schulverhältniſſe, im Rahmen der beſtehenden Rechtsvor— 


2) Jetzt allgemein anerkannt. So RG. 4. 11. 1920, ArchöffR. 41, 
98 ff. BayrVermGerH. 13. 5. 1927, StuSelbſtv. 603; OVG. 21. 4. 1931, 
3BliV. 219 f. und die geſamte Literatur. 

3) Vgl. Poetzſch⸗Heffter, DJ Z. 1921, 125 f; Piloty, Gegenw. Rechts⸗ 
lage 33 Anm. 1; Landé, Schule in RV. 128. 
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ichriften, nicht hindert, weil ferner die Einrichtung von Sammel⸗ 
ſchulen gedeckt iſt durch die neue, unmittelbar geltende Vorſchrift des 
Art. 149 RV., der die §§ 33 ff. VUG., in ausgeſprochenem Gegen- 
jag zu Art. 174 Satz 1 R., materiell geändert hat. 

4. Daraus ergibt ſich bereits, daß Armbruſter zu unrichtigen 
Schlußfolgerungen kommt, wenn er GVolksſchArch. 28, 295) einer 
Religionsgeſellſchaft nicht angehörende (diſſidentiſche) Lehrer für 
anſtellungsfähig nur an Sammelſchulen hält. Die Frage, ob es 
rechtlich zuläſſig iſt, Diſſidenten an öffentlichen Volksſchulen über⸗ 
haupt anzuſtellen, bildet einen Fragenkomplex für ſich (darüber 
unten Ziff. 5). Iſt ſolche Anſtellung zuläſſig, ſo iſt ſie nach dem 
Geſagten de jure an öffentlichen Volksſchulen überhaupt, nicht nur 
an Sammelſchulen zuläſſig — ſo wenig tunlich die Anſtellung an 
Bekenntnisſchulen ſchulfachlich und ſchulpolitiſch ſein mag. Wenn 
die Sammelſchule rechtlich nur möglich iſt als eine der im BUG. 
zugelaſſenen Schulen, in der am Religionsunterricht nicht teil⸗ 
nehmende Kinder zuſammengefaßt werden, ſo kann rechtlich für 
die Anſtellbarkeit von Lehrern ein Unterſchied zwiſchen Sammel⸗ 
ſchule und anderen Schulſyſtemen nicht gemacht werden. 

5. Der ſehr ſchwierige und verwickelte Fragenkomplex, der zu 
erörtern wäre, wenn die Frage nach der Anſtellbarkeit diſſidentiſcher 
Schulamtsbewerber an öffentlichen Volksſchulen geſtellt wird, kann 
hier nur eben angedeutet werden. Die Frage ſcheint mir rechtlich 
anders geſtellt werden zu müſſen, als es Armbruſter (beſonders 
Pfarrarchiv 19, 97 ff.) tut, das Problem liegt ſehr viel ſchwieriger, 
als er anzunehmen ſcheint. Nur in kurzen Stichworten hier das 
Folgende.) Die §§ 33 ff. VG. kennen keine Anſtellung von 
Diſſidenten an öffentlichen Volksſchulen.“) Beſtünden nur die 
Art. 146 und 174 RV., ſo wäre die Anſtellung von Diſſidenten bis 
zum Erlaß eines Reichsvolksſchulgeſetzes ohne Zweifel rechtlich un- 
zuläſſig. Die Frage iſt, welche Bedeutung demgegenüber Art. 136 
Abi. 2 RV. hat. Dabei kann man nicht einfach aus dieſer Ver⸗ 
faſſungsvorſchrift die Anſtellbarkeit diſſidentiſcher Lehrer ſchlechthin 
herleiten. Denn zunächſt müßte unterſucht werden, ob Art. 136 
Ab. 2 RV. das einzelne Amt oder nur die Amter im allgemeinen 
betrifft. Sodann könnte man darauf hinweiſen, daß Art. 136 Abſ. 2 
materiell gar kein neues Recht enthält, ſondern inhaltlich nur das 
Bundesgeſetz v. 3. 7. 1869 (BGBl. S. 292) übernimmt, das vor der 
Reichsverfaſſung niemals dahin ausgelegt worden iſt, daß danach 
ein diſſidentiſcher Lehrer an einer öffentlichen Volksſchule anzu⸗ 
ſtellen iſt. Man hätte ſich auch mit dem recht naheliegenden Ein⸗ 


) Vgl. auch die Regierungserklärung im Preußiſchen Landtag vom 
2. 4. 1930, Sten Ber. 13 271 ff. 

5) Ob ein Diſſident im Rahmen des § 41 Vu. als techniſcher 
Lehrer angeſtellt werden kann, kann hier dahingeſtellt bleiben, v. Bremen 
(Schulunterhaltungsgeſetz 2. Aufl. S. 114) nimmt es, ohne überzeugende 
Beweisführung, ſeinerſeits an. 
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wand auseinanderzuſetzen, daß gegenüber der Norm des Art. 136 
Abſ. 2 RV. die §§ 33 ff. BUG. in Verbindung mit Art. 174 Satz | 
RV. eine lex specialis darſtellen, eine Norm von der gleichen reichs⸗ 
verfaſſungsmäßigen Geltungskraft wie Art. 136 Abſ. 2 ſelbſt. Es 
wäre dann notwendig, demgegenüber grundſätzlich zu unterſuchen 
und klarzulegen, ob und in welcher Weiſe dieſe ſehr gewichtigen 
Bedenken gegen eine leichte Schlußfolgerung aus Art. 136 RV. 
behoben werden können. Etwa durch den Hinweis darauf, daß (wie 
oben gezeigt) Art. 149 RV. dem Lehrer, auch dem künftig anzu⸗ 
ſtellenden, die Niederlegung des Religionsunterrichts geſtattet, ohne 
ſeine Stellung im Syſtem der öffentlichen Volksſchule zu ändern, ſo 
daß man folgern könnte, daß er auch bei formellem Austritt aus der 
Religionsgeſellſchaft (meiſt aus den gleichen Motiven) rechtlich nicht 
anders ſtehen kann. Oder mit dem Hinweis auf ein aus dem 
Beamtenrecht ſich ergebendes Moment, daß nämlich der bereits 
planmäßig angeſtellte Volksſchullehrer, der aus der Religionsgeſell⸗ 
ſchaft austritt, nach geltendem Beamtenrecht nicht entlaſſen werden 
darf (auch nicht verwendungsunfähig wird, wie Armbruſter, 
Volksſch Arch. 28, 295, anzunehmen ſcheint), ſo daß ſich die inter⸗ 
eſſante und ſchwierige Rechtsfrage ergibt, ob es beamtenrechtlich 
möglich iſt, vor Anſtellung mehr und anderes zu fordern, als nach 
Anſtellung gegeben ſein muß. Oder ſchließlich (ohne daß dieſe Auf- 
zählung vollſtändig ſein ſoll) mit der Frageſtellung, ob Art. 136 
Wj. 2, wenn ſchon nicht auf das einzelne Amt anwendbar, und 
wenn ſchon ſpäter, nach Erlaß eines Reichsvolksſchulgeſetzes einem 
Vorbehalt der Stellen an Bekenntnisſchulen nicht widerſprechend, 
nicht doch für die gegenwärtige (lange) Übergangszeit dem ent⸗ 
gegenſteht, daß Diſſidenten 10 Jahre und länger von einer ganzen 
großen Gruppe öffentlicher Amter völlig ausgeſchloſſen ſind. Eine 
Frageſtellung, die damit, wie man ſieht, in die ſehr allgemeine, ganz 
grundſätzliche Frage mündet nach einer Wertordnung innerhalb 
der verſchiedenen Grundrechtsartikel der Reichsverfaſſung, nach 
einer Höherwertigkeit einzelner von ihnen, eine hier nur eben anzu⸗ 
deutende Perſpektive. 

Noch einmal: Mir lag nur daran, die rechtlichen Frageſtellungen 
zu präziſieren, Mißverſtändniſſe und m. E. irrige Vorausſetzungen 
beiſeite zu tun und beſonders bei dem Diſſidentenproblem, zu dem 
ich perſoͤnlich hier nicht Stellung nehmen möchte, die ganze Fülle 
der Rechtsfragen eben andeutend aufzuzeigen, von denen die 
Beantwortung abhängig iſt. 
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Die GZwanasetatifjieruna und 
das Anforderungsverfahren gegenüber Schulverbänden, 
nach der Rechtſprechung des Oberverwaltunasacrichts. 
Von Regierungsrat Dr. Otto Anſorge in Breslau. 

Die Verwaltung der äußeren Volksſchulangelegenheiten ſteht 
den Schulverbänden zu. Zu ihnen gehört alles, was ſich auf die 
Erbauung, Ausſtattung und Unterhaltung der Schulen ſowie auf 
die Verwaltung des Vermögens bezieht (OVG. vom 9. Januar 
1914 im Volksſch Arch. Bd. 13 S. 131; OVG. Bd. 66 ©. 264). 
Die Regierung übt hier nur aufſichtliche Befugniſſe aus. Sie hat in 
erſter Reihe im Verhandlungswege dahin zu wirken, daß alles, was 
ſie im Schulintereſſe für notwendig erachtet, durchgeführt wird. Sie 
hat aber auch die Möglichkeit, wenn ihre Einwirkung erfolglos 
bleibt, die Schulverbände zu beſtimmten Leiſtungen für die Schule 
zu zwingen. 

Die Zwangsmaßnahmen teilen ſich in zwei große Gruppen: 
ſolche wegen Schulbauleiſtungen und ſolche wegen Leiſtungen, die 
nicht Bauleiſtungen ſind. 

Für die Zwangsetatiſierung von Leiſtungen, die 
nicht Bauleiſtungen find, bildet für Geſamtſchulverbände der $ 48 
des ZuſtGeſ., für Eigenſchulverbände § 141 Landgemeindeordnung, 
für Stadtſchulverbände § 19 ZujtGej. die geſetzliche Grundlage. 
Die Zwangsetatiſierung iſt die nach Feſtſtellung ſeitens der zu⸗ 
ſtändigen Behörde unter Anführung von Gründen erlaſſene Ber- 
fügung der Eintragung einer Leiſtung in den Etat oder der Feſt⸗ 
ſtellung einer außerordentlichen Ausgabe (3 Bl. 1888 S. 599). 
Sie erſetzt von Aufſichts wegen die fehlende Zuſtimmung des Schul⸗ 
verbandes zur Leiſtung. Das Zwangsetatiſierungsverfahren beſteht 
aus zwei von einander getrennten Akten: der Feſtſtellung der 
Leiſtung Feſtſtellungsverfügung); und der Zwangsbelaſtung 
(Zwangsetatiſierungsverfügung). Wegen der Erforderniſſe einer 
Zwangsetatiſierungsverfügung ſiehe OVG. vom 7. Mai 1929, 
PrVerwBl. 1929 S. 572. Beide Verfügungen dürfen nicht in einem 
Akt verbunden werden, denn dem von der Feſtſtellung betroffenen 
Schulverbande muß Zeit gelaſſen werden, eventuell noch freiwillig 
der Feſtſtellung nachzukommen (OVG. Bd. 8 S. 48 ff., Volksſch Arch. 
Bd. XIII S. 46; OVG. Bd. 41 S. 191, Bd. 66 S. 251). Gegen⸗ 
ſtand der Zwangsetatiſierung können nur Geld leiſtungen, nicht 
aber Naturallieferungen oder Naturalleiſtungen ſein. Sollen 
letztere zwangsweiſe etatiſiert werden, ſo müſſen ſie in Geld um⸗ 
gerechnet werden (OVG. Bd. 36 S. 194 und OVG. vom 16. März 
1926, PrVerwBl. 1926 S. 359). Gegenſtand der Zwangs⸗ 
etatiſierung können nur Leiſtungen ſein, alſo Geldbeträge, die 
von der Gemeinde verausgabt werden ſollen, niemals aber Ein⸗ 
nahmen der Gemeinde, noch weniger Handlungen oder Beſchlüſſe 
der Gemeinden, durch welche erſt die Möglichkeit einer Einnahme 
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herbeigeführt wird, insbeſondere Geldmittel im Wege des Kredits 
beſchafft werden ſollen. Die Aufnahme einer Anleihe kann daher 
einer Gemeinde nicht durch Zwangsetatiſierung aufgegeben werden 
(OVG. Bd. 46 S. 9). Die Zwangsetatiſierung ijt nur beim Vor⸗ 
handenſein von 3 Vorausſetzungen zuläſſig (OVG. Bd. 80 S. 128). 
Die Zwangsetatiſierung ſetzt in ſachlicher Beziehung voraus, 
daß eine geſetzliche Verpflichtung des in Anſpruch genommenen 
Schul verbandes zu einer Leiſtung beſteht, in förmlicher Beziehung, 
daß die Verpflichtung zur Leiſtung einer beſtimmten Geldſumme 
für einen beſtimmten Zweck durch die zuſtändige Behörde 
nach ihrem Grunde und Betrage feſtgeſtellt ijt (OVG. Bd. 46 S. 11; 
OVG. vom 16. März 1926 PrVerwBl. 1926 S. 359). Sie fest 
weiter die Verweigerung oder einfache Unterlaſſung der feſtgeſtellten 
Leiſtung durch den Schulverband voraus (OVG. vom 6. Oktober 
1911, 3Bl. 1912 S. 294 und vom 16. März 1926). Die Zwangs⸗ 
etatiſierung iſt nur zuläſſig, wenn das öfen tliche Intereſſe 
an der Erfüllung einer dem Schulverbande obliegenden Leiſtung 
beteiligt ijt (OVG. vom 19. Dezember 1926, 38. 1917 S. 357, 
OVG. Bd. 61 S. 42 und Bd. 70 S. 57, 60). Im Hinblick auf das 
beteiligte öffentliche Intereſſe ſteht auch die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges für die Forderung von Lehrerbegiigen der Zwangs⸗ 
etatiſierung nicht entgegen (OVG. v. 16. März 1926, VolksſchArch. 
Bd. 24 S. 84). Iſt die Leiſtung aber ausgeführt, ſo iſt dem öffent⸗ 
lichen Intereſſe Genüge geſchehen und der Weg der Zwangs⸗ 
etatiſierung nicht gegeben (OVG. vom 30. April 1929, PrVerwBl. 


fat 


1929 S. 572 und vom 7. Dezember 1926 PrBVerwBl. 1927 ©. 406). 


I. Die Feſtſtellung der Leiſtung. 

Die Feſtſtellung der Leiſtung iſt an die vermeintlich Leiſtungs⸗ 
pflichtigen zu erlaſſen und muß konkret erfolgen; ſie kann nicht da⸗ 
durch erſetzt werden, daß ein die Verpflichtung zur Leiſtung all⸗ 
gemein ausſprechender, aber die Leiſtung nicht feſtſetzender 
Miniſterialerlaß (3. B. der Lehrmittelerlaß vom 25. Juni 1924) 
dem Schulverbande zur Außerung mitgeteilt wird (OVG. Bd. 48 
S. 132). Es genügt deshalb auch nicht, daß dem Schulverbande 
mitgeteilt wird, die Behörde habe die Zwangsetatiſierung beantragt. 
Die Leiſtung wird von der Schulaufſichtsbehörde als eine gerade 
dem betreffenden Schulverbande (OVG. Bd. 23 S. 122) geſetzlich 
obliegende feſtgeſtellt. Auch wenn die Feſtſtellungsverfügung nicht 
direkt an den Schulverband gerichtet wird, ſondern der Landrat im 
Auftrage der Regierung dem Schulverbande Kenntnis von dem 
Inhalt der Verfügung gibt, iſt die Feſtſtellungsverfügung als dem 
Schulverbande gegenüber ergangen anzuſehen (Volksſch Arch. 
13. Jahrg. S. 250). Es iſt nicht erforderlich, daß in der Feſt⸗ 
ſtellungsverfügung der Betrag der Leiſtung zahlenmäßig genau an⸗ 
gegeben wird, ſondern es genügt, wenn die feſtſtellende Behörde 
den Betrag derart bezeichnet, daß er ohne weiteres errechnet werden 
kann, z. B. die Feſtſetzung von Bezügen „vorbehaltlich ſpäterer 
Beſoldungserhöhungen (OVG. Bd. 79 S. 29, PrVerwBl. 22 


104 A. Abhandlungen. 


S. 119, 29 S. 572). Der vorherigen Feſtſtellung bedarf es ſelbſt 
dann, wenn die Leiſtung nicht ihrem Betrage, ſondern nur dem 
Grunde nach ſtreitig ijt. Feſtgeſtellt werden kann auch eine 
Verpflichtung zur Erfüllung von Leiſtungen für eine zurückliegende 
Zeit. Dagegen kann dadurch nicht die Verpflichtung zur Zahlung 
rückſtändiger Beträge begründet werden (OVG. Bd. 55 S. 196, 
Bd. 61 S. 47, Entſcheidung des OVG. vom 12. Oktober 1926 — 
VIII A 24 — Erlaß vom 6. Januar 1927 U III E Nr. 2841/26). Zu⸗ 
läſſig iſt ferner die Feſtſtellung künftig ſtändig wiederkehrender 
Leiſtungen, wenn ſie dem Betrage nach genügend beſtimmt werden 
können (OVG. Bd. 30 S. 142, Bd. 43 S. 111, Bd. 77 S. 120). 
Ein praktiſches Beiſpiel ſiehe im ZB. 1924 ©. 116. 

Die Feſtſtellung der Leiſtung hat durch die zuſtändige 
Behörde zu geſchehen. Wer iſt nun die zuſtändige Behörde, die zur 
Feſtſtellung von Leiſtungen, ſoweit ſie nicht Schulbauleiſtungen ſind, 
gegenüber Schulverbänden berufen iſt? 

a) Grundſätzlich iſt die Regierung als Schul⸗ 
aufſichtsbehörde diejenige Behörde, die nach § 18 e der 
Regierungsinſtruktion zur Feſtſetzung der ſtreitigen Leiſtung befugt 
iit (OVG. Bd. 46 S. 210-214, Bd. 59 S. 195—199, Bd. 65 S. 222, 
Bd. 60 S. 213, PrVerwBl. 1926 S. 359). Dieſe Zuſtändigkeit der Re⸗ 
gierung iſt durch den Erlaß des Anforderungsgeſetzes vom 26. Mai 
1887 weſentlich eingeſchränkt worden. In der Zuſtändigkeit der 
Schulaufſichtsbehörde ſind nur verblieben die von jeher beſtehenden 
Leiſtungen, die durch eine poſitive zwingende Vorſchrift des Geſetzes 
oder rechtsbeſtändige Normen der örtlichen Schulverfaſſung nicht 
nur bezüglich ihres Umfanges, ſondern auch des Eintritts ihrer 
Verpflichtung feſt beſtimmt, jedem behördlichem Ermeſſen entzogen 
iind (OB G. Bd. 22 S. 147, Bd. 24 S. 133, Volksſch Arch. XXI. Bd. 
S. 34, IV. Bd. S. 150). Zur Zuſtändigkeit der Schulaufſichts⸗ 
behörde gehört z. B. die Feſtſtellung des jährlichen Heizbedarfs für 
die Schule und der Schulverbandsbeiträge (VolksſchArch. 27. Bd. 
S. 355), die Feſtſetzung der Koſten des Haushaltungsunterrichts 
(Entſch. des OVG. v. 20. Juni 1922, veröffentlicht durch Miniſterial⸗ 
erlaß vom 7. Februar 1923). Die Schulaufſichtsbehörde iſt zur Feſt⸗ 
ſtellung nicht nur gegenüber Geſamtſchulverbänden, ſondern auch 
gegenüber Eigenſchulverbänden zuſtändig, denn auch bei Eigen⸗ 
ſchulverbänden handelt es ſich um Leiſtungen, die von der Ge⸗ 
meinde als Schulverband aufzubringen find (OVG. Bo. 65 S. 221). 
Gegen die Feſtſtellungsverfügung iſt das Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren nicht zuläſſig (Beſcheid des OVG. vom 27. September 
1927 in der Zeitſchrift „Schulverband“ 1928 S. 175), ſondern nur 
die Aufſichtsbeſchwerde gegeben. Im Zwangsetatiſierungsverfahren 
iſt die Aufſichtsbehörde nicht zur Feſtſtellung der Leiſtung berufen, 
wenn die Entſcheidung über die ſtreitige Verpflichtung durch Geſetz 
einer andern Behörde zugewieſen iſt, z. B. wo der Ausſpruch über 
die Verpflichtung im ordentlichen Rechtswege herbeigeführt werden 
kann (OVG. Bd. 75 S. 78; PrVerwBl. 1927 S. 456). 
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b) Wo es ſich um neue oder erhöhte Leiſtungen handelt, 
über die nach Maßgabe des Schulbedürfniſſes und nach dem Er⸗ 
meſſen der Verwaltungsbehörde zu befinden iſt, ſind an Stelle der 
Schulaufſichtsbehörde nach dem Geſetz vom 26. Mai 1857 die 
Beſchlußbehörden (reisausſchuß bzw. Bezirksausſchuß und 
Provinzialrat) zur Feſtſtellung der Leiſtung zuſtändig (OVG. Bd. 24 
S. 128, Bd. 23 S. 117). Hier hat die Regierung bei der Beſchluß⸗ 
behörde die Feſtſtellung zu beantragen. 

Das Anwendungsgebiet des Geſetzes von 1887 erſtreckt ſich 
auf alle Fälle, in denen die Verpflichtung des Schulverbandes zu 
einer Leiſtung zwar aus einer abſtrakten Rechtsnorm (3. B. § 1 
Abſ. 1 Volksſchulunterhaltungsgeſetz: die Errichtung und Unter⸗ 
haltung der öffentlichen Volksſchulen liegt den bürgerlichen Ge⸗ 
meinden und ſelbſtändigen Gutsbezirken ob) entſpringt, aber im 
Einzelfalle bei Weigerung erſt unter Anwendung dieſer Norm und 
des behördlichen Ermeſſens durch konkrete Anordnung noch be⸗ 
gründet werden muß (OVG. Bd. 22 S. 147—150, Bd. 59 S. 199, 
Bd. 46 S. 214). Von dem Ermeſſen der Schulaufſichtsbehörde iſt 
aber die Feſtſtellung der Verpflichtung der Schulunterhaltungs⸗ 
pflichtigen nicht nur dann abhängig, wenn dieſes Ermeſſen lediglich 
und unmittelbar auf die Entſcheidung beſchränkt iſt, ob und 
gegebenenfalls in welcher Höhe eine vermögensrechtliche Leiſtung 
von den Schulunterhaltungspflichtigen zu fordern ſei, ſondern auch 
ſchon dann, wenn diejenige Maßnahme, welche kraft Geſetzes die 
Verpflichtung zu jener Leiſtung nach ſich zieht, in das Ermeſſen 
der Schulaufſichtsbehörde geſtellt iſt. Denn auch dann wird „die zu 
gewährende Anforderung nach dem Ermeſſen der Verwaltungs⸗ 
behörde beſtimmt“ (§ 2 des Geſetzes vom 26. Mai 1887), wenn 
durch die Ausübung des Ermeſſens diejenigen Vorausſetzungen, 
welche die Leiſtung zur notwendigen Folge haben, erſt geſchaffen 
werden. In einem ſolchen Falle wird durch das Ermeſſen der Ver⸗ 
waltungsbehörde die Verpflichtung zur Leiſtung mittelbar begründet 
(vgl. OVG. vom 18. Dezember 1923, im Volksſch Arch. 21. Bd. 
S. 34, OVG. Bd. 59 S. 187 und S. 195). Mangelndes Ein⸗ 
verſtändnis im Sinne des § 2 des Anforderungsgeſetzes liegt vor, 
wenn die Schulaufſichtsbehörde die Errichtung einer neuen Lehrerin⸗ 
ſtelle verlangt, der Schulverband ſtatt deſſen aber die An⸗ 
ſtellung eines Lehrers beſchließt (OVG. vom 1. Mai 1928, Schul- 
verband 1928 S. 461). 

Der Kreisausſchuß iſt anzugehen, durch Beſchluß die zu 
gewährende Anforderung feſtzuſtellen (BVI. 1888 S. 281, 
595—599, S. 731). Der Kreisausſchuß beſchließt, ob und in 
welchem Betrage die von der Schulaufſichtsbehörde geſtellte, durch 
neue oder erhöhte Leiſtungen der zur Unterhaltung der Schule Ver⸗ 
pflichteten zu gewährende Anforderung feſtzuſtellen iſt (3Bl. 1888 
S. 733, 281). Es kann alſo nur die eine konkrete Leiſtung betreffende 
Anforderung feſtgeſtellt werden, nicht eine abſtrakte Norm, nach der 
künftig Leiſtungen zu fordern oder zu gewähren find (OVG. Bd. 24 
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S. 128). Die Beſchlußfaſſung des Kreisausſchuſſes geſchieht zwar 
mit Rückſicht auf das Bedürfnis der Schule und 
die Leiſtungsfähigkeit der Verpflichteten, doch kommen 
dieſe Momente nur unter dem Geſichtspunkte von Erwägungs⸗ 
gründen in Betracht (Erlaß v. 15. Jan. 1888, 3Bl. 1888 S. 282 
und 598). Die Feſtſtellung des Bedürfniſſes der Schule und der 
Leiſtungsfähigkeit der Verpflichteten iſt nicht etwa Gegen ſt and 
der Beſchlußfaſſung des Kreisausſchuſſes, ſondern Sache der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde. Ergibt fic) bei der vorhergehenden Prüfung der 
Regierung, daß die Verpflichteten nur teilweiſe leiſtungsfähig ſind, 
jo muß die Regierung den Ergänzungszuſchuß feſtſetzen (3 Bl. 1888 
S. 596-598). Die Regierung hat ſtets vor Stellung eines An⸗ 
forderungsantrages die Leiſtungsfähigkeit eines Schulverbandes von 
Amts wegen zu prüfen und gegebenenfalls vorher den etwa er⸗ 
forderlichen laufenden Ergänzungszuſchuß im Rahmen der verfüg⸗ 
baren Mittel feſtzuſetzen (Miniſterialerlaß vom 28. September 1922 
— U II E 5458 —). Fordert die Schulaufſichtsbehörde eine un⸗ 
bedingte Leiſtung für die Volksſchule, ſo dürfen die Beſchluß⸗ 
behörden bei Feſtſtellung der Leiſtung dieſe nicht von einer Be⸗ 
dingung, z. B. der Bewilligung eines Ergänzungszuſchuſſes in 
beſtimmter Höhe, abhängig machen. Unzuläſſig iſt insbeſondere der 
Beſchluß, die Leiſtung ſei nur ſolange, als die in Ausſicht geſtellte 
Staatsbeihilfe gewährt werde, zu bewirken. Die Leiſtungsfähigkeit 
der Unterhaltungspflichtigen iſt unter Einrechnung der in Ausſicht 
geſtellten Staatsbeihilfe zu bemeſſen (OVG. Bd. 53 S. 189, Volksſch.⸗ 
Archiv Bd. 8 S. 74, ſ. auch Erlaſſe v. 15. Mai 1888, 19. Mai 1888, 
3Bl. 1888 S. 595-599). Über die Frage, ob die Staatsbeihilfe zu⸗ 
rückzuziehen iſt, ſteht allein den Staatsverwaltungsbehörden die Ent⸗ 
ſcheidung zu, und ſie haben dabei zu prüfen, ob der Schulverband 
ohne die Staatsbeihilfe leiſtungsfähig ſein würde. Zu einer Nach⸗ 
prüfung dieſer Entſchließung iſt die Beſchlußbehörde nicht berufen. 
Es trifft zu, daß dann das Feſtſtellungsverfahren nicht offen ſteht, 
da eine „neue oder erhöhte Leiſtung“ nicht in Frage ſteht, und daß 
alſo die Beſchlußbehörde mit ihrer einmaligen Feſtſtellung der An⸗ 
forderung endgültig die Verpflichtung des Schulverbandes aus⸗ 
geſprochen haben würde. Es iſt dies aber nur die Folge davon, daß 
nach bisherigem Recht über die Zurückziehung der Beihilfe die 
Beſchlußbehörden nicht zu befinden haben und daß andererſeits mit 
der ſicher in Ausſicht ſtehenden Beihilfe als einem feſten Einnahme⸗ 
poſten gerechnet werden kann (OVG. vom 17. Juni 1908, BEL. 
1908 ©. 831). 

Die Beſchlußbehörden haben die von der Schulaufſichts⸗ 
behörde geſtellten Anforderungen auf Grund des Geſetzes vom 
26. Mai 1887 nicht nur mit Rückſicht auf das Bedürfnis der Schule, 
ſondern darüber hinaus auf ihre Geſetz- und Rechtmäßigkeit zu 
prüfen (OVG. Bd. 23 S. 117). 

. Die hauptſächlichen praktischen Anwendungsfälle des An⸗ 
forderungsverfahrens ſind die zwangsweiſe Bereitſtellung von 
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Mitteln für neu zu errichtende Schulſtellen (OVG. Bd. 50 S. 169), 
die Aufbringung der Vertretungskoſten für die Vertreter von 
behinderten Inhabern von Planſtellen (OVG. Bd. 22 S. 147) 
— j. aber OVG. Bd. 45 S. 215 und PrVerwBl. 29. Jahrg. S. 517, 
(Volksſch Arch. 7. Jahrg. S. 168): die Verwendung von Erſparniſſen 
aus dem Stellengehalt zu Stellvertretungskoſten kann die Schul⸗ 
aufſichtsbehörde ohne Mitwirkung der Beſchlußbehörden anordnen —, 
die zwangsweiſe Bereitſtellung von Mitteln für neue Lehrmittel, 
die Anforderung von Koſten, welche durch Anſtellung einer er⸗ 
wachſenen Perſon für das Reinigen der Schule entſtehen (Volksſch.⸗ 
Archiv Bd. 13 S. 285), die Vergütung für nebenamtlichen Hand⸗ 
arbeitsunterricht (Miniſterialerlaß vom 16. Juni 1927, Volksſch.⸗ 
Archiv Bd. 25 S. 41, 3Bl. 1929 ©. 14), Beſchaffung der Reichs⸗ 
und Landesflaggen (Erlaß vom 16. Juli 1929 — UA 1738 —). 
Bei Errichtung neuer Schulſtellen iſt zu beachten, daß die Er⸗ 
richtung ſelbſt Sache der Schulbehörde, die Aufbringung der Mittel 
Aufgabe der Schulunterhaltungsträger iſt (Entſch. OVG. im 
VolksſchArch. Bd. 21 S. 33). Über die Schaffung neuer Kon⸗ 
rektorſtellen ſiehe von Rohrſcheidt, Anm. zu 81 Ziff. 35: Zur zwangs⸗ 
weiſen Neuerrichtung einer Konrektorſtelle, d. h. zur Be⸗ 
ſchaffung der Mittel, iſt das Anforderungsverfahren notwendig. 
Zur Umwandlung einer Lehrerſtelle in eine Konrektorſtelle iſt kein 
Zwangsverfahren mehr zuläſſig, da ſeit dem 1. April 1922 die 
früheren Vorausleiſtungen des Schul verbandes für Konrektorſtellen 
weggefallen ſind, ſo daß eine Mehrleiſtung gegenüber gewöhnlichen 
Lehrerſtellen nicht eintritt (Entſch. OVG. vom 18. Dezember 1923, 
Volksſch Arch. 21. Bd. S. 29 ff.). 

II. Die Zwangsetatiſierungs verfügung. 

Iſt die Feſtſtellungsverfügung erlaſſen und unterläßt es der 
Schulverband, der Feſtſtellung der Schulaufſichtsbehörde oder der 
Beſchlußbehörde nachzukommen, ſo wird zur Erfüllung der Leiſtung 
die eigentliche Zwangsetatiſierungsverfügung erlaſſen und zu⸗ 
geſtellt. Die Einlegung eines Rechtsmittels gegen die Feſt⸗ 
ſtellungs verfügung hindert, wenn keine Aufhebung oder 
Anderung der Verfügung erfolgt iſt, die Zwangsetatiſierung nicht. 
Auch die Zuläſſigkeit des Rechtswegs ſteht der Zwangsetatiſierung 
nicht entgegen (OVG. vom 16. März 1926, PrVerwBl. S. 359). 
Die Zwangsetatiſierungsverfügung ijt die mit Gründen verſehene 
Verfügung der Einſtellung der Leiſtung in den Etat bzw. die 
Feſtſtellung der Leiſtung als außerordentliche Ausgabe.“) Wenn dieſe 
Anordnung fehlt, liegt keine Zwangsetatiſierungsverfügung vor 
(Beſcheid des OVG. vom 27. September 1927, Schulverband 1928 
S. 175). Es iſt nicht erforderlich, daß in der Zwangsetatiſierungs⸗ 
verfügung ausdrücklich die „Einſtellung“ des Betrages in den 
Haushaltsplan verfügt wird, ſondern es genügt, daß die Ver⸗ 


1) Über die Erforderniſſe der Zwangsetatiſierungsverfügung ſiehe 
OVG. vom 7. Mai 1929, PrVerwBl. 1929 S. 572. 


w 
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fügung ihrem Sinn nach keinen Zweifel darüber läßt (OVG. vom 
24. März 1925, Volksſch Arch. Bd. 25 S. 170). Als außerordent⸗ 
liche Ausgabe iſt die Leiſtung dann feſtzuſtellen — oder beſſer feſt⸗ 
zuſetzen (j. Weinreich a. a. O. S. 516) —, wenn ein Voranſchlag 
überhaupt fehlt oder bereits vorher von den Körperſchaften feſt⸗ 
geſtellt war. Zuſtändig zum Erlaß der Zwangsetatiſierungs⸗ 
verfügung iſt bei Eigenſchulverbänden und Geſamtſchulverbänden 
der Landrat (bei Eigenſchulverbänden, die von Städten gebildet 
werden, gemäß § 19 des ZuſtGeſ. der Regierungspräſident OVG. 
Bd. 74 S. 3070). Zwangsetatiſierung gegen eine Stadtgemeinde 
ſ. OVG. vom 30. April 1929 PrVerwBl. S. 572. Bei Geſamt⸗ 
ſchulverbänden ergibt ſich die Zuſtändigkeit des Landrats aus § 48 
des ZuſtGeſ., bei Eigenſchulverbänden nicht etwa aus den §§ 35 
und 48 des ZuſtGeſ., ſondern aus § 141 der Landgemeindeordnung, 
der für den Geltungsbereich der Landgemeindeordnung an die Stelle 
des § 35 des ZuſtGeſ. getreten ijt ($ 146 der Landgemeindeordnung; 
OVG. Bd. 65 S. 221, 223, Bd. 69 S. 256, 258; VolksſchArch. 
Bd. VIII S. 148). Die Zwangsetatiſierungsbehörde hat zu prüfen, 
ob die Leiſtung von der zuſtändigen Behörde feſtgeſtellt worden iſt. 
Sie iſt nicht berechtigt, die Leiſtungsverpflichtung anders zu be⸗ 
gründen, als die Feſtſtellungsbehörde (OVG. Bd. 72 S. 228). Bei 
wiederkehrenden Leiſtungen iſt die Leiſtung der fälligen Beträge als 
außerordentliche Ausgabe außerhalb des Jahresetats und die Ein⸗ 
tragung der künftig fällig werdenden Leiſtungen in die künftigen 


Jahresetats zu verfügen (OVG. Bd. 63 S. 218; Volksſch Arch. 
Bd. 13 S. 68; vgl. dazu auch OVG. Bd. 30 S. 240, Bd. 43 
S. 111, Bd. 77 S. 120). Fortlaufende Leiſtungen können nicht etwa 


als außerordentliche Ausgaben feſtgeſtellt werden, denn wieder⸗ 
kehrende jährliche Ausgaben, deren Betrag ſich beſtimmen läßt, 
müſſen durch die Jahresetats der Gemeinden nachgewieſen werden 
(vgl. §§ 66, 67 der Städteordnung). Bereits ausgeführte Leiſtungen 
können nicht mehr zwangsweiſe etatiſiert werden (OVG. Bd. 61 
S. 227). Es kann auch nicht eine Verpflichtung zur Zahlung von 
Beträgen für die Vergangenheit begründet werden. Dagegen 
kann die Erfüllung einer für die Vergangenheit bereits beſtehenden 
geſetzlichen Verpflichtung als eine dem betreffenden Schulverbande 
geſetzlich obliegende Leiſtung feſtgeſtellt werden (OVG. Bd. 61 
S. 42—47, Bd. 55 S. 196). Ait eine Leiſtung, zu der der Schul⸗ 
verband bereits im abgelaufenen Rechnungsjahr verpflichtet war, 
unerfüllt geblieben, ſo müſſen die Geldmittel zu ihrer Erfüllung 
ebenſo aufgebracht werden, wie die Geldmittel, welche zur Erfüllung 
der das ſpätere Etatsjahr betreffenden Verpflichtungen notwendig 
iind (OVG. vom 25. September 1903, PrVerwBl. 25 S. 679, 680; 
Entſch. d. OVG. vom 12. Oktober 1926 — VIII A 24/25 —; Rund⸗ 
erlaß des MFWRUY. vom 6. Januar 1927 — U III E Nr. 2841/26 
UIID —). Gegen die Zwangsetatiſierungsverfügung ijt binnen 
2 Wochen nach Zuſtellung die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
gegeben. Dieſelbe iſt von Geſamtſchulverbänden nicht nur gegen 
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den Landrat auf Aufhebung der Zwangsetatiſierungsverfügung, 
ſondern auch gegen denjenigen zu richten, der an Stelle des In⸗ 
anſpruchgenommenen zur Leiſtung für verpflichtet erachtet wird 
(§ 48 Abſ. 2). Dagegen ſchreibt § 141 der Landgemeindeordnung 
für Eigenſchulverbände die Mitverklagung des Dritten nicht vor 
(OVG. Bd. 69 S. 257). Für den Verwaltungsrichter iſt eine Feſt⸗ 
ſtellung, welche in dem formell und durch Inſtanzenzug geregelten 
Beſchlußverfahren nach dem Geſetz vom 26. Mai 1887 getroffen iſt, 
bezüglich der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit 
bindend, nicht jedoch bezüglich der Rechtmäßigkeit (OVG. Bd. 23 
S. 124). Es kann alſo im Verwaltungsſtreitverfahren noch geltend 
gemacht werden, daß der Inanſpruchgenommene rechtlich nicht ver⸗ 
pflichtet ſei, weil ein anderer verpflichtet ſei, oder daß die Leiſtung 
von der feſtſtellenden Behörde innerhalb ihrer Zuſtändigkeit oder 
nach dem materiellen Recht überhaupt nicht hätte feſtgeſtellt 
werden können (OVG. Bd. 23 S. 123, JW. 1926 S. 894). 
Gegenüber Feſtſtellungen der Schulaufſichtsbehörde, gegen die nur 
die formloſe Beſchwerde im Aufſichtswege zuläſſig iſt, hat der Ver⸗ 
waltungsrichter nachzuprüfen, ob die Behörde ſich in den Grenzen 
ihrer Zuſtändigkeit gehalten hat und die Leiſtung dem In⸗ 
anſpruchgenommenen geſetzlich und materiellrechtlich oblag (OVG. 
Bd. 66 S. 272). Hier iſt alſo die Rechtskontrolle unbeſchränkt. 
Die Zwangsetatiſierung erſetzt von Aufſichts wegen die fehlende 
Zuſtimmung des Schulverbandes zu der Leiſtung. 

Zur Vollſtreckung der Zwangsetatiſierungsverfügung iſt nicht 
die Schulaufſichtsbehörde berufen; ſie liegt dem Landrat ob (Er⸗ 
laß vom 13. Februar 1889, 3Bl. 1889 S. 428/429 und Entſcheidung 
des OVG. v. 25. März 1904, BBL. S. 497, Volksſch Arch. 3. Jahrg. 
S. 319). Bei Eigenſchulverbänden kann der Landrat ohne weiteres 
zu Zwangsmaßnahmen gegen die Gemeinde nach Maßgabe der Ver- 
ordnung über das Verwaltungszwangsverfahren vom 15. Nov. 
1899 ſchreiten. Er iſt aber auch berechtigt, zur Durchführung der 
Zwangsetatiſierungsverfügung die Umlegung des Betrages auf die 
Gemeindemitglieder und die Einziehung gu fordern, denn durch 
die Zwangsetatiſierung wird für die Durchführung der Feſtſtellung 
ein Weg eröffnet, der von der Zwangsvollſtreckung in das Ver⸗ 
mögen von Gemeinden verſchieden iſt und unter Umſtänden allein 
zum Ziele führt, wenn die Zwangsvollſtreckung wegen Mangel an 
Vermögensſtücken verſagt. Der Landrat kann aber auch im Wege 
der Vollſtreckung der Zwangsetatiſierungsverfügung die Aufſtellung 
der Repartitionsliſte ſelbſt in die Hand nehmen und den Schul⸗ 
kaſſenrendanten — nötigenfalls durch Zwangsſtrafen — zur Ein⸗ 
ziehung nötigen (vgl. Entſch. OVG. vom 25. März 1904, Volksſch.⸗ 
Archiv 3. Jahrg. S. 319). Bei Geſamtſchulverbänden iſt durch die 
Zwangsetatiſierung die Grundlage gewonnen, die Ausgabe aus 
bereiten Mitteln der Schulkaſſe zahlen oder gemäß § 54 BUG. 
durch den Verbandsvorſteher auf die zum Geſamtſchulverband 
gehörigen Gemeinden ausſchreiben und alsdann beitreiben zu laſſen 
(Hübener im PrVerwBl. 1924/25 S. 234). 
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Der Gang des Verfahrens in der Praxis ijt demnach — 
an einem Beiſpiel nachgewieſen — etwa folgender: 

Der Geſamtſchulverband A. weigert ſich, die Koſten für eine 
notwendige neue Lehrerſtelle bereitzuſtellen. Da es ſich um eine 
neue Leiſtung des Schulverbandes handelt, über die nach Maßgabe 
des Schulbedürfniſſes und nach dem Ermeſſen der Verwaltungs⸗ 
behörde zu befinden iſt, iſt für die Feſtſtellung der Leiſtung nicht 
die Schulaufſichtsbehörde, ſondern die Beſchlußbehörde zuſtändig. 
Die Regierung hat deshalb beim Kreisausſchuß die Feſtſtellung der 
Verpflichtung zur Tragung der Koſten für die neu zu errichtende 
Lehrerſtelle in beſtimmter Höhe zu beantragen. Kreisausſchuß und 
auf Beſchwerde des Schulverbandes der Provinzialrat beſchließen 
demgemäß. Der Schulverband unterläßt es, der rechtskräftigen 
Feſtſtellung nachzukommen. Die Regierung erſucht den Landrat 
gemäß § 48 des Zuſtändigkeitsgeſetzes zu verfahren. Der Landrat 
erläßt etwa folgende Verfügung: 

„Nachdem der Geſamtſchulverband A. es unterlaſſen hat, der 
von den Beſchlußbehörden rechtskräftig feſtgeſtellten Verpflichtung 
zur Aufbringung der Beiträge für die neu zu errichtende dritte 


Lehrerſtelle im Betrage von jährlich .... AM nachzukommen, 
ordne ich hiermit gemäß § 48 des ZuſtGeſ. die Zahlung der rück⸗ 
ſtändigen Beträge in Höhe von .... RM als außerordentliche 


Ausgabe über den Etat des Rechnungsjahres 1931 hinaus und die 
Eintragung der künftig fällig werdenden Leiſtungen in die künftigen 
Jahresetats in Höhe von jährlich .... AM an.“ 


Literatur: 

Jebens: Die Zwangsetatiſierung gegenüber kommunalen Ver⸗ 
bänden PrVerwBl. 18. Jahrg. S. 1, 13 ff. 

Wiehler: Zwangsetatiſierung gegen Schulverbände. PrVerwBl. 
25. Jahrg. S. 363. 

Von Doemming: Die Zwangsetatiſierung gegenüber Kirchen⸗ 
gemeinden, PrVerwBl. 29. Jahrg. S. 865. 

Hübener: Zwangsmaßnahmen gegen öffentlich- rechtliche Ber- 
bände im PrVerwBl. 1924/25 S. 234. 

Friedrichs: In der Verwaltungsrechtspflege Bd. 3 S. 1246 
und in der Zeitſchrift „Staats- und Selbſtverwaltung“ vom 16. 2. 1926. 

Weinreich: Die Zwangsetatiſierung, Verwaltungsarchiv 13. Bd. 
S. 497 ff. 


3. 
Kleine Aufſätze. 
A. Einquartierungslaſt und Schule. 
Von Regierungsrat Schulte in Breslau. 
Bei den letzten Manövern der Reichswehr iſt wiederholt die 


Frage praktiſch geworden, ob und inwieweit Schule und Lehrer 
der Einquartierungslaſt unterliegen, zumal die Klaſſenzimmer nach 


Forträumung der Bänke offenbar als beſonders geeignete Cin- 
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nvtierungslofale betrachtet werden. Wenn auch Schule und 
jrer gern, auch über den Rahmen der geſetzlichen Verpflichtung 
taus, diesbezüglichen Anforderungen nachkommen werden, jo ſei 
hh im Folgenden einmal die Rechtslage nachgeprüft. 

In Frage kommen hier das Geſetz, betr. die Quartier⸗ 
eiſtung für die bewaffnete Macht während des Friedens⸗ 
huftandes vom 25. Juni 1868 (BGBl. S. 523) und das Geſetz 
über die Naturalleiſtungen für die bewaffnete Macht im 
rieden vom 24. Mai 1898 (RG Bl. ©. 361) in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 6. April 1925 (RGBl. S. 44). 

Nach § 4 des erſtgenannten Geſetzes find von der Quartier⸗ 
leiſtungspflicht u. a. gemäß Ziffer 3 befreit: „Diejenigen Gebäude 
oder Gebäudeteile, welche zu einem öffentlichen Dienſt oder Ge- 
brauch beſtimmt find, ohne Rückſicht auf deren Eigentumsverhält⸗ 
hiffe, inſonderheit alſo die zum Gebrauch von Behörden beſtimmten 
.. Gebäude und Gebäudeteile“, ferner nach Ziffer 4: „Univerſitäts⸗ 
und andere zum öffentlichen Unterricht beſtimmte Gebäude.“ Die 
Schulen und Lehrerdienſtwohnungen find ſomit von der Ein⸗ 
quartierungslaft befreit. Erwähnt jei noch in dieſem Zu⸗ 
ammenhang, daß nach § 4 Ziff. 5 und 6 auch Kirchen und kirch⸗ 
iche Gebäude, Armen⸗, Waiſen⸗ und Krankenhäuſer, Beſſerungs⸗, 
Aufbewahrungs⸗ und Gefängnisanſtalten ſowie Gebäude, welche 
milden Stiftungen angehören und für deren Zwecke unmittelbar 
benutzt werden, befreit ſind. 

Das Naturalleiſtungsgeſetz unterſcheidet zwiſchen Vorſpann, 
Naturalverpflegung und Fourage. Zur Stellung von Vorſpann 
ſind nach § 3 alle „Beſitzer von Zugtieren und Wagen“ ver⸗ 
pflichtet. Nach § 3 Ziff. 3 find befreit: „Offiziere, Beamte im 
Reichs⸗, Staats⸗ oder Kommunaldienſt hinſichtlich der zur Aus⸗ 
übung ihres Dienſtes oder Berufs notwendigen Pferde.“ Ein 
Lehrer, der etwa zur Beſtellung des Schulackers Wagen oder ein 
Geſpann von Pferden oder Zugochſen beſitzt, würde ſomit vor⸗ 
ſpannpflichtig ſein. Dasſelbe dürfte, wenn auch das Geſetz und die 
AusfVero. vom 28. September 1925 (RGGBl. S. 365) den Fall 
nicht ausdrücklich regeln, für Lehrer gelten, die ein Auto beſitzen. 

Zur Verabreichung der Naturalverpflegung (§ 4) 
ift der Duartiergeber verpflichtet. Wer alfo von der Quartier⸗ 
leiſtungspflicht befreit iſt, iſt auch von der Pflicht zur Natural⸗ 
verpflegung befreit. 

Ferner ſind alle Beſitzer von Fouragebeſtänden zur Ver⸗ 
abreichung der Fourage verpflichtet. Jedoch finden die im 
§ 3 feſtgeſtellten Befreiungen auch hier inſoweit Anwendung, als 
der vorhandene Fouragebedarf für den Unterhalt derjenigen 
Pferde erforderlich iſt, auf welche ſich die Befreiung bezieht. Die 
Fouragepflicht beſteht ſomit hinſichtlich der privat gehaltenen 
Zugtiere. 

Ferner enthält das Geſetz noch beſondere Beſtimmungen über 
die Pflicht zur Stellung von Schiffsfahrzeugen für die Reichs⸗ 
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marine (§ 10), über die Benutzung kultivierter Grundſtücke 
Truppenübungen (§ 11) und über die Pflicht zur Geſtattung dne 
Mitbenutzung von Brunnen. Ne 
Bemerkt fei noch, daß die für Kriegszeiten geltende. 
diesbezüglichen geſetzlichen Vorſchriften auf Grund des Verſaillez⸗ 
Friedensvertrages aufgehoben werden mußten. t 


B. Einbehaltung von Reichsſteueranteilen 
zur Deckung von Einnahmereſten an Stellenbeiträgen 
zur Landesſchulkaſſe und Landesmittelſchulkaſſe. 


Von Oberregierungsrat Calinich, Breslau. 


Bei der großen wirtſchaftlichen Not, in der wir uns zur Zeit 
befinden, fällt es den Schulverbänden und Schulträgern ſchwer! 
die Schulſtellenbeiträge, zu deren Zahlung ſie nach § 1 des Volks⸗ 
ſchulunterhaltungsgeſetzes vom 28. Juni 1906 (GS. S. 335), § AX 
des Volksſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetzes vom 1. Mai 1928 (GS; 
S. 125) und §§ 18 und 21 des Mittelſchullehrer-Beſoldungsgeſetzes 
vom 30. April 1928 (GS. S. 149) verpflichtet find, rechtzeitig am 
die Landesſchulkaſſe und Landesmittelſchulkaſſe zu entrichten. Nach 
den Miniſterialerlaſſen vom 29. Oktober 1925 — UIII E 14077 
M IB 4051, Md. IV St. 1176 — 3BlUuV. S. 330) und vom 
27. Januar 1926 — U III E 2370/25, III D FM. IB 7246, Mody. 
IV St. 1628 — (PrBeſBl. S. 17) können zur Deckung der rück⸗ 
ſtändigen Schulſtellenbeiträge die Reichsſteueranteile (Einkommens⸗, 
Körperſchafts⸗, Umſatzſteuer), die an die Gemeinden zur Aus⸗ 
ſchüttung gelangen, von den Kreiskommunalkaſſen einbehalten 
werden, und zwar ſind in den Fällen, in denen die Gemeinden 
gleichzeitig mit der Zahlung von Kreisabgaben und von Beiträgen 
zur Landesſchulkaſſe oder Landesmittelſchulkaſſe im Rückſtande ſind, 
die Reichsſteueranteile der Gemeinden anteilmäßig einzubehalten, 
alſo ſo zu verteilen, wie ſich die beiden Arten von Rückſtänden in 
ihrer Höhe zueinander verhalten. Der einen Art ſoll vor der 
anderen kein Vorrecht zur Deckung der erhobenen Auͤſprüche ein- 
geräumt werden. 

Demgegenüber beſtimmt nun § 23 des Preuß. Ausführungs- 
geſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz vom 23. Oktober 1923/1. April 
1927 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 14. Mai 1927 (GS. 
S. 68) folgendes: 

„Die Landkreiſe dürfen die ihnen zur Weiterleitung an die 
Gemeinden (Gutsbezirke) überwieſenen Beträge aus der Reichs⸗ 
einkommen⸗, Körperſchafts⸗ und Umſatzſteuer nur in Höhe fälliger 
Kreisabgaben, ſoweit die einzelne Gemeinde (Gutsbezirk) mit der 
Zahlung im Rückſtand iſt, aufrechnen oder zurückbehalten; im 
übrigen iſt im Verhältniſſe zwiſchen Landkreiſen und kreis⸗ 
angehörigen Gemeinden (Gutsbezirken) eine Aufrechnung oder 
Zurückbehaltung ausgeſchloſſen.“ 
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End of Walter Lande Collection. 


